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Editorial
Einfluss

kulturelle bildung
Freizeitstress und Überfor-
derung durch kulturelle Bil-
dung? Wie sehr strapazieren 
wir unsere Kinder? Kulturelle 
Bildung um jeden Preis – zu 
welchem Preis? 
Seiten 7 bis 9

Ländersachen 
Musikland Niedersachen und 
Kulturkonvent in Sachsen-
Anhalt: Länder im Umgang 
mit ihrer Kultur. Was bedeu-
ten die Wahlen in Berlin und 
Mecklenburg für die Kultur? 
Seiten 10 bis 12

Vergänglichkeit
Im Schwerpunkt „Sterben 
und Tod“ setzen sich Exper-
ten aus unterschiedlichsten 
Bereichen mit kulturellen wie 
gesellschaftspolitischen Fra-
gestellungen auseinander. 
Seiten 18 bis 22

islam · kultur · politik
Wie leben muslimische Ju-
gendliche in Deutschland? 
Womit verbringen sie ihre 
Freizeit, wie sind sie organi-
siert? Wie werden sie gese-
hen und wahrgenommen? 
Beilage Seiten 1 bis 8

Kultur-Mensch
Udo Michallik

Weiter auf Seite 2
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Kulturberufe
Kunst ist, was Künstler 
machen. Einblicke, 
Hintergründe, Fallstricke 
und Tipps in Sachen 
Urheberrecht, Wert der 
Kreativität, Ausbildung u.a. 
Seiten 4 bis 7 
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Eine Gruppe von Sozialdemokraten 
hat vor Kurzem die Initiative „D64“ 

 gegründet. Die Mitglieder der Ini-
tiative gehören nach eigenen Anga-
ben der Generation C64 an, also der 
Generation, die Anfang der 1980er- 
Jahre ihre ersten Berührungen mit 
der digitalen Welt am legendären 8 
Bit-Heimcomputer Commodore 64 
gesammelt hat. Sie sind unzufrieden 
mit der Art, wie Deutschland und 
wohl besonders die Sozialdemokra-
tie mit dem Digitalen umgeht und 
sie wollen die Grundwerte Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität vor 
dem Hintergrund der Digitalisierung 
„aktualisieren“. Nicht viel anders se-
hen das die Initiatoren des ebenfalls 
im letzten Jahr gegründeten Vereins 
„Digitale Gesellschaft“, die aus dem 
grünennahen-Milieu stammen. Auch 
sie wollen netzpolitische Kampagnen 
initiieren. Diese beiden neuen Ver-
eine sind Beispiele einer politischen 
Veränderung, die nicht erst seit dem 
Erfolg der Piratenpartei in Berlin 
auch die etablierten Parteien erfasst 
hat. Die Netzpolitiker, so werden 
die Aktivisten in den Parteien fast 
ehrfürchtig genannt, sind durch und 
mit dem Internet und dem Computer 
sozialisiert. Im Deutschen Bundes-
tag wächst ihr Einfluss zusehends, 
auch weil die meist älteren anderen 
Abgeordneten, die aus der analogen 
Zeit stammen, zwar einen Computer 
nutzen und auch eine eigene Home-
page haben, aber im täglichen Leben 
mit der neuen digitalen Wirklichkeit 
merklich fremdeln. 

Die Netzpolitiker finden, dass wir, 
die Vertreter von Kulturverbänden, 
in der analogen Welt hängengeblie-
bene Lobbyisten von gestern sind, 
die die analogen Strukturen solange 
wie möglich am Leben halten wol-
len und damit dem Neuen merklich 
im Wege stehen. Der Eindruck ist ja 
auch vielleicht gar nicht so falsch. 
So haben wir uns als Kulturverbände 
gemeinsam erfolgreich gewehrt, als 
auf dem Parteitag von Bündnis 90/
Die Grünen Ende November des 
letzten Jahres massive Einschnitte ins 
Urheberrecht gefordert wurden. Nach 
unseren Protesten fordern die Grünen 
nicht länger eine Schutzfristverkür-
zung für urheberrechtlich geschützte 
Werke von heute 70 Jahre nach dem 
Tod des Künstlers auf fünf Jahre nach 
Erscheinen des Werkes, sondern es ist 
von einem Arbeitsprozess die Rede, 
an dessen Ende eine Verkürzung 
der Schutzfrist stehen soll. Als eines 
der zu prüfenden Modelle wird die 
Beschränkung der Schutzfrist auf 
die Lebenszeit der Urheber genannt. 
Ebenso ist jetzt im Beschluss die Rede 
davon, dass ein „Ausgleich zwischen 
den Interessen, Ansprüchen, persön-
lichen Verbindungen und Rechten der 
SchöpferInnen eines Werkes und den 

Interessen der kulturellen Teilhabe der 
Gesellschaft“ hergestellt werden muss. 
Es ist ein Fortschritt, dass die Grünen 
jetzt immerhin anerkennen, dass Ur-
heber Rechte an ihrem Werk haben. 

Dennoch, Bündnis 90/Die Grü-
nen untermauern mit ihrem auf dem 
Parteitag gefällten Beschluss, dass 
die Hauptzielrichtung ihrer Urhe-
berrechtspolitik nicht die Urheber, 
sondern die Nutzer sind, die kulturell 
teilhaben sollen. Wie sehr von Seiten 
der Nutzer gedacht wird, wird an der 
Formulierung zur angemessenen 
Vergütung für nicht-kommerzielle 
Nutzung im Netz deutlich. Hier soll 
eine Lösung gefunden werden, die 
den Zugang der Verbraucher zu 
urheberrechtlich geschützten Wer-
ken erleichtert, „ohne die Rechte 
der Urheber unverhältnismäßig zu 
beeinträchtigen“. Dass die Rechte 
der Urheber beeinträchtigt werden 
sollen, scheint für die Grünen eine 
ausgemachte Sache zu sein. 

Unser Erfolg ist, dass wir bei den 
Grünen erreicht haben, dass der 
Prozess hin zu einem geschwächten 
Urheberrecht verlangsamt wurde. 
Aufgehalten wurde er aber nicht! 

Die Netzpolitiker sind auf dem 
Vormarsch; nicht nur bei den Grünen. 
Sie bauen ihre Einflussmöglichkeiten 
kontinuierlich aus. Die Vereine „D64“ 
und „Digitale Gesellschaft“ sind dabei 
wichtige Einflusssphären wie auch 
das „Forschungsinstitut für Internet 
und Gesellschaft“ an der Humboldt-
Universität zu Berlin, das von Google 
initiiert und finanziert wird. 

Wir sollten mit diesen neuen 
Mitspielern intensiv diskutieren, um 
unsere Sichtweise deutlich zu ma-
chen, denn ein starkes Urheberrecht 
wird gerade in der digitalen Welt 
gebraucht.

Olaf Zimmermann, Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates, Heraus- 

geber von politik und kultur  

Mit der Kulturhoheit der Länder wer-
den alle Akteure, die sich im breiten, 
bunten und vielfältigen Bassin der 
Kultur tummeln, mal mehr, mal we-
niger stark im Rahmen ihrer Arbeit 
konfrontiert. Tonangebend für die 
Vertretung gemeinsamer Belange 
der Länder ist die Kultusminister-
konferenz (KMK), die ein zentraler 
Ansprechpartner auf Länderebene ist. 
Die KMK hat mit Udo Michallik seit 
Oktober 2011 einen neuen Gene-
ralsekretär, der durch seine Erfah-
rungen bestens für das kultur- wie 

bildungspolitische Parkett gerüstet 
ist. Michallik, der zuvor Staatssekre- 
tär im Ministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern war, kann 
auf eine langjährige Karriere in diesem 
Aufgabenbereich zurückblicken. Wir 
freuen uns auf einen anregenden und 
nachhaltigen Austausch zwischen der 
organisierten Zivilgesellschaft und der 
Interessenvertretung der Länder. 

Entzweiung der Moderne
Von Armin Nassehi

„Du sollst dir kein Bildnis noch 
irgendein Gleichnis machen, weder 
von dem, was oben im Himmel, noch 
von dem, was unten auf Erden, noch 
von dem, was im Wasser unter der 
Erde ist. Bete sie nicht an und diene 
ihnen nicht.“ (Exodus 20,1-5). Diese 
Anweisung aus dem 2. Buch Mose 
schließt zweierlei aus: eine Einheit 
von Religion und Kunst, und eine 
Kulturalisierung des Religiösen. 

Es schließt die Einheit von Religion 
und Kunst aus, weil man sich in 

der Kunst stets ein Bild macht, die 
Welt verdoppelt, sie in einer alterna-
tiven Variante zum Ausdruck bringt. 
Und es schließt die Kulturalisierung 
der Religion aus, wenn man darunter 
versteht, dass etwas dann zur Kultur 
wird, wenn es unterschieden werden 
kann. Formen werden zu kulturellen 

Formen, wenn sie als anders mögliche 
Formen thematisiert werden. Kultur 
und Kulturen kommen letztlich nur 
im Plural vor. Etwas wird zur Kultur, 
wenn deutlich wird, dass es auch 
anders sein könnte. Um es technisch 
auszudrücken: wenn nicht einfach 
kommuniziert wird, sondern wenn 
über Kommunikation kommuniziert 
wird. Auch dafür muss man sich ein 
Bild machen, weil Religion verdoppelt 
werden muss, um zur Kultur werden 
zu können. Das Bilderverbot hatte 
den Funktionssinn, unsichtbar zu 
machen, dass Religiöses zumindest 
in ihren Formen Menschenwerk ist.
Wie wir wissen, hat sich die nachfol-
gende Religions- und Gesellschafts-
geschichte nicht an diese Anweisung 
gehalten. Die Kunst, wie wir sie 
kennen, hat sich historisch mit und 
in Reibung zu religiöser Erfahrung ge-

bildet, was wir vor wenigen Wochen 
im Advent überall hören konnten. 
Etwa die Arie „Bereite Dich, Zion, mit 
zärtlichen Trieben“ aus dem Weih-
nachtsoratorium (ich höre sie gerade, 
während ich dies schreibe) ist ein 
besonders schönes Beispiel für diese 
Synthese. Das Beispiel ist besonders 
„schön“, weil es einerseits tatsächlich 
besonders schön ist, andererseits 
aber auch schön zeigen kann, wie 
die Verbürgerlichung des Religiösen 
insbesondere im 19. Jahrhundert 
zugleich zu seiner Kulturalisierung 
beigetragen hat. Und wenn ich beim 
Schreiben dieses Beitrags Anfang 
Dezember das Weihnachtsoratorium 
höre, gehöre ich zu jenen Liebhabern, 
gegen die Adorno Johann Sebastian 
Bach verteidigen musste, weil es 
keinen richtigen Kunstgenuss im 
falschen Leben geben kann. Auch 
Kunst verliert ihre Authentizität, 
wenn sie zur Kultur wird – in diesem 
Fall als die bürgerliche Inszenierung 
„Weihnachten“ als kultureller Form, 
der Thomas Mann im Weihnachts-
kapitel der „Buddenbrooks“ ein 
Denkmal gesetzt hat. Spätestens jetzt 
lässt sich „Bereite Dich, Zion!“ nicht 
mehr als Kunst und nicht mehr als 
Religion erleben – weil es zur Kultur 
geworden ist.

Religion und Kultur haben beide 
eine merkwürdige Karriere hinter 
sich. Religion und Kultur galten für 

intervention von David LaChapelle aus der Serie „Jesus is my Homeboy“
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die Selbstbeschreibungen der Moder-
ne als Einheitschiffren, als Kräfte, die 
die Mannigfaltigkeit der Welt zusam-
mengehalten haben – oder zusam-
menhalten sollten. Religion entdeckte 
sich selbst als Religion erst dort, wo 
sie zu einer Funktion unter anderen 
ausdifferenziert wurde und deshalb 
den Anspruch aufs Ganze erst stellen 
konnte, als dieser letztlich unrealis-
tisch geworden ist. In frühen Theorien 
der Moderne lässt sich das schön 
nachverfolgen. Emile Durkheims Idee 
von der Religion als der „conscience 
collective“ der Gesellschaft ermög-
lichte es erst, die Zerrissenheit der 
Moderne auf den Begriff zu bringen – 
als Verlustdiagnose nämlich. Die Ent-
zweiungen der Moderne erschienen 
als Entzweiungen besonders plausi-
bel, so lange man sie an der Vergan-
genheitsprojektion einer einheitlichen 
Gesellschaft scharf stellen konnte, als 
die die Vormoderne gerne fantasiert 
wurde. Und ähnlich verhält es sich mit 
der Kultur. Der Kulturbegriff musste 
zweierlei leisten: Er konnte einerseits 
den sicheren Boden all unserer Pra-
xisformen auf den Begriff bringen, 
indem man die Kultur einer Region, 
einer Nation, einer Lebensweise auf 
den Begriff bringen konnte. Kultur war 
gewissermaßen der unsichtbare Takt-
geber unseres Handelns, aufgehoben 
in unserer Sprache, in Traditionen, in 
den Künsten, in dem Hergebrachten 
und den Selbstverständlichkeiten, die 

Entzweiung der Moderne

uns ausmachen. Paradoxerweise aber 
sind wir erst auf die Kultur gestoßen, 
als sie diese Sicherheit nicht mehr 
leisten konnte – denn nun wurde der 
sichere Boden beschrieben und war 
nicht mehr sicher. Der amerikanische 
Soziologie Talcott Parsons hat die 
Funktion der Kultur als Latenzfunk-
tion bezeichnet – sie wirkt, wenn und 
soweit man ihre Bedingungen nicht 
thematisiert. Aber wenn man das 
registriert, kann man vergleichen – 
und letztlich daran anschließend be-
scheinigt Niklas Luhmann der Kultur 
einen „Geburtsfehler der Kontingenz“. 
Spätestens dann, wenn man auf die 
Kultur gestoßen wird, verliere sie ihre 
identitätsstiftende Kraft, weil man nun 
vergleichen kann. Eine Religion oder 
Konfession wird dann schlicht zur 
anderen Version einer anderen Ver-
sion. Das biblische Bilderverbot war 
nach diesem Verständnis nicht nur 
das Verbot, den Gott oder die Götter 
darzustellen und sie anthropomorph 
erscheinen zu lassen, es war auch ein 
Kulturverbot, das vermeiden sollte, 
andere Versionen der Welt in die Welt 
zu setzen. Seit dieses Verbot nicht 
mehr gilt, wird Religion zur Kultur.

Empirisch bedeutet das dann 
aber keineswegs den Zusammen-
bruch von Sicherheiten, Identitäten 
und sagbaren Sätzen – im Gegenteil. 
Wie wir aus empirischen Befunden 
wissen, ist diese Kulturalisierung des 
Religiösen keineswegs nur eine ab-
strakte Größe, mit der man intellek-
tuell das Spiel der Zeichenuniversen 
rekonstruieren oder poststruktura-
listisch Identitäten dekonstruieren 
kann, zumeist mit dem Gestus, am 

Ende durch die Dekonstruktion zu 
einer authentischeren Kritik der 
Authentizität zu kommen. Hier setzt 
sich jene Haltung fort, mit der Ador-
no Bach gegen Liebhaber wie mich 
verteidigen musste: das Vergebliche 
aller Überwindung der Verdoppelung 
der Welt durch ihre ästhetischen For-
men zu suchen. Ich höre inzwischen 
übrigens gemäß der durchgängigen 
Lichtmetaphorik des Weihnachtso-
ratoriums die Arie „Erleucht auch 
meine finstre Sinnen“. Das passt gut.

Was die besagten empirischen 
Befunde zeigen, ist eher, dass sich die 
finsteren Sinne dadurch erleuchten, 
dass das religiöse Erleben sich aus 
dem Fundus der kulturellen Formen 
bedient und darin dem strengen Ver-
gleich dadurch listig entgeht, dass sich 
all das sagen lässt. Es lassen sich der 
Dalai Lama und Jesus Christus ebenso 
kombinieren wie Wiedergeburtslehren 
mit dem Auferstehungsglauben. Und 
jeder kann sagen, dass er sich seinen 
persönlichen Gott konstruieren kann, 
ohne dass das wirklich unter Blasphe-
mieverdacht geriete. In der bürger-
lichen Gesellschaft durfte auch jeder 
sein eigenes Gottesverhältnis haben, 
aber es hielt sich an jene kulturellen 
Formen, die dafür vorgesehen waren. 
Entscheidend ist jetzt nur noch, dass 
sich die Dinge authentisch sagen 
lassen, und so führt die Kulturalisie-
rung des Religiösen dazu, dass jene 
bürgerlichen Strategien konsistenter 
Entwürfe, konfessioneller Identitäten 
und der Kontingenzbewältigung 
durch Organisationsmitgliedschaft 
in einer Kirche nicht mehr nötig sind, 
um zu sagbaren Sätzen zu kommen. 

Man kann dann unbefangener mit 
den kulturalisierten Formen des Reli-
giösen umgehen – und registriert den 
„Geburtsfehler der Kontingenz“ gar 
nicht mehr.

Es ist diese Unbefangenheit, die 
das Verhältnis von Religion und Kultur 
heute ausmacht. Die Kulturalisierung 
alles Kulturellen will heißen: Die Auf-
hebung aller bürgerlichen Schranken 
für die Sagbarkeit der Welt erzeugt 
nicht mehr bürgerliche Autoren von 
Argumenten, sondern authentische 
Sprecher, deren Identität nicht mehr 
davon abhängig ist, sich gegen andere 
Formen abzugrenzen, sondern letzt-
lich in Ruhe gelassen zu werden. Die 
Kulturalisierung der Kultur signiert 
alles mit Kontingenz – und hebt diese 
dadurch auf, dass letztlich alles unbe-
fangen gesagt werden kann. Das macht 
es der Religion leichter, in andere kul-
turelle Formen eindringen zu können.

Es ist eine Unbefangenheit, die 
religiöse Formen selbst aus dem 
konfessionellen Kontext entlässt und 
für kulturelle Formen freigibt. Ich will 
das an zwei Beispielen verdeutlichen. 
Joseph Beuys’ „Für Fußwaschung“ von 
1977, ein schlichtes Behältnis, in dem 
noch das Herstelleretikett klebt, dient 
ihm als „Zeichenhandlung“ für eine 
„religio“, die vor allem eine Selbstbin-
dung ist. Entscheidend ist aber, dass 
Beuys in Interviews dazu sich tatsäch-
lich am Christusereignis abarbeitet 
und letztlich mit Rekurs auf die bür-
gerliche Funktion der Religion an der 
Zeichensprache des Allgemeinen und 
Gleichnishaften hängt. Der Mensch 
müsse, so Beuys in einem Interview 
dazu, „das einmal durchmachen, 

was Christus selbst durchgemacht 
hat. Er muss erst einmal auf der Erde 
ankommen“ – verbunden mit einer 
Kritik an der „orientalischen Liturgie 
der Kirche“, die eben nur Form ist, 
nicht authentisches Erleben.

Weit weg von solchem Abarbeiten 
am bürgerlichen Religionserleben 
mein zweites Beispiel: Die Fotoserie 
„Jesus is my Homeboy“ von David 
LaChapelle, der Jesusfiguren in über-
stilisierten Alltagssituationen ameri-
kanischer Großstadtszenen auftreten 
lässt. Wie religiöse Figuren in heutigen 
kulturellen Kontexten auftreten, lässt 
sich hier schön sehen. Die Bilder sind 
weder „religiös“, noch haben sie auch 
nur die Chance, blasphemisch zu sein. 
Und sie für ironisch zu halten, würde 
unterschätzen, wie sich heute kultu-
relle Formen authentisch darstellen.

Arbeitete sich Beuys noch am Fun-
dus des bürgerlichen Bedeutungskos-
mos ab, wird hier das Erleben selbst 
ästhetisiert. Dass das Religiöse in die 
Kultur eindringt, ist eine Folge ihrer 
eigenen Kulturalisierung – im Sinne 
der Etablierung authentischen Erle-
bens, das sich nicht an Totalitäten 
abarbeitet, sondern nur noch an sich 
selbst. Vielleicht müsste das Weih-
nachtsoratorium, das ich während 
des Schreibens gehört habe, heute 
in der Kulisse von LaChappelles Bil-
dern aufgeführt werden, damit Bach 
nicht mehr gegen seine Liebhaber 
verteidigt werden muss. Nur Ador- 
no würde das auch nicht gefallen.

Der Verfasser ist Professor für Sozi-
ologie an der Ludwig-Maximilians-

Universität München 
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Dialog lohnt sich
Von der Zuschussrente zur Rentenversicherung für Selbstständige • Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Im September 2011 läutete Bun-
desarbeitsministerin von der Leyen 
den Rentendialog ein. Das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 
hatte in verschiedenen Runden 
Verbände aus unterschiedlichen 
Bereichen eingeladen und seinen 
Vorschlag zur Zuschussrente vorge-
stellt und diskutiert. Die Zuschuss-
rente sollte, so die ausdrückliche 
Aussage des Ministeriums, denje-
nigen, die ihr Leben lang gearbeitet 
und privat vorgesorgt haben und 
dennoch nur eine geringe Rente 
erhalten, ihre Rente auf 850 Euro 
aufstocken.

In der Ausgabe 6/2011 von politik 
und kultur haben wir das Modell 

der Zuschussrente vorgestellt. Rai-
ner Fuchs, Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS), hat er-
läutert, dass für in der Künstlersozi-
alversicherung versicherte Künstler 
und Publizisten die Zuschussrente 
eine Chance wäre, eine höhere Rente 
zu erhalten, sofern die Bedingungen 
angepasst werden. Wir haben uns 
als Autoren mit den Schwächen des 
Modells auseinandergesetzt. 

Der Sprecherrat des Deutschen 
Kulturrates hat im Dezember 2011 in 
einer Stellungnahme unterstrichen, 
dass die Einführung einer Zuschuss-
rente im Grundsatz zwar begrüßt 
wird, jedoch noch zahlreiche Fragen 
zu klären seien. So stellt sich für in 
der Künstlersozialversicherung ver-
sicherte Künstler und Publizisten das 
Problem, dass sie die erforderlichen 
Beitragszeiten kaum erreichen kön-
nen, da freiberufliche Künstler und 
Publizisten erst seit dem Jahr 1983 
in das System der gesetzlichen So-
zialversicherung einbezogen sind. 

Auch mahnte der Deutsche Kultur-
rat an, dass generell Lösungen für 
Selbstständige in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gesucht werden 
sollten. Selbstständigkeit ist sehr oft 
kein Lebensmodell, sondern Zeiten 
der Selbstständigkeit wechseln mit 
denen abhängiger Beschäftigung 
und somit wird keine durchgängige 
Rentenbiografie erreicht.

Am 7. November 2011 führte 
das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales ein Fachgespräch im 
Rahmen des Rentendialogs durch. 
Das Modell der Zuschussrente er-
fuhr dort wenig Zustimmung, umso 
energischer wurde eingefordert, 
Lösungen bei der Alterssicherung 
von Selbstständigen zu finden. Da-
bei wurde zum einen auf die So-
lo-Selbstständigen verschiedener 
Branchen abgehoben, zum anderen 
verdeutlicht, dass Selbstständig-Sein 
heute nicht automatisch bedeutet, 
ausreichend zu erwirtschaften, um 
eine private Alterssicherung zu ge-
währleisten. 

Im 14. Dezember 2011 lud das 
Bundesarbeitsministerium erneut 
zum Rentendialog und festzustellen 
war, dass die Kritik offenkundig ge-
fruchtet hat. Die zuständige Staats-
sekretärin Annette Niederfranke 
stellte zwar zunächst noch einmal 
das Modell der Zuschussrente vor 
und erläuterte die zwischenzeitlich 
erwogenen Veränderungen. So ist 
kein eigenes Sozialgesetzbuch mehr 
für die Zuschussrente geplant, son-
dern sie soll, wenn sie denn kom-
men sollte, im Sozialgesetzbuch 6, 
Gesetzliche Rentenversicherung, 
verankert werden. Deutlicher als 
zuvor wurde ausgeführt, dass es sich 
um eine Versicherungs- und keine 

Fürsorgeleistung handeln soll. Das 
Ministerium ließ keinen Zweifel da-
ran, dass die deutliche Kritik von den 
verschiedenen Interessengruppen 
den Ausschlag gegebenen hat, das 
Modell der Zuschussrente intern auf 
den Prüfstand zu stellen. 

Gesetzliche  
Rentenversicherung für  

Selbstständige

Interessant wurde es allerdings als 
von Seiten des BMAS die Überle-
gungen zur Einbeziehung von Selbst-
ständigen in die gesetzliche Ren- 
tenversicherung vorgestellt wur- 
den. 

Diese Fragestellung war, wie ge-
sagt, von verschiedenen Verbänden 
aber auch Fachwissenschaftlern im 
Rentendialog angesprochen worden. 
Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales plant daher, Selbst-
ständige in die gesetzliche Renten-
versicherung einzubeziehen. Damit 
werden folgende Ziele verfolgt:
·· die einzelnen Selbstständigen sol- 
len für das Alter abgesichert werden,

·· es soll weniger Fehlanreize für 
Schein-Selbstständigkeit geben,

·· die Versicherten erhalten eine 
durchgängige Rentenversiche-
rungsbiografie, das ist besonders 
wichtig mit Blick auf den häufig 
anzutreffenden Wechsel zwischen 
selbstständiger und abhängiger 
Beschäftigung,

·· die Selbstständigen erhalten einen 
Zugang zur steuerlich geförderten 
privaten Vorsorge wie den soge-
nannten Riester-Verträgen,

·· das deutsche Sozialversicherungs-
system würde sich dem anderer 
europäischer Länder annähern, 

hier hat Deutschland derzeit einen 
Sonderstatus, weil es anders als 
die anderen europäischen Län-
der Selbststständige nicht in die 
gesetzliche Rentenversicherung 
einbezieht.

Überlegt wird derzeit noch, ob 
eine Opting-Out-Klausel eingeführt 
werden sollte, die Selbstständigen, 
die über eine adäquate Alterssiche-
rung verfügen, erlaubt, sich nicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
zu versichern. Bei einer solchen 
Klausel wäre erforderlich, festzulegen 
und wiederholt zu prüfen, wie eine 
adäquate Alterssicherung aussieht.

Die bestehenden Alterssiche-
rungssysteme für Selbstständige, wie 
die Alterssicherung für Landwirte oder 
auch die berufsständischen Versor-
gungswerke zum Beispiel für Rechts-
anwälte, sollen erhalten bleiben.

Künstlersozialversiche-
rung bleibt

Auf unsere Nachfrage wurde be-
stätigt, dass ebenso die bestehen-
de Künstlersozialversicherung als 
Sondermodell der gesetzlichen 
Sozialversicherung für Selbststän-
dige nicht angetastet werden soll. 
Das bedeutet für den Kultur- und 
Medienbereich, dass das funktio-
nierende System der gesetzlichen 
Sozialversicherung für freiberufliche 
Künstler und Publizisten erhalten 
bleibt. Zugleich wird es weiteren 
selbstständigen Berufsgruppen 
des Kultur- und Medienbereiches 
eine Alterssicherung innerhalb des 
gesetzlichen Systems ermöglichen. 
Dieses wird für viele Selbstständige 
der Kultur- und Medienbranche eine 
spürbare Verbesserung ihrer Alters-

sicherung bedeuten. – Abgesehen 
davon, dass dadurch das System der 
gesetzlichen Sozialversicherung ins-
gesamt gestärkt werden wird.

Jetzt gilt es eine Reihe von Fragen 
zu beantworten, dazu gehören unter 
anderem Fragen:
·· des Übergangsrechts für Selbst-
ständige, die ein bestimmtes Alter 
erreicht haben, 

·· der Bemessungsrundlage für den 
Beitrag,

·· des Umgangs mit schwankenden 
Einkommen,

·· der Beitragszahlung in der Exis
tenzgründungsphase,

·· des Umgangs mit Selbstständigen, 
die nur ein sehr geringes Einkom-
men haben,

·· des Beitragseinzugs.
Auch muss die Einführung einer 

gesetzlichen Rentenversicherung für 
Selbstständige verfassungsrechtlich 
geprüft werden.

Trotz vieler offener Fragen plant 
das Bundesarbeitsministerium noch 
in dieser Legislaturperiode die Al-
terssicherung für Selbstständige auf 
den Weg zu bringen. Die gesetzliche 
Rentenversicherung würde damit 
im 21. Jahrhundert ankommen. Die 
Politik der Bundesregierung, und 
die ihrer Vorgänger, die Selbststän-
digkeit zu fordern und zu fördern, 
würde mit der Einbeziehung von 
Selbstständigen in die gesetzliche 
Rentenversicherung endlich sozial-
politisch untermauert werden. Die 
Zeit dafür ist reif.

Olaf Zimmermann ist Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrates. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 

Kulturrates 
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Kunst braucht Muße – Kunstausbildung  Zeit

Kompromisslos für die Kunst
Die Kunstakademie Düsseldorf • Von Dietrich Koska

Die Kunstakademie Düsseldorf 
ist seit ihrer Gründung im Jahre 

1773 eine Akademie der Künstler. 
Dies bedeutet nichts weniger, als dass 
bei ihr immer die Freiheit der Kunst in 
den Mittelpunkt gestellt wird und an 
diesem Maßstab alle Entscheidungen 
gemessen werden. Das muss man 
sich aber auch leisten können.

Die Kunstakademie hat ihr Studi-
enangebot nicht auf das Bachelor-/
Mastersystem umgestellt, sondern 
bietet weiterhin den „Akademiebrief“ 
als Studienabschluss an. Trotz einer 
Regelstudienzeit von zehn Semestern 
existiert in der Studienordnung keine 
Pflicht, in einer bestimmten Zeit zum 
Abschluss zu kommen. Ein Studium 
der freien Kunst braucht seine Zeit, die 
sich nicht pauschal vorschreiben lässt. 

Im Studium muss es um die Ent-
wicklung einer eigenen künstle-
rischen Persönlichkeit gehen, nicht 
vornehmlich um eine technische 
Ausbildung mit Kursen oder Schei-
nen. Ziel des Studierenden ist es, 
„sein“ Thema zu finden, das ihn 
antreibt. Hierzu gehört das Experi-
ment, das Ausprobieren – inklusive 
Irrwegen. Solch ein Prozess lässt sich 
nicht in „Creditpoints“ abbilden. 
Dieser Weg muss geschützt werden, 
nur allzu leicht wird die Suche durch 
das erste verkaufte Bild, durch die 
erste Einladung eines Kurators zu 
einer Ausstellung in Gelsenkirchen 
abgebrochen. Damit ist noch nichts 
erreicht. Andererseits darf die Aka-
demie auch kein Elfenbeinturm sein, 
wie sie es vielleicht gelegentlich war. 

Der Lösungsvorschlag dazu ist das 
Vertrauen in die Funktionsfähigkeit 
des Systems Künstlerklasse. Die Stu-
dierenden schließen sich nach dem 
ersten sogenannten Orientierungs-
jahr einer der von einer Künstlerin 
(derzeit unter anderem Katharina 

Fritsch, Rosemarie Trockel und Ka-
tharina Grosse) oder einem Künstler 
(wie etwa Tony Cragg, Peter Doig oder 
Andreas Gursky) geleiteten 27 Klassen 
an. Darin sind Studierende unter-
schiedlichster Entwicklungsstufen 
zur aktiven Diskussion und Kritik der 
künstlerischen Arbeit verbunden. Da 
es hier immer um die eigene, künstle-
rische Persönlichkeit geht, ist dies ein 
absoluter Schutzbereich, der keinerlei 
fremde Einflussnahme verträgt. Wird 
diese, zum Beispiel durch Gastbe-
suche von Künstlerfreunden oder 
Ausstellungen gewünscht, so ergibt 
sich das stets aus der Klasse selbst. 

Auch die Präsentation beim so-
genannten „Rundgang“ liegt völlig 
in der Hand der Klassen. In der 
Grundfunktion dient er dazu, die 
Arbeit innerhalb des Hauses ken-
nen zu lernen, sich bei den anderen 
Klassen umzuschauen. Trotzdem ist 
dieses Ereignis auch Ausdruck der 
Kunstbegeisterung im Rheinland, 
welche den Rundgang alljährlich mit 
40.000 Besuchern in einer Woche zur 
erfolgreichsten Ausstellung junger 
Kunst macht (übrigens komplett 
ohne Marketingaktivitäten). Dies 
funktioniert aber nur, da die Kunst
akademie Düsseldorf auf keine Quote 
angewiesen ist, es geht immer um die 
Entwicklung der derzeit 575 Studie-
renden. Dadurch bleibt es eine wohl-
tuend authentische Veranstaltung. 

Am Ende dieses Studiums steht 
eine Persönlichkeit, die es gelernt 
hat, eine Position zu beziehen, eine 
Haltung künstlerisch umzusetzen. Es 
besteht ein künstlerischer Kern, der 
sich nach unserer festen Überzeu-
gung nur durch das freie Experiment 
bilden kann, wozu an der Akademie 
die Voraussetzungen auch durch die 
Theorie geschaffen werden müs-
sen. Nur darum muss es gehen, das 

Studium darf von diesem Ziel nicht 
durch Randaktivitäten ablenken, 
denn diese kostbare Freiheit wird nie 
wieder so sein. 

Dass diese Haltung der Institution 
Kunstakademie so durchgehalten 
werden kann ist Verdienst der zahl-
losen erfolgreichen Absolventen. Die 

Kunstakademie Düsseldorf hat in der 
Nachkriegszeit mehrfach weltweit 
die Kunst entscheidend beeinflusst, 
statt aller sei hier nur Beuys genannt. 
Diese lange Erfolgsgeschichte hat 
der Akademie zu einer Position ver-
holfen, die sie unabhängig macht. 
Auch lässt sich argumentieren, dass 
die Steuerzahlungen einiger erfolg-
reicher Absolventen ohnehin den 
Landeszuschuss von zehn Millionen 
Euro locker übersteigen. Aus dieser 
Stärke heraus konnte letztlich in NRW 
ein Kunsthochschulgesetz entstehen, 
welches den Kunst- und Musikhoch-
schulen die Freiheit für Sonderwege 
sichert. Davon profitieren alle Hoch-
schulen. Entscheidend ist jedoch, 
dass dies auch aktiv genutzt wird. 
Dies geschieht gerade bei der Neuge-
staltung des Lehramtsstudiums, wo 
es den freien künstlerischen Gehalt 
mindestens zu sichern gilt.

Ebenso hat die Akademie stets 
auf Studiengebühren verzichtet, 
denn ein Kunststudium ist durch die 
professionell teuren Materialien sehr 
kostspielig. Müssten die Studierenden 
auch noch für die Studiengebühren 
arbeiten, so hätten sie weniger Zeit für 
ihre künstlerische Arbeit. Im Interesse 
der Qualität konnten daher bestimmte 
zusätzliche Dinge nicht angeboten 
werden. Im Zuge der Abschaffung der 
Studiengebühren profitiert die Kunst-
akademie jedoch von der mutigen 
Entscheidung der Landesregierung 
in NRW, die Mittel zur Qualitätsver-
besserung unter allen Hochschulen 
gerecht zu verteilen. Hier kann nun 
Einiges qualitätssteigernd verwirklicht 
werden, ohne zuvor die Qualität des 
Studiums beeinträchtigt zu haben. Wir 
konnten es uns leisten.

Der Verfasser ist Kanzler der 
Kunstakademie Düsseldorf 

Den Wert der Kreativität in Heller und Pfennig bemessen 
Gabriele Schulz im Gespräch mit Gerhard Pfennig

Ende 2011 schied Gerhard Pfennig 
als geschäftsführendes Vorstands-
mitglied aus der VG Bild-Kunst aus. 
Er hat die Verwertungsgesellschaft 
für Künstler, Fotografen und Filmur-
heber in den vergangenen fast vier-
zig Jahren entscheidend mitgeprägt. 
Im Interview mit Gerhard Pfennig 
fragt Gabriele Schulz nach, warum 
die VG Bild-Kunst vergleichsweise 
spät gegründet wurde, worin die 
Anfangsschwierigkeiten bestanden 
und was die zukünftigen Herausfor-
derungen für diese Verwertungsge-
sellschaft sein werden.

politik und kultur: Die VG Bild-Kunst 
wurde im Vergleich zu den ande-
ren deutschen Verwertungsgesell-
schaften relativ spät gegründet. Wo- 
ran liegt das?
Gerhard Pfennig: Auslösendes Er-
eignis war der Schriftstellerkongress 
Ende der 1960er Jahre, bei dem das 
„Ende der Bescheidenheit“ ausge-
rufen wurde. Die Autoren waren die 
ersten, die für ihre Rechte eintraten 
und eine angemessene Beteiligung 
an den Erlösen aus der Verwertung 
ihrer Werke einforderten. Im Jahr 1971 
fand dann ein Kongress der Bildenden 
Künstler in Frankfurt/Main statt. Ähn-
lich dem Schriftstellerkongress, bei 
dem so bekannte Künstler wie Hein-
rich Böll das Wort ergriffen, haben sich 
auch beim Künstlerkongress bekannte 
Künstler wie zum Beispiel HAP Gries-
haber und andere deutlich artikuliert. 
Sie haben ebenfalls laut und ver-
nehmlich gesagt, dass sie ihre Rechte 
wahrnehmen wollen. Es ging um die 
Stärkung des Selbstbewusstseins der 
Künstler, die sich aus ihrer Rolle der 
malenden Hofnarren befreien und 
als Urheber ernst genommen werden 

wollten. Es waren sehr viele, sehr po-
litisch engagierte Menschen, wie der 
kürzlich verstorbene Anatol Buchholtz 
oder auch Hans-Peter Alvermann. In 
diesem gesamten Kontext wurde die 
VG Bild-Kunst in dem Künstleratelier 
von Paul Rötger in Frankfurt von eini-
gen Juristen und Künstlern gegründet. 
Ziel war es, Erlöse aus dem Folgerecht 
und der Nutzung von Bildern in Bü-
chern zu generieren. Es war daher 
auch nicht verwunderlich, dass wenig 
später im Börsenblatt des deutschen 
Buchhandels nachzulesen war, dass 
VG Bild-Kunst so überflüssig sei wie 
ein Kropf. Das war verständlich, 
weil die Verlage bis dahin für Kunst-
abbildungen nichts bezahlt hatten. 
Neben den Verlagen haben aber auch 
manche Galeristen massiv gegen die 
VG Bild-Kunst geschossen und den 
Künstlern, die Mitglied der VG Bild-
Kunst waren, gedroht, sie nicht mehr 
zu vertreten.
puk: Waren die Filmurheber von 
Beginn an vertreten?
Pfennig: Die Filmurheber haben 
die Verwertungsrechte erst 1985 
nach der Urheberrechtsreform stel-
len können. In den Anfangsjahren 
waren es nur bildende Künstler. 
Etwas später gründete sich, von den 
Bildagenturen und dem Deutschen 
Journalistenverband ausgelöst, eine 
zweite Bildkunst für Fotografen und 
Designer in München. tografen und 
Designer in München. 
puk: Wie kamen Sie zur VG Bild-
Kunst?
Pfennig: Ich war damals Student, 
nach meinem ersten Jura-Examen 
nicht ausgelastet und suchte einen 
Job. Da bot mir jemand im Namen 
des neu gewählten Vorstands des 
Bundesverbands Bildender Künstler 

(BBK) an, Rechtsliteratur über bil-
dende Kunst auszuwerten. Als ich 
diesen Job angenommen hatte, stellte 
ich fest, dass ich soeben zum Bun-
desgeschäftsführer dieses Verbands 
avanciert war. Im Nachhinein erfuhr 
ich, dass man mir das eigentliche 
Anliegen nicht so deutlich angetra-
gen hatte, weil meine Ablehnung 
befürchtet wurde. Mein Vorgänger 
war Mitglied der Deutschen Kommu-
nistischen Partei (DKP) und im BBK 
politisch nicht mehr erwünscht. Ich 
bin dann zu ihm gefahren, habe mir 
die vorhandenen fünf Aktendeckel 
und einen Eingangsstempel geholt 
und in meinem Studentenzimmer 
eine Geschäftsstelle eingerichtet. 
Das war im Jahr 1973. Im Zusam-
menhang der BBK-Arbeit stellte sich 
neben vielen anderen Aspekten auch 
die Bild-Kunstthematik, die mir neu 
war. Urheberrecht wurde seinerzeit 
an den Universitäten, außer in Mün-
chen, nicht gelehrt. 

Die VG Bild-Kunst funktionierte in 
den Anfangsjahren gar nicht. Als ich 
dann 1975 bei der VG Bild-Kunst als 
Vorstands- Stellvertreter anfing, stieß 
ich nur auf Ablehnung. Der Kunst-
handel hasste die Bild-Kunst, weil er 
das Folgerecht nicht bezahlen wollte, 
die Verleger mochten sie nicht, weil 
sie die Reproduktionsrechte nicht 
bezahlen wollten und die Künstler 
unterstützten sie kaum, weil sie 
Angst hatten vor den Kunsthändlern 
und Verlegern. Letztlich war es nur 
ein kleines Häufchen Aufrechter um 
Grieshaber und Buchholtz-Vostell, 
Rune Mields, die Beckmann-Erben, 
die überhaupt hinter der VG Bild-
Kunst standen. Zusätzlich mussten 
eine Reihe von Musterprozessen 
geführt werden. 

Als ich im Jahr 1978 mit meinem 
Referendariat fertig war, hat man 
mir angeboten, die VG Bild-Kunst zu 
professionalisieren. Ich habe mich 
auf dieses Abenteuer eingelassen 
und saß am Anfang in einer Drei-
zimmerwohnung. In einem Zimmer 
saßen BBK und die Internationale 
Gesellschaft der Bildenden Künstler 
(IGBK), im anderen der Kunstfonds 
und im dritten die VG Bild-Kunst.
puk: Ende der 1970er-Jahre war eine 
Zeit des Aufbruchs, was die soziale 
Lage der Künstler angeht. Ich denke 
zum Beispiel an den Autorenreport 
oder den Künstlersozialreport.
Pfennig: Das stimmt. Der Auto-
renreport und der Künstlerbericht 
lieferten die theoretische Basis. Hier 
wurde die beklagenswerte soziale 
Lage der Künstler aufgezeigt, und 
darauf haben sich Bundestag und 
-regierung des Themas angenom-
men. Die bereits erwähnten Prozesse 
der Bild-Kunst gehören in diesen 
Kontext. Es war insgesamt eine erbit-
terte Auseinandersetzung zwischen 
Künstlern und Verwertern. Nach 
ersten Erfolgen der VG Bild-Kunst vor 
Oberlandesgerichten und dem Bun-
desgerichtshof wurde die Lage für 
den Kunsthandel ernst. Schließlich 
wurde in den Jahren 1981/82 die Aus-
gleichsvereinigung Kunst gegründet, 
die eine pauschalierte Abgeltung von 
Folgerecht und Künstlersozialabgabe 
ermöglichte. Diese Einigung, die 
im politischen Raum herbeigeführt 
wurde, hatte den großen Vorteil, dass 
ein gesellschaftlicher, wirklich sehr 
belastender Streit beendet wurde 
und eine Zusammenarbeit zwischen 
den Verbänden der Künstler und des 
Kunsthandels ermöglicht wurde. Das 
hat letztlich dazu geführt, dass im neu 

gegründeten Kunstrat, der Sektion für 
Bildende Kunst im Kulturrat, Verwer-
ter- und Künstlerverbände an einem 
Strick gezogen haben. 

Die gesamte Arbeit wurde zu der 
Zeit vor allem aus der Bibliothekstan-
tieme finanziert. Die vorhandenen 
Mittel, die noch durch einen Kredit 
aufgestockt werden mussten, wurden 
nahezu vollständig von den Prozes-
sen aufgefressen. Dann wendete sich 
glücklicherweise das Blatt. Dank der 
1982 eingeführten Fotokopierabgabe 
konnten mehr Mittel für die Bildur-
heber generiert werden, die auch 
ausgeschüttet werden konnten. In 
diesem Zusammenhang fusionierten 
dann die beiden anfangs bestehen-
den Geschäftsstellen und es gab die 
VG Bild-Kunst nur noch in Bonn. Aus 
dem Drei-Zimmer-Büro wurde 1982 
ein Haus in der Poppelsdorfer Allee 
in Bonn.

In dieser Zeit entwickelte sich 
auch das Interesse der Filmurheber 
an einer Beteiligung an der Vergü-
tung für Mitschnitt von Filmen. Es 
entstand die Berufsgruppe 3 der VG 
Bild-Kunst, in der die Filmurheber 
und -produzenten organisiert sind. 
Gleichzeitig wurde bei der Verwal-
tung der Fotokopiererlöse mit der VG 
Wort eine Lösung gefunden, nach der 
diese nur die Texte und wir die Bilder 
verwalteten. Die VG Bild-Kunst hat 
sich in diesem Zusammenhang für 
die Bildverleger geöffnet und mit 
ihnen endgültig Frieden geschlossen. 
puk: Würden Sie sagen, dass Mitte 
der 1980er-Jahre die Aufbauarbeit 
der VG Bild-Kunst beendet war, we-
sentliche Konfliktpunkte aus dem 

Weiter auf Seite 5



politik und kultur  ·  Jan. – Feb. 2012  ·  Seite 5kulturberufe

Weg geräumt waren und dann eine 
Art Konsolidierung eingetreten ist?
Pfennig: Ja. In den 1980er-Jahren 
hatten wir ein Volumen von 5 Millio- 
nen DM erreicht, das war damals 
eine Traumzahl und signalisierte 
den Durchbruch. Im Jahr 2009 hatten 
wir 125 Millionen Euro Aufkommen! 
Die internen Konflikte waren gering, 
das Zusammenwachsen zwischen 
den Bildurhebern nicht besonders 
schwierig. Die Bild-Kunst war auf-
gestellt und hat sich dann auch sehr 
stark internationalisiert. Auch im 
Filmbereich haben wir sehr von den 
Erfahrungen der Gesellschaften in 
Frankreich und anderen Ländern 
profitiert. Ich bin seit 1988 in dem 
Vorstand der CISAC, der interna-
tionalen Organisation der Verwer-
tungsgesellschaften, zuständig für die 
Bereiche Kunst und Film. Dort habe 
ich dafür gesorgt, dass man diesen 
Repertoires mehr Aufmerksamkeit 
widmete.
puk: Wie kam es eigentlich, dass die 
Bildenden Künstler relativ spät für 
ihre Rechte eingetreten sind? 
Pfennig: Ich denke, es war damals 
eine andere Generation an Künst-
lern, die sehr individuell dachten. 
Sie wollten ihre Kunst machen und 
haben sich für die Rechte nur wenig 
interessiert. Ich denke, in den ver-
gangenen Jahrzehnten hat ein sehr 
großer Bewusstseinsprozess stattge-
funden. Bildende Künstler haben er-
kannt, dass sie nicht nur Lieferanten 
von Bildern sind, sondern dass sie als 
Werkschöpfer genauso an weiteren 
Nutzungen beteiligt sein müssen wie 
andere Urheber auch. 
puk: Kommen wir noch einmal zu-
rück auf die soziale Lage der Künstler. 
Die VG Bild-Kunst hat wie die ande-
ren Verwertungsgesellschaften ein 
Sozialwerk. Welche Bedeutung hat es 
für die Künstler? 
Pfennig: Schon bevor die Künstler-
sozialkasse etabliert wurde, haben 
wir erkannt, dass sie eine Reihe von 
Künstlern nicht erfassen würde, zum 
Beispiel diejenigen, die zu alt waren. 
Und deswegen war es von Anfang an 
wichtig, einen bestimmten Anteil der 
Erlöse 10-15 Prozent für das Sozial-
werk der VG Bild-Kunst, das heute 
eine Stiftung ist, zur Seite zu legen. 
Wir haben von Anfang an, auch als 
wir wenig Geld hatten, immer schon 
Kommissionen gehabt, die sich um 
Not leidende Künstler gekümmert 
haben und das ist bis heute so.

Hinzu kommt, dass ein Teil der 
Erlöse aus dem Folgerecht in den 
Kunstfonds fließen und dort der 
Förderung junger Künstler zugu-
te kommen. Unter dem Dach des 
Kunstfonds wurde auch das im Auf-
bau befindliche Nachlassarchiv in 
Brauweiler mit Unterstützung der 
Bild-Kunst gegründet. 
puk: Wenden wir uns nach diesem 
Blick in die Vergangenheit der Zu-
kunft zu. Was sehen Sie als die we-
sentlichen Herausforderungen?
Pfennig: Im Augenblick ist eigentlich 
die Hauptaufgabe, zu erreichen, dass 
entgegen mancher entgegenläu-
figen Tendenzen die Kreativität als 
etwas verstanden wird, auf dem die 
Informationsgesellschaft eigentlich 
beruht. Es muss ein Bewusstsein da-
für geschaffen werden, dass es nicht 
hinnehmbar ist, wenn manche Leute 
künstlerische Werke aller Art zum 
Steinbruch für die private Kreativität 
von Internetnutzern erklären. Es 
muss auch akzeptiert werden, dass 
der vom Gesetz legitimierte Zugriff 
auf Werke für Bildung und Schule 
nicht kostenlos sein kann. 

Ich bin fest davon überzeugt, dass 
nicht nur die Internetwirtschaft bei 
einer Änderung des Bewusstseins für 
den Wert von Kreativität massiven 
Schaden nehmen wird, sondern 
ebenso die Gesellschaft einen gewal-
tigen Verlust erleidet, wenn es die Ur-
heber nicht mehr gibt, die mit ihren 
Werken einen wesentlichen Beitrag 

Fortsetzung von Seite 4
zur gesellschaftlichen Entwicklung 
leisten. Gerade darum bin ich, sind 
wir so engagiert in der Diskussion um 
das Verständnis dessen, was Kunst für 
die Gesellschaft bedeutet. 

Darüber hinaus müssen wir Ver-
wertungsgesellschaften es schaf-
fen, in den Verhandlungen mit der 
Industrie den Wert der Kreativität 
tatsächlich angemessen in Mark und 
Pfennig durchzusetzen. Wir müssen 
ja nach neuem Recht mit den Geräte-
herstellern die Vergütungen für die 
private Vervielfältigung verhandeln. 
Da stellte sich zuerst die Aufgabe, 
zu ermitteln, wie viel eigentlich ein 
Download eines Bildes oder eines 
Musikstücks oder eines Films wert ist. 
Da stellen sich sehr umstrittene und 
heikle Fragen, bei denen man sich 
nur mühsam an eine Lösung annä-
hern kann. Ich bin froh, dass wir auf 
einem guten Weg sind und zum Bei-
spiel bei den Preisen für Drucker und 
andere Geräte geeinigt haben. Die 
Vergütung hilft, wenigstens ansatz-
weise das zu ersetzen, was Urhebern 
verloren geht, wenn Nutzer keine 
Werke mehr kaufen, sondern selber 
kopieren. Das Gleiche verhandeln 
wir für PC’s und andere Geräte zur 
audiovisuellen Vervielfältigung. Das 
ist die materielle Seite. 

Die andere ist die erwähnte kultu-
relle Dimension. Hier in die Diskus-
sion einzusteigen ist für eine Verwer-
tungsgesellschaft nicht einfach, denn 
eigentlich sind wir nur Dienstleister 
der Urheber. 
puk: Wie schätzen Sie die aktuelle 
Debatte zum Urheberrecht und da-
mit zusammenhängend zur profes-
sionellen Kunst ein? Ich denke dabei 
an die teilweise fast euphorische 
Beschreibung von mash-up-Kunst.
Pfennig: Im Augenblick hat die De-
batte einen gewissen Drive durch 
den Erfolg der Piratenpartei in Berlin 
bekommen: Jeder, auch Konservati-
ve, will ganz schnell und radikal das 
Urheberrecht eingrenzen. Ich sehe 
das als dialektischen Prozess, der sich 
sicher wieder auspendeln wird. Auch 
in Brüssel findet eine, allerdings an-
dere Diskussion darüber statt, wie im 
Interesse eines schnellen Wachstums 
der Internetwirtschaft die Rechtein-
haber geschmeidig gemacht werden 
können, damit Lizenzen schneller er-
teilt und mehr  Werke genutzt werden 
können. Ich bin stolz, dass wir trotz 
dieser Debatten jährlich immerhin 
70 bis 80 Millionen Erlöse für Bild
urheber erzielen können, wenn es 
nach dem Gesetz geht. Damit wird 
auch dokumentiert , wie wichtig diese 
Gruppe im Zusammenhang der Kul-
turwirtschaft ist; gerade das halte ich 
in einer Marktwirtschaft wie unserer 
für wichtig. Daneben muss die kultur- 
und sozialphilosophische Diskussion 
um das Urheberrecht geführt werden, 
am besten mit Diskutanten, die etwas 
davon verstehen. 

In diesen Debatten muss es auch 
und noch stärker als bisher um die 
Schwächen des Urhebervertrags-
rechts gehen. Die Urheber sind näm-
lich diejenigen, die materiell am 
wenigsten von den neuen Verwer-
tungsmöglichkeiten ihrer Werke 
haben. Den größten Teil erhalten die 
Verwerter – Produzenten, Verleger, 
Sender und globale Vermittler wie 
Google. Wer da meint, diese Firmen 
verdienten genug und brauchten 
keine Einnahmen aus Online-Nut-
zungen, sagt nur die halbe Wahrheit: 
Er vergisst die Urheber, die kreativen 
Menschen. 
puk: Wie schätzen Sie die aktuelle 
Situation in Brüssel ein?
Pfennig: Wir haben uns schon früh 
mit unseren internationalen Kol-
legen auf der europäischen Ebene 
aufgestellt und sind sowohl mit der 
Kommission als auch dem Parlament 
im Gespräch. Uns ist es in Brüs-
sel gelungen, mit internationalen 
Künstlern für die Rechte der Urheber 
einzutreten und das hat durchaus be-
eindruckt. Im Moment sieht es so aus, 
dass Kommissarin Neelie Kroes, die 
für die Internetwirtschaft zuständig 

ist, um jeden Preis die Netzwirtschaft 
aufbauen will; das Wort „copyright“ 
hat sie zum „Hasswort“ erklärt, und 
meint, man müsse die Lizensierung 
im Interesse der Netzwirtschaft re-
formieren: Das ginge zu Lasten der 
Urheber. Demgegenüber erkennt 
Kommissar Michel Barnier, zuständig 
für den Binnenmarkt, an, dass am 
Anfang der Internetwirtschaft die 
Urheber stehen. Er hat ein Gespür da-
für, dass Europa sein Alleinstellungs-
merkmal als Kontinent des Wissens 
und der Kreativität verliert, wenn er 
den Urhebern ihre Rechte und damit 
ihre Lebensmöglichkeiten nimmt. In 
dieser Dialektik müssen wir agieren. 
puk: Sehen Sie das Hauptaktionsfeld 
der Bild-Kunst inzwischen auf der 
europäischen Ebene?
Pfennig: Wir können in Deutschland 
urheberrechtlich nichts mehr bewir-
ken, was nicht in Europa konsensfähig 
ist oder was von der EU ausgeht. 
Deshalb liegt der Schwerpunkt der 
Entwicklung des Urheberrechts in 
EU-Europa. Unsere internationale 
Arbeit geht aber über Europa hinaus. 
Sie bezieht die USA und vor allen Din-
gen den pazifischen Raum ein, in dem 
wir schon lange tätig sind. Wir haben 
schon lange Kontakte nach China. Wir 
haben Bildverwertungsgesellschaften 

in Australien und Japan mit aufgebaut, 
die auch funktionieren. In Afrika ist es 
dagegen sehr schwer. Und wir versu-
chen uns in China zu etablieren, weil 
die Musik dort allein das Feld nicht 
abdecken kann. Das sind keine Initia-
tiven allein der Bild-Kunst, sondern sie 
sind in den internationalen Kontext 
des Center for International Security 
and Cooperation (CISAC) eingebettet. 
Diese internationale Arbeit ist uns 
ganz wichtig, denn wir können den 
europäischen Rechtsstandard lang-
fristig nur verteidigen, wenn er auch 
in Amerika oder Asien nachvollzogen 
oder zumindest verstanden wird. 
Die Notwendigkeiten internationaler 
Zusammenarbeit sind immens ge-
wachsen.
puk: Jetzt gehen Sie in den Ruhe-
stand. Tut das nicht auch ein bisschen 
weh, das Kind, was jetzt groß gewor-
den ist, ziehen zu lassen?
Pfennig: Erst einmal muss ich sagen: 
Es war ein großes Glück, in diesem 
Sektor der Kulturwirtschaft arbeiten 
zu können. Ganz gleich, wie schwierig 
die Urheber manchmal sind. Sie sind 
Menschen, die spannende, interes-
sante und anregende Werke schaf-
fen. Es ist eine große Bereicherung, 
wenn man sich damit beschäftigen 
darf. Für mich war das jedenfalls viel 

interessanter, als zum Beispiel als 
Anwalt Scheidungen abzuwickeln. 
Natürlich muss ich mich jetzt erst 
einmal daran gewöhnen, dass jetzt 
jemand anderes die Arbeit macht. 
Auf der anderen Seite bin ich froh 
darüber: Wenn jemand relativ lange 
eine Aufgabe hat, muss er auch be-
reit sein, zu erkennen, dass sicher 
Fehler gemacht, manches vielleicht 
übersehen wurde. Von daher finde ich 
gut, dass jetzt Dr. Urban Pappi, mein 
Nachfolger, sich mit neuem Denken 
diesen Laden anguckt. Er wird hof-
fentlich manches anders machen, 
und das ist auch gut so. Ehrlich ge-
sagt, ich habe mich jetzt lange genug 
auch mit vielen eher bürokratischen 
Fragen herumgeschlagen, sodass ich 
jetzt gern etwas anderes, wenn auch 
im gleichen Bereich, mache. Ich sehe 
also der Zukunft heiter und gelassen 
entgegen 
puk: Herr Pfennig, haben Sie herz-
lichen Dank für das Gespräch und für 
Sie alles Gute.

Gerhard Pfennig war bis Ende 2011 
Geschäftsführendes Vorstandsmit-

glied der VG Bild-Kunst. 
Gabriele Schulz ist Stellvertretende 

Geschäftsführerin des Deutschen 
Kulturrates 
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Was tun, wenn das Einkommen nicht zum Leben reicht?
Nebenjob und Künstlersozialversicherung • Von Rainer Fuchs

Selbstständige Künstler und Publi-
zisten verdienen bekanntlich nicht 
gut: Im Durchschnitt waren es bei 
den in der Künstlersozialversiche-
rung (KSV) Versicherten Ende 2010 
gerade einmal 13.689 Euro im 
Jahr. Das ist ein Mittelwert – viele 
Kulturschaffende werden deutlich 
unter diesem Einkommen liegen. 
Was können sie tun, um ihre fi-
nanzielle Lage zu verbessern? Ein 
möglicher Ausweg ist zunächst eine 
Nebenbeschäftigung. Sie wird in 
der Regel kulturfern sein. Für viele 
Künstler und Publizisten ist das 
kein anzustrebendes Ziel. Sie ent-
fernen sich von ihrer eigentlichen 
Berufung und müssen befürchten, 
den Spagat zwischen Beruf und Job 
nicht durchhalten zu können. Dann 
bleibt oft nur der Weg, mit Wohn-
geld und Hartz IV den Grundbedarf 
zu decken. Hartz IV bedeutet, als 
„Aufstocker“ Arbeitslosengeld II, die 
Grundsicherung für Erwerbsfähige, 
zu beantragen.

In beiden Fällen sind wichtige 
Regeln zu beachten. Sonst könnte 

zum Beispiel bei der Nebentätigkeit 
die Versicherung bei der Künstler-
sozialkasse verloren gehen. Beim 
Aufstocken des Einkommens durch 
Arbeitslosengeld II bestehen die 
Schwierigkeiten bei der Anrechnung 
von Einkommen. Außerdem läuft 
der Künstler oder Publizist „Gefahr“, 
eventuell doch eine zumutbare Ar-
beit vom Jobcenter vermittelt zu 
bekommen. 

Wie so oft im Sozialrecht sind 
alle angesprochenen Fragen außer-
ordentlich komplex geregelt und 
daher schwierig zu beantworten. 
Letztlich wird es kaum gehen, ohne 
im Einzelfall den Rat der Künstlerso-
zialkasse, der eigenen gesetzlichen 
Krankenkasse oder der zuständigen 
Arbeitsagentur einzuholen. Hier soll 
jedoch versucht werden, eine erste 
Orientierung zu geben, mögliche 
Ängste zu nehmen und die Betrof-
fenen zu ermutigen, ihre Ansprüche 
geltend zu machen.

Der Nebenjob

Wichtig ist zunächst: Die Künstlerso-
zialversicherung bleibt in aller Regel 
trotz Nebenjob erhalten – aber eben 
doch nicht immer! 

Die Beendigung der Künstlersozial-
versicherung bringt große Nachteile 
mit sich: Wenn etwa die gesetzliche 
Kranken- und Pflegeversicherung 
ersatzlos verloren geht, ist das ein 
großes Unglück, das sofort schmerz-
haft bemerkt wird. Ohne die Ren-
tenversicherungspflicht ist die Al-
terssicherung gefährdet. Außerdem 
kann die Berechtigung zur Riester-
Förderung verloren gehen. Schließ-
lich muss nach einem Ausscheiden 
aus der Künstlersozialversicherung 
später, wenn vielleicht der Nebenjob 
beendet ist und die Voraussetzungen 
wieder vorliegen, die Aufnahme neu 
beantragt werden. Das ist – wie beim 
Erstantrag – nicht immer ohne grö-
ßeren Aufwand möglich. 

Die Künstlersozialversicherung 
endet aber nur dann, wenn die Ver-
sicherung in allen Zweigen der So-
zialversicherung endet, nämlich in 
der Renten-, Kranken- und Pflege-
versicherung. Dafür gelten allerdings 
verschiedene Grenzen, und es ist 
zwischen selbstständiger Tätigkeit 
und sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung als Arbeitnehmer zu 
unterscheiden.

Die selbstständige  
Nebentätigkeit

Achtung: Bei einer selbstständigen 
Nebentätigkeit endet die Kranken- 
und Pflegeversicherung schon bei 
einer mehr als nur geringfügigen 
Nebentätigkeit! Die Grenze liegt be-
reits bei einem Gewinn von 400 Euro 
monatlich oder 4.800 Euro jährlich!

In der Rentenversicherung bleibt 
es bei der Künstlersozialversiche-
rung, wenn das Arbeitseinkommen 
aus der Nebentätigkeit nicht mehr als 
33.000 Euro (West) oder 28.800 Euro 
(Ost) beträgt.

Die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung 

als Arbeitnehmer

Hier kommt es maßgeblich darauf 
an, was der Hauptberuf ist. Haupt-
beruf ist die Tätigkeit, die nach ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung und dem 
zeitlichen Aufwand als Mittelpunkt 
der Erwerbstätigkeit anzusehen ist. 
Wichtigstes Praxis-Kriterium: der 
Vergleich der Einnahmen.

Bei Minijobs (400 Euro monatlich) 
ändert sich generell nichts hinsicht-
lich der Künstlersozialversicherung.
Die Berechtigung zur Künstlersozi-
alversicherung geht aber dann ganz 
verloren, wenn die Arbeitnehmertä-
tigkeit der Hauptberuf ist und mehr 
als 33.000 Euro (West) oder 28.800 
Euro (Ost) im Jahr daraus verdient 
werden.

Ist das Einkommen aus der Ne-
bentätigkeit niedriger als diese Be-
träge, bleibt auf jeden Fall die Zuge-
hörigkeit zur Künstlersozialversiche-
rung erhalten.

In diesem Fall wird der Künstler 
oder Publizist in der Kranken- und 
Pflegeversicherung ausschließlich 
über seine Arbeitnehmertätigkeit 
versichert; es bleibt aber bei der 
Rentenversicherungspflicht in der 
Künstlersozialkasse.

Wichtiger Tipp: Ist die Kunst der 
Hauptberuf, bleibt die Nebentätig-
keit in der Kranken- und Pflegever-
sicherung beitragsfrei! Das spart 
nicht nur Beiträge des Künstlers oder 
Publizisten, sondern kann Künstler 
und Publizisten auch für Arbeitgeber 
besonders attraktiv machen. Leider 
nutzen das aber nur wenige Einge-
weihte – vielleicht künftig mehr?

Zur Erläuterung hier zwei Praxis-
beispiele.

Arbeitnehmer-Nebentätigkeit: 
Der Fall: Eine selbstständige Malerin 
aus Köln ist in der KSV versichert. Ihr 
Einkommen beträgt jährlich 10.000 
Euro. Zusätzlich arbeitet sie zehn 
Stunden in der Woche als Angestellte 
in einer Galerie. Hier verdient sie 750 
Euro brutto im Monat. 

Da ihre Tätigkeit als Malerin 
nach Einkommen und Zeitaufwand 
klar ihren Hauptberuf darstellt, ist 
sie über die KSV kranken- und pfle-
geversichert. Für ihre Tätigkeit als 
Angestellte sind vom Arbeitgeber 
keine Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge abzuführen.

Die Malerin bleibt auch über die 
KSV gesetzlich rentenversichert, da 
das Einkommen aus der Nebentä-
tigkeit als Angestellte unter 33.000 
Euro liegt. Daneben erwirbt sie auch 
aufgrund ihrer Nebentätigkeit Ren-
tenanwartschaften, da auch hierfür 
Rentenversicherungsbeiträge vom 
Arbeitgeber gezahlt werden.

Selbstständige Nebentätigkeit:
Der Fall: Ein selbstständiger Musiker 
aus Dresden ist in der KSV versi-
chert. Hieraus hat er ein jährliches 
Einkommen von 10.000 Euro. Zu-
sätzlich möchte er ein Einzelhan-
delsgeschäft für Musikinstrumente 
übernehmen. Hieraus würde er ein 

Einkommen von 7.500 Euro pro Jahr 
erzielen. 

Die selbstständige Nebentätig-
keit ist mit einem Einkommen von 
über 4.800 Euro jährlich nicht mehr 
geringfügig. Der Musiker wäre daher 
nicht mehr über die KSV kranken- 
und pflegeversichert. Er müsste 
sich freiwillig gesetzlich oder privat 
versichern. Das kann teuer werden. 
Er sollte dies bei seinem Entschluss 
bedenken.
Die Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung bliebe 
jedoch bestehen, da das Einkommen 
aus der Nebentätigkeit unter 28.800 
Euro liegt. Auch eine etwaige Riester-
Förderung seiner Alterssicherung 
bliebe ihm erhalten.

Weitere Informationen enthält 
auch die neu aufgelegte Broschüre 
„Künstlersozialversicherung 2011“ 
des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales, die Sie anfordern oder 
als pdf-Datei herunterladen können 
unter http://www.bmas.de/DE/Ser- 
vice/Publikationen/inhalt.html. 

Der Verfasser ist Leiter des Referates 
Internationale Angelegenheiten 

der Sozialversicherung Künstler- 
sozialversicherung im Bundes- 

ministerium für Arbeit und 
Soziales 

Die Zuschussrente ist eine Mogelpackung
Die Rente muss „gesockelt“ werden • Von Birgit Zenker

„Wer als Geringverdiener ein Leben 
lang gearbeitet hat, schafft es oft 
nicht, eine eigene Rente zu verdie-
nen, die über der Grundsicherung 
liegt. […] Das ist ungerecht, da 
müssen wir nachbessern“, so Ar-
beits- und Sozialministerin Ursula 
von der Leyen zum Auftakt des Ren-
tendialogs der Bundesregierung. 
So vielversprechend diese Worte 
auch klingen, so enttäuschend ist 
die Zuschussrente als konkretes 
Reformvorhaben. Für uns als Ka-
tholische Arbeitnehmerbewegung 
(KAB) ist die Zuschussrente eine 
reine Mogelpackung. Gerade die 
Menschen, die so dringend auf 
eine Förderung angewiesen sind, 
werden am Ende leer ausgehen.

Denn einen Zuschuss zur Rente auf 
dann 850 Euro erhält nur, wer eine 
fast lückenlose Erwerbsbiografie vor-
weisen kann und zusätzlich privat vor-
gesorgt hat. Bei Renteneintritt müssen 
45 Versicherungs- und 35 Beitrags-
jahre (in einer Übergangsphase bis 
2022 verkürzt auf 40 beziehungsweise 
30 Jahre) erzielt worden sein. Wer 

beispielsweise ab dem 22. Lebensjahr 
nicht dauerhaft bei der Rentenversi-
cherung gemeldet war und ab dem 32. 
Lebensjahr nicht kontinuierlich selbst 
Beiträge eingezahlt, Kinder erzogen 
oder Alte gepflegt hat, gehört nicht in 
den Kreis der Berechtigten.
Besonders hart trifft es alle, bei denen 
eine Befristung des Arbeitsverhältnisses 
Normalität ist und 35 Beitragsjahre 
einfach nicht zu schaffen sind, hierzu 
zählen viele Beschäftigte in Kreativbe-
rufen und Kulturschaffende. Aber auch 
für Millionen von Minijobbern (und hier 
insbesondere für die Frauen) sind diese 
Hürden nicht zu überwinden, da die vom 
Arbeitgeber bezahlte Pauschale nicht als 
Beitrag angerechnet wird. Nutznießer der 
Zuschussrente sind allenfalls langjährige 
Versicherte mit privater beziehungsweise 
betrieblicher Zusatzvorsorge, die Mehr-
heit der Geringverdiener wird nicht von 
ihr profitieren. 
Der vorliegende Reformentwurf ist eine 
große Enttäuschung für viele niedrig 
entlohnte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die sich erhofft haben, 
wenigstens im Alter für ihre Anstren-
gungen belohnt zu werden. Selbst wenn 

Geringverdiener die Anrechnungszeiten 
erfüllen, werden sich viele die private 
Vorsorge nicht leisten können oder 
wegen der schlechten Renditen davor 
zurückschrecken. Wer dennoch privat 
vorsorgt, „und wenn‘s nur fünf Euro 
sind“, wie Frau von der Leyen regelmäßig 
betont, wird das vermutlich nur wegen 
der Zuschussrente tun. Das ist absurd 
und obendrauf noch teuer erkauft.
Die Altersarmut von ihren Ursachen her 
zu bekämpfen, das war das erklärte Ziel 
der Bundesregierung. Mit Trippelschritten 
lässt sich diese Herausforderung nicht 
meistern. Notwendig sind grundlegende 
Korrekturen bei der Arbeitsmarktpolitik. 
Der Slogan „Hauptsache Arbeit“ ver-
bunden mit einer politisch motivierten 
Ausweitung des Niedriglohnsektors muss 
wieder einkassiert und alle Subventionen 
für Arbeitgeber wie die Aufstockung beim 
ALG II, die Dumpinglöhne begünstigen, 
beendet werden. Die Mehrheit der EU-
Länder hat bereits einen Mindestlohn, 
der gesetzlich verankert ist, bei den 
Lohnuntergrenzen muss Deutschland 
endlich in Europa ankommen.
Eine neue Arbeitsmarktpolitik ist nur 
eine Seite einer armutsvermeidenden 

Rentenpolitik. Es ist offensichtlich, dass 
angesichts der drastischen Umbrüche 
in der Erwerbsarbeitsgesellschaft die 
gesetzliche Rentenversicherung auf 
eine neue sichere Grundlage gestellt 
werden muss. Wenn die Erwerbsbio
grafien für eine steigende Zahl von 
Menschen brüchig werden und Arbeit 
nicht mehr vor Armut schützt, dann 
brauchen wir mehr Sicherheit und 
mehr solidarischen Ausgleich in der 
Gesellschaft. Das System der gesetz-
lichen Rentenversicherung sollte nicht 
mit Zuschussrenten verkompliziert, 
sondern durch eine zusätzliche Säule 
zukunftssicher gemacht werden.
Die KAB setzt sich für einen existenz-
sichernden Sockel unabhängig von der 
eigenen Erwerbsbiografie ein. Diese 
Sockelrente versteht sich als eine 
Art „Volksversicherung“, in der allen 
Einwohnerinnen und Einwohnern eine 
bedarfsunabhängige Mindestsicherung 
in Höhe des soziokulturellen Existenz-
minimums garantiert wird. Die Finan-
zierung erfolgt durch die Einbeziehung 
aller Einkunftsarten, das heißt auch 
Einkommen aus Vermietung, Verpach-
tung, Vermögen etc. werden herange-

zogen, um allen Menschen ein Altern 
in Würde zu ermöglichen. Durch 
den Sockel werden Versicherte mit 
unterbrochenen Erwerbsbiografien, 
unterdurchschnittlichem Einkommen 
und Kindererziehungszeiten begüns
tigt und gleichzeitig Einsparungen 
in Milliardenhöhe bei staatlichen 
Leistungen, so zum Beispiel bei der 
Grundsicherung im Alter, möglich.
Es ist schade, dass der Regierungs-
dialog trotz erheblicher Kritik an der 
Zuschussrente sich weiterhin eng 
an den vom Ministerium vorgege-
benen Vorschlägen orientiert und 
Alternativmodelle zur wirklichen 
Bekämpfung von Altersarmut nicht 
ernsthaft geprüft werden. „Viel Lärm 
um nichts“ lautet meine vorläufige 
Bilanz des Dialogs. Gemeinsam mit 
dem Aktionsbündnis Sockelrente 
und anderen Verbündeten wird die 
KAB alles daran setzen, Frau von der 
Leyen zum Umdenken zu bewegen.

Die Verfasserin ist Expertin für  
Sozialpolitik und geschäfts- 

führendes Mitglied der KAB- 
Bundesleitung 

Der Klassiker – Taxifahren als Nebenjob des Künstlers
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Es bleibe Licht
Lichtkunst ohne Einschränkung fiskalisch anerkennen • Von Birgit Maria Sturm

Alufolie und Plexiglas, Filz und Fett, 
Blütenstaub und Schokolade: Kein 
Material, dass von Künstlern nicht 
genutzt werden könnte. Und so 
arbeiten sie seit Jahrzehnten auch 
mit (un)sichtbaren Lichtquellen. 
Ganze Räume werden mit sogenann-
ten Lichtinstallationen gestaltet, 
Räume, die man oft als Kunst-am-
Bau-Projekte in Gebäuden der öf-
fentlichen Hand zu sehen bekommt. 

Bekanntlich wird beim Kunstver-
kauf der ermäßigte Mehrwert-

steuersatz angewandt. Aber durch 
eine abstruse EU-Verordnung (Nr. 
731/2010), die Anfang 2011 aus hei-
terem Himmel in die Kunstwelt ge-
fallen ist, gelten Licht-Installationen 
und Licht-Objekte neuerdings als 
„Wandleuchten“ – und zwar unter 
Berufung auf den gemeinsamen 
Zolltarif, der für die mehrwertsteu-
erliche Zuordnung maßgeblich ist. 
Die Degradierung der Lichtkunst zur 
Wandleuchte aber bedeutet: voller 
Mehrwertsteuersatz, 19 Prozent. 

Die explizit raumbezogene, oft 
mehrteilige Kunstform der Instal-
lation hat sich im frühen 20. Jahr-
hundert parallel aus der Malerei und 
der Bildhauerei zu einem besonders 
innovativen Experimentierfeld ent-
wickelt. Ohne Installationen ist das 
moderne Kunstgeschehen überhaupt 
nicht mehr vorstellbar, zumal gerade 
diese Kunstform die Verwendung 
ungewöhnlicher Materialien erlaubt: 
auch von Licht, wie eine Vielzahl an 
bedeutenden Ausstellungen immer 
wieder zeigt. So etwa die grandiose 
Lichtraum-Installation von James 
Turrell im Museum Wolfsburg vor 
zwei Jahren. In Deutschland gibt es 
gleich zwei Museen für internationale 
Lichtkunst: in Unna (seit 2001) und in 
Celle (seit 2005).

Wie es zu der krummen EU-Ver-
ordnungsbanane zur Lichtkunst ge-
kommen ist, steht irgendwo in den 
Sternen. Lichtkunstwerke seien aus 
der steuerbegünstigten Zollrubrik des-
halb ausgeschlossen, weil hier nicht 
das Kunstwerk beziehungsweise „die 
Installation selbst, sondern das Ergeb-
nis ihrer Verwendung (der Lichteffekt) 
ein Kunstwerk darstellt.“ Die Sophistik 
dieses Satzes lässt einen förmlich im 
Dunkeln stehen und offenbart den 
vollständigen Mangel an Einblick in 
die bildende Kunst. Denn ausnahms-
los jedes Kunstwerk ist ein Ergebnis 
der Verwendung seiner Mittel. Das ist 
ja gerade der Witz an der Kunst, dass 
die Art und Weise der Bearbeitung und 
Wirkung ihres Materials dazu führt, 
dass mehr gemeint, mehr zu sehen ist 
als bloße Farbe auf Leinwand oder ein 
Stück Stein auf einem Sockel. In der 
bildenden Kunst kann man zwischen 
Material und „Effekt“, zwischen Stoff 
und Erscheinung, überhaupt nicht 
trennen – ein völlig sinnloser Gedanke, 
auf den man am Beispiel der Licht-
kunst vielleicht nur deshalb kommen 
konnte, weil es irgendwo einen Schal-
ter gibt, um eine Birne zum Leuchten 
und ein Werk zum Strahlen zu bringen. 

Die Lichtkunst-Groteske wurde 
klammheimlich über die Köpfe der 
Kulturpolitiker hinweg installiert. Die-
se beschwören gerne ihr Engagement 
für den Erhalt der Steuerermäßigung 
für bildende Kunst. Doch wenn es 
ernst wird, wie in diesem Fall, folgt 
erstaunte Rat- und Tatenlosigkeit. 
Während der Kulturstaatsminister we-
nigstens Bedauern äußerte, reagierte 
die Vorsitzende des Bundestagsaus-
schusses für Kultur und Medien auf 
einen entsprechenden Brandbrief 
des Galeristenverbandes erst gar 
nicht. Der führt nun einen isolierten 
Kampf mit dem Finanzministerium 
und beruft sich auf ein Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes. Dieser 
hatte 1985 eine sehr weise Entschei-
dung über die Textil-Skulpturen von 
Claes Oldenburg getroffen, die in das 

Rebecca Horn: Lotusschatten, 2006 Zentrum für Internationale Lichtkunst Unna
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deutsche Steuergesetz eingeflossen 
ist: Dass nämlich Bildhauerkunst aus 
Stoffen aller Art begünstigt sei. Doch 
bisher blieben alle Versuche, der 
obersten Finanzbehörde klarzuma-
chen, dass auch eine Glühbirne oder 
Neonröhre ein Element aus Stoffen 
aller Art, mithin als Material für Raum-
kunstwerke selbstverständlich genutzt 
werden kann, erfolglos. 

So antwortete der zuständige 
Abteilungsleiter des Bundesmini-
steriums der Finanzen (BMF) auf 
die Frage, warum Leuchtmaterialien 
nicht unter „Stoffe aller Art“ subsu-
miert werden könnten, dass es hier 
an „bildhauerischer Materialbearbei-
tung [...] fehlt“. Eine Einschätzung, 
die der künstlerischen Praxis nicht 
gerecht wird. Einerseits werden 
Leuchtkörper sehr wohl nach Ent-
würfen der Künstler bearbeitet oder 
individuell als Einzelstücke herge-
stellt. Andererseits ist die Notwendig-
keit manueller Materialbearbeitung 
historisch obsolet: Künstler können 
auch aus vorgefertigten oder vorge-
fundenen Materialien künstlerische 
Objekte produzieren. Dies ist in der 
modernen Kunst hundertfach, bei 
vollem Bewusstsein und oft in pro-
grammatischer Absicht geschehen.

Kunst ist, was Künstler machen. 
Punkt. Es ist nicht hinnehmbar, dass 
die gesetzlich garantierte Freiheit 
der Kunst durch willkürliche Steuer-
verordnungen unterhöhlt wird. Der 
Kunstbegriff der Finanz- und Zoll-
behörden ist in vormodernen Zeiten, 
bei Marmor, Bronze und Öl auf 
Leinwand stecken geblieben. Künst-
lern und ihren Vermittlern sind die 
Konfrontationen nicht zuzumuten, 
die sich an Landesgrenzen oder bei 
Betriebsprüfungen ergeben, wenn in-
novative Werke aus ungewöhnlichen 
Materialien bestehen oder auf den 
ersten Blick nicht wie Kunst ausse-
hen. Selbst ein Künstler wie Constan-
tin Brancusi hatte 1928 Probleme bei 

der Deklaration seiner Skulpturen 
und musste sich deren Anerkennung 
als Kunstwerke mühsam mit Hilfe 
seines legendären Händlers Edward 
Steichen erstreiten. Es ist an der Zeit 
und wäre eine vornehme Aufgabe 
der Kulturpolitik, die Kollegen im 

Finanzressort in Sachen Kunst auf 
den aktuellen Stand zu bringen. Die 
Marktakteure und Künstler werden 
eine solche Initiative gerne begleiten.

Warum sich die Kommission mit 
der Besteuerung von Kunstwerken, 
die aus Leuchtmitteln bestehen, 

überhaupt befasst? Ob es eine nach-
trägliche Strafaktion gegen Künstler 
sei, die vor nicht allzu langer Zeit 
massiv gegen die Abschaffung der 
Glühbirne an und für sich protestiert 
haben? Wie man herausragenden 
Künstlern unserer Zeit – Martin 
Creed, Bill Viola, Olafur Eliasson und 
vielen anderen – erklären soll, dass 
ihre Werke allein durch die Nutzung 
von Lichtquellen steuerlich nicht 
mehr als Kunstwerke anerkannt wer-
den? Wie es sich mit Kunstobjekten 
verhält, die aus einem Materialmix 
bestehen – ob dann anteilmäßig un-
terschiedliche Mehrwertsteuersätze 
gelten? Fragen über Fragen – und 
das Bundesfinanzministerium ist 
außerstande, sie zu beantworten. In 
einem Schreiben an den Galeristen-
verband teilt das BMF lediglich mit, 
dass für die steuerliche Bewertung 
„die Umstände des Einzelfalls maß-
gebend“ sind. „Eine allgemein gültige 
Aussage zur umsatzsteuerrechtlichen 
Behandlung von Waren, die sowohl 
Merkmale von Kunstgegenständen 
als auch von Beleuchtungskörpern 
im Sinne des Zoll- und Umsatzsteu-
errechts aufweisen, lässt sich leider 
nicht treffen“. Ein Hoffnungsschim-
mer? Nein, eine vage, indifferente 
Aussage, die Willkür und Ungleich-
behandlung befördert. Es bleibt nur 
eines: Von Künstlern geschaffene 
Lichtobjekte sind Kunstwerke, die 
auch fiskalisch ohne Einschränkung 
als solche anerkannt werden müssen. 
Und dann bitte auch Fotografien (im 
Urheberrecht „Lichtbildwerke“ ge-
nannt), für die der volle Regelsteuer-
satz schon lange gilt – ohne Rücksicht 
auf ihre enorme und stetig wachsen-
de kunsthistorische Bedeutung. 

Die Verfasserin ist Geschäftsführerin 
des Bundesverbandes Deutscher 

Galerien und Kunsthändler (Berlin) 
und war von 2004 bis 2009 Spreche-

rin des Deutschen Kunstrates 

Neue „alte“ Besucher und ein Imagewandel 
Ergebnisse aus dem 9. KulturBarometer • Von Susanne Keuchel

Das 8. KulturBarometer prognosti-
zierte provokativ den „Untergang des 
Abendlandes“ (Keuchel, 2006). Denn 
erstmals seit 20 Jahren konnte in der 
Bevölkerung ein Publikumsrückgang 
für Musiktheater und klassische 
Musikkonzerte beobachtet werden. 
Im Vergleich zur bisherigen „Erfolgs-
story“ der Publikumsentwicklung 
war dieser Rückgang augenfällig und 
entsprach aktuellen Prognosen, wie 
der von Hamann, der 2005 parallel 
zum 8. KulturBarometer anhand der 
bisherigen Publikumsentwicklung 
vermutete, dass „die Nachfrage nach 
Live-Aufführungen klassischer Musik 
in den nächsten dreißig Jahren um 
circa 36 Prozent zurückgehen“ (Ha-
mann, 2005) wird.

Ein weiterer Publikumsrückgang 
konnte jedoch überraschend im 

9. KulturBarometer, einer bundes-
weiten Bevölkerungsumfrage, die 
2010/11 durchgeführt wurde, nicht 
beobachtet werden: Im Vergleich 
zu 2004/05 vollzog sich sogar ein 
leichter Anstieg, wenn auch der Be-
völkerungsanteil der jährlichen Kon-
zert- und Musiktheaterbesucher aus 
dem Jahr 1994/95 noch nicht wieder 
erreicht werden konnte.

Erschließung neuer Publikumsseg-
mente in der älteren Bevölkerung 
Betrachtet man die Altersentwicklung 
der Besucher von E-Musikkonzerten 
im Zeitvergleich, wird deutlich, dass 
der Publikumsrückgang in den jün-
geren und mittleren Bevölkerungs-
gruppen (noch) nicht aufgehalten 
werden konnte, sondern in der Tat 

punktuell sogar noch weiter voran-
schreitet. Dies fällt jedoch nicht ins 
Gewicht, da der Bevölkerungsanteil 
unter den 65-Jährigen und Älteren, 
die mindestens einmal innerhalb der 
letzten 12 Monate ein Klassikkonzert 
besuchten, deutlich zugenommen 
hat. Man konnte also in den letzten 
fünf Jahren mit einer stärkeren Pu-
blikumsausrichtung und neuen For-
maten neue Besuchergruppen in der 
eigenen Kernzielgruppe, den älteren 
Bevölkerungsschichten, erreichen. 

Das befürchtete Schreckensszena-
rio, man könne mit neuen inhaltlichen 
und marketingspezifischen Aspekten 
das Stammpublikum „vergraulen“, ist 
damit ausgeblieben und das Gegenteil 
eingetreten. Ältere Bevölkerungs-
gruppen, die vorher beispielsweise 
lieber Museen oder das Schauspiel 
besuchten, wurden offenbar durch 
neue Formate und Publikumsanspra-
che erstmals für klassische Konzerte 
gewonnen. Die Indizien im 9. Kultur-
Barometer mehren sich zugleich, dass 
sich die Interessen der Älteren immer 
stärker denen der Jüngeren anglei-
chen, betrachtet man beispielsweise 
das wachsende Interesse der Älteren 
am „Live-Event“.

Zentrale Aufgaben der Orchester 
nach Meinung der Bevölkerung
Im 9. KulturBarometer wurden erst-
mals verschiedene Aufgabenfelder 
zur Disposition gestellt und die Be-
völkerung gebeten, die drei Haupt-
aufgaben zu benennen, die Orchester 
und Musiktheater für die Gesellschaft 
mit Blick auf ihre öffentliche Förde-
rung unbedingt leisten sollten. An 

erster Stelle wurde überraschend die 
Nachwuchsarbeit genannt: Orches
ter sollen Kinder und Jugendliche 
für Musik und das musikalische 
Erbe begeistern. Damit wird explizit 
mehr Engagement in einem Bereich 
eingefordert, der vorausgehend als 
Schwachstelle der Orchester he-
rausgestellt wurde, dem Erreichen 
von jungen Bevölkerungsgruppen. 
Erst an zweiter Stelle steht in der 

Bevölkerung die Anforderung an die 
Orchester, der Gesellschaft niveau-
volle Unterhaltung zu bieten, gefolgt 
von dem Wunsch, zur Bewahrung 
des kulturellen Erbes beizutragen. 
Die Option, als Orchester Vermitt-
lungsangebote für gesellschaftliche 
Randgruppen zu schaffen, wie Men-

Joseph Kosuth: Signatur der Wortes, 2001 Zentrum für Internationale Licht-
kunst Unna
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schen in sozialen Brennpunkten, 
findet dagegen kaum Resonanz in der 
Bevölkerung.

Spannend ist an dieser Stelle die 
Meinung speziell des Publikums 
der Orchester und Musiktheater. In 
früheren Gesprächen mit Orchestern 
und Musiktheatern wurde immer 
wieder deutlich, dass die Einrich-
tungen teilweise einen Spagat leisten 
mussten zwischen der Nachwuchs-
arbeit auf der einen Seite und dem 

Stammpublikum auf der anderen 
Seite, das sich oftmals durch junge 
Leute, zum Beispiel Schulklassen, die 
der Darbietung nicht ganz so ruhig 
folgen, im Konzertsaal gestört fühlt.

Die vorliegenden Ergebnisse legen 
einen „Gesinnungswandel“ nahe. 
Denn auch bei den Konzert- und Mu-
siktheaterbesuchern steht die Nach-
wuchsarbeit, junge Menschen für das 
musikalische Erbe zu begeistern, an 
erster Stelle, gleichauf mit der Aufgabe, 
das musikalische Erbe zu bewahren. 
Letztlich ergänzen und bedingen sich 
diese beiden Aufgabenfelder.

Dass die Bevölkerung vor fünf oder 
zehn Jahren die Jugendarbeit als zen-
trale Aufgabe der Orchester hervor-
gehoben hätte, ist kaum vorstellbar. 
Zu vermuten ist an dieser Stelle, dass 
die verstärkte Kinder- und Jugend-
arbeit, die zahlreichen Education-
Programme, allen voran „Rhythm Is 
It“, die auch verstärkt in den Medien 
reflektiert werden, mit dazu beigetra-
gen haben, das Image der Orchester 
und Musiktheater nachhaltig zu ver-
ändern: weg von dem niveauvollen 
Unterhalter für einzelne „kultivierte“ 
Gesellschaftsgruppen, hin zu einem 

„Edutainer“, der junge Menschen 
mit dem musikalischen Erbe einer 
Gesellschaft vertraut macht und so 
Brücken baut zwischen den Gene-
rationen. 

Die Verfasserin ist Direktorin des 
Zentrums für Kulturforschung  

Keuchel, Susanne: Der Untergang des 
Abendlandes. In: Das Orchester. Heft 
4/2006
Hamann, Thomas K.: Die Zukunft der 
Klassik. Das Orchester. Heft 9/2005. 
S. 10

Kulturelle Bildung bis der Arzt kommt?
Zur Rolle kultureller Bildungsangebote im Kontext von Förderwahn und Bildungsdruck • Von Kirsten Witt

Ich bin vierzig, meine Tochter ist 
dreizehn. Wenn wir über Freizeit 
reden (was habt ihr denn damals so 
gemacht?) fühlt sie sich betrogen 
und ich mich alt. Was wir gemacht ha-
ben? Wir tapezierten den Hochsitz im 
Wald mit Blümchentapete, radelten 
20 Kilometer ohne Handy zum See 
und hielten an jedem Kaugummiauto-
maten – wir hatten alle Zeit der Welt. 
Und das, obwohl auch meine Schule 
bis 16 Uhr dauerte, dazu Fußball und 
Theater-AG, Spanisch und Klavier. 

Heute fühlen sich Kinder wie 
Eltern zusehends eingeengt 

zwischen Schule, Lernen und durch-
strukturierten Freizeitterminen. 
Gedanklich drohen gesellschaftlicher 
Abstieg und kein Abitur. Beliebte Sün-
denböcke sind Playstation und Inter-
net. Aber „draußen“ ist es auch zu ge-
fährlich („es passiert so viel...“). Hört 
man Eltern zu, die über die engen 
Zeitbudgets ihrer Kinder klagen, fal-
len auch Stichworte wie Musikschule, 
Tanzen, Zirkus-AG. Kulturelle Bildung 
steht zwar hoch im Kurs – droht aber 
auf die Liste der zu streichenden 
Aktivitäten gesetzt zu werden, wenn 
es darum geht, den „überförderten“ 
Kindern wieder mehr Freiräume und 
-zeiten zu verschaffen. 

Die Bundesvereinigung Kulturelle 
Kinder- und Jugendbildung definiert 
kulturelle Bildung als Allgemeinbil-
dung mit und in den Künsten, die es 
jedem Menschen ermöglichen soll, 
sich zu entfalten: kreativ, individuell 
und selbstbestimmt. Es kann uns 
daher nicht kalt lassen, wenn weder 
Zeit, Raum noch Wertschätzung 
bleibt für Spiel, zweckfreies Tun, für 
unverplante Zeit, in der Kinder und 
Jugendliche selbst entscheiden, was 
sie wie wann wofür tun. 

„Es wächst der Druck in diesem 
kinderarmen Land, dass jedes Neu-
geborene sich wie ein erfolgreiches 
Projekt entfaltet. Und mittendrin 
stehen die Eltern und sollen an den 
Stellschrauben drehen.“ (Spiegel 
42/2011, S. 68) Eine Studie der Konrad-
Adenauer-Stiftung stellt fest: „Väter 
und Mütter sind verunsichert wie 
nie zuvor. Ihnen wird ein Maß an 
Verantwortung und Entscheidungs-
notwendigkeit zugewiesen, wie keiner 
Generation zuvor. [...] Der Druck, 
nur keine Chance auszulassen, [...] 
das Kind optimal zu fördern, scheint 
allgegenwärtig. (Henry-Huthmacher: 
„Eltern unter Druck“, 2008, S.44) Es 
sind zuweilen fragwürdige Motive, mit 
denen kulturelle Bildungsangebote 
ausgewählt werden. Im Vordergrund 
stehen dann Verwertungsinteressen 
und Distinktionsgewinne. Beides 
widerspricht zentralen „kulturpäda-
gogischen Grundprinzipien“ (Stär-
ken- und Interessenorientierung, 
Fehlerfreundlichkeit, Partizipati-
on). Die Frage, welchen Output ein 
Zirkusprojekt im Vergleich zu einer 
Nachhilfestunde bringt, widerspricht 
natürlich auch dem ergebnisoffenen 
künstlerischen Prozess, der sich zahl-
reicher Umwege und Entdeckungen 
am Wegesrand erfreut. 

Kindern und Jugendlichen lastet 
die zunehmende Eigenverantwort-
lichkeit für ihre gelingende Biografie 

schwer auf den Schultern. Ihre all-
täglichen Erfahrungen in Lern- und 
Bildungsprozessen „sind Ausdruck 
gesellschaftlicher Entwicklungen, 
die geprägt sind von den neuen 
Leitchiffren Flexibilität, Effektivität 
und Passgenauigkeit: Während das 
Bildungssystem die Bildungs- und 
Ausbildungswege verkürzt, nimmt 
es in die Lehrpläne entsprechend der 
gesellschaftlichen Erwartungen neue 
Lerninhalte auf. [...] Sie müssen in 
kürzerer Zeit mehr Wissen und mehr 
Kompetenzen erwerben als noch vor 
zwanzig Jahren.“ (Soremski/Lange 
„Bildungsprozesse zwischen Familie 
und Ganztagsschule“, 2009, S. 21) 

Was ist zu tun? Handlungsbedarf 
besteht im Feld der kulturellen Bil-
dung mindestens in vier Bereichen:

1. Kulturelle Bildungsangebote auf 
Zeitstrukturen und Bedürfnisse 
von Kindern und Jugendlichen 
abstimmen 
Anbieter sollten sich als Teil einer 
lokalen Bildungslandschaft auch 
aus der Perspektive der Nutzer 
fragen: Was brauchen sie, haben 
sie dafür Zeit, be- oder entlastet es? 
Noch zu wenig beschäftigt uns die 
Frage: Wie stellen sich die Träger auf 
die veränderten Zeitbudgets (Stich-
wort Ganztagsschule) ein? Und: 
Es darf kein Tabu sein, dass eine 
Instrumentallehrerin Alarm schlägt, 
wenn sie merkt, dass ein Kind keine 
Zeit mehr für sich hat (anstelle des 

üblichen „Hast du schon wieder 
nicht geübt?“) und ein beratendes 
Gespräch mit Schülerinnen und 
Schülern und Eltern sucht. 

2. Eltern und Familien stärker in 
den Blick nehmen 
Kommunikation mit Eltern sowie 
Elternbildung sollten verstärkt 
zum Arbeitsfeld und Thema der 
kulturellen Bildung werden. Eltern 
und Familien sind entscheidende 
Faktoren für Zugänge und Teilha-
be; vor allem sind sie Vorbilder für 
Lebenseinstellungen. Fachkräfte 
können Eltern Orientierung geben 
bei der Auswahl von (kulturellen) 
Bildungsangeboten. Eltern wollen 
ihre Kinder bestmöglich fördern, 
aber Kulturpädagogen können war-
nen, wenn Überforderung droht. 
Hier haben sie eine Verantwortung, 
der sie sich stellen sollten. Es be-
steht möglicherweise Weiterbil-
dungsbedarf.

3. Experimente, Freiräume, das 
Spielerische, das Prinzip Neugier, 
das Künstlerische stärken 
Diejenigen Potenziale kultureller 
Bildung, die ein Gegengewicht zu 
Verdichtung, Zeitstress und Output
orientierung sein können, sollten 
wieder mehr in den Vordergrund 
rücken und zwar in die Mitte der 
Gesellschaft (nicht nur in einem 
Schonraum am elitären Rande); 
also durchaus auch in der Schule, in 

Kooperationen mit sozialer Jugend-
arbeit, im Alltag.

4. Verantwortungsvoll über kultu-
relle Bildung kommunizieren 
Die Argumente, mit denen wir 
kulturelle Bildung in Politik und 
Gesellschaft stärken wollen, sollten 
den allgemeinen Förder- und Bil-
dungsdruck nicht noch verstärken. 
Das ist nicht leicht, denn der Begriff 
„Bildung“ beispielsweise wird land-
läufig deutlich enger verstanden als 
in den einschlägigen Fachdiskursen. 
Gleiches gilt für die Begriffe „för-
dern“ und „Kompetenzen“. 

Es geht also einerseits um re-
ale „Zeitpolitik“ und andererseits 
um eine Entlastung vom Bildungs-
druck in den Köpfen. Wir können 
als Akteure der kulturellen Bildung 
natürlich nicht den globalen Main-
stream (Neoliberalismus, Wachstum, 
Leistungsdenken) umkehren. Aber 
wir tragen gesellschaftliche Ver-
antwortung für einen Bereich, aus 
dem entscheidende Denkanstöße 
und wertvolles Erfahrungswissen 
hervorgehen können. „Die Kunst 
mag ein Spiel sein, aber sie ist ein 
ernstes Spiel“, schrieb Caspar David 
Friedrich.

Die Verfasserin ist Grundsatzreferen-
tin der Bundesvereinigung Kulturelle 

Kinder- und Jugendbildung (BKJ) 
e.V. 

Zeit und Freiräume bleiben im durchgeplanten Alltag von Kindern und Jugendlichen immer häufiger auf der Strecke

KURZNachrichten

Clara Burckner mit Bundesver-
dienstkreuz ausgezeichnet 
Der Deutsche Kulturrat spricht Clara 
Burckner seine herzlichsten Glückwün-
sche zur Verleihung des Bundesver-
dienstkreuzes am Bande aus. Mit die-
ser Auszeichnung wurde die 75-Jährige 
für ihre Verdienste im filmpolitischen 
Bereich geehrt. Durch ihre verbands-
politische Arbeit wie durch ihre künst-
lerische Tätigkeit setzte sie sich über 
Jahrzehnte für den deutschen Film ein. 
Im Deutschen Kulturrat vertrat sie die 
Interessen der Filmemacherinnen und 
Filmemacher und leitete die Sektion 
Film im Deutschen Kulturrat sowie im 
Deutsch-Französischen Kulturrat. 

Kulturelle Vielfalt auf dem 
Prüfstand
Der Deutsche Kulturrat hat Mitte No- 
vember die Ad-hoc-Arbeitsgruppe Um-
setzung der UNESCO-Konvention zur 
kulturellen Vielfalt eingerichtet. Die 
UNESCO-Konvention über den Schutz 
und die Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen wurde 2005 verab-
schiedet. Sie hat zum Ziel, eine völker-
rechtlich verbindliche Grundlage für das 
Recht aller Staaten auf eigenständige 
Kulturpolitik zu schaffen. Der Deutsche 
Kulturrat war von Beginn an in die Erar-
beitung der Konvention eingebunden. 
Im Jahr 2007 trat die Konvention in 
Deutschland in Kraft. Die Konvention 
stellt ein bedeutendes völkerrechtliches 
Instrument dar, dessen angemessene 
Umsetzung es nun zu evaluieren gilt. Die 
Arbeitsgruppe soll wichtige Impulse für 
den Umgang mit der Konvention geben. 

Fachausschussvorsitzende 
gewählt
Im Anschluss an die Neubesetzungen 
der Fachausschüsse des Kulturrates 
stehen nun alle Ausschussvorsitzen-
den fest. Fachausschuss Arbeit und 
Soziales: Georg Halupzok (Rat für 
Soziokultur und kulturelle Bildung, 
Bundesvereinigung soziokultureller Zen-
tren); Fachausschuss Bildung: Christian 
Höppner (Deutscher Musikrat); Fach-
ausschuss Europa/Internationales: An-
dreas Kämpf; Fachausschuss Medien: 
Prof. Dr. Lothar Mikos (Erich Pommer 
Institut); Fachausschuss Steuern: Prof. 
Dr. Peter Raue (Raue Rechtsanwälte); 
Fachausschuss Urheberrecht: Prof. 
Dr. Gabriele Beger (Deutsche Litera-
turkonferenz, Bibliothek Information 
Deutschland). Die Expertinnen und Ex- 
perten in den Fachausschüssen erar-
beiten Empfehlungen und Stellungnah- 
men, die kultur- und medienpolitische 
Problemfelder benennen und Hand-
lungsperspektiven aufzeigen.

Bündnis gegen Rassismus 
Der Deutsche Kulturrat ist dem Bünd-
nis gegen Rassismus beigetreten. 
Gemeinsam mit der Türkischen Ge-
meinde Deutschland, dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund, dem Deutschen 
Olympischen Sportbund, dem Deut-
schen Roten Kreuz und dem Diako-
nischen Werk vereinbarte der Deutsche 
Kulturrat Aktivitäten im Rahmen des 
Tages gegen Rassismus. 

Gratulation!
An dieser Stelle möchten wir Gabriele 
Schulz, stellvertretende Geschäftsführe-
rin des Deutschen Kulturrates, zu ihrem 
20-jährigen Dienstjubiläum herzlich gra-
tulieren. Seit nunmehr zwei Jahrzehnten 
ist sie im unermüdlichen Einsatz für die 
kulturpolitischen Belange von Kunst- und 
Kulturschaffenden. Durch ihren großen 
Einsatz hat sie die Arbeit des Kulturrates 
maßgeblich geprägt. Danke!

Anhörung
Am 30.11.2011 sprach Max Fuchs 
als Experte bei der Anhörung vor dem 
Hochschulausschuss des Bayerischen 
Landtages zum Thema „Leitlinien Baye- 
rischer Kultur“ u.a. zur Planung, Trans-
parenz, Berechenbarkeit und Verantwor-
tung von Kulturpolitik sowie Demokrati-
sierung und Regionalisierung. 
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Schulzeitverdichtung und die Folgen 
Musikalische Bildung braucht Zeiten und Räume in der Schule • Von Matthias Pannes

Die Veränderung des Schulsystems 
durch die Ganztagsentwicklung und 
vor allem durch Leistungsverdich-
tung und Verdichtung der Schulzeit 
(G8) darf musizierende Schülerinnen 
und Schüler nicht außen vor lassen, 
nicht an den Rand drängen und 
nicht als Kollateralschaden einer 
unausgereiften Schulreform auf die 
Verliererstraße bringen. 

Musikalische Bildung ist eine 
wesentliche Voraussetzung 

für die Teilhabe des Menschen an 
Kunst und Kultur. Das Erlernen eines 
Instrumentes und die Kompetenz 
im Singen sind Teil der Allgemein-
bildung, in der die musikalische 
Bildung mit ihrem Eigenwert wie 
auch mit ihren persönlichkeitsbil-
denden Eigenschaften einen festen 
Platz hat. Der Verband deutscher 
Musikschulen (VdM) fordert daher 
in seiner „Mainzer Erklärung“ fol-
gerichtig, dass angesichts der tief 
greifenden Veränderung der schu-
lischen Rahmenbedingungen geeig-
nete Maßnahmen zur Sicherung und 
Verankerung der Instrumental- und 
Vokalausbildung getroffen werden 
müssen. 

Länder und Kommunen sind 
somit zunehmend in der Pflicht, die 
musikalischen Bildungsangebote 
in einer bestmöglichen Verantwor-
tungspartnerschaft zu gestalten, 
da es um dieselben Kinder und 
Jugendlichen innerhalb wie außer-
halb der Schule geht. Diese Verant-
wortungspartnerschaft gilt für die 
musikalische Breitenarbeit in der 
allgemeinbildenden Schule wie auch 
für den Instrumental- und Vokalun-
terricht in der Musikschule, für die 
Zugänglichkeit zu musikalischen 
Bildungsangeboten der öffentlichen 
Musikschulen und für die Förderung 
des künstlerischen Nachwuchses. 
Dazu bedarf es sinnvoller Zeitstruk-
turen und der Bereitstellung von 
geeigneten Räumen und Möglich-
keiten individueller Förderung in 
der Schule.

Musikalische Bildung in der Vernet-
zung von Schule und Musikschule 
erfordert zudem eine besonders 
enge Abstimmung der verschiedenen 
pädagogischen und strukturellen 
Plattformen beider Bildungseinrich-
tungen. Dies muss auch zu einer ver-
änderten Zeitstruktur des Unterrichts 
und zu einer Rhythmisierung des 
Ganztags in der Schule führen sowie 
wesentlich auch zur Bereitstellung 
von quantitativ und qualitativ ange-
messenen Raumkapazitäten. 

Konkret müssen geeignete Rah-
menbedingungen – in zeitlicher wie 
räumlicher Hinsicht – für die mu-
sikalischen Bildungsangebote der 
öffentlichen Musikschulen auch in 
den Räumen der allgemeinbildenden 
Schulen und im Bereich der Koopera-
tion mit allen Schulformen geschaffen 
werden. Vor dem Hintergrund der 
Entwicklung kommunaler Bildungs-
landschaften und der sich verän-
dernden schulischen Strukturen müs-
sen die öffentlichen Musikschulen in 
ihrem Engagement durch wirksame 
ordnungspolitische und infrastruk-
turelle Maßnahmen wie auch durch 
eine verantwortungsvolle Schul- und 
Bildungspolitik gestärkt werden.

In der Entwicklung einer Vielzahl 
sinnvoller Kooperationsmodelle ha-
ben die öffentlichen Musikschulen 
seit vielen Jahren Pionierarbeit gelei-
stet. Schulische und außerschulische 
Bildung rücken in der Kommune 
deutlich näher zusammen. Dieses 
Zusammenrücken darf aber nicht 
zu erdrückenden Engpässen füh-
ren. Vielmehr müssen individuelle 
musikalische Entwicklungen famili-
engerecht ermöglicht und gemein-
schaftliche musikalische Aktivitäten 
entfaltet werden können.

Dazu wird sich auch die Musik-
schule mit ihren Angebotsstrukturen 
weiterentwickeln müssen. Unterricht 
oder Ensemblearbeit an Samstagen 
kommen zunehmend ins Blickfeld, 
„Drehtürmodelle“ für individuellen 
Instrumentalunterricht in den Räu-
men der allgemeinbildenden Schulen 

wie zum Beispiel in England (für den 
Instrumentalunterricht wird die Schü-
lerin beziehungsweise der Schüler 
jede Woche in einer anderen Schul-
stunde freigestellt) sind möglich, auch 
Unterrichtsformen im Tandem der 
Lehrkräfte aus Schulmusik und Mu-
sikschule werden weiter entwickelt. 

Schulreformen dürfen nicht zu 
einem Ausschluss von musikalischer 
Bildung führen. Keiner Schülerin 
und keinem Schüler darf die Nut-
zungsmöglichkeit des öffentlichen 
Musikschulangebotes vorenthalten 

werden. Dazu müssen öffentliche 
Musikschulen und allgemeinbilden-
de Schulen in der kommunalen Bil-
dungslandschaft sinnvoll abgestimmt 
zusammenwirken können.

Daher ist die Politik auf der Ebe-
ne von Ländern und Kommunen ge-
fordert, Infrastruktur und Entwick-
lung der öffentlichen Musikschulen 
mit hoher Priorität zu fördern. Um 
Kontinuität und Qualität dieses 
Bildungsangebotes zu sichern, be-
darf es auch vor dem Hintergrund 
von Sparmaßnahmen und -vorga-

ben in Ländern und Kommunen 
der Sicherung der musikalischen 
Bildungsangebote der öffentlichen 
Musikschulen durch Länder und 
Kommunen, um den Zugang für Kin-
der und Jugendliche aller Schichten 
zu ermöglichen.

Der Verfasser ist Bundesgeschäfts-
führer des Verbandes deutscher Mu-

sikschulen (VdM), Vorstandsmitglied 
der BKJ sowie Mitglied des Fach-

ausschusses Bildung des Deutschen 
Kulturrates  

Bildung und Kultur öffnen Welten
Das zweite Biberacher Bürgerkulturgespräch mit Max Fuchs als Impulsreferent • Von Jörg Riedlbauer

Den Dialog mit den örtlichen Kul-
turvereinigungen, Kulturschaffen-
den und überhaupt allen kulturell 
Interessierten in der Bevölkerung 
in Gang zu bringen und zugleich 
zu erfahren, wo die Stadt mit ihrer 
Kulturarbeit steht, war Anlass für 
den Verfasser dieses Beitrages, 
im vergangenen Jahr das Bürger-
kulturgespräch als neues Forum 
einzurichten. 

Nachdem 2010 über die kom-
munale Kulturarbeit insgesamt 

diskutiert worden ist, stand 2011 die 
Zusammengehörigkeit von Kultur 
und Bildung im Mittelpunkt, mit ei-
ner eigens hierfür eingerichteten Bil-
dungsmesse und einem Livechat als 
zusätzlichem Kommunikationsweg. 
Verschiedene Filmvorführungen, 
Kurzvorträge zum Beispiel zur Me-
dienkompetenz oder zum Schulauf-
enthalt im Ausland oder ein Kinder-
konzert präsentierten die Breite der 
Biberacher Bildungslandschaft, und 
bei der abschließenden Podiums-
diskussion legten Vertreterinnen und 
Vertreter aus den Bereichen der (vor)
schulischen und Hochschulbildung, 
der Weiterbildung, der Wirtschaft 
und dem Deutschen Städtetag ihre 
Vorstellungen dar. 

So erinnerte Biberachs Oberbür-
germeister Thomas Fettback an das 
ganzheitliche Bildungsverständnis 
in der Aachener Erklärung des Deut-
schen Städtetags von 2007 und das 
dort niedergelegte Leitbild einer 

kommunalen Bildungslandschaft im 
Sinne eines vernetzten Systems von 
Erziehung, Bildung und Betreuung. 
Vor diesem Hintergrund hat er ein 
Förderprogramm für Kooperationen 
zwischen Kindergärten, Schulen und 
nicht kommerziellen Bildungsein-
richtungen mit 30.000 Euro dotiert, 
um die Kulturschaffenden, die Sport- 
und die Vereine der Jugendarbeit 
sowie des sozialen Engagements mit 
Projekten in die (vor)schulischen 
Einrichtungen zu bringen und die 
Möglichkeiten der Vernetzung noch 
weiter auszubauen.

Kultureinrichtungen als kommunale 
Bildungsplattformen
Schon vor zwei Jahren hat das Kul-
turdezernat damit begonnen, in meh-
reren bildungs- und kulturpolitisch 
vernetzten Diskussionsrunden Vor-
schläge zur Weiterentwicklung solcher 
Kooperationen zu unterbreiten, um so 
zu einer gelingenden Bildungsbiogra-
fie beizutragen. Hierbei sei die Stadt-
gesellschaft insgesamt gefordert, um 
sich als Verantwortungsgemeinschaft 
für die jungen Menschen vor Ort zu 
begreifen und nicht in den Schranken 
von institutionellen Zuständigkeiten 
zu denken. Grundlage hierfür ist die 
kommunale Kulturarbeit im Sinn 
eines umfassenden Bildungsauf-
trags, bei der kulturelle Bildung über 
ästhetische Erziehung hinaus die 
Voraussetzung für den Erwerb von 
Kulturtechniken ist, um emanzipiert 
an gesellschaftlicher Entwicklung 

mitwirken zu können. So gesehen wird 
kulturelle Bildung zum Fundament 
von Teilhabe an Gesellschaft und 
Politik und damit zur Grundlage von 
Demokratie schlechthin.

Da es zum Prinzip der Biber-
acher Kulturgespräche gehört, in 
den Meinungsaustausch mit den 
Bürgerinnen und Bürgern auch 
einen Experten mit Außensicht 
einzubeziehen, war als Impulsrefe-
rent der Präsident des Deutschen 
Kulturrates, Max Fuchs, eingela-
den worden. Vor dem Hintergrund 

seiner bundesweiten Erfahrungen 
bestärkte er die Biberacher Kom-
munalpolitik, den eingeschlagenen 
Kurs beizubehalten und würdigte, 
wie qualifiziert und umfassend dort 
über kulturelle Bildung, bildungs-
politische Entwicklungen und Kul-
turpolitik gesprochen wird, um ein 
kommunalpolitisches Konzept wie 
den Bildungsplan zu begründen. 
„Mindestens drei Bundespräsi-
denten und auch die UNESCO wären 
ziemlich froh über das, was hier in 
Biberach geschieht“, stellte er fest 

und verwies in diesem Zusammen-
hang auf die geplante weltweite Wo-
che der kulturellen Bildung im Mai 
2012 sowie die bildungspolitischen 
Grundsatzreden der Bundespräsi-
denten Roman Herzog, Johannes 
Rau und Horst Köhler. 

Der Verfasser ist Kulturdezernent 
der Stadt Biberach  

Vollständige Redetexte im Internet 
unter www.biberach-riss.de/Leben in 
Biberach

Diskutanten bei dem zweiten Biberacher Bürgerkulturgespräch
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Das Netzwerk „Kontaktstellen Musik“ 
Laienmusik in Niedersachsen • Von Lydia Grün

Musik erlebt nicht nur, wer Radio hört, 
Konzerte, Sessions oder Opern- 
aufführungen besucht, sondern 
vor allem, wer selbst aktiv ein In-
strument spielt oder singt. Wird in 
der Jugend ein solider Grundstein 
musikalischer Bildung gelegt, so 
musizieren viele Menschen auch 
im Erwachsenenalter noch vokal 
oder instrumental – sei es in einer 
Musikschule, einem Musikverein 
oder im privaten Kontext. Das Mit-
einander, das Probieren und die 
anschließenden Auftritte liefern 
Motivation und den Anreiz, sich 
für das Musik-Machen zu engagie- 
ren. 

Das Moment des Gemeinsamen 
ist einer der wichtigsten Im-

pulse in der Laienmusik. Unter der 
Dachmarke „Kontaktstellen Musik“ 
wurde in Niedersachsen für regi-
onale Kooperationen eine eigene 
Plattform geschaffen: Vor zehn Jah-
ren initiierte der Landesmusikrat 
Niedersachsen mit Unterstützung 
des Niedersächsischen Ministeriums 
für Wissenschaft und Kultur das 
Vernetzungsmodell „Kontaktstellen 
Musik“ als Förderprogramm in der 
Laienmusik. 

Unter dem Dach einer Kontakt-
stelle finden Musikschulen, Verbän-
de, allgemeinbildende Schulen, En-
sembles, Initiativen und öffentliche 
Kultureinrichtungen in örtlichen 
Netzwerken zusammen, um gemein-
sam für die Region Musikprojekte 
anzustoßen. Eine Evaluation dieses 
Modellprojekts wurde nun von 
Musikland Niedersachsen und dem 
Landesmusikrat Niedersachsen in 
der Studie „Regionale Netzwerke 
im Musikland Niedersachsen“ vor-
gestellt.

Organisationsform  
„Kontaktstelle Musik“

Mittlerweile tragen 31 Kontaktstel-
len Musik durch ihre Kooperationen 
zur kulturellen Identität des Musik
landes Niedersachsen bei. Eine gute 
Vernetzung ist dafür die Grundvor
aussetzung: Mindestens drei Partner 
müssen sich vor Ort zusammen-
finden, um als Kontaktstelle Musik 
anerkannt zu werden. Als zentraler 
Netzwerkpartner ist in allen Fällen 
die örtliche Musikschule involviert. 
So besitzen alle Kontaktstellen eine 
bestehende organisatorische Infra-
struktur, die vor allem für den hohen 
Koordinationsaufwand innerhalb 
eines regionalen Musiknetzwerks 
wichtig ist. 

In 89 Prozent aller Kontaktstellen 
in Niedersachsen liegt der Vorsitz so 
in den Händen dieses Instituts. Als 
weitere Partner bieten sich insbe-
sondere Musikvereine, -verbände 
und allgemeinbildende Schulen 
an. Abseits dieser „üblichen“ Koo-
perationen gibt es regionaltypische 
Partner, wie beispielsweise die Bun-
desakademie für kulturelle Bildung 
Wolfenbüttel, die Kreisjägerschaft in 
Cloppenburg oder die Gesellschaft 
für paritätische Sozialarbeit in Wil-
helmshaven. 

Synergie ist das Stichwort für den 
Erfolg: Ein Netzwerk funktioniert 
nur dann, wenn sich die Partner 
in den Regionen kennen bezie-
hungsweise kennenlernen wollen. 
Ein intensiver Austausch kommt 
zustande, wenn die beteiligten Ein-
richtungen gegenseitig ihre Kompe-
tenzen und Kapazitäten einschätzen 
können. Dann kann nicht nur von 
den Erfahrungen und den Potenzi-
alen des anderen profitiert, sondern 
es können auch kurze Wege genutzt 
werden. Regional übergreifende 
Projekte, wie beispielsweise ein 
von der Kontaktstelle Musik Region 
Braunschweig initiiertes Musikfest, 
sind die positive Folge. 

Betrachtet man die Arbeit der Kon-
taktstellen Musik landesweit, so 
fällt auf, dass der Austausch bei 
den aktiven Kontaktstellen sich fast 
ausschließlich auf das Kooperati-
onsnetzwerk vor Ort konzentriert. 
Mit anderen Kontaktstellen im Land 
erfolgt ein Austausch eher selten 
oder gar nicht (76 Prozent). 

In einem geografisch, wirt-
schaftlich, sozial und mentalitäts-
geschichtlich so heterogenen Flä-
chenland wie Niedersachsen sind 
die Voraussetzungen, mit denen die 
regionalen Einrichtungen konfron-
tiert sind, ebenso unterschiedlich. 
Urbane Zentren, wie etwa die Region 
Hannover stehen ruralen Gebieten 
wie Nienburg/Weser gegenüber. 
Daher haben Entfernungen und 
der Grad der Verstädterung eines 
Landkreises, in denen zwei Drittel 
aller Kontaktstellen angesiedelt 
sind, einen entscheidenden Einfluss 
auf die Teilnehmerzahlen und die 
Frequenz des Angebots. 

Die Kontaktstellen haben in ihrer 
inhaltlich-programmatischen Arbeit 
freie Hand, wobei immer wieder 
regionale Besonderheiten und Tra-
ditionen aufgegriffen werden: Im 
Emsland beispielsweise besitzt die 
Blasmusik einen hohen Stellenwert, 
wohingegen im Landkreis Gifhorn 
die Chorszene besonders eingebun-
den wird. 

Ziele und  
Arbeitsweise

Als Ziele, die von den Kontaktstellen-
Machern benannt wurden, dominie-
ren drei Aspekte: 
·· Netzwerkarbeit vor Ort
·· der Anspruch, einen Beitrag zur 
musikalisch-kulturellen Grundver-
sorgung zu leisten und 

·· damit übergreifend kulturpoli-
tische Ziele zu verfolgen. 

Im Gegenzug werden weder 
Begabtenförderung noch die Er-
möglichung des Wiedereinstiegs 
für Senioren als primäre Anliegen 
formuliert. Die Breitenförderung ist 
damit zentrales Ziel in der Arbeit der 
Kontaktstellen. 

Der demografische Wandel formt 
sich dabei zu einer wesentlichen 
Herausforderung: Noch richtet sich 
mehr als die Hälfte der Angebote 
der Kontaktstellen an Kinder und 
Jugendliche. Eine potenzielle Ziel-
gruppe der Zukunft stellen jedoch 
auch Erwachsene und Senioren als 
„Wiedereinsteiger“ dar. Vor dem 
Hintergrund des begrenzten Zeit-
fensters im Zusammenhang mit 
der Ganztagsschule ergeben sich 
schon zum aktuellen Zeitpunkt 
Schwierigkeiten in der regelmäßigen 
Teilnahme und einem veränderten 
Anteil an Kindern und Jugendlichen 
an der Gesamtzielgruppe.

Neue Wege der  
Mittelakquise

Seit dem Jahr 2010 müssen die Kon-
taktstellen Musik, deren Projekte 
bis zu diesem Zeitpunkt durch das 
Land Niedersachsen kofinanziert 
wurden, neue Wege der Mittelak-
quise finden. Als Hauptfinancier 
nehmen dabei die Landschaftsver-
bände eine zentrale Rolle ein. Sie 
stellen im Schnitt 35 Prozent des 
Gesamtbudgets. Weitere 21 Prozent 
sind Eigenmittel der Kontaktstellen. 
Der übrige Teil wird durch Teilneh-
merbeiträge und weitere Drittmittel 
finanziert. Die Akquise von Projekt-
mitteln in Konkurrenz zu weiteren 
regionalen Kulturträgern führt aus 
Sicht der Kontaktstellen zu knap-
pen Planungshorizonten. Gerade  
längerfristige, aufeinander auf-
bauende Bildungsangebote seien 
nunmehr schwerer als vorher zu 
realisieren. 

Die Kontaktstellen Musik zeich-
nen sich generell durch eine hohe 
Präsenz im öffentlichen Raum aus, 
beispielsweise bei Stadtfesten. Ihre 
Bedeutung für die regionale Mu-
sikkultur ist allerdings noch aus-
baufähig. Die Kontaktstellen tragen 
grundsätzlich das Potenzial, ein 
starkes regionales musikalisches 
Selbstbewusstsein der Musik-Ma-
cher vor Ort zu erzeugen. Durch 
das Modell ist ein öffentlichkeits-
wirksames Forum entstanden, in 
dem unterschiedlichste Akteure der 
Laienmusik gemeinsam musikalisch 
miteinander arbeiten können. Mo-
mente, wie der hohe Koordinations-
aufwand, die Notwendigkeit einer 
professionellen Mittelakquise sowie 
die Öffnung zu neuen Zielgruppen, 
sind mögliche Handlungsfelder für 
die Zukunft. 

Die Studie kann über Musikland 
Niedersachsen (info@musikland-
niedersachsen.de) bezogen wer-
den. Musikland Niedersachsen 
steht für eine moderne, vielfältige 
Musikkultur. Die Geschäftsstelle ist 
Koordinations- und Servicepunkt für 
Musikveranstalter in Niedersachsen. 
Träger von Musikland Niedersach-
sen ist die Stiftung Niedersachsen. 
Förderer sind die Niedersächsische 
Sparkassenstiftung und das Land 
Niedersachsen.

Die Verfasserin ist Geschäfts- 
führerin von Musikland  

Niedersachsen In der Gemeinschaft musizieren, Laienmusiker in Aktion
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Mathias Brodkorb (SPD)
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Erst kommt die Arbeit,  
dann die Kultur

4 ½ Fragen an den Minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Mathias Brodkorb, (SPD)
In Mecklenburg-Vorpommern fand im 
sogenannten Superwahljahr 2011 
die vorletzte Landtagswahl statt. Im 
Kurzinterview stellt sich der neue 
Kultusminister den Fragen von po-
litik und kultur.

puk: Mecklenburg-Vorpommern 
ist das deutsche Bundesland, 
welches am dünnsten besiedelt 
und am stärksten ländlich geprägt 
ist. Der demografische Wandel 
trifft Mecklenburg-Vorpommern 
mit aller Wucht. Verstehen Sie Kul-
tur als Mittel, um Menschen für 
ein Leben in Ihrem Bundesland 
zu begeistern beziehungsweise 
um Menschen an der Abwan-
derung zu „hindern“? Oder ist 
Kultur nicht vielmehr eine teure 
Ländersache, die den Prozess 
des demografischen Wandels 
nicht abmindert? Wie wollen 
Sie zukünftig eine hochwertige 
kulturelle Grundversorgung ge-
währleisten?

Mathias Brodkorb: An beiden The-
sen ist etwas dran. Ich denke schon, 
dass insbesondere bei den Älteren 
unsere fantastische Natur- und 
Kulturlandschaft einen Beitrag zur 
Zuwanderung leistet, aber im Be-
reich der erwerbstätigen Bevölke-
rung sieht dies etwas anders aus, da 
sollte man sich keinen Illusionen 
hingeben. Oder um Bertolt Brecht 
abzuwandeln: Erst kommt die Ar-
beit, dann die Kultur.

Eine gute kulturelle Grundversor-
gung können und müssen wir uns 
künftig durch eine weitere Schwer-
punktsetzung erhalten. Wir leisten 
uns zum Beispiel doppelt so hohe 
Ausgaben wie andere Bundesländer 
im Theaterbereich, teilweise fast 
zehn Mal so hohe Ausgaben für 
Musikschulen. Das geht in einem 
armen Bundesland wie Mecklenburg-
Vorpommern nur, wenn man sich 
konzentriert.  

puk: Welche Maßnahmen wollen 
Sie ergreifen, um die Kriterien 
der Schuldenbremse erfüllen 
zu können? Welche konkreten 
Auswirkungen haben diese Ein-
sparungen auf die Kultur? 

Brodkorb: Diese Frage überrascht 
mich. Hat sich in der Kulturszene 
wirklich noch nicht herumgespro-
chen, dass unser Land seit 2006 keine 
Schulden mehr aufnimmt, sondern 
sogar zurückzahlt? Insofern: Wir er-
füllen schon seit Jahren die Kriterien 
der Schuldenbremse und so soll es 
auch bleiben. Stabile Haushalte helfen 
nicht zuletzt dem Kulturbereich: Denn 
wo würde in einer Haushaltskrise wohl 
als erstes gespart? Ich sehe daher für 
Bereiche wie Bildung und Kultur in 
einer soliden Haushaltspolitik die 
besten Zukunftsgrundlagen.

puk: In einer Volksinitiative wird 
die Landesregierung aufgefordert, 
sich für den Erhalt der Theater- 
und Orchesterstrukturen in Me-
cklenburg-Vorpommern ein-
zusetzen. Darin wurde unter 
anderem eine „auskömmliche 
finanzielle Unterstützung durch 
das Land“ gefordert. Wie gehen 
Sie mit diesen Forderungen um?

Brodkorb: Ich habe dafür Verständnis, 
aber gerade im Bildungs- und Kultur-
bereich ist mir die bloße Forderung 
nach mehr Geld einfach zu wenig. 
Erst müssen wir über Inhalte und 
Konzepte reden und anschließend 
über Geld und nicht umgekehrt. 
Und manchmal frage ich mich auch, 
warum es in den 1990er Jahren eigent-
lich keine Volksinitiativen gegen die 
Verschuldungspolitik der damaligen 
Politiker gegeben hat. Ein Beispiel: Wir 
zahlen heute mehr als 400 Millionen 
Euro pro Jahr an Zinsen. Stellen Sie 
sich doch einfach einmal vor, was wir 
uns heute alles in unserem Bundes-
land an tollen Dingen leisten könnten, 
wenn die Verschuldungspolitik durch 
engagierte Bürger und Politiker vor 
15 oder 20 Jahren verhindert worden 
wäre. Mit anderen Worten: Wir alle ha-
ben einen steinigen Weg vor uns, keine 
Frage. Aber wenn wir so weitermachen 
wie unsere Vorgänger, müssen wir in 
zehn oder zwanzig Jahren gar nicht 
mehr über Kultur in Mecklenburg-
Vorpommern reden. Das möchte ich 
gerne verhindern.

puk: Welchen Stellenwert messen 
Sie der kulturellen Bildung bei? 
Wird es besondere Projekte in 
diesem Bereich geben? 

Brodkorb: Die kulturelle Bildung 
wird der Schwerpunkt unserer 
künftigen Kulturpolitik sein, dies 
aus zwei Gründen: 1. weil Kunst 
und Kultur einfach essentiell zum 
Menschsein dazugehören und 2. 
weil die Produzenten von Kunst 
und Kultur im Sinne eines wohlver-
standenen Eigeninteresses etwas 
für ihre Kundschaft von morgen tun 
müssen – gerade in einer Welt, in 
der die Globalisierung immer mehr 
die wirtschaftlichen Werte in den 
Vordergrund schiebt. Und das kann 
niemand wollen. 

Die Fragen stellte Stefanie Ernst, 
Deutscher Kulturrat 
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Vielgestaltig und immer kompliziert
Zur Arbeit des Kulturkonvents Sachsen-Anhalt • Von Olaf Zimmermann

Am 19. Oktober wurde der Kultur-
konvent Sachsen-Anhalt eröffnet. 36 
Vertreter aus Kultur und Gesellschaft 
gehören dem Gremium an. Sie erör-
tern Fragen nach demografischen, 
finanziellen und strukturellen sowie 
qualitativen Aspekten von Kultur in 
Sachsen-Anhalt. Ziel des Konvents 
ist es, Ende 2012 Empfehlungen 
zur künftigen Kulturentwicklung 
und -förderung in Sachsen-Anhalt 
zu erarbeiten.

Die Arbeit des Kulturkonvents 
Sachsen-Anhalt ist vor allem in 

die Zukunft gerichtet. Er soll ausge-
hend vom Ist-Stand Empfehlungen 
für die Kulturpolitik bis zum Jahr 
2025 entwickeln. Die aktuelle Kul-
turpolitik spielt zwar mit Blick auf 
die Bestandsaufnahme eine Rolle, 
sollte aber nicht im Mittelpunkt der 
Konventsarbeit stehen. Die aktuelle 
Landeskulturpolitik wird von den 
Mitgliedern des Landtags Sachsen-
Anhalt sowie der Landesregierung, 
hier besonders im verantwortlichen 
Ressort im Kultusministerium, ge-
staltet. Gesprächspartner sind die 
Verbände sowie weitere Akteure. 
Der Kultursenat hat die Aufgabe, 
aktuelle Vorschläge zur Kulturpolitik 
des Landes zu unterbreiten. In den 
Räten von Kreisen und Kommunen 
wird die aktuelle Kulturpolitik auf 
der kommunalen Ebene beschlossen.

Neben den Kulturempfehlungen, 
die unmittelbar an das Kultusmini-
sterium gerichtet werden, sollte der 
Kulturkonvent Sachsen-Anhalt auch 
Empfehlungen an andere Ressorts 
der Landesregierung, an die Bun-
desregierung, die EU, die Kulturein-
richtungen und -organisationen, an 
Stiftungen, an die Kirchen sowie die 
Wirtschaft aussprechen.

Das Land Sachsen-Anhalt setzt 
sich wie kaum ein anderes Bun-
desland mit dem demografischen 
Wandel auseinander. Das Thema war 
hier bereits auf der Tagesordnung, als 
es von anderen Landesregierungen 
noch nicht als relevant begriffen 
wurde. Das Land hat einen intermi-
nisteriellen Arbeitskreis eingerichtet, 
um ein Handlungskonzept zur nach-
haltigen Bevölkerungsentwicklung 
zu erarbeiten. Es wurde ein Demo-
grafiebeirat gebildet, der das Land 
bei der Entwicklung des genannten 
Handlungskonzepts berät.

Mit der Internationalen Bauaus-
stellung 2010 (IBA 2010) wurde die de-
mografische Entwicklung und Stadt-
entwicklung zusammengedacht. 
Anders als andere internationale Bau- 
ausstellungen, bei denen es um die 
Entwicklung von Wohnraum ging, 
standen hier schrumpfende Städte 
im Mittelpunkt. Diese Vorhaben zei-
gen, dass der demografische Wandel 
nicht einfach hingenommen wird, 
sondern vielmehr durch politische 
Maßnahmen die Abwärtsspirale 
aufgrund demografischer Verände-
rungen gestoppt werden soll. Zu-
sätzlich ist das Land Sachsen-Anhalt 
von besonderem kulturhistorischem 
Interesse. Es weist die größte Dichte 
an UNESCO-Welterbestätten aller 
Bundesländer auf. Seine Stätten wei-
sen mit der Stiftung Bauhaus in die 
Moderne. Das Reformationsjubiläum 
2017 bietet außerdem die einmalige 
Chance, das Land nicht nur national 
,sondern auch international touris- 
tisch zu positionieren. 

Die Aufgabe

Der Kulturkonvent Sachsen-Anhalt 
hat die Aufgabe, unter Bezugnahme 
auf die aktuelle kulturelle Infra-
struktur und unter Einbeziehung 
der äußeren Rahmenbedingungen, 
Ideen für eine künftige Kulturpoli-
tik und -förderung zu entwickeln. 
Seine Zusammensetzung bietet die 
Möglichkeit, besonders innerhalb 
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Das Schloss Wernigerode ist einer der Kulturschätze von Sachsen-Anhalt

der Zivilgesellschaft auszuloten, 
welche kulturpolitischen Wege ein-
geschlagen werden sollen. Dabei 
sollen die Stärken und die Schwächen 
verschiedener kultureller Bereiche 
betrachtet werden. Es geht darum, 
zu empfehlen, wie sich das Land 
Sachsen-Anhalt in der Zukunft positi-
onieren könnte. Dazu kann gehören, 
dass spezifische Akzente gesetzt und 
andere Bereiche weniger in den Fokus 
genommen werden. Der Weg bis zur 
Entscheidung über Empfehlungen 
zu Förderschwerpunkten ist aber 
bereits ein wesentlicher Prozess der 
Konventsarbeit und der Vermittlung 
in die kulturpolitische Öffentlichkeit.

Der Kulturkonvent hat die Chan-
ce aufzuzeigen, ob mittels Kultur 
die demografische Abwärtsspirale 
abgemildert werden kann und ob 
Kultur dazu beitragen kann, Regionen 
lebenswert zu halten. 

Menschen und Geld

Das Land Sachsen-Anhalt hat seit 
1991 massiv an Einwohnern verlo-
ren. Die Studie zur demografischen 
Entwicklung Sachsen-Anhalts, die 
in diesem Jahr vom Leibniz-Institut 
für Länderkunde vorgelegt wurde, 
verdeutlicht die Abwärtsspirale in 
Folge von Arbeitsplatzabbau. Es 
wurde deutlich gemacht, dass gera-
de die öffentliche Infrastruktur eine 
wesentliche Rolle beim Stopp der 
Abwärtsspirale spielen kann. Wird 
einer einmal in Gang befindlichen 
Abwärtsspirale kein Einhalt geboten, 
kann eine Region immer unattrak-
tiver werden, so dass immer mehr 
Menschen sich abwenden. Der Aus-
gangspunkt der Abwärtsspirale sind 
ein Mangel an Arbeitsplätzen und 
die dadurch ausgelösten massiven 
Abwanderungsbewegungen junger 
Menschen. Es folgt Überalterung, die 
Finanzkraft der privaten Haushalte 
sinkt, die Nahversorgung dünnt aus, 
die noch vorhandene Infrastruktur 
wird immer schlechter ausgelastet. 
Folglich kommt es zu einem Abbau 
von Infrastruktur und die Attrakti-
vität sinkt, das Gemeinschaftsleben 
stirbt – bis zum Verlust der kritischen 
Masse. 

Die 5. Regionalisierte Bevölke-
rungsprognose Sachsen-Anhalt, die 

vom Ministerium für Landesent-
wicklung und Verkehr des Landes 
Sachsen-Anhalt vorgelegt wurde, 
zeigt folgende Entwicklung: 
·· bis zum Jahr 2025 wird Sachsen-
Anhalt im Vergleich zum Jahr 2008 
voraussichtlich 18,6% der Bevölke-
rung verlieren; in den Landkreisen 
wird die Bevölkerung um 21,6% 
zurückgehen, in den kreisfreien 
Städten um 8,4%;

·· ab dem Jahr 2023 wird Sachsen-
Anhalt unter 2 Millionen Einwoh-
ner haben (heute: 2,324 Millionen, 
Stand 31. Mai 2011);

·· die negative Bevölkerungsentwick-
lung ist inzwischen nicht mehr vor 
allem auf  Wanderungsbewegungen 
aus Sachsen-Anhalt in andere Bun-
desländer zurückzuführen, sondern 
auf ein anhaltendes Geburtendefi-
zit, das sich tendenziell verstärkt, 
da die zukünftige Müttergeneration 
zahlenmäßig schwach besetzt ist; 

·· der Anteil der älteren Bevölkerung 
(älter als 65 Jahre) wird deutlich 
zunehmen;

·· wird der Anteil der Altersgruppen 
an der Gesamtbevölkerung für die 
Jahre 2008 und 2025 verglichen, 
zeigt sich folgendes Bild:
·· 0 bis 14 Jahre: 2008 10,4%, 2025 
10,5%

·· 15 bis 64 Jahre: 2008 65,9%, 2025 
58,3%

·· 65 Jahre und älter: 2008 23,7%, 
2025 31,2%

·· der Anteil der Erwerbsfähigen sinkt 
laut Prognose deutlich.

Das Statistische Bundesamt prog
nostiziert für Sachsen-Anhalt bis zum 
Jahr 2030 einen Bevölkerungsrück-
gang um 21,2%. Bezugsjahr ist das 
Jahr 2008. 

Der Verlust an Bevölkerung be-
deutet sinkende Einnahmen im Lan-
deshaushalt. Rein rechnerisch wird 
davon ausgegangen, dass der Verlust 
von 100.000 Einwohnern im Lan-
deshaushalt zu Mindereinnahmen 
bis zu 240 Millionen Euro führt. Im 
Handlungskonzept „Nachhaltige Be-
völkerungspolitik in Sachsen-Anhalt“ 
wird davon ausgegangen, dass bis 
zum Jahr 2020 mit Mindereinnahmen 
von bis zu 1,1 Milliarden Euro im 
Landeshaushalt zu rechnen ist. Die 
Zuschüsse aus dem Solidarpakt II 
sowie aus EU-Mitteln aufgrund des 

Status als Ziel 1-Förderregion werden 
bis zum Jahr 2020 massiv zurückge-
fahren werden. Ebenso werden die 
Kommunen deutliche Minderein-
nahmen haben. 

Das Land Sachsen-Anhalt erhält 
bis zum Jahr 2020 von den ande-
ren Ländern 720 Millionen Euro an 
Konsolidierungshilfe. Es gibt diese 
über das STARK II-Programm an die 
Kommunen weiter. Diese Konsoli-
dierungshilfen sind mit Vorgaben zur 
Haushaltskonsolidierung verbunden.

Sachsen-Anhalt wird also im Jahr 
2025 von deutlich weniger Menschen 
bewohnt werden und spürbar weniger 
finanzielle Mittel zur Verfügung haben 
als heute. Daraus folgt, dass die Infra-
struktur insgesamt angepasst werden 
muss, da die potenzielle Zahl der Nut-
zer sinkt. Anders gesagt, selbst wenn 
prozentual im Jahr 2025 genauso viele 
Menschen wie heute die Infrastruktur  
nutzen, werden es nominal weniger 
sein, da insgesamt weniger Menschen 
im Land leben. Was allgemein für die 
Infrastruktur gilt, trifft auch auf die 
kulturelle Infrastruktur zu. 

Viele Fragen

Vor dem Hintergrund der genannten 
Voraussetzungen ist zunächst eine 
Bestandsaufnahme erforderlich. 
Welche kulturelle Infrastruktur gibt 
es im Land (Kultureinrichtungen, Ver-
eine, Künstler, kulturwirtschaftliche 
Unternehmen)? Wie ist die kulturelle 
Infrastruktur räumlich verteilt? Wie 
werden die Kultureinrichtungen von 
der Bevölkerung Sachsen-Anhalts  
genutzt? Welche Rolle spielt die tou-
ristische Nutzung? Wer finanziert die 
kulturelle Infrastruktur (Verteilung 
der Kulturausgaben von Land und 
Kommunen)? Welche Verantwortung 
übernimmt der Bund? Welche Rolle 
spielt die EU-Förderung? Welchen 
Stellenwert haben Stiftungen? Welche 
Rolle spielt Kultursponsoring? Welche 
kulturellen Stärken hat das Land? 
Sollen diese weiterentwickelt werden 
oder sollen andere Akzente gesetzt 
werden? Welche Schwächen bestehen 
derzeit? Muss ihnen entgegengewirkt 
werden oder soll sich auf die Stärken 
konzentriert werden? Wie ist die Kul-
turwirtschaft positioniert? Welche kul-
turpolitischen Empfehlungen wurden 

im Rahmen der IBA 2010 entwickelt, 
die genutzt werden können?

Empfehlungen des Kultur-
konvents

Nach der Beantwortung der Fragen 
sollte der Konvent Empfehlungen für 
eine Kulturpolitik entwickeln, die der 
demografischen Entwicklung (Ab-
wärtsspirale) entgegenwirken. Dabei 
sollten die Empfehlungen klarstellen, 
welche Ziele die Landeskulturpolitik in 
Sachsen-Anhalt mittel- bis langfristig 
verfolgen soll und welche förderpo-
litischen Konsequenzen aus diesen 
Empfehlungen gezogen werden müs-
sen. Hier muss der Konvent besonders 
Kommunen und Landkreise im Auge 
behalten. Auch wird der Konvent die 
Frage zu beantworten haben, welche 
Förderungsbereiche unter welchen 
Bedingungen in der Zukunft vom 
Bund teilweise oder vollständig über-
nommen werden müssen. Zu denken 
ist hier besonders an die Finanzierung 
der UNESCO-Welterbestätten im Land 
Sachsen-Anhalt. Das Land Sachsen-
Anhalt verfügt mit der Altstadt von 
Quedlinburg, den Luthergedenkstät-
ten in Eisleben und Wittenberg, dem 
Dessau-Wörlitzer Gartenreich und den 
Bauhausstätten in Dessau über bedeu-
tende UNESCO-Welterbestätten. 

Der Konvent wird auch die Fra-
gen zu behandeln haben, wie seine 
Empfehlungen in praktische Politik 
umgesetzt werden können. Werden 
Fachgesetze – und wenn ja, welche  
– zur Kulturförderung benötigt, und 
werden andere Formen der Finanzie-
rungsbeteiligung zwischen Landkrei-
sen untereinander beziehungsweise 
Landkreisen und kreisfreien Städten 
benötigt? 

Die Aufgaben des Kulturkonvents 
Sachsen-Anhalt sind vielgestaltig 
und immer kompliziert. Der Kon-
vent hat die Chance, die zukünftige 
Kulturpolitik von Sachsen-Anhalt 
maßgeblich mit zu gestalten und im 
besten Fall auch für andere Bundes-
länder beispielhafte Lösungsoptionen 
anzubieten.

Der Verfasser ist Moderator des Kul-
turkonvents Sachsen-Anhalt und 

Geschäftsführer des Deutschen  
Kulturrates 
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Mommert meint 
„Kultur zuletzt“: Diesen bissig-bitteren 
Titel gab der frühere Berliner Kulturse-
nator Ulrich Roloff-Momin, langjähriger 
Präsident der Hochschule der Künste 
in der Hauptstadt, seinen Memoiren 
nach dem Ausscheiden aus der Se-
natsmannschaft. Er meinte damit die 
Reihenfolge der Themen in den wö-
chentlichen Senats- beziehungsweise 
Kabinettssitzungen amtierender Regie-
rungen (übrigens durchaus vergleichbar 
mit dem Ablauf vieler Redaktionskon-
ferenzen in deutschen Medienhäusern, 
um mal etwas selbstkritisch aus der 
Schule zu plaudern). 
Zuletzt war das wieder zu beobachten 
bei der Regierungsbildung des Berliner 
Senats mit dem Regierenden Kultur-
bürgermeister Klaus Wowereit und sei-

nem Kulturstaatssekretär André Schmitz, 
die in dieser Formation auch eine neue 
Legislaturrunde drehen wollen – jeden-
falls soweit die behandelten Sachthemen 
nach außen kommuniziert wurden, was 
ja Rückschlüsse zulässt. Unabhängig 
davon, dass sich die meisten Beobachter 
in der Hauptstadt-Kulturszene an diese 
Verteilung gewöhnt haben und nach ihrer 
überwiegenden Einschätzung sogar ganz 
gut damit gefahren sind, soll doch ein 
Wunsch für 2012 und folgende Jahre an 
die Politik gerichtet sein: Kultur darf im 
Alltag der Menschen und damit auch in 
der Politik nicht „am Rande“ eine Rolle 
spielen, auch nicht „Sahnehäubchen“ 
sein, sondern Seelennahrung und sollte 
damit auch im Mittelpunkt stehen.
Denn die Kultur dient dem „Seelen-

Akku“ der Menschen zum Aufladen, 
also mentale Kraft zu tanken für all die 
anderen, natürlich ungemein wichtigen 
Probleme von der Finanz- und Bildungs- 
bis zur Sozialpolitik. Das sollte sich 
in den Köpfen der „Alltagspolitiker“ 
endlich festsetzen, wozu übrigens die 
eine oder andere Buchlektüre, ein 
Ausstellungsbesuch oder ein Theater- 
und Konzertbesuch ungemein hilfreich 
wäre, wozu die meisten Politiker mei-
nen, keine Zeit zu haben. Was natürlich 
nicht stimmt. Man hat immer Zeit für 
das, was man für wichtig hält. Denn 
Kultur schafft frischen Wind und Frei-
raum für neues Politikdenken, auch im 
Jahr 2012, meint Mommert.

Wilfried Mommert 

Kultur ist Chefsache
5 Fragen an Klaus Wowereit, Regierender Bürgermeister und Kultursenator von Berlin

Klaus Wowereit

Am 18. September 2011 fand in 
Berlin die letzte der sieben Land-
tagswahlen des Jahres 2011 statt. 
politik und kultur sprach mit dem 
alten und neuen Kultursenator Klaus 
Wowereit.

politik und kultur: Im Vorfeld der 
Berlin-Wahlen wurden Stimmen 
laut, die ein eigenständiges Kul-
turressort forderten, wie es in den 
anderen Bundesländern – mit 
Ausnahme von Bremen – der Fall 
ist. Warum haben Sie den Status 
quo beibehalten?

Klaus Wowereit: Zu den Stimmen 
gehörte auch der Deutsche Kulturrat, 
das soll nicht verschwiegen werden. 
Die Berliner Verfassung begrenzt 
die Senatorenzahl auf acht. Da ist 
ein eigenständiges Kulturressort, 
für das ich sehr wäre, einfach nicht 
drin. Solange wir keine Mehrheit für 
eine Verfassungsänderung haben, 
wird Kultur also immer „irgendwo“ 
angedockt bleiben müssen. Unter 
diesen Bedingungen halte ich den 
Status quo – Kultur als Chefsache 
beim Regierenden Bürgermeister – 
für eine sehr gute Lösung. Sie hat sich 
bewährt. Das sagen auch viele in der 
Berliner Kulturszene.

puk: Welche Akzente wollen Sie 
während Ihrer Amtszeit als neben-
amtlicher Kultursenator setzen?

Wowereit: Ich habe gern und auch 
viel Zeit für die Kultur aufgewandt 
und einen gut vernetzten und an-
erkennten Staatssekretär an mei-
ner Seite. Unter dieser Leitung hat 
sich die Kulturlandschaft Berlins 
in den vergangenen Jahren stabi-
lisiert. Der Kulturetat ist gewach-
sen – ganz im Gegensatz zu vielen 
anderen Ländern und Kommunen. 
Diesen Kurs wollen wir fortsetzen. 
Wir haben mit dem Neubau einer 
Metropolenbibliothek ein großes 
Investitionsprojekt vereinbart und 
werden verstärktes Augenmerk da-
rauf richten, Produktionsorte für die 
Freie Szene zu sichern – gerade in 
den wohlhabender und damit teurer 
werdenden Innenstadtbezirken.

puk: Welche Bedeutung hat für Sie 
die Kulturwirtschaft? Mit welchen 
konkreten Schritten wollen Sie ge-
gebenenfalls die Kulturwirtschaft 
stärken?

Wowereit: Die Kultur- und Kreativ-
wirtschaft prägt das Image Berlins 
und ist für die Stadt – neben ihrer 
kulturellen Bedeutung – ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor und Arbeitgeber 

geworden. Wir werden uns in den 
kommenden Jahren verstärkt der 
Berliner Musik- und Clubszene wid-
men. Hier gibt es konkrete Vorschläge 
aus der Szene selbst, über die wir im 
Gespräch sind.

puk: Vor welchen spezifischen He-
rausforderungen steht Berlin im 
Bereich der kulturellen Bildung? 

Wowereit: Wir haben ein anerkanntes 
Berlin-Modell entwickelt, das auf den 
Stärken der Stadt aufbaut und die 
zahlreichen Künstler und Kulturein-
richtungen mit den Kitas, Schulen 
und Jugendfreizeiteinrichtungen 
in gemeinsamen künstlerischen 
Projekten vernetzt. Es gibt einen be-
schlossenen Rahmenplan kulturelle 
Bildung, der diese Partnerschaften 
strategisch und nachhaltig entwi-
ckeln hilft. Und wir haben einen Son-
derfonds mit zwei Millionen Euro, aus 
dem wir zusätzliche und modellhafte 
Projekte unterschiedlichster Grö-
ßenordnung fördern können. Beides 
werden wir weiterführen. 

puk: Kulturelle Vielfalt beinhaltet 
auch die Förderung von freien 
Initiativen und Projekten. Sie ma-
chen nicht zuletzt den Charme der 
Hauptstadt aus. Wie werden Sie 
sich auf diesem Feld engagieren? 
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Wowereit: Neben der erwähnten 
Sicherung von Produktions- und 
Aufführungsorten wird es auch 
darum gehen, Ankerinstitutionen 
der Freien Szene, wie zum Beispiel 
das Hebbel am Ufer (HAU) oder das 
Ballhaus Naunynstraße zu stärken. 
Wir wollen den Förderetat für die 
Freie Szene im kommenden Jahr um 

eine halbe Million Euro aufstocken. 
Und sollte es zu Einnahmen aus einer 
City-Tax kommen, wird die für den 
Tourismus sehr relevante Kulturland-
schaft der Stadt davon sicher auch 
profitieren. 

Die Fragen stellte Stefanie Ernst, 
Deutscher Kulturrat  

Herber Wind von vorne
Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement des Deutschen Bundestages informiert sich über Phineo • Von Gabriele Schulz

Wenn dieses Heft erscheint, ist 
die Weihnachtsspendenstimmung 
vorbei, die großen Spendengalas 
im Fernsehen beendet und für viele 
kommt das harte Erwachen im Mo-
nat Januar, wenn im Portemonnaie 
besondere Ebbe herrscht. Diejeni-
gen, die im vergangenen Jahr helfen 
wollten und eine gemeinnützige 
Organisation finanziell unterstützt 
haben, werden ihr Geld höchstwahr-
scheinlich losgeworden sein.

Die allermeisten werden dabei 
Phineo nicht benötigt haben 

und die allerwenigsten werden Phineo 
überhaupt genutzt haben. Phineo, 
was ist das? Das fragten sich auch 
die Mitglieder des Unterausschusses 
Bürgerschaftliches Engagements des 
Deutschen Bundestages und führten 
eine öffentliche Anhörung zur „Wir-
kungsmessung von gemeinnütziger 
Arbeit“ durch. Was sehr hochtrabend 
daher kommt, war eine Vorstellung 
von Phineo durch Bettina Windau, 
Bertelsmann-Stiftung und Andreas 
Rickert, Phineo, sowie eine kritische 
Auseinandersetzung mit Phineo durch 
Olaf Zimmermann, Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates. 

Schade war, dass das Thema of-
fenkundig mehr Zuhörer interessiert 
hat als Abgeordnete. Nun ist die letzte 
Sitzungswoche vor Weihnachten be-
kanntermaßen besonders terminge-
füllt, bedauerlich war es aber schon, 
dass nur wenige Abgeordnete an der 
öffentlichen Anhörung teilnahmen. 
Die Wenigen nahmen Andreas Rickert 
von Phineo aber in die Mangel.

Zu Beginn der Anhörung schilderte 
Bettina Windau noch einmal den 
Ausgangspunkt zur Etablierung von 
Phineo. Sie holte aus, dass sich die 
Bertelsmann-Stiftung bereits in den 
1980er-Jahren für die Verbesserung 
des Stiftungs- und des Stiftungssteu-
errechts eingesetzt hatte und in die-
sem Zusammenhang die Erfahrung 
machte, dass viele potenzielle Stifter 
nicht so recht wissen, wie sie mit ihrer 
Stiftung wirken können. Ebenso gab es 
viele potenzielle Spender, die nicht so 
recht wussten, wohin mit ihrem Geld, 
da sie die  Wirkung der von ihnen bereit 
gestellten Mittel nicht kontrollieren 
konnten. Die Bertelsmann-Stiftung 
setzte sich daher zum Ziel, poten-
zielle Spender, jetzt soziale Investoren 

genannt, und gemeinnützige Organi-
sationen zusammenzubringen. Nach 
vielen Gesprächen und verschiedenen 
Projekten wurde schließlich Phineo 
gegründet. Phineo ist eine gemeinnüt-
zige Aktiengesellschaft. Hauptgesell-
schafter sind die Bertelsmann-Stiftung 
sowie die Deutsche Börse.

Kern der Phineo-Arbeit, die von 
Andreas Rickert vorgestellt wurde, sind 
sogenannte Themenreports, in denen 
ein Thema beleuchtet wird. Bislang 
sind acht Themenreports erschienen 
u.a.  Demenz, Integration von Mi-
granten, Engagement von Menschen 
über 55 usw. Die Fragestellungen der 
Themenreports werden durch Onli-
nevoting ermittelt. Leider hat keiner 
der Abgeordneten gefragt, wie viele 
Menschen sich an diesen Votings 
überhaupt beteiligen.

Die Themenreports dienen dann 
dazu, Projekte oder Institutionen auf 
ihre Wirkung hin zu analysieren. In 
diesem Zusammenhang stellte Rickert 
klar, dass Phineo Wirkung nicht misst, 
sondern analysiert. Die Institutionen 
müssen sich selbst bewerben und in 
der ersten Stufe einen Onlinefrage-
bogen ausfüllen. Danach erfolgt eine 
Wikungsanalyse durch Phineo, die 
für die untersuchten Organisationen 
kostenlos ist. Von insgesamt 444 bis-
her analysierten Projekten wurden 97 
empfohlen. Es soll damit ein Beitrag zu 
mehr Transparenz im gemeinnützigen 
Sektor geleistet werden, so Andreas 
Rickert für Phineo.

Olaf Zimmermann war zu der 
öffentlichen Anhörung nach Worten 
des Ausschussvorsitzenden, Markus 
Grübel, MdB (CDU)geladen wor-
den, weil er sich im Rahmen des 
Bundesnetzwerkes Bürgerschaftlichen 
Engagement kritisch zu Phineo ge-
äußert hatte. Der Unterausschuss 
Bürgerschaftliches Engagement des 
Deutschen Bundestages stellte sich 
die Frage, warum die Dachverbände 
der verschiedenen gesellschaftlichen 
Felder sich nicht an Phineo beteili-
gen. Zimmermann unterstrich, dass 
gegen Transparenz überhaupt nichts 
einzuwenden ist. Im Gegenteil, gerade 
gemeinnützige Organisationen, die 
steuerlich privilegiert sind, sollten ein 
besonderes Augenmerk auf Transpa-
renz richten. Auch gibt es mit dem 
Spendensiegel des Deutschen Zen-
tralinstituts für soziale Fragen (DZI), 

gerade was Spenden betrifft, ein seit 
Jahren eingeführtes Qualitätssigel, bei 
dem sehr strenge Maßstäbe an Orga-
nisationen gelegt werden, die sich um 
Spenden bemühen. 

Zimmermann nahm Bezug auf 
den Geschäftsbericht der Phineo AG 
und zitierte daraus, dass ein Ziel der 
Phineo-Arbeit ein Haltungswechsel 
der Zivilgesellschaft sei. Sie soll wir-
kungsorientierter arbeiten. Genau 
das ist aber etwas anderes als die In-
formation von potenziellen sozialen 
Investoren, vulgo Spendern. Phineo 
beabsichtigt offenkundig die Zivilge-
sellschaft zu verändern und vergisst 
dabei, dass  zivilgesellschaftliche Ak-
teure eben keine Lückenbüßer für den 
Markt oder den Staat sind, sondern 
einer eigenen Logik folgen. Sie stehen 
teilweise gerade in Opposition zu Staat 
und Wirtschaft. Sie wirken dabei, doch 
steht nicht die Wirkung im Vorder-
grund, sondern das gesellschaftliche 
Engagement.

In diese Kerbe schlugen dann 
auch die Abgeordneten des Unteraus-
schusses Bürgerschaftliches Enga-
gement mit ihren Fragen. Vorausge-
schickt werden muss, dass die Mehr-
zahl der Mitglieder dieses Ausschusses 
selbst auf eine lange Karriere in den 
unterschiedlichsten gemeinnützigen 
Organisationen zurückblicken kann 
und daher über reichlich Erfahrungen 

in der Praxis verfügt. Und diese Praxis 
wehte den Vertretern von Phineo 
herbe ins Gesicht. So insistierte Ute 
Kumpf, MdB (SPD), Stellvertretende 
Vorsitzende des Unterausschusses 
Bürgerschaftliches Engagement, mit 
ihren Fragen, warum ein Projekt in 
Stuttgart von Phineo im Themenre-
port 55 + empfohlen wird, obwohl 
gerade dieses Projekt bekanntermaßen 
eben keine gesellschaftliche Wirkung 
entfaltet. Sie unterstrich, dass gerade 
die vor Ort aktiven zivilgesellschaft-
lichen Organisationen doch zumeist 
keine anonymen Spender suchen, 
sondern im Gegenteil in örtlichen 
und regionalen Netzwerken verortet 
sind. Hier kennt man ihre Arbeit und 
weiß auch die Wirkung einzuschätzen. 
Britta Hasselmann, MdB (Bündnis 90/
Die Grünen), unterstrich die Ausfüh-
rungen von Zimmermann, dass es 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
eine Eigenlogik und einen Eigenwert 
haben, die es besonders zu schützen 
gilt. Norbert Geis, MdB (CDU), stellte 
die schlichte Frage, welche Werte 
hinter der Wirkungsanalyse stehen. 
Und Gerold Reichenbach, MdB (SPD), 
selbst seit 1976 in der Katastrophenhil-
fe in der Bundesanstalt  Technisches 
Hilfswerk (THW) tätig, fragte nach 
Sinn und Zweck der Allgemeinplätze 
im Ratgeber Katastrophenhilfe von 
Phineo. 

Was war nun der Ertrag dieser Anhö-
rung? Zuerst einmal waren die Ant-
worten der Phineo-Verantwortlichen 
auf die teils sehr präzisen Fragen 
der Abgeordneten sehr dünn. Zum 
anderen brachte Ute Kumpf, MdB,  
mit ihrem Schlussstatement den 
Kern zivilgesellschaftlichen Enga-
gements auf den Punkt. Sie appel-
lierte darin an das Herzblut, das 
für bürgerschaftliches Engagement 
erforderlich ist. Ohne Herzblut, ohne 
Eigensinn und ohne Eigenständig-
keit verlieren zivilgesellschaftliche 
Organisationen ihre Besonderheit. 
Diese Besonderheit zu schützen 
und zu fördern, ist eines der Ziele 
der Engagementpolitik. Dass diese 
Einstellung Äonen vom Messen, 
Zählen und Wiegen von Phineo und 
der angestrebten Haltungsänderung 
der Zivilgesellschaft entfernt ist, war 
offensichtlich. Phineo wehte ein 
harter Wind entgegen.

Die Verfasserin ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 

Kulturrates 

Phineo war Thema in puk 3/2011, un-
ter dem Titel „Viel Lärm um Nichts?“ 
stellte Andreas Rickert Phineo vor. Er 
antwortete damit auf den Beitrag von 
Olaf Zimmermann „Viel Wind um fast 
nichts“ aus puk 6/2010.
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Goethe-Institut Angola in Luanda
Projektbeispiele aus zwei Jahren Arbeit • Von Christiane Schulte

Chaotisch. Korrupt. Laut. Unvorstell-
bar reich und unvorstellbar arm. 
Ist da nicht sowieso noch Krieg? 
So oder ähnlich lauten die Vorstel-
lungen von Luanda, der Hauptstadt 
Angolas, der boomenden Metropole 
am Atlantik, mit baukrangeprägter 
Skyline und täglichem Verkehrsin-
farkt auf den Straßen. Stimmt und 
stimmt nicht. So facettenreich ist 
diese Stadt, dieses Land, dass es 
schlicht nicht gerecht wäre, Luanda 
und Angola auf ein paar beschrei-
bende Adjektive zu reduzieren. 

Allein die Hauptstadt Angolas hat 
einiges auf Lager: ein lebendiges 

Kulturleben, eine aufblühende Mu-
sik- und Kunstszene, eine wachsen-
de künstlerische und intellektuelle 
Produktion. Viel mehr als nur den 
Wirtschaftsboom und Ölreichtum, 
der die mediale Wahrnehmung des 
Landes im südlichen Afrika domi-
niert. Die innovativen Beiträge und 
die kreative Ausdruckskraft angola-
nischer Künstler werden mittlerweile 
auf dem internationalen Parkett mit 
großem Interesse wahrgenommen.

Seit Juni 2009 gibt es in Luanda 
ein Goethe-Institut, eine Neugrün-
dung, die sich in einer der Drehschei-
ben des afrikanischen kulturellen 
Dialogs ihren Platz schafft. Dank 
der „Aktion Afrika“, die der frühere 
Außenminister Frank-Walter Stein-
meier 2008 ins Leben rief und die es 
dem Goethe-Institut ermöglichte, 
sein Netzwerk auf dem Kontinent 

Ansicht des Goethe-Instituts Angola in Luanda

 

Auf dem Dach der Universidade Lusíada liegt eines der höchsten Open-Air-Kinos der Welt, das Cinema No Telhado 
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erheblich auszubauen. Heute ist das 
Goethe-Institut mit 22 Präsenzen in 
19 Ländern südlich der Sahara ver-
treten, vor der „Aktion Afrika“ gab es 
in der Region nur neun Institute und 
sechs Kulturgesellschaften.

Was macht nun ein Goethe-In-
stitut in Angola, einem von fast 30 
Jahren Krieg und fast 400 Jahren 
portugiesischer Kolonialherrschaft 
traumatisierten Land, das seit Ende 
des Bürgerkriegs 2002 versucht, 
den Sprung ins 21. Jahrhundert zu 
schaffen? 

Es dockt sich sozusagen an – 
an den Aufbau des Landes, an die 
Öffnung nach außen nach all den 
Jahren der Isolation, legt seinen 
Schwerpunkt auf Kulturprogramme 
und Kooperationen mit Partnerin-
stitutionen im Bereich Sprache und 
Bildung/Wissen, um so einen Beitrag 
in der Kultur- und Bildungslandschaft 
des Landes zu leisten. Darüber hinaus 
setzt es sich zum Ziel, den inner-
afrikanischen kulturellen Dialog zu 
fördern.

„In einem Land, das die Tragödie 
eines 30-jährigen desaströsen Bürger-
krieges zu verarbeiten hat, ist Kultur 
enorm wichtig“, sagt etwa Fernando 
Alvim, einer der international angese-
hensten Künstler und Kulturaktivisten 
Angolas und Initiator der „Trienal de 
Luanda“ der Sindika-Dokolo-Stiftung, 
einer umfassenden Schau internatio-
naler Kunst und Kultur.

Projekt-Beispiel Kulturerhalt: 
Noch stehen in Luanda zahlreiche 

Bauten des Modernismo. Sie ent-
standen in den 1950er- und 1960er-
Jahren, als unter anderem Ideen der 
Bauhausarchitektur auch in Angola 
voller Experimentierfreude umge-
setzt wurden. Viele dieser einmaligen 
Bauten mussten inzwischen anderen 
Projekten weichen. Gemeinsam mit 
der Universidade Lusíada de Angola 
hat das Goethe-Institut Angola den 
deutschen Fotografen Hans Engels 
beauftragt, die Modernismo-Archi-
tektur der Metropole fotografisch zu 
dokumentieren. 

„Ich war überrascht. In Deutsch-
land weiß man wenig vom wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen 
Aufbruch in Angola“, so Hans Engels. 
Mehr oder weniger unwissend sei er 
angereist und war überwältigt: „Von 
den Menschen, der Schönheit, dem 
Chaos, dem Wetter, dem Autoverkehr, 
der Geduld, dem Humor, den Bau-
stellen und nicht zuletzt von Luandas 
Architektur.“

„Viele von uns erkennen die 
Schönheit der Orte, die wir bewoh-
nen, gar nicht. Wir sehen sie ja jeden 
Tag“, so Ângela Mingas, Gründerin 
und Leiterin des 2003 gegründeten 
Architekturinstituts sowie des Studi-
enzentrums für Kunst, Architektur, 
Urbanismus und Design (Neaaud) 
der Universidade Lusíada de Angola. 
Das gemeinsame Projekt mündete 
in einer Fotografie-Ausstellung und 
in einem Katalog und ist somit Teil 
der künftigen Ausbildung des Archi-
tekturinstituts.

Projekt-Beispiel Journalistenaus-
bildung: Gemeinsam mit dem Jour-
nalistenausbildungszentrum Cefojor 
(Centro de Formação de Jornalistas) 
und einem deutschen Journalisten 
veranstaltete das Goethe-Institut 
einen Workshop mit Journalistik-
Studenten zum Thema Kulturjour-
nalismus – eine erste Kooperation in 
diesem Bereich, die in den folgenden 
Jahren fortgesetzt werden soll: „Das 
Goethe-Institut kann mit seinen 
kulturellen Aktivitäten einen heraus-
ragenden Platz in der angolanischen 
Zivilgesellschaft einnehmen und das 
angolanische Volk in der Wahrneh-
mung seiner Bürgerrechte stärken“, 
so Cefojor-Direktor Albino Carlos. 

Projekt-Beispiel kulturelle Räu-
me: Das Dach der Universidade 
Lusíada verwandelt sich jeden Diens-
tagabend in eines der höchstgele-
genen Open-Air-Kinos der Welt. Die 
Initiative „Cinema No Telhado“ des 
Goethe-Instituts ist bereits im ersten 
Jahr zu einem festen Treffpunkt für 
Cineasten, Filmemacher und Schau-
spieler in Luanda geworden. Hier 
werden deutsche Filmproduktionen 
aller Genres mit portugiesischen 
Untertiteln gezeigt, ab 2012 wird 
das Programm auf angolanische und 
internationale Produktionen zu aus-
gewählten Themen wie Demokratie, 
Kultur oder Klima ausgeweitet. In 
Zukunft wird es auch Themena-
bende und Workshops geben, die in 
Kooperation mit Cefojor organisiert 
werden. 

Mit diesen und weiteren Projekten ist 
das Goethe-Institut Angola Baustein 
einer regionalen Strategie, die ihren 
besonderen Fokus auf die Förderung 
der lokalen Szenen sowie auf Kultur 
und Entwicklung legt. Konkret bedeu-
tet das zum Beispiel die Vernetzung in 
der Region über „Moving Africa“: „Mo-
ving Africa“ ist das panafrikanische 
Austauschprogramm des Goethe-
Instituts, mit dem Künstlerinnen und 
Künstler zu ausgewählten Kulturfesti-
vals auf dem Kontinent reisen kön-
nen. Ziel dieses Programms ist es, den 
Austausch zwischen afrikanischen 
Künstlern und ihre Vernetzung zu 
fördern. Das Programm entstand vor 
vier Jahren, seitdem konnten mehr 
als 70 Teilnehmer zu einem Dutzend 
Festivals reisen. 

Mit „Moving Africa“ und weiteren 
Projekten geht es vor allem darum, 
innerhalb der Region Plattformen 
für den interkulturellen Dialog zu 
schaffen und damit die kulturelle Ent-
wicklung zu fördern – strukturell und 
organisatorisch. Inhaltlich geht es um 
die Schwerpunktthemen „Kultur und 
Klima“, „Kultur und Konflikt“ sowie 
„Kultur und öffentlicher Raum“: 
Viele afrikanische Städte entwickeln 
sich zu Megastädten – Lagos, Jo-
hannesburg, Kinshasa, Nairobi und 
Luanda. Die großen Metropolen sind 
nicht nur wirtschaftlich interessant, 
sie entwickeln auch enorme kultu-
relle Schubkraft, die sie zu Zentren 
neuer künstlerischer Formate und 
kreativer Werkstätten werden lassen. 
Das Goethe-Institut nimmt also teil 
an den kulturell spannenden Trans-
formationsprozessen in einem sich 
zwischen den südlichen Kontinenten 
positionierenden Afrika. 

Aber auch Deutsch als Fremdspra-
che ist gefragt in Angola: Seit 2011 
bietet das Goethe-Institut Angola ei-
gene Sprachkurse an. Zurzeit sind die 
zwei Anfängerkurse voll belegt, auch 
ein Fortgeschrittenenkurs wird ange-
boten. Die meisten der Teilnehmer 
haben private Gründe, die Sprache 
zu lernen beziehungsweise Interesse, 
in Deutschland zu studieren oder zu 
arbeiten. Auch damit hat sich das 
Goethe-Institut Angola im Kreis der 
Institute der Region Subsahara Afrika 
seinen Platz geschaffen. Insbesondere 
die Goethe-Institute in Nairobi und 
Yaoundé boomen mit Sprachkursen.

Zusammenfassend hat sich be-
reits nach zwei Jahren bestätigt, was 
der Präsident des Goethe-Instituts, 
Klaus-Dieter Lehmann, bei der Ein-
weihung des Gründungsbüros in 
Luanda prophezeit hat: „Das Goethe-
Institut Luanda wird ein wichtiger 
Knoten im Netzwerk des interkultu-
rellen Dialogs auf diesem Kontinent 
werden und wesentlich dazu bei-
tragen, dass Deutschland teilhaben 
wird an spannenden Entwicklungen 
in den künstlerischen und in den 
Bildungsszenen.“

Die Verfasserin ist Leiterin des  
Goethe-Instituts Angola 
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Die Religion, die Kultur und die Politik
Überlegungen zu einer aktuellen Debatte • Von Max Fuchs

Die „Rückkehr der Götter“ war vor 
einigen Jahren der Titel einer schö-
nen Ausstellung in Berlin zur antiken 
Mythologie. Gott oder vielmehr 
Götter kommen aber nicht nur im 
Museum, sondern offenbar auch in 
der Gesellschaft verstärkt zurück. 
Zumindest scheint es ein neu er-
wachtes Interesse an der Religion 
und am Glauben generell zu geben. 

Das überrascht, denn man hat 
sich schon fast daran gewöhnt, 

dass die moderne Gesellschaft eine 
säkulare Gesellschaft ist. Immerhin 
hat Max Weber davon gesprochen, 
dass ein wesentliches Kennzeichen 
der Moderne die „Entzauberung“ 
ist, die Durchsetzung der Vernunft in 
allen Bereichen unseres Lebens, der 
endgültige Triumph der rationalen 
Wissenschaft nach einem jahrtausen-
delangen Kampf zwischen Glauben 
und Wissen. Doch sind Fragezei-
chen angebracht. Denn immerhin 
wird – wenngleich unter der extrem 
einengenden und verzerrenden Per-
spektive des Terrorismus – seit über 
zehn Jahren über die Rolle des Islam 
und seit kurzem auch über die Ge-
waltorientierung eines christlichen 
Fundamentalismus diskutiert. Auch 
wenn die Ausrichtung dieser De-
batte stört: Immerhin ist auch dies 
ein Beleg für die anhaltende Rele-
vanz der Religionen. Aber auch die 
intellektuelle Auseinandersetzung 
über die Bedeutung der Religion 

blüht. Ein Höhepunkt – zumindest 
in Philosophie und Theologie – in 
der Rückweisung allzu selbstgewisser 
säkularer Siegesbehauptungen ist 
dabei das monumentale Alterswerk 
des kanadischen Philosophen und 
bekennenden Katholiken Charles 
Taylor: Ein säkulares Zeitalter, 2009. 
Die Reihe der Kommentatoren, Kri-
tiker und Befürworter dieses 1200- 
seitigen Opus – und dies quer durch 
unterschiedliche Disziplinen und 
Länder – ist enorm. Gerade wurde 
eine 900-seitige Sammlung von Tex-
ten deutscher Autoren vorgelegt, die 
sich aus Anlass des 80. Geburtstages 
von Taylor intensiv mit diesem Werk 
befassen (Kühnlein/Lutz-Bachmann 
(Hg.): Unerfüllte Moderne? 2011). 

Der Buchmarkt zur Rolle der Reli-
gion blüht und gedeiht. Eine Auswahl 
von Titeln: „Sehnsucht nach Leben“, 
„Was wirklich zählt“, „Die Suche nach 
Sinn“ – bereits die Titel geben einen 
Hinweis darauf, worin der Grund für 
eine erneute Relevanz der Religion 
bestehen könnte: in einem Mangel 
der Moderne, Sinnansprüche der 
Menschen hinreichend zu befrie-
digen. Es geht um das „Projekt des 
guten Lebens“, um Orientierung in 
einer unübersichtlichen Welt. Dieses 
Thema ist nun nicht nur nicht neu: 
Warnungen vor einem kulturellen 
Niedergang, vor antihumanen Aus-
wirkungen der Modernisierung gab 
es schon, bevor sich die moderne 
Industriegesellschaft Anfang des 19. 

Jahrhunderts entwickelt und dann 
auch durchgesetzt hat. Man denke 
nur an Jean-Jacques Rousseau. Man 
kann die Relevanz, sein Unbehagen 
an dieser Entwicklung artikulieren 
zu müssen, durchaus plausibel mit 
der wachsenden Beliebtheit des 
Kulturbegriffs seit Ende des 18. Jahr-
hunderts in Verbindung bringen. 
Für Moses Mendelsohn waren noch 
in den 1780er-Jahren „Bildung“ und 
„Kultur“ Neuankömmlinge in der 
deutschen Sprache. Wenige Jahr-
zehnte später bündelten sich alle, 
vor allem die sorgenvollen Debatten 
über die gesellschaftliche Entwick-
lung geradezu im Kulturbegriff: Der 
Kulturdiskurs war von Anfang an ein 
Diskurs der Kulturkritik der Moderne. 
Auch die Entstehung einer eigen-
ständigen Kulturpolitik – die im 19. 
Jahrhundert zunächst mit Bildung, 
dann mit Religion und zuletzt erst mit 
Kunst zu tun hatte – kann auf diese 
Sorge über den Bestand der moder-
nen Gesellschaft („Integration“) und 
über die Legitimität der jeweiligen 
politischen Ordnung zurückgeführt 
werden. Die moderne Gesellschaft 
schaffte sich sogar mit der Soziologie 
ein neues und eigenständiges System 
der Selbstbeobachtung, wobei die 
frühen „Soziologen“ sich vor allem 
um Selbstmord, Anomie und um den 
gefährdeten sozialen Zusammenhalt 
kümmerten. Die Soziologie beginnt 
also als Kultursoziologie, genauer: als 
Religionssoziologie. Denn Religion 

war bis dahin die zentrale Bindekraft. 
Träfe es also zu, dass Säkularisierung 
ein fortschreitender Prozess in der 
Moderne wäre, müsste man sich 
intensiv um alternative Bindemittel 
kümmern. In der Tat lässt sich dies 
auch feststellen. Denn die seit 1800 
sich verbreitende Rede von einer „Bil-
dungsreligion“ und einer „Kunstreli-
gion“ ist keineswegs nur metapho-
risch zu verstehen. Die wachsende 
Bedeutung der Künste und ihrer 
Institutionen im 19. Jahrhundert hat 
auch sehr viel mit der Bewertung der 
schwindenden Rolle der Religion zu 
tun: Bildung und Kunst – am besten 
noch gemeinsam, nämlich Kunst als 
Bildung – wurden als „funktionale 
Äquivalente“ der Religion gedeutet. 
Dass dieser Prozess zu den Entste-
hungsbedingungen von Kulturpolitik 
gehört, ist nicht zweifelhaft. Doch 
spielt dieses auch heute noch bei der 
Beurteilung der Relevanz der Kultur-
politik eine Rolle? 

Riskieren wir doch einen – na-
türlich hochselektiven – Blick in 
relevante Diskurse. In der soziolo-
gischen Systemtheorie, die der Ame-
rikaner Talcott Parsons als Synthese 
seiner Lektüre der Klassiker (Weber, 
Tönnies, Simmel, Durkheim etc.) 
vorgelegt hat, steht das Subsystem 
Kultur den drei anderen Subsystemen 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft 
gegenüber. Diese drei bilden die 
„Welt“, die im System Kultur durch 
die Wissenschaften, die Religion, 

die Künste ständig in Hinblick auf 
Sinn reflektiert wird. Dieser Ansatz 
zeigt, dass es einen erheblichen Be-
darf an Sinndiskursen gibt, dass es 
etablierte Institutionen gibt, die ihn 
systematisch betreiben, dass die Ge-
sellschaft eine Menge Geld für diese 
Kulturmächte auszugeben bereit ist 
– und dass man unter verschiedenen 
Angeboten wählen kann: Es gibt eine 
Konkurrenz in Hinblick auf Sinndis-
kurse (vgl. Fuchs, Kampf um Sinn, 
2011). Das heißt, selbst in diesem 
existentiell vielleicht bedeutsamsten 
Bereich hat der Mensch die Qual der 
Wahl. Doch könnte er doch auf die 
Wahlfreiheit verzichten. Genau dies, 
so Alain Ehrenfeld (Das Unbehagen 
an der Gesellschaft, 2011), kann er 
nicht. Denn eine wesentliche Errun-
genschaft der Moderne ist der Gedan-
ke der Autonomie der Persönlichkeit, 
die selbst über die Dinge ihres Lebens 
entscheidet. Und genau dies, so Eh-
renfeld, bringt sie zwar nicht um, aber 
treibt sie in die Depression. Denn 
sie scheitert an dem selbst gesetzten 
Anspruch auf Autonomie. Religion 
könnte hierbei durchaus helfen, 
denn sie macht ein umfassendes 
Sinnstiftungsangebot. Der ehemalige 
Verfassungsrichter Ernst-Wolfgang 
Böckenförde dehnt die Relevanz der 
Religionen sogar von dem Leben des 
Einzelnen auf die Gesellschaft aus. 

Kriegstrommeln in Nahost
Von Reinhard Baumgarten
Die Vereinigten Staaten von Amerika 
haben 2011 für rund 35 Milliarden 
Dollar Waffen und Rüstungsgüter 
verkauft. Fast zwei Drittel der Ver-
käufe gingen in Staaten des Nahen 
und Mittleren Ostens. Für rund 14 
Milliarden Dollar haben Länder 
Waffen in den USA gekauft, die an 
den Iran grenzen oder – wie Israel 
und Saudi-Arabien – zu erklärten 
„Erzfeinden“ der Islamischen Re-
publik Iran gehören. Saudi-Arabien 
kauft Waffen nicht nur in Amerika, 
sondern auch in Großbritannien und 
in Deutschland. Im Juli, so hat die 
Nachrichtenagentur Reuters aus 
saudischen Quellen erfahren, hat 
Riad 44 Leopard 2A4+ Panzer bei 
Krauss-Maffei Wegmann geordert. 
Insgesamt, so will die Wochenzei-
tung „Die Zeit“ erfahren haben, sol-
len die Saudis 270 Stück dieses an-
geblich bestens Kampfpanzers der 
Welt bekommen. In Deutschland hat 
dieser mutmaßliche Deal Kopfschüt-
teln, Unverständnis und Empörung 
ausgelöst. Es gab mal eine Zeit, da 
waren deutsche Waffenverkäufe in 
Kriegs- und Krisengebiete verboten. 

Nun wird argumentiert, Saudi-
Arabien sei ein Bollwerk gegen 

den Iran und müsse deshalb mit 
hochmodernen Waffen ausgerüstet 
werden. Kein Land hat in der ge-
samten islamischen Welt mehr zur 
konkreten Politisierung und Radika-
lisierung islamischer Gesellschaften 
beigetragen als Saudi-Arabien. Nur 
zum besseren Verständnis: Saudi-
Arabien und der Iran haben keine 
gemeinsame Landgrenze. Der Leo 
ist mit seinen mehr als 60 Tonnen 
Gewicht ein Kriegsgerät für den 
Landkrieg. Iranische Streitkräfte 
können aufgrund ungenügender 
Ausrüstung keinen Angriffskrieg 
führen und gewinnen. Die Zahlen von 
1630 Panzern und rund 300 Kampf-
flugzeugen schinden allenfalls bei 

Laien Eindruck. Denn das iranische 
Kriegsgerät ist Großteils Jahrzehnte 
alt und für ein modernes Schlachtfeld 
nur bedingt tauglich. Der Iran ist ein 
militärischer Scheinriese: je näher 
man hinsieht, umso kleiner wird 
er. Das wissen die USA, Frankreich, 
Großbritannien und Deutschland. 
Und trotzdem verkaufen sie mehr 
Waffen an Irans „potentielle Gegner“ 
als je zuvor. 

Begründet werden die lukrativen 
Waffengeschäfte schließlich nicht 
mit der Sicherung von Hunderttau-
senden von Arbeitsplätzen in den 
jeweiligen Rüstungsindustrien, son-
dern mit der Bedrohung durch den 
Iran. Die konventionelle Bedrohung 
durch den Iran kann nur durch eine 
asymmetrische Kriegsführung – also 
durch Guerillakrieg – ausgehen, 
oder aber durch eine angenommene 
atomare Bedrohung. Die iranische 
Führung, davon gehen viele Regie-
rungen im Westen aus, bastelt an 
der Atombombe. Es gibt eine ganze 
Reihe von Hinweisen, Indizien und 
manche nennen es auch Beweise, die 
gegen Teherans ständig wiederholte 
Beteuerung sprechen, der Iran strebe 
nicht nach Atomwaffen. Eines der 
wichtigsten Argumente gegen Irans 
Unschuld ist die notorische Intrans-
parenz der iranischen Führung, die 
nicht bereit ist, sich in alle atomaren 
Karten schauen zu lassen und offen-
kundig auch zahlreiche Karten im 
Ärmel hat, die sie nicht auf den Tisch 
legen will. Natürlich generiert das 
Spekulationen, Mutmaßungen und 
Beweise für die Schlussfolgerung: 
Der Iran baut an der Bombe. Ande-
rerseits sagen westliche Staaten und 
Geheimdienste seit Anfang der 80er 
Jahren voraus, dass Teheran binnen 
Monaten, spätestens aber binnen 
Jahren über Nuklearwaffen verfügen 
wird. 1981 prophezeite Washington, 
in zwei bis drei Jahren habe der Iran 
Atomwaffen; 1982 stellte ein Bericht 

des US-Kongresses fest, es werde nur 
noch Monate dauern; 1995 behaupte-
te US-Verteidigungsminister William 
Perry, innerhalb von fünf Jahren habe 
der Iran die Bombe; 1998 sprach das 
US-Militär davon, in maximal fünf 
Jahren habe der Iran die Fähigkeit, 
Nuklearwaffen herzustellen; 2000 
konnte der CIA nicht ausschließen, 
dass Teheran bereits Atomwaffen 
habe; 2006 kam das US-Militär zu 
dem Schluss, der Iran sei nur noch 
fünf  Jahre vom Bau der Bombe ent-
fernt; 2009 prognostizierten deutsche 
Schlapphüte, der Iran könnte Nukle-
arwaffen innerhalb von sechs Mo-
naten haben; 2011 sagten israelische 
und amerikanische Sicherheitsex-
perten iranische Nuklearsprengköpfe 
für 2014 voraus, an einem Prototyp 
werde bereits gearbeitet.  

Vieles hat in den letzten Monaten 
des Jahres 2011 an die ersten Monate 
der Jahre 1991 und 2003 erinnert. 

Damals hieß die größte Bedrohung 
für den Weltfrieden auch nicht Kli-
mawandel, Wasser- und Ressourcen-
knappheit, sondern Saddam Hussein. 
Der Irak wurde in medialen Feuer-
werken zu einem militärischen Gi-
ganten aufgeblasen. Von Massenver-
nichtungswaffen war die Rede, von 
fahrbaren Biolabors, von heimlichen 
Urankäufen in Niger, vom Basteln an 
der A-Bombe. Ein gewaltiges Räder-
werk an Lügen, falschen Beweisen, 
Verdächtigungen und Mutmaßungen 
hat die Kriegsmaschine der „Koalition 
der Willigen“ damals in Bewegung 
gesetzt. Der 2003 begonnene Krieg 
gegen den Irak war der dümmste und 
unlukrativste Krieg, den Washington 
je geführt hat. Gewonnen haben nur 
die Rüstungskonzerne. Der Staat aber 
ist höher verschuldet als je zuvor und 
praktisch pleite. 

Wie ließe sich die verfehlte Politik 
besser begründen und fortsetzen als 

damit, dass man einer Bedrohung 
ungeheuren Ausmaßes begegnen 
müsse? Das gilt auch für den Iran. 
Die Führung in Teheran sieht sich 
vom erklärten Todfeind USA umringt. 
Washington ist militärisch in allen an 
den Iran grenzenden Staaten präsent. 
Der Besitz eigener Nuklearwaffen gilt 
vielen Herrschenden in Teheran als 
Überlebensversicherung. Die Bombe, 
sollte sie je fertig werden, wäre keine 
Erstschlag- oder Angriffswaffe. Die 
Hasstiraden gegen Juden, das Leug-
nen des Holocausts sind kein Prä-
ludium zur Vernichtung Israels. Sie 
sollen die ideologische Begründung 
für eine Atompolitik liefern, die bei 
sinkender Lebensqualität aufgrund 
beißender Sanktionen alles andere als 
unumstritten ist in der Bevölkerung 
der Islamischen Republik Iran. 

Der Verfasser ist 
ARD-Korrespondent  
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Geben Sie der 
Kultur eine 
weitere Stimme. 

Ihre Stimme. 

Lange bekannt – und kontrovers dis-
kutiert – ist seine These, dass der mo-
derne Staat von Ressourcen lebe, die 
er nicht selbst produziere. Gemeint 
sind normative Grundbestände, die 
Politik und Wirtschaft brauchen. Ins-
besondere ist es die Religion, die auch 
dem modernen, scheinbar säkularen 
Staat die wertemäßige Grundlage 
bietet. Dies sieht auch Taylor so. 
Für ihn ist die Annahme einer völ-
ligen Säkularisierung ein grandioses 
Selbstmissverständnis. Atheisten 
und Agnostiker, so Taylor, wissen 
gar nicht, wie religiös imprägniert 
ihr Leben ist. Dies aufzudecken ist 
zentraler Inhalt seines neuen Buches: 
Der Mensch ist ein homo religiosus – 
ob er will oder nicht. Dies gilt auch für 
den Kerngedanken der Moderne: Das 
autonome Subjekt. Gerade hier lässt 
sich – etwa unter Hinweis auf Augu-
stinus oder Luther – leicht zeigen, 
wie sehr Religion zu den „Quellen des 
Selbst“ (Taylor 1994) gehört. Doch 
wie viele Werte und Normen braucht 
dieser Staat, und wo kommen sie 
her? Auch darüber tobt ein Streit. 
Die Kommunitarier, zu denen Taylor 
gezählt wird, gehen davon aus, dass 
die Gemeinschaft mit ihren Werten, 
Normen und Traditionen immer 
schon da ist. Es sind also nicht die als 
Atome gedachten Individuen, die sich 
in einem zweiten Schritt mühsam als 
Gesellschaft zusammenschließen, 
wie es der philosophische Libera-
lismus meint. Doch muss sich auch 
in der Gemeinschaft Individualität, 
Identität und Subjektivität ausbilden. 
Denn auf diesen basieren Idee und 
Realität der modernen Gesellschaft 
und ihrer rechtlichen und politischen 
Ordnungsstrukturen. Doch ist der 
philosophische Liberalismus mit 
dieser Idee der Vorgängigkeit des 
Einzelnen völlig auf der Linie der Mo-
derne mit dem autonomen Subjekt im 
Mittelpunkt. Darum geht es letztlich 
Charles Taylor in allen seinen Werken: 
Welche Form von Subjektivität ist heu-
te möglich, was braucht das Subjekt, 
um sein Projekt des guten Lebens zu 
realisieren? Es ist dabei völlig einsich-
tig, dass eine solche subjektbezogene 
Frage die gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen des Lebens ausloten 
muss: Eine Theorie der Moderne ist 
quasi die Vorbedingung einer Theo-
rie moderner Subjektivität. Dies ist 
bereits Thema seines ersten großen 
Werkes: einer Interpretation von Ge-
org Wilhelm Friedrich Hegel. Denn 
Hegel – mehr als eine Generation 
jünger als Kant – hat es bereits mit der 
entwickelten modernen Gesellschaft 
zu tun. Es wird also in der Realität be-
reits ein zentrales Kennzeichen dieses 
neuen Gesellschaftstypus deutlich: 
seine Zerrissenheit. Eine nach Prin-
zipien der instrumentellen Vernunft 
gestaltete Wirtschaft und Politik in An-
schluss an die Aufklärung, die immer 
mehr in Widerspruch geraten zu dem 
von den Romantikern hochgehal-
tenen Bedarf an Expressivität und – so 
ein wichtiger Taylorscher Begriff – an 
„Fülle“. Dieser Widerspruch hat viele 
Erscheinungsformen. Simmel spricht 
später von der Tragödie der Kultur, bei 
Taylor ist es die Spannung zwischen 
privater Romantik und einer nach 
abstrakten Prinzipien der Aufklärung 
gestalteten Öffentlichkeit. Dies führt 
– so auch Sigmund Freud – zu einem 
Unbehagen an der Kultur. Hegel 
versucht in seinem großen Entwurf 
eine Synthese, wobei er gleichzeitig 
zu einem wichtigen Stichwortgeber 
der Kommunitaristen wird. Denn es 
ist die Gemeinschaft, und nicht das 
abstrakt-isolierte Individuum, von 
dem das theoretische Denken und die 
praktische Politik ausgehen müssen. 
Und natürlich kann dieses, so Taylor, 
nicht ohne Spiritualität, nicht ohne 
Religion funktionieren: Hier treffen 
sich der Katholik Taylor und der Pro-
testant Hegel. 

Was meint nun Taylor zur Säkula-
rität? In jedem Fall sei die Annahme 

kultur und religion

einer völligen Säkularität überzogen. 
Mit zahlreichen Beispielen belegt er 
in seiner historischen Annäherung, 
wie und wo die Religion, vor allem 
die katholische, wirksam ist, sodass 
es geradezu ein grandioses Selbst-
missverständnis des modernen Men-
schen ist, von der Überflüssigkeit von 
Religion auszugehen. Und dort, wo 
Säkularisierung stattgefunden hat, 
ist sie von christlichen Kirchen selbst 
verschuldet. 

Seine Gratulanten im oben er-
wähnten Geburtstagsband ehren 
ihn mit ihren kritischen Analysen. 
Volker Gerhardt, Berliner Ethiker, 
schlägt etwa vor, zur Ursprungsbe-
deutung der Säkularisierung, also 
der Enteignung und Verweltlichung 
des Kirchenbesitzes, zurückzugehen. 
Denn ohne die Last der Administra-
tion des weitläufigen Besitzes könne 
sich die Kirche wieder auf ihr Kernge-
schäft, den Glauben, konzentrieren. 
Tatsächlich gehören die Bürokratie 
und die technokratische Vernunft 
zu den wichtigen Topoi einer jeden 
Moderne-Kritik seit Rousseau. Wie 
sich die Moderne leben lässt, ist auch 
die Leitfrage von Taylor. Dass sich 
die Subjekte in den Institutionen 
der Moderne nicht wiedererkennen, 
dass die von ihnen gewollte „Fülle 
des Lebens“ in technokratischen 
Strukturen vernichtet wird, ist heute 
durchaus dort ein Problem, wo He-
ranwachsende für ihr „Projekt des 
guten, gelingenden und glücklichen 
Lebens“ gerüstet werden sollen, etwa 
in der Schule. Der ehemalige Priester 
Ivan Illich, der in den 1980er Jahren 
eine „Entschulung der Gesellschaft“ 
gefordert hat, wird so zu einer wich-
tigen Bezugsperson von Taylor. Es 
geht dabei nicht nur um die Schule: 
Alle öffentlichen Einrichtungen und 
Institutionen, die bloß nach Prin-
zipien der abstrakten Rationalität or-
ganisiert sind, stehen den Menschen 
fremd gegenüber, sodass die Gefahr 
einer Legitimationskrise immer grö-
ßer wird. Dies gilt natürlich auch für 
die Kultureinrichtungen. Man schaue 
sich nur einmal die Abschreckungsar-
chitektur moderner Kunstmuseen an.

Doch worum geht es eigentlich 
in der Säkularisierungsdebatte: Um 
die Rolle der Kirche als Institution, 
deren schrumpfende Relevanz man 
etwa an Besucherzahlen bei Got-
tesdiensten ermitteln kann? Geht es 
um die individuelle Spiritualität, um 
den Glauben? Oder geht es auch um 
Gott und die Vorstellungen, die man 
sich davon macht? Einige Beiträge 
des genannten Buches bemängeln, 
dass sich Taylor zu seiner Gottes-
vorstellung wenig äußert. Manche 
Theologen sagen, dass Kern des 
Christentums die Liebe zum Näch-
sten und die Liebe zu Gott sei. Die 
Nächstenliebe spielt bei Taylor eine 
große Rolle: Agape, so wie sie sich im 
ausführlich zitierten und gedeuteten 
Gleichnis vom barmherzigen Samari-
ter zeigt. Und diese Nächstenliebe ist 
nur möglich auf der Basis einer Liebe 
zu sich. Religion, so Taylor, leistet 
genau dies. Der Kommunitarismus, 
die kleine Gemeinschaft braucht die 
emotionale Beziehung als Kitt des 
Zusammenhalts. Doch wie groß kann 
die Gemeinschaft sein, die ich noch 
lieben kann? Unbegrenzte Liebe ist 
dem Menschen kaum möglich. Der 
Berliner Soziologe Dieter Claessens 
sprach einmal davon, dass emoti-
onale Intensität nur im Nahraum 
möglich ist mit der Folge, dass es für 
die Größe von Staaten natürliche 
Grenzen geben müsse. Man bedenke 
diese Überlegung etwa bei der EU, 
die man immer weiter ausdehnen 
will, um sich dann in Sonntagsre-
den Sorgen über das Fehlen einer 
europäischen Identität zu machen! 
Doch welchen Gott sollen wir lieben? 
Bekanntlich war Spinoza mit seiner 
pantheistischen Vorstellung einer 
göttlichen Natur attraktiv für viele 
Künstler  – Goethe ist ein prominentes 
Beispiel. Auch die Idee des Deismus 
von einem Gott, der die Welt so gut 
geschaffen hat, dass keine weiteren 

Eingriffe mehr nötig sind, er also 
verzichtbar wird, hatte Erfolg – und 
wurde ebenso wie Spinozas Lehre als 
Atheismus bekämpft. Taylor äußert 
sich auch in seinem Nachwort zu dem 
genannten Buch wenig zu seiner Got-
tesvorstellung. Er sieht offenbar nur 
die Alternative zwischen einer tech-
nokratisch-scientistischen Weltsicht 
ohne Gott und einen Glauben an das 
Übernatürliche und einen transzen-
denten Gott. Eine Zwischenposition 
bezweifelt er. Ob damit die Fülle religi-
öser Anschauungen gedeckt wird, darf 
bezweifelt werden. Er nutzt vielmehr 
sein Nachwort, um seine Vorstellung 
von der Veränderung des Subjekts in 
der Moderne („abgepuffertes Selbst“) 
zu präzisieren. 

Diese Frage nach dem Subjekt 
ist in der Tat in mehrfacher Hinsicht 
hochrelevant für die Kultur- und Bil-
dungspolitik. Denn beide Felder kön-
nen als „Arbeit am Subjekt“ begriffen 
werden, die für diese Arbeit eine 
klare Vorstellung davon brauchen, 
welche Formen von Subjektivität die 
Moderne „produziert“ und wo diese 
zwischen Anpassung und Emanzi-
pation eingeordnet werden kann (so 
Taylor in seinem ersten Hauptwerk 
„Quellen des Selbst“, 1994; siehe auch 
Fuchs, Subjekt und Kultur, 2012 i.E.). 

Was bedeutet dieses Buch über 
Säkularisierung, was bedeutet diese 
Debatte über die heutige Rolle der 
Religion für die Kulturpolitik? So wäre 
als erstes die These von der Genese 
der Kulturpolitik aus dem Geiste 
einer Verlustgeschichte der Moderne 
zu prüfen. Ist die Kulturpolitik auch 
heute noch eine Reparaturanstalt 
für Pathologien und Misserfolge der 
Moderne? Taugen die Künste als 
funktionales Äquivalent für eine ver-
schwindende Religion? Taylor setzt 

sich intensiv mit den Künsten ausei-
nander, wobei speziell die Romantik 
eine wichtige Rolle spielt. Seine The-
se: Die Verabsolutierung des Autono-
miegedankens in der Kunst führt zu 
einem oberflächlichen Narzissmus. 
So verstandene Künste trennen uns 
von unseren Sinn- und Moralquellen 
und führen uns in einen eher autis
tischen Subjektivismus, zu einem 
verkürzten Verständnis von Selbst-
verwirklichung und Authentizität. 
Sie verstärken daher das Gefühl der 
Entfremdung und Entzweiung. Vor 
diesem Hintergrund wird seine Liebe 
zu Fjodor Dostojewski verständlich. 

Es bleibt die Religiosität der Men-
schen, ihr Bedarf an Spiritualität er-
halten. Doch wird dieser auch von der 
Amtskirche, die nach den Prinzipien 
der Moderne organisiert ist, nicht 
mehr gedeckt. Ist die Kirche selbst 
zu „modern“ geworden in ihren Prin-
zipien, um Pathologien der Moderne 
überzeugend beheben zu können? 
Leidet sie womöglich selbst an diesen 
Pathologien, und dies umso mehr, 
je schneller sie sich modernisiert? 
„Kultur“ bezieht sich in einigen sozio-
logischen Gesellschaftsmodellen auf 
die Wertebasis der Gesellschaft. Wenn 
Kulturpolitik die Gestaltung einer so 
verstandenen Kultur sein soll – es 
wäre hier ein Kulturbegriff mittlerer 
Reichweite, so wie er seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts durchaus politisch rele-
vant war: Übernimmt sich dann eine 
solche Kulturpolitik nicht doch, wenn 
sie diese Verantwortungsübertragung 
akzeptiert? Und falls es stimmt, dass 
Institutionen der Moderne – und zu 
diesen gehören auch Kultureinrich-
tungen – gerade nicht in der Lage 
sind, Sinndefizite zu beheben, weil 
sich die Menschen mit ihrem Wunsch 
nach Ausdruck und Fülle hier nicht 

wiederfinden, welche Legitimation 
für ihre Existenz gibt es dann noch?

Interessant auch die folgende 
Überlegung: Wenn die These von 
Böckenförde stimmt, dass der mo-
derne Staat auf einem religiösen 
Fundament ruht: Wie könnte dann 
ein Rückgriff auf dieses Fundament 
Schäden beseitigen, die mit der Mo-
derne verbunden sind, sie wurden 
ja gerade dort mit verursacht? Die 
beiden Freunde Max Weber und Ernst 
Troeltsch, letzterer ein renommierter 
evangelischer Theologe der Jahrhun-
dertwende, haben umfassend die 
Wirtschaftsethik der Weltreligionen 
und insbesondere die „Kulturbe-
deutung des Protestantismus“ – so 
Troeltsch 1911 – untersucht. Sein 
Ergebnis: Der Protestantismus ist die 
Religion der Moderne. Was heißt dies 
dann für dessen spirituelle Kraft ge-
rade in Hinblick auf die Pathologien 
der Moderne? Nicht zuletzt sind die 
Künste, so wie wir sie kennen, sind die 
Pfade ihrer Autonomisierung, Profes-
sionalisierung und Institutionalisie-
rung Kinder der Moderne (vgl. Fuchs, 
Kunst als kulturelle Praxis, 2011). Für 
sie gilt dann dieselbe kritische Frage 
wie für die Religionen: Wie können 
sie als Kinder der Moderne deren 
Schäden reparieren? Die Theologie 
und die Kirchen haben die Heraus-
forderung durch die tatsächliche oder 
angebliche Säkularisierung ange-
nommen und diskutieren inzwischen 
intensiv ihre Rolle in der Gesellschaft 
und für den Einzelnen. Ich bin nicht 
sicher, ob dies der Kulturbereich mit 
gleicher Ernsthaftigkeit tut. Es wäre 
daher sinnvoll und ertragreich, diese 
Debatten gemeinsam zu führen.

Der Verfasser ist Präsident des 
Deutschen Kulturrates 

Fortsetzung von Seite 14
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Verbandspolitik ist Gesellschaftspolitik
Den Hauptsinn vom Nebennutzen strikt unterscheiden • Von Norbert Sievers

In der demokratischen Gesellschaft 
gelten Verbände im Prinzip als le-
gitime Teilnehmer am politischen 
Willensbildungsprozess. Ihre Arbeit 
wird häufig erleichtert durch insti-
tutionalisierte Formen der Beteili-
gung und Einflussnahme bis hin zur 
Gestaltung der Tarifpolitik. In der 
reinen Lehre der neo-pluralistischen 
Gesellschaftstheorie wurden Ver-
bände sogar als Garanten für den 
gesellschaftlichen Interessenaus-
gleich gesehen, weil politische 
Entscheidungen auf diese Weise als 
„Resultanten im Parallelogramm von 
Kräften“ (Ernst Fraenkel) entstehen 
könnten. 

Diese einflusstheoretische Argu-
mentation hat die Verbands-

theorie und die öffentliche Meinung 
eine lange Zeit dominiert. Verbände 
wurden dabei im Wesentlichen als 
pressure groups gehandelt, die nicht 
nur Interessen bündeln, formulieren 
und artikulieren, sondern sie auch 
durchsetzen wollen. Auch im Kultur-
bereich hat dieses Verständnis bei der 
Gründung von Verbänden eine Rolle 
gespielt. So sollte etwa der Deutsche 
Kulturrat eine interessenpolitische 
Funktion erfüllen – und erfüllt sie 
auch. Das Rollenverständnis der 
Verbände und zivilgesellschaftlichen 
Akteure hat sich in den letzten Jahr-
zehnten jedoch verändert und etliche 
Verbände haben neue Aufgaben 
übernommen. Daraus resultieren 
Chancen, aber auch Gefahren.

Vom Neo-Korporatismus, über den 
aktivierenden Staat zum Gover-
nance-Konzept
Seit etwa Ende der 1970er-Jahre 
wurde die Funktion der Verbände im 
demokratischen politischen System 
(zunächst in der westdeutschen 
fachwissenschaftlichen Literatur) 
neu verortet. Der erste Interpreta-
tionswechsel vollzog sich in der so 
genannten Korporatismusdebatte. 
Nicht der Einfluss der organisier-
ten Interessen auf die politischen 
Entscheidungen stand hierbei im 
Zentrum der Analyse, sondern die 
Einbeziehung der großen Interes-
senverbände in die staatliche Poli-
tikkonzeption sowie die bestehenden 
Vernetzungen zwischen Verbänden 
und staatlichen Institutionen („funk-
tionale Politikverflechtung“). Der 
einflusstheoretischen Argumentati-

on wurde in diesem Zusammenhang 
vorgehalten, dass sie sich einseitig 
auf die Pressure-Beziehungen der 
Verbände gegenüber dem Staat 
konzentrierte und dabei übersehen 
habe, dass sich die Einflussvek-
toren in unterschiedlichen Politik-
bereichen mittlerweile tendenziell 
umgekehrt hätten. Sie verliefen 
nicht mehr von den ›privaten‹ Ver-
bänden zu den staatlichen Steue-
rungszentren, sondern umgekehrt. 
Das Verhältnis der Verbände zum 
Staat sei daher nicht mehr durch 
eine einseitige vertikale Druckaus-
übung und Interessenvermittlung 
gekennzeichnet, sondern vielmehr 
durch eine push-and-pull-Beziehung 
und kooperative Einbindung der 
zivilgesellschaftlichen Akteure in die 
staatliche Politikkonzeption auf einer 
horizontalen Ebene im Sinne einer 
Politik durch Verbände.

Die Verbände sind in diesem 
korporatistischen Konzept also nicht 
länger nur im „vorpolitischen Raum“ 
angesiedelt und auf die Funktionen 
der Interessenartikulation, -aggre-
gation und -durchsetzung verwie-
sen, sondern nehmen aktiv (und 
kooperativ) teil an der Ausführung 
öffentlicher Aufgaben. Diese Funk-
tionsdefinition hat in der zweiten 
Hälfte der 1990er-Jahre durch das 
Konzept des aktivierenden Staates 
einen weiteren Auftrieb bekommen. 
Auch hierbei ging es um einen Wech-
sel in der Aufgabenbeschreibung 
des Staates, der sich nicht mehr nur 
als Hoheits- und Interventionsstaat 
klassischer Prägung, sondern eher als 
befähigender und ermöglichender 
Staat begreifen sollte, der aktivierend 
und moderierend tätig wird, um eine 
möglichst reibungslose Kombina-
tion von öffentlicher Regulierung, 
marktvermittelter Produktion und 
bürgerschaftlichem Engagement zu 
erreichen. Vor allem die zivilgesell-
schaftlichen Akteure standen dabei 
im Fokus des Interesses, um den so 
genannten „ordnungspolitischen 
Dualismus“ (Warnfried Dettling), 
der entweder dem Staat oder dem 
Markt die Lösung gesellschaftlicher 
Aufgaben abverlangt, zu überwinden 
und dem Dritten Sektor mehr Selbst-
steuerung zutraut.  

Diese ordnungspolitische Rol-
lenneudefinition kommt auch im 
Konzept des aktivierenden Kultur-
staates zum Ausdruck, das zehn Jahre 

später mit der Aufnahme im Schluss-
bericht der Enquete-Kommission 
„Kultur in Deutschland“ endgültig 
in der Kulturpolitik angekommen zu 
sein scheint. Auch für dieses Konzept 
ist charakteristisch, dass es nicht 
auf staatliche Einrichtungen und 
hoheitliche Funktionen fixiert bleibt, 
sondern trisektoral (Staat, Markt, 
Gesellschaft) ausgerichtet ist und auf 
funktionierende Kooperationen in 
Netzwerken Wert legt. Gesellschafts-
politisch geht es dabei vor allem 
darum, kulturpolitische Aufgaben auf 
mehrere gesellschaftliche Akteure zu 
verteilen und die öffentlichen Aufga-
ben kooperativ zu erfüllen, wobei der 
Staat eher eine Gewährleistungsfunk-
tion übernehmen sollte. 

Verbandsarbeit im Netzwerk der 
Kulturpolitik
Was bedeutet es nun, die Idee des 
aktivierenden Kulturstaates und 
den darin angelegten Governance-
Ansatz auf den Gegenstandsbereich 
der Kulturpolitik zu übertragen und 
im Zusammenhang mit der Rolle der 
Kulturverbände zu diskutieren?

 Zunächst ist festzustellen, dass 
es ein sehr voraussetzungsvolles 
Unterfangen ist, in einem Netzwerk 
oder „Mehr-Agenten-System“ (Eckart 
Pankoke) Kulturpolitik zu betreiben. 
Es setzt bei allen Beteiligten mentale 
und manageriale Veränderungen 
voraus, die gegenwärtig nicht gege-
ben sind, obwohl der Kulturbereich 
(Stichwort: Kultureller Trägerplura-
lismus) dafür im Prinzip strukturell 
gut gerüstet ist. Für die staatlichen 
Instanzen würde dies bedeuten, dass 
sie zur Verantwortungsteilung bereit 
sind und auf Macht verzichten kön-
nen. Und für den zivilgesellschaft-
lichen Sektor wäre es notwendig, dass 
es dort genügend Akteure gibt, die 
Verantwortung übernehmen wollen 
und auf Augenhöhe mit dem Staat 
kooperieren können, ohne dass sie 
ihre Unabhängigkeit verlieren. Dies 
ist keineswegs selbstverständlich, 
denn das Verhältnis von Staat und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren ist – 
bis in das Zuwendungsrecht hinein 
– nicht partnerschaftlich organisiert, 
sondern eher hierarchisch.  
Damit die Zusammenarbeit im Netz-
werk Kulturpolitik gelingen kann, 
benötigt der kooperative Staat in-
teraktionsfähige, legitimierte und 
fachlich versierte Koproduzenten 

in der Zivilgesellschaft. Die zivilen 
Organisationen (also auch die Ver-
bände), die sich auf die Partnerschaft 
einlassen, stehen deshalb vor der 
Aufgabe, jene Ressourcen (Kompe-
tenzen, Strukturen) auszubilden, 
die sie zur Koproduktion befähigen 
und sie unterliegen der Gefahr, jene 
zu vernachlässigen, die sie benö-
tigen, um eine zivile Organisation 
zu bleiben. Konkret und ohne an 
dieser Stelle dazu längere Ausfüh-
rungen machen zu können, bedeutet 
dies, dass Verbände immer mehr zu 
Dienstleistungsunternehmen wer-
den und immer weniger jene Funk-
tionen erfüllen, die sie als politische 
Akteure wahrzunehmen haben. Weil 
sie in der Regel über keine nennens-
werten Eigenmittel verfügen, werden 
sie auf diese Weise immer abhängiger 
von staatlichen Zuwendungen und 
vom Wohlwollen der sie bewilli-
genden Behörden. Diese Tendenz 
gibt es schon lange. Durch die Offerte 
zur Kooperation im Kontext des be-
schriebenen Governance-Konzeptes 
und die Partnerschaftsideologie, die 
in diesem Zusammenhang gepflegt 
wird, tritt sie nur noch deutlicher in 
Erscheinung. 

Partnerschaft braucht Selbstbe-
wusstsein
Die trisektorale Betrachtungsweise 
der Kulturpolitik hat gewiss einen 
Sinn und es soll auch gar nicht in 
Abrede gestellt werden, dass sie auch 
für Verbände viele Spielräume und 
Handlungsoptionen eröffnen kann, 
aber sie darf nicht dazu führen, dass 
öffentlich-rechtliche, privat-kom-
merzielle und frei-gemeinnützige 
Akteure in einen Topf geworfen wer-
den. Ihre gesellschaftlichen Funk-
tionen, Organisationsstrukturen 
und Handlungslogiken sind unter-
schiedlich und müssen es bleiben. 
Sinnvolle Kooperationen und tragfä-
hige Verantwortungspartnerschaften 
kann es längerfristig nur auf der 
Basis geben, dass ihre Differenz, ihr 
Eigensinn und ihre Unabhängigkeit 
anerkannt werden. Für gelingende 
partnerschaftliche Beziehungen 
ist ein ausbalanciertes Verhältnis 
von Nähe und Distanz konstitutiv. 
Nichts spricht dagegen, gemeinsame 
Ziele und Leitbilder zu entwickeln 
und Kooperationen zu verabreden, 
wie dies auch im Enquete-Bericht 
empfohlen wird. Wenn dies jedoch 
darauf hinausliefe, zivilgesellschaft-
liche Akteure auf einen staatlichen 
Plan zu verpflichten und dessen 
Erfüllung zu kontrollieren, würden 
Freiheitsräume eingeschränkt und 
die umworbenen Partner zu Erfül-
lungsgehilfen staatlicher Behörden. 
Darin besteht aber nicht die Aufgabe 
der Verbände in einer demokratisch-
pluralistischen Gesellschaft. 
Die Verbände sind gefordert, ihre 
Stellung im Politiknetzwerk zu be-
denken. Leider ist festzustellen, dass 
viele Verbände ihre primäre Aufgabe 
der Partizipation an der politischen 
Meinungs- und Willensbildung, der 
Interessenformulierung und -arti-
kulation zugunsten einer einseitigen 
Koproduktion mit den öffentlichen 
Auftraggebern vernachlässigen. Zu- 
gespitzt handelt es sich dabei um 
eine Tendenz der Stillstellung der 
interessenpolitischen Funktion der 
Verbände bei forciertem Dienstleis
tungsbetrieb. Dies geht zu Lasten 
einer kritischen kulturpolitischen 
Öffentlichkeit und ist weder für die 
Verbände noch für die Politik auf 
Dauer ein Vorteil, weil sie die interne 
legitimatorische Verfassung der Ver-
bände im Binnenverhältnis beschä-
digt und ihre Einspruchsfähigkeit 
im Netzwerk Kulturpolitik schwächt. 
Deshalb sollten die Verbände stärker 
um ihre Autonomie besorgt sein, und 
der politischen Administration würde 
es gut anstehen, mehr Souveränität 

im Blick auf die politikkritischen Hal-
tungen der Verbände zu zeigen, wenn 
sie denn überhaupt noch artikuliert 
werden. 

Kulturelle Interessenpolitik demo-
kratisieren
Verbände haben als Akteure der Zivil-
gesellschaft eine eigene Legitimation 
und Funktion. Sie haben aber auch 
die Verantwortung, sie wahrzuneh-
men und weiter zu entwickeln. Inso-
fern ist es sehr zu begrüßen, dass die 
puk einen Diskurs darüber anregt. 
Es ist notwendig, Verbandspolitik 
neu zu erfinden. Nicht zuletzt die 
Digitalisierung gibt dafür die Themen 
und den Takt vor. Die digitalen Kom-
munikationsmedien eröffnen die 
Möglichkeit, den kulturpolitischen 
Diskurs zu demokratisieren. Damit ist 
die Chance gegeben, die tendenzielle 
Hermetik und Selbstreferenzialität 
der verbandlichen Debatten aufzu-
brechen und Mitglieder wie interes-
sierte Außenstehende stärker daran 
zu beteiligen. Verbände sind gerade 
angesichts der digitalen Medienent-
wicklung und der sie begleitenden 
Erwartungshaltungen in der jüngeren 
Generation gut beraten, darauf zu 
achten, dass sie in der Außenwahr-
nehmung nicht nur als Elitenkartelle 
und Verlautbarungsagenturen von 
Positionsinhabern und Interessen-
vertretern mit programmatischer 
Deutungshoheit wahrgenommen 
werden. In einer Szene, in der von der 
Weisheit der Massen und vom Abbau 
von Bedeutungshierarchien die Rede 
ist, ist Meinungsführerschaft nicht 
mehr unbedingt angesagt, auch wenn 
sie mit dem Verweis auf Mitglied-
schaften und Mandate daherkommt. 

Neue Akteure in der digitalen 
Gesellschaft begründen neue In-
teressen und Interessenträger mit 
eigenen Ansprüchen an die Inhalte 
und Formate der politischen Aus-
einandersetzung. Verbände sollten 
deshalb schon im wohlverstandenen 
Eigeninteresse auch solche Inte-
ressen, Meinungen und Ansprüche 
aufnehmen, die (noch) außerhalb 
der etablierten kulturpolitischen 
Strukturen angesiedelt sind. Ver-
bände müssen angesichts der digi-
talen Herausforderungen und den 
Beteiligungsansprüchen, die damit 
einhergehen, entwicklungsoffen, 
konsensbereit, aber auch prinzi-
pienstark sein und wertorientiert 
argumentieren, wenn sie sich als po-
litische Akteure mit demokratischer 
Legitimation in der Netzwerkge-
sellschaft behaupten wollen. Heute 
geht es nicht nur darum, Interessen 
zu vertreten, sondern sie auch neu 
zu erkennen, neu zu formulieren 
und in den kulturpolitischen Dis-
kurs einzubringen. Es geht darum, 
Verbandspolitik wieder als Gesell-
schaftspolitik zu begreifen. Dienst-
leister und Kooperationspartner 
können Verbände außerdem sein, 
aber auch hier gilt es, den Hauptsinn 
vom Nebennutzen der Verbandspo-
litik strikt zu unterscheiden. 

Der Verfasser ist Geschäftsführer 
der Kulturpolitischen Gesellschaft 

e.V. 

Verbandsentwicklung 
2020
Wohin entwickeln sich Verbände? 
Werden sie in Zeiten der sozialen 
Netzwerke überhaupt noch ge-
braucht? Was sind ihre Stärken und 
Schwächen? Mit diesen und anderen 
Fragen befassen sich in lockerer Rei-
henfolge Autoren der neuen Reihe 
Verbandsentwicklung. Den Anfang 
macht Norbert Sievers.

Die Redaktion 

Der Aktionstag 2012 steht unter dem Motto „Wert der Kreativität“.  Ab Januar erhalten Sie aktuelle Informationen unter 
www.kulturstimmen.de.
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Leben auf unterschiedlichen Sternen
Der RTL-Programmausschuss: Gabriele Schulz im Gespräch mit Christian Höppner
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Christian Höppner

Der Vizepräsident des Deutschen 
Kulturrates Christian Höppner wurde 
im Mai dieses Jahres zum Vorsit-
zenden des Programmausschusses 
von RTL gewählt. politik und kultur 
sprach mit ihm über die Arbeit des 
RTL-Programmausschusses sowie 
über seine künftige Ausrichtung.

politik und kultur: Herr Höppner, 
Sie sind zum Nachfolger von Hilmar 
Hoffmann als Vorsitzender des Pro-
grammausschusses von RTL gewählt 
worden. Wie ist der Programmaus-
schuss zusammengesetzt?
Christian Höppner: Die Zusammen-
setzung markiert einen Ausschnitt 
des gesellschaftlichen Lebens. Neben 
Vertretern aus der Parteienlandschaft 
sind die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände, die 
Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Deutsche Bischofskonferenz, der 
Zentralrat der Juden in Deutschland, 
der Deutsche Olympischen Sport-
bund, die Hochschulrektorenkon-
ferenz und der Deutsche Kulturrat 
vertreten. 
puk: Wer wählt die Personen? Wird 
von RTL vorgegeben, welche Orga-
nisationen vertreten sind und diese 
wählen ihre Vertreter selbst, oder 
beruft RTL selbst die Persönlichkeiten 
aus den Verbänden?
Höppner: RTL beruft die von den 
Organisationen vorgeschlagenen Per-
sönlichkeiten für die Dauer von drei 
Jahren in den Programmausschuss. 
puk: Was sind die Aufgaben des Pro-
grammausschusses?
Höppner: Die wesentliche Aufgabe 
legt bereits der Name nahe. Der Pro-
grammausschuss hat die Aufgabe, die 
Programmverantwortlichen und die 
Geschäftsführung von RTL bei der 
Gestaltung des Programms zu bera-
ten sowie durch geeignete Vorschläge 
und Anregungen die Meinungsvielfalt 
und Pluralität des Programms von 
RTL sichern zu helfen. Zu den Auf-
gaben des Programmausschusses 
gehört es auch, die Medienpolitik und 
-entwicklung gemeinsam mit dem 
Management von RTL im Hinblick 
auf die Auswirkungen für den Sender 
sowie die im Programmausschuss 
vertretenen Organisationen zu be-
obachten und zu diskutieren. Diese 
beratende Tätigkeit des Ausschusses 
hat keine rechtliche Bindungswir-
kung für den Sender, wohl aber Ein-
fluss auf inhaltliche und strategische 
Planungsfelder. Die Diskussionen 
und Beratungsergebnisse wirken 
nach innen und außen – das heißt 
in den Sender wie in die beteiligten 
Organisationen. Die Fokussierung 
auf die Beratungstätigkeit des Pro-
grammausschusses bildet einen 
grundlegenden Unterschied zu den 
Rundfunkräten der öffentlich-recht-
lichen Sender. Ich erlebe dieses aber 
nicht als Einschränkung, sondern 
vor allem als Freiheit in dem offenen 
Diskurs innerhalb des Ausschusses. 
puk: Sie haben eben schon die Rund-
funkräte der öffentlich-rechtlichen 
Sender angesprochen. Diese haben 
ja auch eine Verantwortung für die 
wirtschaftliche Entwicklung der 
Sender, spielt das Thema bei Ihnen 
auch eine Rolle? 
Höppner: Nein, unser Thema ist 
die Beratung zum Programm unter 
gesellschaftspolitischer Perspektive. 
Zwar berichtet die Geschäftsführerin 
Anke Schäferkordt in jeder Sitzung 
über die wirtschaftliche Unterneh-
mensentwicklung, doch sind dies 
für uns lediglich Hintergrundinfor-
mationen zum aktuellen Stand des 
Unternehmens. 
puk: Sind Sie jetzt für die gesamte 
RTL-Familie zuständig? Also auch 
für Super RTL, RTL 2, n-tv usw. oder 
bezieht sich der Programmausschuss 
ausschließlich auf RTL?
Höppner: Unser Kerngeschäft ist 
RTL. Die RTL-Familie findet sich im 

Wesentlichen in den Berichten zur 
Quotenentwicklung wieder. 
puk: Haben die anderen RTL-Sender 
ähnliche Gremien? 
Höppner: Nicht, dass ich wüsste. 
puk: Kommen wir zu Ihrer Kern-
aufgabe der Programmbegleitung. 
Wenn der Programmausschuss eine 
Sendung als absolut ungeeignet ein-
schätzt, was wäre die Folge? Ist dies 
schon einmal vorgekommen? 
Höppner: Jede Diskussion hat ihre 
Wirkung. Beispielsweise gab es bei 
der fünften Staffel von „Deutsch-
land sucht den Superstar“ (DSDS)
massive Grenzüberschreitungen 
von Seiten des Jurors Dieter Bohlen. 
Die Diskussionen im Ausschuss, die 
öffentlichen Stellungnahmen einiger 
im Ausschuss vertretenden Orga-
nisationen – unter ihnen auch der 
Deutsche Kulturrat – hat Wirkung bei 
den nachfolgenden Staffeln gezeigt. 
puk: Heißt das, dass der Programm-
ausschuss auf dem Weg der Kritik auf 
das Programm einwirken kann?
Höppner: Selbstverständlich. Die kri-
tisch-konstruktive Begleitung ist ge-
lebter Alltag in diesem Gremium, das 
RTL auf freiwilliger Basis eingerichtet 
hat. Neben der Geschäftsführerin 
Anke Schäferkordt, dem Generalse-
kretär Thomas Kreyes, dem Bereichs-
leiter Medienpolitik Tobias Schmid 
stehen auch der Chefredakteur Peter 
Kloeppel und der Jugendschutz-
beauftragte Dieter Czaja für den 
Dialog zur Verfügung. Im Verbund 
mit den Ausschussmitgliedern beste 
Voraussetzungen, das gesellschafts-
politische Wirken des Programmaus-
schusses noch stärker zu profilieren. 
Der Zusammenhang von Quote und 
wirtschaftlichem Erfolg ist für einen 
Privatsender nicht verhandelbar und 
bildet den Spannungsbogen zu der 
gesellschaftspolitischen Diskussion 
und Mitverantwortung, die auch ein 
Privatsender hat. Dabei ist der Pro-
grammausschuss weder Feigenblatt 
noch Rundfunkrat. 
puk: Sie hatten eben gesagt, dass 
Sie den Programmausschuss stärker 
gesellschaftspolitisch profilieren 
möchten. 
Höppner: Die Spielräume, die ein 
Privatsender wie RTL in dem vorgege-
benen wirtschaftlichen Rahmen hat, 
möchte ich gerne gemeinsam mit den 
Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Programmausschuss weiter ausloten. 
In dem Maße, wie RTL bei seinen Pro-
grammangeboten eine Mehrheits-
fähigkeit erlangt beziehungsweise 
ausbaut, steigt die Verantwortung 
für Wirkungen des Gesendeten. Mei-
nungsbildung und die Prägung von 
Kindern und Jugendlichen sind zwei 
zentrale medienpolitische Wirkungs-
bereiche, die – auch im Interesse 
der Idee des dualen Rundfunksys- 
tems – der zivilgesellschaftlichen 
Begleitung bedürfen. Wer prägt, trägt 
Verantwortung. Diese Verantwortung 
einzufordern, ist Teil unserer Aufgabe. 
Zu der gesellschaftspolitischen Be-
trachtung gehören auch die medien- 
politischen Rahmenbedingungen, 
die für die privaten Sender wie für 
die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten, gerade im europäischen 
Kontext, „Gleichgewichtsstörungen“ 
zur Folge haben. 
puk: Hängt der Stellenwert von RTL 
nicht auch damit zusammen, zu 
skandalisieren?
Höppner: Skandalisierung ist ein altes 
gesellschaftliches Phänomen, dem 
sich auch RTL nicht entzieht. Die 
Grenzen, was in der öffentlichen Dis-
kussion als Skandal empfunden wird, 
sind fließend. Vereinfacht gesagt ist 
der Skandal von heute der Langweiler 
von morgen. Der Stellenwert von RTL 
lässt sich allerdings beileibe nicht 
darauf reduzieren, sondern wird 
ganz wesentlich von einem ausge-
zeichnet recherchierten und prä-
sentierten Nachrichtenprogramm, 

einem serviceorientierten Bereich 
(zum Beispiel Schuldnerberatung) 
und einer klugen Einkaufspolitik bei 
den Filmen bestimmt. 
puk: Warum ist RTL so erfolgreich? 
Höppner: Die Gründe für die Erfolge 
sind vielfältig und teilweise schon 

erwähnt. Die Möglichkeiten der 
Leitungsebene, das Unternehmen 
stark zu prägen, bilden sicher einen 
weiteren Grund. Die größtmögliche 
Gestaltungsfreiheit und Verantwor-
tung in die Hände der Mitarbeiter
innen und Mitarbeiter zu legen, ist 

vor allem in der mittel- und langfris
tigen Perspektive die entscheidende 
Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Unternehmenspolitik – auch und 
gerade im schnelllebigen Medien-
geschäft. Ich hoffe nur, dass der sich 
ausbreitende Bazillus der Normie-
rung und der ausschließlichen Zah-
lenorientierung bei den Ergebnissen 
in unserer Gesellschaft sich nicht bei 
RTL einnistet. Das kreative Erspüren 
von kommenden gesellschaftlichen 
Entwicklungen und damit auch von 
Sendethemen bedingt Freiräume 
und die Möglichkeit zum Misserfolg. 
Denn wer experimentiert, kann auch 
mal auf die Nase fallen. 
puk: Wir haben eingangs über den 
Unterschied des Programmaus-
schusses von RTL zu einem Rund-
funkrat gesprochen. Sie sind auch 
Mitglied eines Rundfunkrates. Worin 
ähneln sich die Gremien und worin 
unterscheiden sie sich? 
Höppner: Das ist eine gefährliche Fra-
ge. Um es auf den Punkt zu bringen: 
Es riecht anders, es hört sich anders 
an und es wird anders gearbeitet. 
Also es gibt vor allem ganz, ganz viele 
Unterschiede. Kulturelle Vielfalt live. 
Ich bin froh und dankbar, dass ich 
beide Welten erleben kann. Ich würde 
gar nicht sagen wollen, dass die eine 
Welt besser als die andere Welt ist. Es 
sind einfach zwei unterschiedliche 
Sterne.
puk: Ein schönes Bild zum Abschluss. 
Herr Höppner, haben Sie vielen Dank 
für das Gespräch. 

Christian Höppner ist Vizepräsident 
im Deutschen Kulturrat. Er vertritt 
den Deutschen Kulturrat im Rund-

funkrat der Deutschen Welle und 
im Programmausschuss von RTL. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 

Kulturrates 

Kulturelle Vielfalt sichtbar machen
Zweiter bundesweiter Aktionstag steht unter dem Motto „Wert der Kreativität“ 

Jetzt anmelden für den 21. Mai 2012 • Von Stefanie Ernst

Kulturelle Vielfalt ist in Deutschland 
auf den ersten Blick eine Selbstver-
ständlichkeit. Welches europäische 
Land weist noch eine so große Dich-
te an Kultureinrichtungen, Kultur-
vereinen, Ausbildungseinrichtungen 
für Kunst und Kultur, Institutionen, 
Projekten zur kulturellen Bildung 
und vielem anderen mehr auf? Das 
Spektrum reicht von altehrwürdig, 
über etabliert zu avantgardistisch, 
von professionell über semipro-
fessionell bis hin zum Schaffen 
von Laien aus Spaß an der Freude. 
Von gesichert über Projekte zu ge-
fährdeten Vorhaben, von finanziell 
gut ausgestatteten Einrichtungen 
bis hin zu solchen, die ohne das 
bürgerschaftliche Engagement der 
Mitglieder nicht existieren könnten.

Kulturelle Vielfalt wird ebenso 
„analog“ vor Ort wie digital er-

lebbar. Viele Akteure leisten einen 
erheblichen Beitrag, damit kulturelle 
Vielfalt jeden Tag erfahrbar wird. 
Kulturelle Vielfalt wird oft jedoch als 
etwas so Selbstverständliches begrif-
fen, dass sie erst deutlich wird, wenn 
sie bedroht ist.

Der internationale Tag der kultu-
rellen Vielfalt, der als Aktionstag auf 
den 21. Mai jeden Jahres terminiert 
ist, ist die Gelegenheit, kulturelle 
Vielfalt sichtbar zu machen und dafür 
einzutreten, dass Kultur gut gestärkt 
wird. Der Deutsche Kulturrat, der 
Spitzenverband der Bundeskultur-
verbände, ruft daher zum 21. Mai 
2012 zu einem Aktionstag für kultu-
relle Vielfalt und gegen Kulturabbau 
auf. Unter dem Motto „Wert der Krea-
tivität“ sollen an diesem Tag Aktionen 

stattfinden, die die kulturelle Vielfalt 
sichtbar werden lassen. Zugleich 
lädt dieser Tag dazu ein, einer Ab-
wärtsspirale der Anerkennungskultur 
künstlerischer Leistungen Einhalt zu 
gebieten. 

Der Schwerpunkt der Aktivitäten 
beim Aktionstag 2012 liegt gezielt auf 
dem Thema „Wert der Kreativität“. 
Die kreativen Leistungen von Kunst- 
und Kulturschaffenden sollen in den 
Mittelpunkt des Interesses gerückt 
werden, denn oftmals mangelt es an 
einer Anerkennungskultur was diese 
erbrachten Leistungen anbelangt. 
Gerade in Zeiten der Digitalisierung, 
in denen Userinteressen die der 
Kunstschaffenden oftmals verdrän-
gen, muss der Wert der Kreativität 
ausgelotet und gestärkt werden. 
Entsprechend soll am Aktionstag 
herausgestellt werden, welchen ide-
ellen und materiellen Wert kreative 
Leistungen für die Gesellschaft ha-
ben. Gleichzeitig ist es von Relevanz 
zu betonen, dass diese Leistungen 
nicht kostenfrei zu erhalten sind. 
Aufgegriffen werden können Fragen 
des Urheberrechts der kulturellen 
Bildung, der sozialen Lage von Künst-
lern, der Kulturfinanzierung und und 
und. 

Bibliotheken, soziokulturelle 
Zentren, Museen, Einzelkünstler, 
Künstlerzusammenschlüsse, Theater, 
Opernhäuser und alle, die dem Kul-
turbereich verbunden sind, sind auf-
gefordert zur Teilnahme am Aktions-
tag. Der Phantasie sind keine Grenzen 
gesetzt, Veranstaltungsformen sind 
vollkommen frei wählbar. 

Kulturelle Vielfalt ist keine Selbst-
verständlichkeit. Kunst und Kultur 

haben ihren Wert. Sie bedürfen der 
Unterstützung durch geeignete Rah-
menbedingungen, durch finanzielle 
Unterstützung, durch das Engage-
ment der Menschen vor Ort. Der 
Aktionstag  soll unterstreichen, dass 
ohne geeignete Rahmenbedingungen 
die kulturelle Vielfalt gefährdet ist.

Den Veranstaltungs- und Mit-
machmöglichkeiten sind kaum Gren-
zen gesetzt. Möglich sind eigens für 
diesen Tag geplante Veranstaltungen, 
Lesungen, Tage der offenen Tür und 
vieles andere mehr. Eine Beteiligung 
kann aber auch darin bestehen, 
Veranstaltungen, die ohnehin statt-
finden, unter das Motto „Wert der 
Kreativität“ zu stellen und so die Ver-
bundenheit zur Idee der kulturellen 
Vielfalt zum Ausdruck zu bringen.

Auf www.kulturstimmen.de wird 
ab Januar 2012 wieder kontinuier-
lich über den Aktionstag berichtet 
werden. Die Internetplattform steht 
für die Vielfalt der Kultur und für 
die Vielstimmigkeit des kulturellen 
Lebens in Deutschland. Aktuelle 
Nachrichten aus der Kulturszene 
sind in www.kulturstimmen.de zu 
finden. Aktionsmaterialien und vieles 
mehr können heruntergeladen oder 
bestellt werden.

Machen Sie mit! Zeigen Sie das 
vermeintlich Selbstverständliche! 
Werden Sie Teil der Bewegung für 
kulturelle Vielfalt! Unterstreichen 
Sie, dass Kultur gute Rahmenbedin-
gungen braucht! Setzen Sie sich damit 
ein für den Wert der Kreativität!
Jetzt anmelden für den 21. Mai 2012

 
Die Verfasserin ist Mitarbeiterin des 

Deutschen Kulturrates 
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Wie werden Tote zu Ahnen? 
Wege zur Unsterblichkeit im transkulturellen Vergleich • Von Anette Rein

Der Begriff „Ahnen“ bezeichnet Vor-
fahren. Einerseits sind damit diejeni-
gen der eigenen Abstammungslinie 
gemeint – andererseits umfasst 
ein erweiterter Ahnenbegriff auch 
geistige Vorfahren. Beispiele da-
für sind Kulturheroen wie Johann 
Wolfgang von Goethe, christliche 
Heilige, islamische Religionsgelehr-
te, chinesische Gelehrte oder auch 
Filmstars und Prominente. Mittels 
akademischer Genealogien mit fik-
tiven Verwandtschaftsverhältnissen 
(Doktorkinder) oder aufgrund von 
außergewöhnlichen akademischen 
Verdiensten werden auch Akade-
mikerinnen und Akademiker zu viel 
zitierten Ahnen im Wissenschaftsu-
niversum. 

Nach dem Ableben werden sie 
immer wieder als Zeugen für 

bestimmte Leistungen oder als Für­
sprecher für spirituelle Unterstüt­
zung – zur eigenen persönlichen 
Verstärkung oder zur Bekräftigung 
eines Gruppeninteresses (Jungfrau 
Maria für die Fruchtbarkeit der Feld­
er) – angerufen und verehrt.

Demnach scheint es auf den ers­
ten Blick so, als ob „Ahnenwerden“, 
„Ahnengedenken und -verehren“ 
tief im menschlichen Denken und 
Handeln weltweit verankert sei. Oft 
müssen wir jedoch zwischen einer 
(individuellen) religiösen Lebens­
praxis und der offiziellen Religions­
lehre unterscheiden.

Stirbt ein Mensch, so verliert er 
sein biologisches Leben, den natür­
lichen Leib. Über die Beschaffenheit 
eines spirituellen Leibes – einer 
Seele – gibt es unterschiedliche, 
jeweils kulturspezifische Vorstel­
lungen, auch darüber, was nach dem 
Sterben mit dem biologischen Leib, 
beziehungsweise mit den spiritu­
ellen Substanzen eines Menschen 
passieren wird. 

Weltweit wird unterschieden 
zwischen dem Leib, der stirbt und 
verfällt, und einer geistigen Ein­
heit – oder mehreren spirituellen, 
persönlichen Qualitäten, denen 
man zum Beispiel auch im Traum 
begegnen kann oder an die man sich 
im Wachsein erinnert und die noch 
in die Lebenspraxis der Nachfahren 
hineinwirken sollen. 
Der Frage „Wie werden Tote zu Ah­
nen?“ kann nur vor dem Hinter­
grund spezifischer, weit verbrei­
teter Vorstellungen von Wirklichkeit 
nachgegangen werden. In einem 

ganzheitlichen Konzept besteht die 
Gesamtwirklichkeit (die wirkliche 
Wirklichkeit) immer aus zwei Di­
mensionen von Wirklichkeit – einer 
materiellen und einer spirituellen. 
Während die Leiber der Verstorbenen 
zur materiellen Dimension gehören, 
werden die spirituellen Dimensionen 
mit den immateriellen Substanzen 
eines Menschen – der Seele – aber 
auch mit den Ahnen assoziiert. Das 
eine existiert nicht ohne das andere 
und beide Dimensionen sind immer 
gleichzeitig da und bedingen sich 
in ihrer Ausgestaltung gegenseitig. 
Das Spirituelle bleibt unsichtbar 
und zeigt sich nur über Zeichen 
und Verkörperungen in alltäglichen 
Lebenswelten – wie zum Beispiel in 
Form von bedrohlichen Unwettern, 
aber auch als glückliche Geburt eines 
Neugeborenen. Die Interpretation 
von Ereignissen obliegt Ritualspe­
zialistinnen und Ritualspezialisten, 
die für die Mitglieder ihrer jeweiligen 
Gemeinde die Erscheinungen als 
Ausdruck der Beseeltheit von Welt 
interpretieren und entsprechende 
Handlungsanweisungen geben.
Jede Gesellschaft hat eigene Metho­
den im Umgang mit ihren Toten und 
der folgenden sozialen Bewertung. 
Trotzdem lassen sich für diejenigen 
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Kulturen, die eine Toten- beziehungs­
weise Ahnenverehrung kennen, ge- 
meinsame strukturelle Einheiten 
benennen:
·· Zu Lebzeiten: Streben nach und 
Vorbereitung einer guten Situation 
für die Seele nach dem Tod; Angst 
vor der Beurteilung im Jenseits nach 
den Taten im Diesseits; Sehnsucht 
danach, in die Ewigkeit einzugehen; 
Anwendung von Tricks, um dies zu 
erreichen; Sorge um eine adäqua­
te Begleitung der Seele in andere 
Welten durch die Hinterbliebenen. 

·· Mit dem Eintritt des Todes: Abhän­
gigkeit der Verstorbenen von den 
Lebenden bei der Durchführung der 
notwendigen Rituale; Übergangs­
rituale zur Trennung von Leib und 
Seele; Opfer für und Gedenken an 
die Toten durch die Lebenden. 

·· Die Wiederkehr der Seelen: Nicht-
materiell, zum Beispiel in Träumen; 
Wiedergeburt in einem Neugebo­
renen; Unterscheidung zwischen 
anonymen und individualisierten 
Ahnen.

In der offiziellen christlichen 
Lehre haben die Toten keinen Einfluss 
auf die Lebenden. Die Ruhe der Toten 
muss gewahrt bleiben und die Le­
benden sollen die Toten loslassen. Es 
gibt keine Ahnen, die nach offizieller 

Lehre täglich gefüttert oder rituell be­
dacht werden müssen. Ahnen rituell 
zu verehren verstößt gegen das erste 
christliche Gebot: Du sollst keinen 
Gott neben mir haben. Handelte ein 
Christ gegen dieses Gebot und nahm 
oder nimmt dennoch an Totenvereh­
rungsritualen teil, so gilt dies bis heute 
als Abfall vom Christentum – nämlich 
als heidnisch. Schauen wir uns jedoch 
die individuelle christliche Praxis zum 
Beispiel auf Friedhöfen an, so treffen 
wir viele Menschen, die regelmäßig 
ihrer Toten gedenken; sie sprechen 
mit ihnen sowohl am offenen als 
auch am geschlossenen Grab, bringen 
Geschenke in Form von Blumen und 
stellen Kerzen auf. Die Erinnerung an 
die Toten wird systematisch gepflegt 
und in Gesprächen wird ihnen Re­
spekt gezollt. 

Geht man von einem panhu­
manen Bedürfnis der Lebenden aus, 
ihre Toten als Kraft spendende Ahnen 
zu respektieren und zu verehren, 
dann haben es Balinesinnen und Ba­
linesen im Vergleich dazu einfacher. 
In jedem balinesischen Gehöft steht 
ein Familientempel mit einem spe­
ziellen Schrein für Figuren, die alle 
Ahnen der Familie väterlicherseits 
repräsentieren. Mit einer Vielzahl von 
Ritualen begleiten die Nachkommen 

die Seelen der Verstorbenen in ihrem 
Verwandlungsprozess zu Ahnen. Nur 
diejenigen, die vor ihrem Ableben die 
Milchzähne verloren hatten, steigen in 
den Ahnenstatus auf. Kinder, die vor 
ihrem elften Lebensjahr sterben, kön­
nen keine Ahnen werden, da sie per se 
als rein gelten und unmittelbar nach 
dem Ableben wieder in den Zyklus der 
Reinkarnation eintreten. Im göttlichen 
Zustand wird ein Ahne nur selten mit 
persönlichem Namen angesprochen 
– die Individualität spielt nun keine 
Rolle mehr.

Zusammenfassend lässt sich 
festhalten, dass Menschen weltweit 
danach streben im Gedächtnis ihrer 
Nachkommen weiterzuleben; und 
jene leben ihre Verbundenheit zu den 
Ahnen auf unterschiedliche Weise – 
auch unabhängig von einer offiziellen 
Religionslehre.

Die Verfasserin ist Ethnologin und 
Lehrbeauftragte an verschiedenen 
Universitäten unter anderem zum 

Thema kreatives Schreiben und wis-
senschaftliches Denken; 

Mitglied im Vorstand des Interna-
tional Committee for Museums of 

Ethnography und im Fachausschuss 
Bildung des Deutschen  

Kulturrates 

„Im Himmel, unter der Erde“
Der jüdische Friedhof Berlin-Weißensee • Von Britta Wauer 

Es war nicht meine Idee, mich mit 
dem Jüdischen Friedhof in Berlin-
Weißensee zu befassen. Als ich 
2006 gefragt wurde, ob ich mir 
vorstellen könnte, einen Dokumen-
tarfilm über den größten jüdischen 
Friedhof Europas zu drehen, auf dem 
immer noch bestattet wird, war ich 
alles andere als begeistert. Ein Film 
über einen Friedhof? Wer soll sich so 
etwas anschauen? 

Über Berühmtheiten, die in Wei­
ßensee begraben liegen, geben 

Bücher und das Internet Auskunft, 
über Adolf Jandorf beispielsweise, 
den Gründer des Kaufhauses KaDe­
We oder die großen Verleger Samuel 
Fischer und Rudolf Mosse. Die Beson­
derheit von Weißensee, die Mischung 
aus Grabsteinen und wild wuchernder 
Natur, das Wunder, dass die Anlage die 
Nazizeit unzerstört überstanden hat, 
spürt man am besten bei einem per­
sönlichen Besuch. Wenn überhaupt 
ein Film – dachte ich – dann müsste 
er zeigen, was dem Friedhofsbesucher 
beim Sonntagsspaziergang verborgen 
bleibt: die Geschichten hinter den 

Grabsteinen. Spannend fand ich, mehr 
über die unbekannten Schicksale der 
dort Begrabenen zu erfahren und von 
Menschen zu erzählen, die eine be­
sondere Geschichte mit dem Friedhof 
verbindet. Ich müsste dafür Angehöri­
ge und ehemalige Mitarbeiter finden 
– nur wie? Zwar hat der Friedhof eine 
vollständig erhaltene Registratur aller 
Bestatteten, aber die Karteikarten ver­
raten nicht, ob und wo Kinder, Enkel 
oder Großcousinen der knapp 116.000 
in Weißensee Bestatteten heute le- 
ben. 

Als ich den Tipp erhielt, einen 
Artikel in „Aktuell“ zu veröffentlichen, 
ging es mir wie vielen: Ich kannte 
die Zeitschrift nicht. Sie wird vom 
Berliner Senat herausgegeben und 
an ehemalige Berliner, die in der Na­
zizeit vertrieben wurden und heute in 
aller Welt leben, verschickt. „Aktuell“ 
berichtet zum Beispiel über die Eröff­
nung eines Museums oder veröffent­
licht Suchanzeigen nach ehemaligen 
Klassenkameraden. Also schrieb ich im 
Mai 2007 in „Aktuell“ über die Filmidee 
und fragte nach Menschen, die mir mit 
Informationen oder Fotos weiterhelfen 

könnten. Ich hoffte, dass sich vielleicht 
30, 40 Leute auf den Artikel melden 
würden. Aber innerhalb weniger Wo­
chen kamen fast 250 Zuschriften!  

Das war eine schöne Überra­
schung, aber auch eine überwälti­
gende. Die Briefe kamen aus Neusee­
land, Argentinien, Südafrika, Kanada, 
den USA, Australien, Israel und allen 
Teilen Europas. Ein Landarbeiter aus 
einem Kibbuz in Israel schrieb eben­
so wie eine Lady von der 5th Avenue 
in New York, ein junger, orthodoxer 
Mann aus Kanada berichtete über 
die Herkunft seiner Familie, ein 
95-Jähriger aus Australien schickte 
Bilder per E-Mail. Traurige Berichte 
und spannende Schilderungen, 
nützliche Hinweise und erstaunliche 
Informationen erreichten mich. Viele 
Umschläge waren gefüllt mit Fotos 
von Verstorbenen oder Unterlagen 
über den Kauf eines Grabes. Die 
meisten Absender stellten aber auch 
die Frage: Wie sieht das Grab meines 
Vaters, meiner Großtante, meiner Ur­
oma heute aus? Steht der Stein noch? 
Irgendwann in dieser Zeit hatte ich 
das Gefühl, dass es nicht so verkehrt 

sein konnte, über einen Friedhofsfilm 
nachzudenken, wenn schon ein klei­
ner Artikel zu diesem Thema so viele 
Emotionen weckt. Mit jedem neuen 
Brief wurde mir aber auch klarer, wie 
unmöglich es war, all die besonderen 
und erzählenswerten Geschichten in 
einem einzigen Film unterzubringen. 
Jetzt hatte ich ein ganz anderes Pro­
blem: Wonach sollte ich die Protago­
nisten auswählen?

Verständlicherweise überschattet 
die Zeit der Nazidiktatur die meisten 
Geschichten. Ich wollte aber auch 
Menschen zu Wort kommen lassen, 
die vom Selbstbewusstsein der 
deutschen Juden im Kaiserreich 
berichten und vom Schicksal des 
Friedhofs in der DDR. Ich suchte 
nach möglichst unbekannten Bio­
grafien aus den verschiedenen Epo­
chen der 130-jährigen Geschichte 
des Friedhofs. So entschied ich mich 
beispielsweise für Gabriella Naidu 
aus Zürich, die einen ganzen Ak­
tenordner voller Dokumente, Briefe 

Weiter auf Seite 19

Vergänglichkeit 
Seit längerem kursierte innerhalb der 
Redaktion die Idee, die Themenfelder 
„Sterben und Tod“ unter kulturellen 
und gesellschaftspolitischen Frage-
stellungen zu betrachten. Wir baten 
Experten aus unterschiedlichsten 
Bereichen, ihre Eindrücke, ihren Wis- 
sensstand und ihre Erlebnisse zu 
schildern. Eindrücklich bebildert wird 
der Schwerpunkt durch Aufnahmen 
des Fotografen Walter Schels. Sie 
zeigen, was sonst im Verborgenen 
stattfindet und nach wie vor ein gesell-
schaftliches Tabu ist: Sterben und Tod. 
Zusammen mit der Journalistin Beate 
Lakotta begleitete Walter Schels un-
heilbar Kranke während ihrer letzten 
Tage und Wochen. Die in diesem 
Zusammenhang entstandenen Fotos 
machen sprachlos, berühren, lassen 
den Betrachter durch ihre Wahrhaftig-
keit taumeln. 
Das Buch „Noch mal leben vor dem 
Tod. Wenn Menschen sterben“ zeigt 
insgesamt fünfundzwanzig Geschich- 
ten von Menschen, die unheilbar 
krank sind, die davon erzählen, wie 
es ist, dem Tod sehr nahe zu sein und 
Abschied vom Leben nehmen zu müs-
sen. Es ist erschienen im DVA Verlag. 

Walter Wegner. Geboren am 18. Dezember 1923. Erstes Porträt am 1. Dezember 2003. Gestorben am 13. März 2005. Hamburger Hospiz im Helenenstift
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Von der Sterbekunst zum palliativen Projekt 
Ein Essay von Reimer Gronemeyer

Thorsten fährt LKW. Er hat studiert, 
bisher keinen Job gefunden und kut-
schiert deshalb Computerteile durch 
Europa. Kürzlich hat er einen Tramper 
mitgenommen. Anfang fünfzig, eine 
Mütze auf dem Kopf. Natürlich sind 
die beiden ins Gespräch gekommen. 
Der Tramper macht Besuche bei 
Freunden in Norddeutschland. Es sind 
Abschiedsbesuche. Nach der Rück-
kehr von dieser Reise hat er schon ei-
nen festen Termin bei Dignitas in der 
Schweiz, dort wird er seinen tödlichen 
Cocktail trinken und so sein Leben 
in eigener Entscheidung beenden. 
Er nimmt zur Illustration die Mütze 
ab, die ein Krebsgeschwür verdeckt.

Bringt dieser Mann den Mut auf, 
der anderen fehlt? Wahrschein­

lich begleitet viele Menschen die 
Frage, was würde ich tun, wenn...? 
Es steht mir nicht zu, diese Ent­
scheidung zu kritisieren. Vielleicht 
erschrickt man noch gerade über die 
Kälte, die auch den Tod zu einer käuf­
lichen Dienstleistung macht. 

Aber die gefühlte Geschwindig­
keit, mit der diese Entscheidung, 
dem Leben ein Ende zu setzen, sich 
in unseren Köpfen und Seelen als 
selbstverständliche Möglichkeit 
durchsetzt, ist atemberaubend. Ich 
erinnere mich deutlich, wie die ersten 
Meldungen, die vor einigen Jahren 
über Dignitas-Tode durch die Presse 
gingen, ein Grauen in mir ausgelöst 
haben. Inzwischen scheint es mir so, 
als wenn wir uns gewöhnen. Der eine 
geht zu Dignitas, der andere ins Hos­
piz. So wird es wohl mittelfristig aus­
sehen und die Empörung über den in 
eine Dienstleistung eingebetteten Tod 
wird verebben. Die beste Entschei­
dung am Lebensende ist die eigene 
Entscheidung. Ist sie das?

Girolamo Savonarola wird 1498 in 
Florenz auf der Piazza della Signoria 
mit zweien seiner Klosterbrüder ge­
hängt und verbrannt. Zuvor war er 
gefoltert worden, hatte in den letzten 
Tagen vor seiner Hinrichtung mit 
dem in der Folter gebrochenen Arm 
bewegende Texte geschrieben. War 
beschämt, weil er unter der Folter 
seine Überzeugung verraten hatte: Er 
sah sich als göttlich inspiriert an. Hat­
te das widerrufen und widerruft nun 
noch einmal im Angesicht des Todes: 
„Ja, ich bin ein Prophet.“ Zuvor war 
Florenz in Aufruhr versetzt worden, 
weil Savonarola das lasterhafte Leben 
der herrschenden Cliquen verurteilt 
hatte. Die Gesellschaft „habe jede Fä­
higkeit zum Guten verloren“. Er hatte 
eine Regierung des Volkes gefordert 
und die Florentiner hatten ihm zuge­
jubelt. Der Papst exkommunizierte 
ihn und Kerker, Folter und Todesurteil 
folgten. 

Vor der Hinrichtung tröstet er den 
ängstlich verzagten Mitbruder Silves­
tro. Er mahnt ihn, den Tod, der ihnen 
von Gott „geschickt“ sei, als Schicksal 
hinzunehmen. „Wir sind nicht die 
Herren unseres eigenen Todes. Wir 
müssen froh sein, den Tod zu sterben, 
den uns Gott bestimmt hat.“ Und er 
fügt an Silvestro gerichtet hinzu: „Du 
wirst nicht unsere Unschuld beteuern. 
Jesus am Kreuz hat das nicht getan. 
Und wir werden das nicht tun.“

Es ist die Gegengeschichte zu dem 
Anhalter mit der Mütze. Der Mann mit 

der Mütze und dem Dignitas-Termin 
ist so modern wie wir alle. Was bleibt 
einem denn noch, als die Entschei­
dung selbst in die Hand zu nehmen? 
Und dagegen diese gefolterten, ge­
hängten und verbrannten Mönche, 
die den Tod entgegennehmen, den sie 
als den ihnen bestimmten begreifen. 
Können wir eigentlich noch etwas 
anderes tun als die drei für verrückt 
erklären? 

Gute Entscheidungen am Le­
bensende, so sieht es aus, sind die 
eigenen Entscheidungen. Das sagt 
natürlich auch etwas über die be­
sondere Trostlosigkeit des modernen 
Menschen. Ihm sind – so scheint es 
– keine Grenzen gesetzt, sondern er 
muss die Grenze selber finden und 
definieren: So weit will ich gehen. 
Dann will ich Schluss machen. Gute 
Entscheidungen – sind das vor allem 
Grenzziehungen gegenüber zu viel 
Medizin? Patientenverfügungen sind 

ja wohl vor allem solche Grenzzie­
hungen: Das will ich nicht mehr, das 
soll nicht geschehen. Ist Gunther 
Sachs, der seinem Leben im Mai 2011 
mit einem Schuss aus dem Gewehr ein 
Ende setzt, die heimliche Leitfigur des 
modernen Menschen? Inbegriff der 
guten Entscheidung am Lebensende? 

Palliative Versorgung für die Angst­
hasen, Dignitas für die Entschlos­
senen? Hospizliches Tun wird in 
dieser Ecke landen, wenn es sich 
darauf beschränkt, die medizinisch-
pflegerischen Erwartungen perfekt zu 
bedienen. In der palliativen Schluss­
runde des Lebens wird es darum 
gehen, Freundschaftlichkeit, Trost, 
Wärme neu zu erfinden und die 
Betroffenen darin einzubetten. Eine 
riesige, schwierige, eine schöne Auf­
gabe. Das zertifizierte Hospiz ist mit 
dem Risiko behaftet, von dieser ei­
gentlichen Aufgabe abzulenken. Per­
fektioniertes palliatives Handeln läuft 

Gefahr, die ohnehin schon erfahrene 
gesellschaftliche Kälte am Ende des 
Lebens noch einmal zu inszenieren. 
Großartige Versorgung bei gleich­
zeitiger humaner Vereisung. Das 
war es ja, was die Hospizbewegung 
beenden wollte: Dass da fachliche 
Koryphäen am Bett auftauchen, die 
zugleich menschliche Krüppel sind. 
Beste Versorgung, die doch die Ver­
lassenheit nur noch schmerzlicher 
spürbar macht. 

Gute Entscheidungen am Lebens­
ende: Die kann ich mir nur vorstellen 
als Aufstand gegen die Expertise, 
einem Aufstand, in dem sich das 
Dasein für den Leidenden, die Zuwen­
dung, der Trost durchsetzen. Je mehr 
solche Zuwendung aus dem normalen 
Leben schwindet, desto sehnsüchtiger 
wird sie am Lebensende erwartet. Die 
Erneuerung der Gesellschaft, die wir 
brauchen, kann sich – so die Hoffnung 
– eigentlich nur von den Rändern des 

Lebens her entfalten. Wenn nicht da, 
wo denn sonst? Was gute Entschei­
dungen sind, das zeigt sich heute an 
den Rändern des Lebens deutlicher 
als im Getümmel des politischen 
und ökonomischen Alltags. Vielleicht 
könnte man da sogar etwas von den 
drei Mönchen lernen? Wenn der An­
halter mit der Mütze sterben muss 
und will, warum dann eigentlich nicht 
bei den Freunden, die er besucht?  Ver­
liert der hospizliche Aufbruch, der sich 
ja vor unseren Augen zum palliativen 
Projekt wandelt, seinen humanen 
Schwung? Flüchten die einen dann 
in die offenen Arme von Dignitas, die 
anderen in den sedierenden Dämmer­
schlaf – womit das (eigene) Sterben 
dann endlich beseitigt wäre? Eine 
große Versuchung. 

Der Verfasser ist Professor am  
Institut für Soziologie der 

Universität Gießen 

Leben bis zuletzt 
Voraussetzungen für ein Sterben in Würde • Von Birgit Weihrauch

Heiner Schmitz. Geboren am 26. November 1951. Erstes Porträt am 19. November 2003. Gestorben am 14. Dezember 2003. Hamburg Leuchtfeuer Hospiz
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und Fotos über ihren Urgroßvater 
Adolf Schwabacher, einst Direktor der 
Berliner Börse, bei sich trug, als ich 
sie zum ersten Mal traf. Auch Harry 
Kindermann, der auf dem Friedhof 
als Kind spielte und sich dort später 
in das Mädchen Marion verliebte, 
war einer der Korrespondenten, die 
ich gern vor die Kamera holen wollte. 
Es sollte aber nicht nur um Ver­

Fortsetzung  von Seite 18
gangenes gehen, sondern um das, 
was heute auf dem Friedhof ge­
schieht, besonders in den letzten 
Jahren, seit etwa 80 Prozent der 
Gemeindemitglieder aus den Staaten 
der ehemaligen Sowjetunion stam­
men – und damit auch die Toten 
in Weißensee und die Bräuche der 
Angehörigen. 

Als wir im Mai 2008 mit den 
Dreharbeiten begannen, hatte ich 
nur ein vages Gefühl, wer am Ende 
im Film sein würde. Ich wollte mich 

überraschen lassen, wem wir auf 
dem Friedhof begegnen würden. 
Ich wusste damals noch nicht, dass 
auf dem Friedhof eine junge Familie 
wohnt. Ich wusste auch nicht, dass 
dort ehrenamtliche Vogelexperten 
auf Bäume klettern, um den Nach­
wuchs der Habichte und Mäuse­
bussarde zu inspizieren. All das ist 
nur im Film, weil mein Kamera­
mann Kaspar Köpke und ich uns 
fast zwei Jahre Zeit zum Entdecken 
ließen und dabei immer wieder sehr  

besonderen Menschen begegnet 
sind, beispielsweise dem Rabbiner 
Willy Wolff, den ich nach jüdischen 
Trauerritualen und Vorstellungen 
vom Jenseits befragen wollte. Ich 
ahnte nicht, dass er zu den Dreh­
arbeiten auch schauspielerisches 
Talent und viel Humor mitbringen 
würde. Mit seinen 84 Jahren macht 
er sich hin und wieder Gedanken 
darüber, was nach dem Tod kommen 
wird. Seine größte Sorge sei – erzählt 
er mit einem verschmitzten Lächeln 

– dass er dann nicht nur diejenigen 
wiedersehen wird, die er geliebt 
habe, sondern auch jene, die er nicht 
so gern hatte. „Ich hoffe nicht,“ sagt 
er im Film, „aber ich habe keine 
Ahnung!“

Die Verfasserin ist Regisseurin und 
Produzentin des preisgekrönten Do-

kumentarfilms „Im Himmel, unter 
der Erde“ über den Jüdischen Fried-
hof Berlin-Weißensee, der auch auf 

DVD erhältlich ist  

Ziel von Hospizbewegung und Pallia
tivmedizin ist es, schwerstkranken 
Menschen, deren Erkrankung nicht 
mehr heilbar ist, und ihren Ange-
hörigen bis zuletzt ein Leben in 
Selbstbestimmung und Würde zu 
ermöglichen. 

Die Wünsche und Bedürfnisse 
der Betroffenen stehen dabei 

im Mittelpunkt; es bedarf dazu eines 
umfassenden, ganzheitlichen An­
satzes – der Linderung der Schmer­
zen und anderer Symptome, der psy- 
chosozialen und spirituellen Beglei­
tung.

Ausgangssituation und Meilensteine 
der Hospizbewegung und Palliativ-
medizin:
Vor nahezu 30 Jahren begannen in 
Deutschland die Hospizbewegung 
und die Entwicklung der Palliativ­

medizin aus einer Situation heraus, 
die durch Tabuisierung von Sterben 
und Tod und eine Ausgrenzung ster­
bender Menschen gekennzeichnet 
war. Getragen von einem breiten 
bürgerschaftlichen Engagement 
entwickelten sich eine neue Kultur 
und ein neues und anderes Ver­
ständnis im Umgang mit schwerst­
kranken Menschen, und es wurden 
vielfältige ambulante und stationäre 
Einrichtungen der Hospiz- und 
Palliativversorgung in Deutschland 
gegründet. 

Die ersten ambulanten Hospiz­
dienste, stationären Hospize und 
Palliativstationen entstanden in 
Deutschland in den Achtzigerjahren: 
1983 wurde an der Universitätsklinik 
Köln die erste Palliativstation eröff­
net, 1985 unter anderem in München 
und Halle/Saale die ersten (ambu­
lanten) Hospizdienste gegründet 

und 1986 entstanden die ersten 
stationären Hospize in Aachen und 
Recklinghausen. Notwendige Vor­
aussetzung für den weiteren Ausbau 
der ambulanten und stationären 
Hospiz- und Palliativversorgung in 
Deutschland war darüber hinaus 
die Entwicklung grundlegender Rah­
menbedingungen, das heißt die Auf­
nahme gesetzlicher Finanzierungs­
regelungen in das Sozialgesetzbuch 
V, die auch einen Rechtsanspruch 
für die Betroffenen begründeten; 
die Entwicklung von Curricula und 
die Gründung entsprechender Aka­
demien zur  Weiter- und Fortbildung 
für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, für Pflegende, psy­
chosoziale und andere Berufe, die 
Einführung der Zusatzbezeichnung 
Palliativmedizin für Ärztinnen und 
Ärzte und die Einrichtung von Lehr­
stühlen für Palliativmedizin. 

Eine Bürgerbewegung als Basis für 
Bewusstseinswandel und den Auf-
bau neuer Versorgungsstrukturen:
In kaum einem anderen Bereich des 
Gesundheits- und Sozialsystems hat 
es zuvor eine ähnlich dynamische 
Entwicklung in Deutschland gege­
ben. Die Hospizbewegung ist eine 
Bewegung der Bürgerinnen und 
Bürger, die es in kürzester Zeit ver­
mochte, einen Bewusstseinswandel 
in der Gesellschaft in Gang zu setzen 
und grundlegende strukturelle Ver­
änderungen im Gesundheitssystem 
zu erreichen. Mit den rund 80.000 
Ehrenamtlichen und den zahlreichen 
Hauptamtlichen aus den verschie­
densten Berufsgruppen engagieren 
sich heute in Deutschland zahlreiche 
Menschen dafür, Schwerstkranken 
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vergänglichkeit: sterben und tod

ein Sterben in Würde zu ermögli­
chen. Ihre Bedürfnisse und Wünsche 
stehen im Mittelpunkt. In der häufig 
komplexen individuellen Situation 
bedarf es eines ganzheitlichen und 
umfassenden Ansatzes, der alle Di- 
mensionen berücksichtigt – die 
physische, psychische, soziale und 
spirituelle Dimension – und der die 
Angehörigen und Nahestehenden 
einbezieht. Es geht nicht mehr 
darum, noch alles zu tun, was tech­
nisch möglich ist, sondern um Mit­
menschlichkeit, Nähe und fürsorg­
liches Miteinander und um eine 
qualifizierte, professionelle Betreu­

ung zur Linderung von Schmerzen 
und anderen Symptomen – das 
kennzeichnet die Hospizarbeit und 
Palliativversorgung. Dazu bedarf 
es eines engen partnerschaftlichen 
Zusammenwirkens verschiedenster 
Berufsgruppen, insbesondere von 
Pflegenden, Ärzten, Seelsorgern, 
Sozialarbeitern und der Ehrenamt­
lichen aus den ambulanten Hospiz­
diensten. 

Wo stehen wir heute – zum Stand 
der Entwicklung:
Für die Menschen, die einer solchen 
umfassenden Versorgung bedürfen, 
konnten in den vergangenen Jahren 
große Fortschritte erzielt werden, 
die Einrichtungen der Hospiz- und 
Palliativversorgung sind inzwischen 
in unserem Versorgungssystem fest 

etabliert. Noch längst nicht alle 
Betroffenen aber werden derzeit er­
reicht. In den stationären Hospizen 
und Palliativstationen werden bisher 
ganz überwiegend Patientinnen und 
Patienten mit der Diagnose Krebs 
betreut; Schwerstkranke mit anderen 
Diagnosen, und vor allem alte und 
demenziell erkrankte Menschen, 
werden häufig bislang nicht aus­
reichend palliativ versorgt. Es muss 
zukünftig darum gehen, neben dem 
weiteren Ausbau der spezialisierten 
Versorgung – etwa den stationären 
Hospizen, Palliativstationen und den 
Teams für Spezialisierte Ambulante 
Palliativ-Versorgung (SAPV) in der 
ambulanten Versorgung – auch die 
allgemeine Palliativversorgung in den 
Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen 
und vor allem in der hausärztlichen 

Selbstbestimmt sterben? 
Ethische Überlegungen zu einem umstrittenen Thema • Von Marianne Rabe

Maria Hai-Anh Tuyet Cao. Geboren am 26. August 1951. Erstes Porträt am 5. Dezember 2003. Gestorben am 15. Februar 2004. Hamburg Leuchtfeuer Hospiz
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Wer über Ethik im Gesundheitswe-
sen nachdenkt, beginnt oft bei den 
Fragen und Problemen am Ende des 
Lebens. Da scheint es fast, als müs-
se man die Kranken vor ihren Ärzten 
beschützen, jedenfalls vor einer Me-
dizin, die ihre Grenzen nicht kennt, 
die in der letzten Lebensphase noch 
reanimiert, operiert und therapiert, 
als wären wir unsterblich. 

Es gibt viele schlimme Geschichten 
von Menschen, die nicht sterben 

durften, obwohl sie es wollten und 
schon auf der letzten Wegstrecke 
waren, die gezwungen wurden, in 
einem künstlichen, therapeutisch 
induzierten „Zwischenzustand“ 
auszuharren, beatmet, mit medika­
mentöser „Unterstützung“. Die Art, 
wie Menschen in Institutionen des 
Gesundheitswesens sterben, ist für 
die Betroffenen, aber auch für die 
dort Tätigen zu einer großen Belas­
tung geworden. So wollen wir nicht 
sterben! Deshalb erscheinen die 
Fragen nach Suizid und Sterbehilfe 
vielen als Hauptthema der Ethik im 
Gesundheitswesen. 

Am Rande sei darauf hingewie­
sen, dass sich die Diskussion in 
diesem Feld längst weiterentwickelt 
hat. Seit 25 Jahren existiert die Fach­
gesellschaft „Akademie für Ethik 
in der Medizin“, die auch eine der 
einschlägigen deutschsprachigen 
Fachzeitschriften herausgibt. Die 
Akademie diskutiert dieses und 
andere Themen in Arbeitsgruppen, 
zum Beispiel AG Ethik am Ende des 
Lebens, AG Pflege und Ethik, AG 
Ethikberatung im Krankenhaus, AG 
Patientenverfügungen, AG Interkul­
turalität in der medizinischen Praxis, 
AG Ökonomisierung,  AG Sprache 
und Ethik (www.aem-online.de).

Die Frage, wie wir sterben wol­
len, ist eng verbunden mit Fragen 
des guten und gelingenden Lebens. 
Angesichts des Leidens in der letz­
ten Lebensphase, nicht nur durch 
Schmerzen, sondern durch den 
zunehmenden Verlust der Kontrolle 
über den eigenen Körper insgesamt 
sowie durch die nötigen Abschiede 
von Freunden und lieben Gewohn­
heiten stellt sich die Frage: Muss ich 
mir das antun? Kann ich das meinem 
Umfeld zumuten? Ist es da nicht 
besser, selbstbestimmt einen Schnitt 
zu machen? Viele wünschen sich das 
und nehmen es sich vor, getreu dem 
verbreiteten Grundsatz: Gutes Ster­
ben ist autonomes Sterben.

Autonomie ist zu einem Zen­
tralbegriff der Ethik im Gesund­
heitswesen geworden – zu Recht, 
denn zu lange wurde der Wille der 
Kranken durch ärztlichen Paterna­
lismus ignoriert, getreu dem Motto 
„Doctor knows best!“. Inzwischen ist 
allerdings an einigen Stellen geradezu 
eine Überbetonung der Autonomie 
zu beobachten bei gleichzeitiger Ver­
engung ihres inhaltlichen Gehaltes. 
Autonomie im Kantischen Verständ­

nis bedeutet Selbstgesetzlichkeit, 
also eben nicht die unbegrenzte 
Selbstverwirklichung, sondern nöti­
genfalls sogar Selbstbegrenzung. Im 
Zuge der Verrechtlichung, die auch 
im deutschen Gesundheitswesen 
um sich greift, wird das Verständnis 
von Autonomie oftmals auf Fragen 
der Information und Einwilligung 
reduziert. Ein ethisch reflektiertes 
Verständnis von Autonomie hat 
mit der Frage nach dem Willen des 
kranken Menschen nicht nur verbale 
und rationale Äußerungen im Blick, 
sondern auch seine Geschichte, 
seine aktuelle Lebens- und Krank­
heitssituation, nonverbale Signale 
und sein individuelles Verständnis 
von gutem Leben. Gerade am Ende 
des Lebens erhebt sich die Frage, 
wie autonom ein Mensch in dieser 
Situation sein kann und will. Ist es 
hier nicht mehr die Fürsorge und 
Solidarität von Mitmenschen als die 
Selbstbestimmung, die das würdige 
Sterben ausmacht?

Das allgemeine Autonomie-Ideal 
kann sogar zur Last werden, wird 
doch der Einzelne vor dem Hinter­
grund der Fortschritte der Lebenswis­
senschaften zunehmend für das Ge­
lingen seines Lebens verantwortlich 
gemacht. Krankheit, Leiden und Tod 
werden nicht länger als Widerfahrnis 
gesehen, dem wir uns stellen und 
vielleicht auch hingeben müssen, 
sondern als Herausforderung, die 
wir gestalten müssen. So wird, wie 
der Medizinethiker Giovanni Maio 
schreibt, das Schicksal zum „Mach­
sal“. 

Der selbstbestimmte, möglicher­
weise sogar selbst gewählte Tod ist für 
viele ein erstrebenswertes Ziel, weil 
sie Abhängigkeit und Pflegebedürf­
tigkeit fürchten. Sie möchten lieber 

sterben als krank „dahinzusiechen“ 
und ständig auf die Hilfe anderer 
angewiesen zu sein. Bei dieser Be­
trachtung wird übersehen, dass die 
letzte Lebensphase eine intensive 
Zeit ist, in der sich ein letztes Mal 
Entwicklungsaufgaben stellen und 
die möglicherweise mehr mit Zu­
lassen, Loslassen und Annehmen 
zu tun hat als mit Machen und Ge­
stalten. Allerdings soll hier nicht die 
idealisierende Sichtweise verbreitet 
werden, dass man in der Sterbepha­
se unbedingt Sinn finden muss, das 
kann ebenso zur Ideologie werden 
wie die Überbetonung der Autono­
mie. Letztlich stirbt jeder Mensch 
den eigenen Tod – er wird nur selten 
im Sterben ein ganz anderer werden 
als er im Leben war.

Weil die Betreuung am Lebensen­
de oft schlechter ist als der Entwick­
lungsstand der Medizin und Pflege 
dies erwarten lassen, bildete sich 
2007 im Anschluss an den Kongress 
der European Association for Palliati­
ve Care eine internationale Initiative, 
die in 18 Ländern strukturierte Dis­
kussionen mit dem Ziel der Verbesse­
rung der Betreuung schwerstkranker 
und sterbender Menschen initiierte. 
Für Deutschland wurde der Prozess 
von der Deutschen Gesellschaft für 
Palliativmedizin, dem Deutschen 
Hospiz und PalliativVerband und 
der Bundesärztekammer getragen. 
Nach zweijähriger Arbeit wurde im 
September 2010 die nationale Charta 
zur Betreuung schwerstkranker und 
sterbender Menschen vorgestellt, 
die mittlerweile von zahlreichen 
Institutionen und Einzelpersonen 
zum Zeichen der Unterstützung 
unterzeichnet worden ist. Auf der 
2009 freigeschalteten Website (www.

charta-zur-betreuung-sterbender.de) 
sind nicht nur der Text der Charta und 
Informationen zu ihrer Entstehung 
zu finden, sondern auch kontroverse 
Diskussionen und Einsprüche aus 
liberaler Sicht, die den Autoren der 
Charta Einseitigkeit vorwerfen. Die 
Charta erhebt deutliche Einwände 
gegen den ärztlich assistierten Suizid 
und gegen Tötung auf Verlangen, so 
etwa im 1. Leitsatz: „Wir werden uns 
dafür einsetzen, ein Sterben unter 
würdigen Bedingungen zu ermögli­
chen und insbesondere den Bestre­
bungen nach einer Legalisierung 
der Tötung auf Verlangen durch eine 
Perspektive der Fürsorge und des 
menschlichen Miteinanders entge­
genzuwirken.“ Dies steht durchaus in 
einem Widerspruch zu dem im glei­
chen Leitsatz formulierten Grund­
satz, jeder Mensch müsse „darauf 
vertrauen können, dass er in seiner 
letzten Lebensphase mit seinen Vor­
stellungen, Wünschen und Werten 
respektiert wird und dass Entschei­
dungen unter Achtung seines Willens 
getroffen werden.“

Die kritischen Beiträge kommen 
von Menschen, die die Freiheit zur 
Selbsttötung, ja sogar ein „Men­
schenrecht auf Selbstbestimmung 
über Art und Zeitpunkt des eigenen 
Todes“ postulieren, und sich von ei­
ner Meinungsführerschaft durch die 
traditionell konservativen Ärzte, die 
Hospizbewegung und die Kirchen an 
den Rand gedrängt fühlen.

Es gibt auf beiden Seiten ideo­
logische Verhärtungen: Die kon­
servative Seite beharrt darauf, die 
meisten Nöte und das meiste Leiden 
am Lebensende mit guter palliativer 
Betreuung und menschlicher Für­
sorge erträglich machen zu können 
und wünscht aus prinzipiellen Er­

wägungen keinerlei Ausweitung in 
Richtung auf Tötung auf Verlangen. 
Die liberale Seite setzt „würdevolles 
Sterben“ vor allem mit Vermeidung 
von Leiden und individueller Selbst­
bestimmung gleich und lehnt ebenso 
kategorisch die Einmischung des 
Staates in diese „Privatangelegen­
heit“ ab.

Aber auch liberalere Gesetze 
würden an dem Grundproblem 
nichts ändern: Es geht letztlich um 
die Ziele und das Selbstverständnis 
der Medizin. Einerseits gibt es die 
gesellschaftlichen Erwartungen 
an immer weiter gehende Lebens­
verlängerung, Optimierung der 
Gesundheit und Befreiung von 
Leiden, die mit einer Leugnung der 
Verletzlichkeit und Endlichkeit des 
menschlichen Lebens einhergehen 
können sowie den grundsätzlichen 
Anspruch der Bürger auf Selbstbe­
stimmung. Andererseits hat sich in 
weiten Teilen der Ärzteschaft ein 
Ethos herausgebildet, das teilweise 
ideologisch und rigide ist. Man kann 
es auf den Punkt bringen: Ein Arzt 
tötet nicht! Diese Einstellung ist 
insoweit positiv, als die Ärzte sich 
damit grundsätzlich auf die Seite 
des Lebens stellen und es ablehnen, 
Lebenswertbeurteilungen vorzu­
nehmen. Sie wird problematisch, 
wenn sie mit dem Anspruch auf die 
Definitionsmacht, was Krankheit ist 
und mit gewissen Behandlungsauto­
matismen wie „Man darf niemanden 
verhungern oder verdursten las­
sen“ verbunden ist. Der Stand der 
heutigen Diskussion wäre dagegen: 
Doch, man darf auf Ernährung und 
Flüssigkeitsgabe verzichten, wenn 
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Versorgung weiter zu verbessern, 
denn hier werden auch zukünftig die 
meisten schwerstkranken und ster­
benden Menschen betreut werden.

Herausforderungen für ein Sterben 
in Würde in einer alternden Gesell-
schaft:
Unsere Gesellschaft steht vor großen 
Herausforderungen. Mit der Alterung 
der Bevölkerung und der Zunahme 
chronischer Erkrankungen wird der 
palliative Versorgungsbedarf weiter 
wachsen. Aber vor allem auch die 
Gesellschaft selbst ist gefordert, sie 
muss sich stärker mit den Themen 
Sterben und Tod und den damit 
zusammenhängenden ethischen 
Fragen auseinandersetzen; und sie 
muss Verantwortung übernehmen, 
auch im Sinne des bürgerschaftlichen 

Engagements. Im Jahre 2010 wurde 
die „Charta zur Betreuung schwerst­
kranker und sterbender Menschen 
in Deutschland“ als eine Initiative 
des Deutschen Hospiz- und Pallia­
tivVerband e.V. (DHPV) gemeinsam 
mit der Deutschen Gesellschaft für 
Palliativmedizin und der Bundesärz­
tekammer im Konsens mit vielen 
Beteiligten aus Gesellschaft und Ge­
sundheitssystem verabschiedet. Sie 
widmet sich umfassend den großen 
Herausforderungen und gibt Orien­
tierung für die Zukunft. Die Rechte 
der Betroffenen werden darin in den 
Mittelpunkt gestellt.

Die Verfasserin ist Vorstandsvorsit-
zende des Deutschen Hospiz-  

und PalliativVerband e.V. und  
Staatsrätin a.D. 

Leben bis zuletzt
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der betroffene Mensch es ausdrück­
lich so gewünscht und bestimmt hat. 
Man darf und muss überhaupt auf 
jede Therapie verzichten, wenn der 
Betroffene diese ablehnt, auch wenn 
das die Gesundheit und das Leben 
dieses Menschen gefährdet. Respekt 
vor der Autonomie beinhaltet gerade 
auch Respekt vor der Ablehnung 
eines Behandlungsvorschlags, der 
nach der fachlichen Überzeugung 
für den Patienten hilfreich oder so­
gar lebensrettend wäre. Moralisch 
bedeutsam ist hier darüber hinaus, 
dass auch ein kritischer Patient, der 
einem Behandlungsvorschlag nicht 

spontan zustimmen kann, nicht als 
Querulant gesehen wird, sondern 
trotzdem einfühlsam beraten wird. 

Die Pflegenden, die in den hierar­
chischen Gefügen des Gesundheits­
wesens nicht selten Anordnungen 
mittragen müssen, die sie selbst für 
ethisch bedenklich halten, sehen 
den Zwang zur Therapie und zur Le­
bensverlängerung überwiegend kri­
tisch, da sie ein anderes berufliches 
Selbstverständnis haben. Dessen 
Fokus liegt auf der Begleitung der 
Patienten: Ihre letzte Phase, auch 
ihr Leiden, soll „lebbar“ und erträg­
lich werden; es geht nicht in erster 
Linie um Lebensverlängerung oder 
Vermeidung des Sterbens. Die Aus­
zubildenden in der Pflege werden 

von Anfang an mit Tod und Sterben 
konfrontiert. Deshalb wird dieses 
Thema in der Ausbildung mehrmals 
unter verschiedenen Perspektiven 
thematisiert. Zum einen geht es um 
die subjektive Auseinandersetzung 
der jungen Menschen mit der eigenen 
Sterblichkeit, ein Thema, das ihnen 
persönlich weit weg erscheint. Ein 
anderer Aspekt ist der Umgang mit 
und die Betreuung von Menschen, 
die zum Beispiel die Nachricht über 
eine unheilbare Krankheit verarbei­
ten müssen oder Angst vor eingrei­
fenden Therapiemaßnahmen haben; 
auch Bedürfnisse der Sterbenden 
und hilfreiche Pflegemaßnahmen im 
Sterbeprozess werden behandelt. Die 
ethischen Aspekte schließlich umfas­

sen Themen wie die Diskussionen um 
Tötung auf Verlangen, Umgang mit 
Menschen im Koma, Patientenverfü­
gung und Beendigung der Ernährung. 
Ziel der Pflegeausbildung ist die Ent­
wicklung einer reflektierten Haltung 
und Handlungsfähigkeit gegenüber 
existenziellen Fragen. Deshalb muss 
bezüglich der Methoden neben der 
Wissensvermittlung ein Schwerpunkt 
auf Selbsterfahrung und Fallorientie­
rung liegen.

Pflegende fordern, dass Entschei­
dungen am Lebensende grundsätz­
lich unter Einbeziehung aller getrof­
fen werden, die mit der Behandlung 
und Pflege eines Menschen betraut 
sind und nicht per Anordnung ohne 
Diskussion. Darin werden sie übri­

gens auch von Ärzten unterstützt, die 
sich ebenfalls in ihren Möglichkeiten, 
nach dem besten Weg für einen Pati­
enten zu suchen, durch hierarchische 
Strukturen und Prozeduren behin­
dert fühlen. Ethik im Gesundheits­
wesen leistet eine kritische Reflexion 
des beruflichen Ethos der Gesund­
heitsberufe und fördert den Dialog 
zwischen den Beteiligten: Beides sind 
wichtige Voraussetzungen, um die 
Würde und Autonomie von kranken 
Menschen zu wahren – nicht nur am 
Ende des Lebens.

Die Verfasserin ist Geschäftsführerin 
der Gesundheitsakademie Berlin, der 
Ausbildungseinrichtung der Charité 

für Gesundheitsberufe 

Edelgard Clavey. Geboren am 29. Juni 1936. Erstes Porträt am 05. Dezember 2003. Gestorben am 4. Januar 2004. Hamburger Hospiz im Helenenstift

Die Krebstherapie wird eine riesige Herausforderung bleiben
Stefanie Ernst im Gespräch mit Hans Lentzen

Pro Jahr erkranken, laut Angabe 
der Deutschen Krebshilfe, 450.000 
Menschen in Deutschland an Krebs. 
Bei 216.000 Menschen führt die 
Krebserkrankung jährlich zum Tod. 
Forscher weltweit versuchen Mittel 
gegen Krebs zu entwickeln. Einer 
von ihnen ist Hans Lentzen.

politik und kultur: Als Krebsforscher 
sind Sie aus beruflichen Gründen 
mit dem Sterben konfrontiert, wenn 
auch in einer sehr indirekten Art 
und Weise.
Hans Lentzen: Im Gegensatz zu 
einem Arzt habe ich keinen Kontakt 
zu den Patienten. Folglich fällt mir 
zumindest in meinem Beruf ein 
distanzierterer Umgang mit Sterben 
und Leid möglicherweise leichter. 
Eine solche Distanz ist nicht unwich­
tig, wenn man in der Krebsforschung 
speziell und in der Forschung allge­
mein arbeitet. Denn wenn man per­
sönlich mit dem Leiden konfrontiert 
wird, ist es sehr viel schwieriger, die 
nötige Objektivität, die Forschung 
braucht, zu behalten.
puk: Im Gegensatz etwa zu Ärzten, 
die täglich hautnah mit Sterben, Tod 
und Leid konfrontiert sind. Worin 
besteht die Eigenart Ihrer Ausgangs­
situation?
Lentzen: Als Forscher ist man zu­
nächst frei in der Wahl des For­
schungsgebietes. Und man kann 
sich, wie ich es tat, bewusst für 
Gebiete entscheiden, die stark mit 
Menschen in extrem schwierigen 
Krankheitssituationen, oder für 
Bereiche, die zunächst wenig mit 
betroffenen Menschen zu tun haben. 
Der Gedanke, den Patienten, den 
Menschen mit im Blick zu haben, hat 
meine Entscheidung für die Krebs­
forschung mit beeinflusst.
puk: Krebs ist in unserer Gesellschaft 
und damit auch in unserem Privat­
leben allgegenwärtig. Werden Sie 
mit Erwartungen nach Heilung und 
Linderung aus dem Bekanntenkreis 
konfrontiert?
Lentzen: Sicherlich holen sich Men­
schen aus meinem Umfeld bei mir 
Rat wie das stets der Fall ist, wenn je­
mand weiß, dass man sich in welcher 
Form auch immer mit der Krankheit 
beschäftigt. Dieser Rat zielt aber we­
niger auf die Frage ab, wann Krebs 
endlich heilbar ist. Unsere Forschung 
ist in den konkreten Situationen 
weniger von Belang. Tipps und Rat­
schläge nach geeigneten Therapien, 
guten Medizinern oder geeigneten 
Krankenhäusern werden aber natür­
lich erbeten und erfragt.
puk: Sie sind Geschäftsführer der 
Biotechnologie-Firma Cytavis Bio­
Pharma. Was genau ist ein Biophar­
maunternehmen und wie grenzt es 
sich gegenüber anderen Pharmaun­
ternehmen ab?
Lentzen: Cytavis ist ein kleines Bio­
technologieunternehmen. Wir ver­
suchen, Arzneimittel zu entwickeln, 
die durch biotechnologische Verfah­
ren und zum Beispiel nicht durch 
eine chemische Synthese gewonnen 

werden. Das Ziel von arzneimittel-
entwickelnden Biotechnologieun­
ternehmen, von denen es besonders 
in den USA sehr viele gibt, ist es, 
bestimmte Entwicklungsschritte zu 
vollziehen und dann die Projekte in 
einem weiter entwickelten Stadium 
an die pharmazeutische Industrie 
abzugeben.
puk: Das heißt, die Arbeit von Cyta­
vis ist der der Pharmaunternehmen 
vorgeschaltet?
Lentzen: Wir entwickeln parallel zur 
pharmazeutischen Industrie selbstän­
dig und sind sozusagen mit unseren 
Projekten möglicherweise Bestandteil 
der Pipeline der pharmazeutischen 
Industrie, ohne dass wir Verträge mit 
ihr hätten; wir ergänzen sozusagen 
die Forschung und Entwicklung der 
pharmazeutischen Industrie parallel, 
und wenn wir eine gewisse Werthaltig­
keit in einem Projekt erreicht haben, 
versuchen wir es auszulizensieren.
puk: Auszulizensieren bedeutet...?
Lentzen: Verkauf.
puk: Eine Grundlage Ihrer Forschung 
ist die Mistelpflanze. Was kann sie, 
was andere nicht können?
Lentzen: Die Mistelpflanze ist ein Ge­
wächs, das seit Jahrzehnten als Heil­
mittel von Krebserkrankungen ein­
gesetzt wird. Der Mistel sagt man ins­
besondere in der anthroposophischen 
Medizin einen günstigen Einfluss auf 
die Krebserkrankung nach. Bereits der 
Gründer der Anthroposophie, Rudolf 
Steiner, postulierte die Heilkraft der 
Mistel in den 1920er-Jahren. Seit 
etwa 1926 gibt es Mistelpräparate, die 
noch heute bei Krebserkrankungen 
eingesetzt werden. Ihre Wirksamkeit 
wurde bisher in klinischen Studien 
aber nicht überzeugend belegt. Bei 
unserer Forschung steht nicht der 
anthroposophische Zugang, wie 
ihn Steiner pflegte, im Vordergrund, 
sondern der naturwissenschaftliche. 

Wir sind der Überzeugung, dass das 
Mistellektin der Schlüssel ist. Damit 
wir ein möglichst reines Mistellektin 
für unsere Entwicklungsarbeiten 
erhalten, stellen wir es gentechnisch 
in Bakterien her. Dadurch haben 
wir eine absolut reine Substanz zur 
Verfügung, die sich von der, wie sie 
in der Mistelpflanze vorkommt, un­
terscheidet. Mit diesem Mistellektin 
lässt sich nun eine „state-of-the-art“-
Entwicklung sowohl für präklinische 
wie für klinische Studien durchfüh­
ren. Das ist eine der Aufgaben, die 
wir uns bei Cytavis gestellt haben. In 
unserer Forschung konnten mehrere 
klinische Phase I- wie auch eine klei­
ne Phase II-Studien bei Hautkrebs 
in der bösartigsten Form erfolgreich 
abgeschlossen werden.
puk: Was ist das Ziel von Phase I?
Lentzen: In der Phase I geht es um 
die Verträglichkeit und die geeignete 
Dosis der Substanz in der Verabrei­
chung. Da die klinische Prüfung der 
Phase I bereits an Krebspatienten 
durchgeführt wird, bei denen keine 
andere Therapie mehr helfen kann, 
erlangt man erste Hinweise, ob sich 
die Tumorerkrankung bei diesen aus­
therapierten Patienten verschlechtert, 
ob sie zeitweise zum Stillstand kommt 
etc. Da Letzteres bei einem Teil der 
Patienten eintraf, konnten wir zur 
klinischen Phase II übergehen.
puk: Phase II bedeutet dann...?
Lentzen: In Phase II konzentriert 
man sich auf eine ganz bestimmte 
Tumorerkrankung, in unserem Fall 
auf den Hautkrebs. Die Dosis für die 
Behandlung steht dann abgeleitet 
aus der Phase I fest. 
puk: Wie muss ich mir das rein prak­
tisch vorstellen? Mit den sterbenden 
Patienten sind Sie selbst nicht kon­
frontiert?
Lentzen: Wir verteilen die Medi­
kation für die klinische Studie an 

die vorher ausgesuchten Ärzte in 
verschiedenen Kliniken. Zu den 
Patienten selbst besteht keinerlei 
Kontakt. Darüber hinaus sind deren 
Daten natürlich anonymisiert.

Um zu dem Thema „Sterben“ zu­
rückzukommen: Wir gehen, wie die 
meisten anderen Entwickler solcher 
Medikamente auch, davon aus, dass 
wir den Krebs nicht heilen werden. 
Vielmehr rechnen wir damit, dass 
wir das Fortschreiten der Erkran­
kung für eine gewisse Zeit aufhalten 
können. So kann heute das Über­
leben einiger Patienten mit einer 
fortgeschrittenen Krebserkrankung 
durchaus verlängert werden. Etwa in 
25 Prozent der Fälle wird Krebs somit 
zu einer Art chronischen Krankheit, 
die zwar nicht heilbar ist, für die aber 
mit verschiedenen Medikamenten 
eine Lebensverlängerung von eini­
gen Monaten bis zu Jahren – je nach 
Krebserkrankung – zu erzielen ist. 

Bei der Diagnose Krebs wird der 
Patient plötzlich in eine Situation 
gebracht, in der er gegebenenfalls 
entscheiden muss, ob er möglichen 
lebensverlängernden aber nicht hei­
lenden Maßnahmen zustimmt oder 
nicht. Bei der Chance auf Heilung 
oder im Fall von einer Steigerung der 
Lebenserwartung um mehrere Jahre 
wird ihm die Entscheidung nicht 
schwer fallen. Wie aber entscheiden, 
wenn es um vier Monate geht? Diese 
Entscheidung hat selbstverständlich 
der Patient zu treffen, nach Rück­
sprache mit seinem Arzt. Will der 
Patient die Chance auf vielleicht 
weitere vier Monate Lebenszeit 
wahrnehmen, um zum Beispiel ganz 
bewusst in der ihm verbleibenden 
Zeit sein Lebensende zu regeln?
puk: Hoffungen und Erwartungen 
des Krebspatienten bei solchen 
Versuchen sind wahrscheinlich 
deutlich größer als das, was real im 

Durchschnitt durch die Therapie zu 
leisten ist?
Lentzen: Und das ist genau der 
Punkt! Wenn wir von einer mittleren 
Lebensverlängerung von – sagen 
wir – vier Monaten ausgehen, dann 
richtet sich der Blick des Patienten 
automatisch auf die statistischen 
Ausreißer nach oben. Prominente 
Beispiele wie Apple-Mitgründer 
Steve Jobs oder der diesjährige Medi­
zinnobelpreisgewinner Ralph Stein­
mann steigern diese Hoffnung. Beide 
starben offenbar an Bauchspeichel­
drüsenkrebs, lebten aber, und das ist 
hier entscheidend, jahrelang mit der 
Krankheit. Im Regelfall führt diese 
Krebskrankheit im fortgeschrittenen 
Stadium innerhalb eines Jahres zum 
Tode. Viele Betroffene hoffen, auch 
zu diesen Ausnahmefällen zu ge­
hören; es ist nur verständlich, wenn 
sie sich oberhalb des Durchschnitts 
sehen wollen.  
Blicken wir auf einen anderen Aspekt 
der Realität: Mitte der 1990er-Jahre 
gab es eine Therapie für den me­
tastasierten Dickdarmkrebs, mit 
der die Patienten im Durchschnitt 
etwa ein Jahr leben konnten. Etwa 
zehn Jahre später, im Jahr 2006, 
gab es etwa drei weitere Therapien, 
wodurch sich die Lebenserwartung 
um durchschnittlich ein bis zwei 
weitere Jahre verlängern ließ. Die­
se Entwicklung ist typisch für die 
Krebsforschung. Durch das Aneinan­
derreihen verschiedener wirksamer 
Therapien kann man schrittweise 
eine Lebensverlängerung erreichen. 
Das ist an sich ein Erfolg. Die Kehr­
seite der Medaille ist, dass die The­
rapiekosten in diesem Darmkrebs­
beispiel in diesem Zeitraum von zehn 
Jahren um das 40-fache (von 4.000 US 

Weiter auf Seite 22
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Dollar auf über 160.000 US Dollar) 
angestiegen sind. Letztlich ist es die 
Entscheidung des Patienten, ob er ei­
ner solchen Therapie zustimmt, denn 
er ist es, der von Nebenwirkungen 
und Einschränkungen betroffen ist. 
Gleichzeitig erleben  aber auch die 
behandelnden Ärzte zunehmend ei­
nen enormen Druck von außen, wenn 
in Frage steht, wer dauerhaft solche 
Therapien bezahlen soll. Der betrof­
fene Einzelne wird diese Summe ohne 
Hilfe der Krankenversicherung kaum 
aufbringen können.  Dadurch, dass 

Wolfgang Kotzahn. Geboren am 19. Januar 1947. Erstes Porträt am 15. Januar 2004. Gestorben am 4. Februar 2004.  Hamburg Leuchtfeuer Hospiz
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Der christliche Glaube an die Auferstehung
Es ist nicht möglich, Christ zu sein, ohne an die Auferstehung zu glauben • Von Olaf Zimmermann

Der Bariton und der Chor singen:
Siehe, ich sage euch ein Geheimnis:
Wir werden nicht alle entschlafen,
wir werden aber alle verwandelt 
werden;
und dasselbige plötzlich in einem 
Augenblick
zu der Zeit der letzten Posaune.
Dann der Chor weiter alleine:
Denn es wird die Posaune schallen,
und die Toten werden auferstehen 
unverweslich;
und wir werden verwandelt werden.
Nun der Sänger:
Dann wird erfüllt werden das Wort,
das geschrieben steht:
Wieder der Chor:
Der Tod ist verschlungen in den Sieg.
Tod, wo ist dein Stachel!
Hölle, wo ist dein Sieg!

Diese Sätze stammen aus der 
Schlussphase des Deutschen 

Requiems von Johannes Brahms. 
„Ein Deutsches Requiem“ gehört für 
mich neben den Symphonien von 
Anton Bruckner zu den wichtigsten 
und persönlichsten Bekenntniswer­
ken des 19. Jahrhunderts. Die Worte 
dieses Ausschnittes aus dem Requiem 
stammen aus dem 1. Korinther, Kapitel 
15 des Neuen Testaments. Paulus, der 
Autor der Korintherbriefe, hat auch in 
diesem Kapitel Schwergewichtiges zu 
sagen. In 58 Versen findet sich hier die 
ausführlichste Darstellung der Aufer­
stehung in der ganzen Heiligen Schrift. 
Und sie wurde, wie man heute mit gro­
ßer Sicherheit annimmt, deutlich vor 
den Evangelien verfasst. Die Auferste­
hung Jesus Christus ist der Kristallisa­
tionspunkt des christlichen Glaubens. 
Als Lazarus gestorben war und bevor 
Jesus ihn auferweckte, sagte Jesus nach 
Johannes (11, 25) zu Lazarus’ Schwe­
ster Martha: „Ich bin die Auferstehung 
und das Leben. Wer an mich glaubt, 
der wird leben, auch wenn er stirbt.“ 

Und Paulus schreibt im Römerbrief 
(10, 9): „Denn wenn du mit deinem 
Mund Jesus als Herren bekennst und in 
deinem Herzen glaubst, dass ihn Gott 
von den Toten auferweckt hat, so wirst 
du gerettet werden.“ Also eindeutig 
und klar: Es ist nicht möglich, Christ 
zu sein, ohne an die Auferstehung zu 
glauben. Und trotzdem, gerade der 
Glaube an die Auferstehung ist für 
viele Menschen, auch Christen, eine 
mächtige Herausforderung. Das fünf­
zehnte Kapitel des 1. Korintherbriefes 
ist, wenn man es sprachlich in unsere 
Zeit übersetzen will, die ausführ­
lichste Gebrauchsanweisung für den 
christlichen Auferstehungsglauben. 
Wie Gebrauchsanweisung es an sich 
haben, ist sie eher kompliziert und 
nur bedingt alltagstauglich. Aber ohne 
gerade diese Gebrauchsanweisung 
kann man den christlichen Auferste­
hungsglauben nur schwer verstehen. 
Die christliche Gemeinde in Ko­
rinth, knapp 60 Jahre nach dem Tode 
Jesu, das sei zuerst einmal zu unser 
aller Beruhigung gesagt, hatte offen­
sichtlich ebenso wie viele Menschen 
heute auch zahlreiche Fragen und 
manche Unsicherheit. Eduard Lohse 
beschreibt die Situation in seiner 
exzellenten Paulus-Biographie so: „Es 
gab dort einige, die keck behaupteten, 
eine Auferstehung der Toten gebe es 
nicht.“ Denen setzte Paulus im Ko­
rintherbrief entgegen, „dass Christus 
gestorben ist für unsere Sünden nach 
der Schrift; und dass er begraben 
worden ist, und dass er auferstanden 
ist am dritten Tage nach der Schrift; 
und dass er gesehen worden ist von 
Kephas (Petrus), danach von den 
Zwölfen.“ Und als wäre dies noch 
nicht Beweis genug, schreibt er weiter, 
dass der auferstandene Jesus anschlie­
ßend noch von fünfhundert Brüdern, 
von Jakobus, von allen Aposteln und 
auch von ihm, Paulus selbst, gesehen 

wurde. Ein bisschen erinnert diese 
Beweisführung an eine Gerichtsver­
handlung. Immer mehr Augenzeugen 
werden von der Verteidigung genannt, 
bis selbst die größten Zweifler von der 
Unschuld des Angeklagten überzeugt 
sein müssen.

Doch der Augenzeugenbeweis 
reichte Paulus nicht. Er malte deutlich 
die Konsequenzen des Nichtglaubens 
an die Auferstehung an die Wand. 
Er schreibt: „Ist aber Christus nicht 
auferstanden, so ist unsre Predigt 
vergeblich, so ist auch euer Glaube 
vergeblich.“ Und Recht hat er. Die the­
ologischen Folgen, wenn es keine Auf­
erstehung gäbe, wären verheerend. Die 
Verkündigung des Evangeliums wäre 
bedeutlungslos. Der Glaube an Chris­
tus wäre wertlos. Alle Augenzeugen 
und Verkündiger der Auferstehung wä­
ren Lügner. Doch am verheerendsten 
wären die persönlichen Folgen für je­
den Christen: Paulus beschreibt diese 
Folgen im 1. Korintherbrief so: „Denn 
wenn die Toten nicht auferstehen, so 
ist Christus auch nicht auferstanden. 
Ist Christus aber nicht auferstanden, so 
ist euer Glaube nichtig, so seid ihr noch 
in euren Sünden; so sind auch die, die 
in Christus entschlafen sind, verloren.“ 
Das ist eine harte, klare Ansage, klingt 
ein bisschen nach Erpressung, ist aber 
in sich vollkommen logisch. Ohne ein 
Glauben an die Auferstehung Jesu 
kann es nach der christlichen Lehre 
keine Auferstehung geben. 

Und Paulus setzt noch einen drauf, 
indem er schreibt: „Hoffen wir allein 
in diesem Leben auf Christus, so 
sind wir die elendsten unter allen 
Menschen.“ Also, es nützt nichts, sich 
einige schöne Ideen von Christus, 
zum Beispiel aus der Bergpredigt, zu 
Eigen zu machen, wenn der Glaube 
an die Auferstehung fehlt. Christus ist 
eben nicht irgendein weltbewegender 
Philosoph gewesen, der kluge Lehren 

verbreitet hat. „Wenn die Toten nicht 
auferstehen“, so Paulus, „dann lasst 
uns essen und trinken; denn morgen 
sind wir tot!“ Hier zitiert Paulus aus 
dem Alten Testament (Jesaja 22,13), 
um die Hoffnungslosigkeit ohne 
den Auferstehungsglauben plastisch 
werden zu lassen. Der griechische Hi­
storiker Herodot berichtet von einem 
skurrilen Brauch in seiner Heimat. 
Bei rauschenden Festgelagen wurde 
ein offener Sarg durch die Gästeschar 
getragen. Eine hölzerne Puppe stellte, 
offensichtlich sehr realistisch, den 
verwesenden Leichnam dar. Die Gäs­
te sollten die Leiche anschauen und 
besonders fröhlich feiern, denn wenn 
sie sterben werden, werden sie so aus­
sehen, ohne jede Hoffnung. Natürlich 
sollen auch heute rauschende Feste 
gefeiert werden, wie bei den Griechen, 
aber eben mit Hoffnung. „Nun aber 
ist Christus auferstanden von den 
Toten als Erstling unter denen, die 
entschlafen sind“, schreibt Paulus im 
1. Korintherbrief weiter, „der letzte 
Feind, der vernichtet wird, ist der Tod.“

Der einzige wirkliche „Beweis“ für 
die Auferstehung ist für Christen ihr 
Glaube. Keine Augenzeugen, keine 
Drohungen, mögen sich auch noch 
so gut gemeint sein, können diesen 
persönlichen Glaubensbeweis im 
Christentum ersetzen. 
„Du Narr“, sagt Paulus im 1. Korinther­
brief zu den Kritikern der Auferste­
hung, die das scheinbar Unmögliche 
nicht wahrhaben wollen, „was du säst , 
wird nicht lebendig, wenn es nicht 
stirbt. Und was du säst, ist ja nicht 
der Leib, der werden soll, sondern ein 
bloßes Korn, sei es Weizen oder etwas 
anderes. Gott aber gibt ihm einen 
Leib, wie er will, einem jeden Samen 
seinen eigenen Leib.“ Was leben will, 
muss also vorher sterben? In der Natur 
erleben wir dieses Sterben, oder besser 
Verwandeln, ständig. Die faszinieren­

de Vielfalt der Verwandlungen im Tier- 
und Pflanzenreich ist fast grenzenlos. 
Wer sich einmal einige Stunden an 
einer lichten Stelle im Wald auf einen 
Baumstumpf setzt und mit offenen 
Sinnen beobachtet, wird erahnen, dass 
in der Natur fast alles möglich ist. Das 
Prinzip des Sterbens und Verwandelns 
hat sich bewährt, ein, wenn Sie wollen, 
Erfolgsmodell Gottes. Warum sollte 
es nicht auch das Prinzip der Aufer­
stehung geben, fragte sich Paulus? 
Unmöglich? Die Verwandlungen in 
der Natur finden in einem für uns ei­
nigermaßen begreifbaren Raum statt. 
Die Auferstehung sprengt diesen den 
Naturgesetzen unterlegenen Raum, 
wir nennen das Unbegreifliche gerne 
Himmel.

Wie sieht der Himmel aus, wie 
werden wir dort leben? Können wir 
uns an unser altes Leben erinnern?
Treffen wir im Himmel Familie 
und Freunde? Kommen nur Christen 
in den  Himmel? Und wann werden 
wir auferstehen?
 
Die Christen wissen, dass es auf viele 
dieser Fragen keine klare Antwort, 
aber eine deutliche Hoffnung in der 
Schrift gibt. Paulus sagt im 1. Korinther 
(15,52), dass die Verwandlung „zur Zeit 
der letzten Posaune“ stattfinden wird. 
Der Zeitpunkt ist unbekannt, aber das 
Ereignis wird kommen. In Johannes 14, 
1-3 lesen wir, dass Christus sagte: „Es 
gibt viele Wohnungen im Haus meines 
Vaters, und ich gehe voraus, um euch 
einen Platz vorzubereiten.“ 

Doch wie sehen diese Wohnungen 
aus, wie lebt man dort? Im Lukas- und 
Johannesevangelium (Lk 24,15,31,37; 
Joh 19, 20) wird Jesus nach der Aufer­
stehung beschrieben als ein Wesen, 
das nicht länger von Zeit, Raum und 
Materie eingeengt ist. Er erschien und 
verschwand nach Belieben und ging 
in Räume, ohne die Tür zu öffnen. 
Martin Luther sagte über einen toten 
Körper: „So schwach er jetzt ist, ohne 
Kraft und Leistung, wenn er im Grab 
liegt, ebenso stark wird er schließlich 
werden, wenn die Zeit kommt, sodass 
kein Ding für ihn unmöglich sein wird, 
wenn er das zu tun gesinnt ist. Er wird 
so leicht und beweglich sein, dass er in 
einem Augenblick hier über der Erde 
oder im Himmel schweben kann.“

Mit der Auferstehung ist es wie 
mit einem Billy-Regal von Ikea. Ir­
gendwie bekommt man es doch zu­
sammengebaut, auch wenn die Ge­
brauchsanweisung oft mehr Fragen 
als Antworten gegeben hat. Und meist 
fehlt auch noch die ein oder andere 
Schraube. Paulus hat mit seinem 1. 
Korintherbrief, Kapitel 15 eine Tür 
in eine faszinierende andere Welt mit 
intellektuellen Mitteln aufgestoßen. 
Wenige Texte im Neuen Testament 
beschäftigen (nicht nur) Christen so 
nachhaltig, wie gerade diese Beweis­
kette für die Auferstehung für das 
Leben nach dem Tode.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates  

wir alle älter werden, tritt Krebs immer 
häufiger auf. Ältere Kranke müssen 
zudem schonender therapiert werden, 
da sie häufig an weiteren Krankheiten 
leiden und ihre Widerstandskräfte 
gegenüber aggressiven Krebsthera­
pien deutlich schwächer sind als dies 
bei jungen Patienten der Fall ist. Es 
ist schon jetzt abzusehen, dass der 
Solidargemeinschaft enorme Kosten 
entstehen, weshalb Antworten auf die 
Frage gefunden werden müssen, ob 
und wie diese Therapien in Zukunft 
bezahlt werden sollen und wem sie 
quasi zustehen. 

Dieses Beispiel zeigt auch ein 
anderes übergeordnetes Problem 
auf: In unserer Gesellschaft wird 
sich viel zu wenig mit den Fragen 

des demografischen Wandels und 
dessen Auswirkung auf die Gesell­
schaft auseinandergesetzt. Die Pro­
blematik der Pflege und der medi­
zinischen Versorgung im Alter wer­
den nach wie vor gerne verdrängt.
puk: Der individuelle wie gesellschaft­
liche Umgang mit dem Sterben und 
Entscheidungen zu lebensverlän­
gernden Maßnahmen, wie Therapien, 
muss also viel stärker in die öffentliche 
Diskussion getragen werden?
Lentzen: Ja. Krebstherapien als le­
bensverlängernde Maßnahmen haben 
ja auch eine ganz andere Komponente. 
Erhalte ich beispielsweise vier weitere 
Monate ein lebenswertes und würde­
volles Leben oder schlägt die Lebens­
verlängerung um in ein Dahinsiechen?

Man muss sich also die Frage stellen, 
zu welchem Preis eine Therapie ein­
gegangen wird.
puk: Wann wird das sprachliche 
Bild des „Krebsgeschwürs“ Ihrer 
Meinung nach nicht mehr rückkop­
pelbar an die Krankheit, sondern 
bloße Metapher sein?
Lentzen: Ich bin eher skeptisch, ob 
Jahrzehnte der Krebsforschung aus­
reichen, dass das Thema Krebs wegen 
erzielter Fortschritte nicht mehr so 
gravierend in unserem Bewusstsein 
verankert ist, wie das heute der Fall 
ist. Bis Krebskrankheiten deutlich 
breiter geheilt werden können als das 
heute der Fall ist, wird noch sehr viel 
Zeit vergehen. Die Erfolge sind sehr 
kleinteilig. In den nächsten Jahren 

werden uns immer mehr Menschen 
mit Tumorerkrankungen begegnen, 
einfach deshalb, weil die Gesellschaft 
immer älter wird. Krebstherapie wird 
über Jahrzehnte eine riesige Heraus­
forderung bleiben. Sie bleibt eine 
Jahrhundertherausforderung mit ei­
ner Fülle gesellschaftspolitischer und 
auch ökonomischer Folgen. 

Hans Lentzen ist Professor für Phar-
makologie und Toxikologie. Vor der 

Mitbegründung von CYTAVIS war er 
Vorstandsvorsitzender der Viscum AG 

und Leiter der Forschung und Ent-
wicklung bei der Madaus AG. 

Stefanie Ernst ist Referentin für 
Öffentlichkeitsarbeit beim 

Deutschen Kulturrat 

Die Krebstherapie...
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Die Lutherstube im Lutherhaus Wittenberg ist weitestgehend im Originalzustand erhalten geblieben   

Luther und der Staat
Kann sich die Kirche der Reformation zur Zivilgesellschaft bekennen? • Von Rupert Graf Strachwitz

„Es [ist] wieder an der Zeit, die 
Weltlichkeit der Kirche beherzt ab-
zulegen. […] Eine vom Weltlichen 
entlastete Kirche vermag gerade 
auch im sozial-karitativen Bereich, 
den Menschen […] die besondere 
Lebenskraft des christlichen Glau-
bens zu vermitteln.“ 

Mit dieser Bemerkung entfachte 
Papst Benedikt XVI. im Sep­

tember 2011 erneut eine Diskussion 
um die Nähe der Kirchen zum Staat. 
Und wenn sich auch die (katholische) 
Deutsche Bischofskonferenz beeilte, 
darauf hinzuweisen, dass der Papst 
am bewährten System der Kirchen­
steuer nicht rütteln wollte, so hat er 
doch ausdrücklich die Enteignung 
von Kirchengütern gutgeheißen, 
damit das Verhältnis von Kirche und 
Staat der ständigen Prüfung anheim­
gegeben und möglicherweise, so lässt 
sich der Kontext durchaus interpre­
tieren, eine Zuordnung der Kirche zur 
Zivilgesellschaft befürwortet. Diese 
Zuordnung ist den USA selbstver­
ständlich. Dort dominiert Religion 
das Leben heute viel stärker als in 
Europa, aber eine Vielzahl von Kir­
chen und Religionsgemeinschaften 
muss in Respekt voreinander koe­
xistieren und mehr als ein Drittel der 
Bürgerinnen und Bürger gehört nicht 
derjenigen an, in die sie hineingebo­
ren wurden. Zivilgesellschaftliches 
Selbstverständnis prägt geradezu das 
kirchliche Leben in den USA. 

Anders in Deutschland: Eine 
Vielzahl von Bindungen und nicht 
zuletzt ihr Status als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts lässt eher 
eine Zuordnung der großen Kirchen 
zur staatlichen Arena zu. Dass in 
einigen deutschen Ländern (auf 
Grund der jeweiligen Konkordate 
beziehungsweise Verträge) Bischöfe 
einen Treueeid auf die Verfassung 
ablegen müssen, ist ein prägnantes 
Indiz dafür. Niemand käme auf die 
Idee, Ähnliches vom Präsidenten 
des Deutschen Olympischen Sport­
bundes, des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes oder auch dem Vor­
sitzenden einer politischen Partei, 
allesamt gesamtgesellschaftlich 
höchst einflussreiche Organisati­
onen, zu verlangen.

Wenn es aber stimmt, dass die 
Kirchen auf der Meso-Ebene an­
gekommen sind, also nicht in An­
spruch nehmen können oder wollen, 
die Gesamtgesellschaft zu umfassen 
oder zu repräsentieren und die 
Abgrenzungen von rein freiwilligen 
Assoziationsformen gleich ob religi­
ösen oder anderen Charakters, wie 
sie noch Max Weber und Ernst Tro­
eltsch getroffen haben, obsolet sind, 
dann hat José Casanova gewiss mit 
seiner Einschätzung Recht, dass sich 
ein Staatskirchentum mit dem für 
moderne Gesellschaften prägenden 
Prinzip der Religionsfreiheit nicht 
verträgt und die Zivilgesellschaft 
der genuine Ort der Kirchen ist. 
Reinhard Marx, heute Kardinal-Erz­
bischof von München und Freising, 
zog daraus schon 2002 eindeutige 
Konsequenzen, als er von einem 
„spezifische[n] Beitrag der Kirche in 
der Zivilgesellschaft“ sprach. 

Von evangelischen Theologen 
und Kirchenführern ist zu diesem 
Thema viel weniger Eindeutiges zu 
hören, auch wenn in den letzten Jah­
ren Zivilgesellschaft etwa an evan­
gelischen Akademien intensiver 
diskutiert wird als an katholischen 
– und obwohl die zivilgesellschaft­
lichen Initiativen in Ostdeutschland 
vor und während der Wende von 
1989 stärker mit der evangelischen 
Kirche zu assoziieren sind. Dies mag 
zunächst erstaunen, wird doch die 
evangelische Kirche landläufig eher 
als die liberale, fortschrittliche und 

zukunftsorientierte wahrgenommen. 
Doch wird anscheinend die bewusste 
eigene Standortbestimmung als Ak­
teurin in der zivilgesellschaftlichen 
Arena gescheut oder vermieden. Ist 
sie also „weltlicher“? Eine Entweltli­
chung im Sinne einer Entstaatlichung 
scheint zumindest nicht erstrebens­
wert zu sein. Mir scheint dies mit dem 
historischen und kulturellen Selbst­
verständnis des Luthertums erklärbar 
zu sein. Die lutherische Kirche ist als 
Landeskirche konzipiert, sich hiervon 
zu lösen, ein großer und noch nicht 
vollzogener Schritt.

Schon in seiner 1520 veröffent­
lichten Schrift „An den christlichen 
Adel deutscher Nation“ stellte Luther 
fest: „Drum sag ich: dieweil weltliche 
Gewalt von Gott geordnet ist, die 
Bösen zu strafen und die Frommen 
zu schützen, so soll man ihr Amt 
lassen frei gehen ungehindert durch 
den ganzen Körper der Christenheit, 
ohne Rücksicht auf irgend jemand, 
sie treffe Papst, Bischof, Pfaffen, 
Mönche, Nonnen oder was es ist.“ 
In den Folgejahren hatte sich die lu­
therische Reformation einer ganzen 
Fülle von weitergehenden Refor­
mationsbewegungen zu erwehren. 
Nachdem aber das Reich nach wie vor 
katholisch geführt war und die Refor­
mation ebenso unter Druck setzte, 
konnte diese nur gelingen, indem 
sich die Bewegung eng an die Landes­
fürsten anlehnte, die die Reformation 
mittrugen. „Aufs Ganze gesehen, 
wurde im lutherischen Deutschland 
[…] nicht die freie christliche Kirche 
realisiert, sondern die […] christliche 
Fürstenherrschaft.“ 

Es waren also nicht eigentlich 
theologische Positionen Luthers, die 
diese Entwicklung beförderten. Im Ge­
genteil, seine Zwei-Reiche-Lehre wäre 
eher mit dem Entweltlichungsgedan­
ken Papst Benedikts kompatibel gewe­
sen. Vielmehr bedingte der kulturelle 
Rahmen, der „Zusammenhang von 
kirchlichem und nationalem Schicksal 
im 16. Jahrhundert“ diese Entwick­
lung. Diese war kein deutsches Spezifi­
kum und schon gar nicht ein Ergebnis 
der Reformation. So war beispielsweise 
Luthers Forderung nach Unterstellung 
der Kleriker unter die weltliche Obrig­
keit schon zirka 1475 von Jan Ostrorog, 
Kastellan von Posen in Polen in einem 
„Memorandum, zur Neuordnung des 
Gemeinwesens zusammengestellt“ in 
sehr ähnlicher Form erhoben worden. 
Das Gemeinwesen bedurfte in der Tat 
dringend einer Neuordnung. Das über 

die Jahrhunderte zuvor gewachsene 
politische Ordnungssystem war zu 
einem undurchschaubaren und an 
vielen Stellen defizitären, ja korrupten 
Geflecht entartet. Niccolò Macchiavel­
lis berühmte, 1513 erschienene Schrift 
‚Der Fürst‘ führte das Konzept eines 
neuen, auf die Bedürfnisse des Men­
schen zugeschnittenen Staates in das 
allgemeine politische Gedankengut 
ein. Unter anderem entstanden eine 
territorial ausgerichtete Herrschaft 
und allmählich auch ein Gewaltmo­
nopol in der Hand eines Souveräns. 
Wenn sich aber auf der Grundlage sol­
chen Gedankenguts Nationalstaaten 
und Nationalkirchen herausbildeten, 
ergab sich für Deutschland das bis 
heute durchaus virulente Problem, 
welcher Nationalbegriff zugrunde zu 
legen sei. Sie wurde in diesem und 
im folgenden Jahrhundert wesentlich 
zugunsten der Fürsten und gegen das 
Reich entschieden. 

Mit diesem Hinweis soll natürlich 
nicht eine Auffassung wiederbelebt 
werden, wie sie im 19. Jahrhundert, 
namentlich auch von Leopold von 
Ranke vertreten wurde: Die Reforma­
tion sei überhaupt wesentlich eine 
„nationale Bewegung“ oder „das wich­
tigste vaterländische Ereignis“. Lu­
thers zu allererst religiöser Impetus ist 
heute gewiss unstrittig. Doch ist nicht 
zu bestreiten, dass politische und reli­
giöse Neuordnung im 16. Jahrhundert 
in enger Wechselbeziehung erfolgten, 
auch nicht, dass die weltlichen Ob­
rigkeiten Bedrohungsängste, die die 
Rezeption einer neuen Religiosität 
zweifellos begünstigten, „zum Ausbau 
der sozialen Kontrolle über den Men­
schen durch den Staat“ instrumen­
talisierten. Das Ergebnis ist bekannt. 
Es entstanden in den Ländern, die 
sich der Reformation anschlossen, 
überwiegend national geprägte Kir­
chen, in Sachsen und Brandenburg 
ebenso wie im Herzogtum Preußen, 
in England und den skandinavischen 
Ländern. Die Verfestigung der Idee der 
nationalen Staatssouveränität in den 
folgenden Jahrhunderten – durch Bo­
din, Hobbes, Pufendorf, Herder, Kant, 
Hegel und andere, mit Ausnahme Bo­
dins übrigens durchweg Protestanten 
und überwiegend mit theologischer 
Ausbildung, tat ein Übriges, um die 
vielfach beschworene Einheit von 
Thron und Altar zu festigen und letzt­
lich auch Rankes Fehlinterpretation 
der Reformation hervorzurufen. Von 
Kaiser Wilhelm II. wird behauptet, er 
sei nur mit Mühe davon abzuhalten 

gewesen, als summus episcopus (der 
er war) im bischöflichen Ornat mit 
Mithra und Stab aufzutreten. 

Demgegenüber ging die katho­
lische Kirche spätestens ab dem Ende 
des 18. Jahrhunderts einen anderen 
Weg. Nachdem sie auch in den katho­
lischen Ländern einen Großteil ihres 
Vermögens durch Säkularisation ein­
gebüßt hatte (im Wesentlichen 1803, 
in den Ländern der Reformation hin­
gegen schon 250 Jahre zuvor), hielt sie 
Abstand zu den Staaten und betonte 
ihren universalen, das heißt anti-nati­
onalstaatlichen Anspruch. Dies führte, 
etwa im Kulturkampf in den 1870er 
Jahren, zu erheblichen Konflikten, 
bewahrte sie aber auch vor manchen 
Konflikten, in die die evangelischen 
Kirchen durch die Übersteigerung des 
Nationalismus hineingezogen wurden. 
Dies änderte sich auch nicht durch 
die republikanischen Neuordnungen 
nach 1918 und nach 1945. Dem inzwi­
schen zum abstractum gewordenen 
Staat blieb – unabhängig von dessen 
Konstitution – die evangelische Kirche 
verhaftet, durchaus oft in kritischer 
Haltung, aber nicht mit der Distanz, 
die die katholische Kirche wahrte und 
ausbaute. 

Diese erscheint daher besser gerüs- 
tet, um mit Ordnungskonzepten des 
21. Jahrhunderts – der Entnationali­
sierung zugunsten supranationaler 
Systeme einerseits und der Entstaat­
lichung von Politik andererseits – zu 
kommunizieren und sich in einem 
Modell von mehreren Arenen kol­
lektiven Handelns in der Arena der 
Zivilgesellschaft als wichtige Akteurin 
zu bewegen – und dies, obwohl es 
ihr theologisch schwerer fällt, den 
Respekt vor Pluralität zu akzeptieren, 
der zu den definitorischen Elementen 
einer guten Zivilgesellschaft gehört. 
Theologisch scheint es keine Gründe 
zu geben, weshalb nicht auch die Kir­
chen der Reformation ein eindeutiges 
Bekenntnis zur Zivilgesellschaft als 
„ihrer“ Arena ablegen könnten. Dass 
es ihnen schwerfällt, sich in der „Welt­
gesellschaft“ des 21. Jahrhunderts 
zu positionieren, ist ihrer kulturellen 
Tradition geschuldet, die ebenso zu 
respektieren ist, aber überprüft wer­
den könnte. 

Der Verfasser ist Politikwissenschaft-
ler und leitet das Maecenata Institut 

für Philanthropie und Zivilgesell-
schaft an der Humboldt-Universität 

zu Berlin (www.maecea.eu / www.
strachwitz.info) 
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Am Anfang war das Wort – und was kommt danach?
Von Dieter Georg Herbst

Eine neue Dachmarkenkampagne 
– eigentlich keine Nachricht, die 
zu einer Meldung im deutschen 
Blätterwald führt. Dennoch berich-
tenswert ist sie, weil es sich beim 
Absender um die Evangelische 
Kirche Deutschlands (EKD) handelt. 
Ja, die Evangelische Kirche spricht 
tatsächlich von einer „Dachmarken-
kampagne“, von einer „Marketing- 
und Kommunikationskampagne“.

Am Anfang steht das Wort“ heißt 
sie – der erste Satz aus dem 

Johannesevangelium. Anlass der 
Kampagne ist das Reformationsju-
biläum 2017. Gestaltet hat sie die 
renommierte Werbeagentur Scholz 
& Friends. Sie hat unter anderem 
für Saturn das Motto „Geiz ist geil“ 
erfunden. Die Kampagne der EKD 
scheint der Agentur offensichtlich 
nicht sexy genug, um sich mit ihr auf 
der eigenen Website zu brüsten. 

Finanziert wird die Kampagne 
vom Bund, der Evangelischen Kirche 
Deutschlands und den Ländern. Allein 
die Bundesregierung wird sich mit 
35 Millionen Euro aus dem Etat des 
Beauftragten für Kultur und Medien 
an der Finanzierung von inhaltlichen 
Projekten der Lutherdekade bis zum 
Jubiläumsjahr 2017 maßgeblich be-
teiligen; außerdem will der Bund 
gemeinsam mit den Ländern die 
Sanierung authentischer Reforma-
tionsstätten finanziell unterstützen.

Welche Ziele verfolgt die Dach-
markenkampagne? Zum einen soll 
sie eine Klammer bilden um die 
Aktivitäten der vielen Beteiligten aus 
Bund, Ländern, Regionen, Kommu-
nen, Einrichtungen aus Kultur und 
Wissenschaft, Kirchengemeinden und 
Tourismusverbänden. Eine solche 
Klammer, ein Dach, scheint sinnvoll 
zu sein. Zum anderen soll die Kampa-
gne „eine gezielte und zugleich breite 
öffentliche Aufmerksamkeit“ erzeu-
gen, wie es Präses Nikolaus Schneider, 
Vorsitzender des Rates der EKD, bei 
der Präsentation der Kampagne am 
17. Oktober in Berlin ausdrückte.

Fraglich ist, ob die Kampagne 
dieses ehrgeizige Ziel erreicht. Ein 
Grund für diesen Zweifel ist, ob die 
EKD vielen Menschen die Bedeutung 
des Themas vermitteln kann. Zwar 
sind wir Menschen stets offen für 
Neues – wir können unser Gehirn 
gar nicht daran hindern, sagt Hirn-
forscher und Lernexperte Manfred 
Spitzer von der Universität Ulm. 
Doch Neues allein reicht nicht aus: Es 
muss auch wichtig für uns sein oder 
werden können. Grundsätzlich ist 
dies alles, was uns einerseits vor Ge-
fahren und Missbehagen schützt oder 
andererseits dazu beiträgt, dass wir 
uns besser fühlen – zum Beispiel si-

Kulturstaatsminister Bernd Neumann, der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Präses Nikolaus Schneider, und der sachsen-anhalti-
nische Kultusminister Stephan Dorgerloh (v. links)

cherer, angeregter oder überlegener.
Angesichts dieser Erkenntnisse stellt 
sich die Frage, warum sich die „breite 
Öffentlichkeit“ mit dieser Kampa-
gne beschäftigen sollte. Gewiss: Die 
Reformation hatte tief greifende Be-
deutung für die Evangelische Kirche 
und die Menschen in aller Welt. Doch 
was bedeutet dies heute noch? Zu den 
Themen, die derzeit viele Menschen 
beschäftigen, gehören Arbeitslosig-
keit, Eurokrise und die Frage, wie sie 
im nächsten Jahr über die Runden 
kommen. Wie passen Luthers Bot-
schaften in diese Welt? Dies müsste 
die Kampagne klar und anschaulich 
darstellen.

Ein weiterer Grund für den Zweifel 
an der breiten Wirkung: Die Kampa-
gne erfordert Interesse und intensive 
Beschäftigung. Von diesem Interesse 
lässt sich heute nicht mehr selbstver-
ständlich ausgehen, so das Ergebnis 
zahlreicher wissenschaftlicher Stu-
dien. Experten schätzen, dass wir 90 
Prozent der Informationen nebenbei 
und ohne große gedankliche Beteili-
gung aufnehmen. Der breite Erfolg 
der Kampagne wäre daran gebunden, 
dass deren Botschaften in wenigen 
Sekunden aufgenommen werden 
können – Studien zufolge werden 
Anzeigen 1,7 Sekunden beachtet, 
Plakate 1 Sekunde.

Die schnelle Kommunikation 
erschwert, dass die Botschaften für 
unser menschliches Gehirn sehr 
abstrakt sind. Nikolaus Schneider: 
„Aufklärung und Demokratie, In-
dividualität und Menschenwürde, 
Religionspluralität und Toleranz 
sind ohne die Reformation und 
ohne Martin Luther nur schwer 
denkbar. Reformation ist für diese 
Entwicklungen nicht alles, aber ohne 
Reformation wäre vieles nicht so ge-
kommen, wie es nun ist.“ Viele Men-
schen werden sich unter solchen 
komplexen Begriffen kaum etwas 
vorstellen können. Jedoch ist gerade 
die klare Vorstellung von einem The-
ma das, was über die Kommunikati-
onswirkung wesentlich entscheidet. 
Forscher sprechen von der „Superdi-
mension Klarheit“ – je klarer unsere 

Vorstellungen von einer Sache, desto 
schneller und gezielter fällen wir 
unsere Entscheidungen. 

Mehr noch: Abstrakte Begriffe 
sind kaum geeignet, innere Bilder vor 
unserem geistigen Auge entstehen 
zu lassen, die besonders stark wir-
ken. Um die hoch gesteckten Ziele zu 
erreichen, müsste also die Dachmar-
kenkampagne bei vielen Menschen 
möglichst klare innere Bilder von 
den wichtigen Botschaften aufbau-
en. Wird dies gelingen? Aus heutiger 
Sicht eher nicht. Schon das Motto 
der Kampagne weist darauf hin, dass 
das Wort im Mittelpunkt steht, Mar-
kenexperten würden sagen: im Mit-
telpunkt des Selbstverständnisses 
über die Markenpersönlichkeit. Die 
meisten Menschen schauen jedoch 

lieber als dass sie lesen, besonders 
wenig am Thema Interessierte. Die 
Pressefotos zeigen das Motto „Am 
Anfang war das Wort“ in übergroßen 
Buchstaben gestaltet, in denen sich 
Bücher befinden. Solche Motive sind 
nicht geeignet, klare innere Bilder der 
Botschaften entstehen zu lassen.

Insgesamt scheint die Dach-
markenkampagne typisch für die 
Situation der Evangelischen Kirche: 
Sie versucht aus Anlass des Reforma-
tionsjubiläums, die Aufmerksamkeit 
vieler Menschen auf sich zu lenken – 
wie wichtig dies ist, lässt sich schon 
daran erkennen, dass von 2008 bis 
2010 rund eine halbe Million Men-
schen aus der Evangelischen Kirche 
ausgetreten sind. Hierfür müsste 
sie jedoch, vorwärts gewandt, die 

Bedeutung der Kirche für den Alltag 
und die Gefühlswelt der Menschen 
aufzeigen. Stattdessen präsentiert 
sie komplexe, schwierige, abstrakte 
Themen für viele Menschen unver-
daulich verpackt. Vermutlich wird 
die Kampagne aus heutiger Sicht nur 
den zunehmend kleiner werdenden 
Kreis von Menschen erreichen, die 
sich ohnehin für die EKD und deren 
Themen interessieren.

Der Verfasser ist „Professor des Jahres 
2001“, Geschäftsführer der source1 

networks GmbH, Honorarprofessor 
an der Universität der Künste Berlin, 
Gastprofessor an der Lettischen Kul-

turakademie in Riga und Professor 
an der Hochschule für Oekonomie 

und Management (FOM) 
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Zum Tode von Hartmut Warkus
Ein Nachruf von Birgit Wolf

Der Krebs hat ihn übers Jahr besiegt. 
Am 5. Dezember 2011 starb Prof. Dr. 
Hartmut Warkus. Als Professor für 
Medienpädagogik und Weiterbildung 
der Universität Leipzig lehrte und 
forschte er zu den Themen Medien- 
didaktik, Computerspiele und Ju-
gendmedienschutz. Eine Vielzahl 
medienpädagogischer Projekte hat 
er initiiert. 

Prof. Dr. Hartmut Warkus grün-
dete 1995 das Ausbildungsradio 

der Universität Leipzig mephisto 
97,6 mit, dem er seine persönliche 
Prägung verlieh. Generationen von 
Leipziger Journalistikstudentinnen 
und -studenten prägte die Möglich-
keit, eigene Rundfunksendungen zu 
produzieren.

Mit profundem Wissen sowie 
Beharrlichkeit engagierte sich Hart-
mut Warkus ebenso für die Welt der 
digitalen Spiele. Als unermüdlicher 
Aufklärer und Mahner in puncto 
Jugendmedienschutz setzte er sich 
leidenschaftlich für das generati-
onsübergreifende Vermitteln und 

Hartmut Warkus

eigene Erleben der virtuellen Spie-
lewelten ein. Den dafür geeigneten 
Ort schuf er im Jahre 2008: die Com-
puterSpielSchule Leipzig. Eltern 
und Pädagoginnen und Pädagogen 
werden in die Spielewelten ihrer 
(Enkel-)Kinder eingeführt. Kinder 
und Jugendliche werden unterstützt, 

kleine Experten in eigener Sache zu 
werden. 

Prof. Dr. Hartmut Warkus entwi-
ckelte und organisierte maßgeblich 
die Tagung des Deutschen Kulturrates 
auf der Games Convention 2007 
„Kultur <-> Games <-> Bildung?! – 
Computerspiele im Spannungsfeld 
von Unterhaltung, Lernen und Kul-
tur“. Er setzte sich für das Kulturgut 
Computerspiele genauso ein wie für 
den Deutschen Computerspielpreis, 
der seit 2009 vom Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien jährlich verliehen wird.

Seiner Frau und Familie, seinen 
Kolleginnen und Kollegen, seinen 
Freunden unser Mitgefühl. Seine 
Ideen, sein Engagement und sein 
Wirken werden lebendig bleiben.

Die Verfasserin ist langjährige 
Bildungsreferentin der Landesver-

einigung Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung (LKJ) Sachsen e.V., 

Projektleiterin von ZIRKUS BERLIN 
der LAG Kinder- und Jugendzirkus 

Berlin-Brandenburg e.V.  Logo der Lutherdekade
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Der Goldene Brief
Ein historisch-politisches Märchen • Von Georg Ruppelt

Das Jahr 2012, liebe Kindlein alt und 
jung, wird ein Märchenjahr! Aber wa-
rum denn, so fragt Ihr. Ganz einfach: 
Vor 200 Jahren begannen die „Kinder- 
und Hausmärchen“ der Brüder Grimm 
zu erscheinen. Und darum wollen wir 
Euch auch ein Märchen erzählen, das 
sogar noch älter als 200 Jahre (und 
eigentlich gar kein Märchen) ist.

Es war einmal vor langer, lan-
ger Zeit oder genauer gesagt 

am zehnten Tag des ansteigenden 
Mondes des Monats Kason des Sakka-
raj-Jahres 1118, als im fernen, fernen 
Land Birma (das Ihr vielleicht unter 
dem Namen Myanmar kennt) ein 
großer König einen Brief auf reines 
Gold schreiben ließ, der geschmückt 
war mit 24 kostbaren Rubinen, der 
Brief nämlich. (Für die Naseweise und 
Klugscheißer unter Euch: Es war der 
7. Mai 1756 nach unserer Zeitrech-
nung, und der Brief besteht aus fast 
99-prozentigem Gold und ist 55 x 12 
cm groß.)

Dieser König hieß Alaungphaya 
oder, wie ihn seine Untertanen auch 
nannten, Alaungmintaya, und er war 
ein großer König. Er besiegte seine 
Feinde, schuf ein großes Reich, das 
von seinen Nachkommen fast einein-
halb Jahrhunderte beherrscht wurde 
und das er klug verwalten ließ. Es war 
nicht der einzige goldene Brief, den 
er schreiben ließ. Noch von sieben 
anderen weiß man, die an den Kaiser 
von China gingen, doch der ließ sie 
einschmelzen. 

Dieser, unser, Goldener Brief nun 
war gerichtet an König Georg II., der 
über das große, große Großbritannien 
herrschte. Und der war gleichzeitig – 
Ihr glaubt es nicht – Herrscher über 
das schöne Kurfürstentum Hannover. 
Ja, das gab es damals! Später wurde 
Hannover sogar ein Königreich – bis 
dieser miese, fiese Bismarck es von 
seinen Preußen einsacken ließ. Aber 
das ist eine andere Geschichte.

Und das etwa schrieb Alaungpha-
ya an Georg: Wir sind beide große 
Herrscher, Du und Ich, und ich biete 
Dir meine Freundschaft an. Aber 
nicht nur das! Du kannst eine Han-
delsniederlassung in meinem Land 
bekommen. – Das war ein tolles An-
gebot für ein gutes Geschäft! Die 
Engländer brauchten edles Holz für 
ihre Segelschiffe, und Alaungphaya 
brauchte Kanonen und Gewehre für 
seine Kriege. Dann wurde der Goldene 
Brief in einen Umschlag gesteckt. 
Und woraus war der wohl gemacht, 
Ihr Naseweise, Ihr Schelmenpack? 
Aus Papier? Mitnichten! Man ließ den 
Stoßzahn eines indischen Elefanten 
aushöhlen und verzieren. Und darein 
steckte man den Goldenen Brief. Ja-
wohl! Und dieser Briefumschlag war 
auch eine große Kostbarkeit!

Und dann ging der Goldene Brief 
auf eine lange Reise mit dem Segel-
schiff, die fast zwei Jahre – zwei Jahre! 
– dauerte, bis er schließlich in London 
ankam. Da war, meint Ihr wohl, der 
König Georg aber begeistert, als er 
so einen tollen Brief bekam?! Na ja, 
eigentlich nicht so richtig. Er konnte, 
denkt Ihr nun, den Brief also wohl 
nicht lesen, denn er war ja in Birma-
nisch geschrieben. Stimmt, aber es gab 
auch eine Übersetzung ins Englische. 

Nein, König Georg II. hatte damals 
andere Sorgen. Er prügelte sich gerade 
mit anderen Königen in Europa im 
Siebenjährigen Krieg herum und be-
achtete den Brief wenig. Da der Brief 
aber – Gold, Rubine, Elfenbein! – sehr 
kostbar war, ließ er ihn an seine Biblio
thek in Hannover schicken, damit er 
dort verwahrt werde. Ein Hofbeamter 
legte ein Begleitschreiben bei, und 
das zeigte, dass man keine Ahnung 
hatte vom großen König Alaungphaya 
und seinem Reich. Denn darin stand, 
dass dies ein Brief eines indianischen 
Königs von der Küste Coromandel 
sei. Wow: Die hatten wirklich keine 

Ahnung, denn diese Küste ist viele, 
viele hundert Kilometer von Birma 
entfernt! Und weiter hieß es darin, 
dass dieser König ein Heide ist, der 
das Feuer anbetet und kein Fleisch 
mag. Ein Vegetarier?! Das konnte sich 
damals wohl kein Europäer vorstellen! 

Übrigens: Weil König Alaungphaya 
auf seinen freundlichen und kostbaren 
Brief gar keine Antwort erhielt, wurde 
er richtig sauer und ließ eine schon 
vorhandene englische Handelsnieder-
lassung platt machen.

In Hannover wurde der Brief sorg-
fältig aufbewahrt – bis ein anderer 
König ins Spiel kam. Zehn Jahre später, 
am 11. Juni 1768, besuchte der dä-
nische König Christian VII. die Biblio-
thek in Hannover. Er kam aber nicht als 
König, sondern er hatte sich unter dem 

Namen eines Grafen von Travendahl 
versteckt – Pseudonym nennt man 
so ein Namensversteck. Na ja, jeder 
wusste, wer da kam. Und dieser „Graf“ 
wollte den berühmten Goldenen Brief 
sehen. Unser guter König Christian 
aber war nicht sehr geschickt. Als er 
den Brief, nachdem er ihn angeschaut 
und nichts verstanden hatte, wieder 
einrollen wollte, zerknüddelte er ihn 
arg und machte ihn an einigen Stellen 
auch kaputt.

Übrigens, Ihr Lieben, hat es mit 
König Christian noch eine andere 
Bewandtnis, denn er war nicht nur 
beim Briefe-Einrollen ungeschickt. 
Auch an seiner königlichen Gemahlin 
hatte er wohl keine glückliche Hand. 
Eine traurige Geschichte gibt es da zu 
erzählen. Christian war verheiratet 

mit Caroline Mathilde, einer han-
noverschen Prinzessin. Und er hatte 
einen guten Freund mit Namen Jo-
hann Friedrich Struensee. Der war ein 
richtig kluger Arzt aus Altona (heute 
kennt Ihr es als Stadtteil von Hamburg, 
damals gehörte es zum Königreich 
Dänemark). Dem hatte Christian die 
Regierungsgeschäfte anvertraut. Tja, 
und die Königin und Struensee ver-
liebten sich nun ganz toll ineinander. 
Das kam irgendwann heraus, und 
Struensee wurde geköpft, gevierteilt 
und aufs Rad geflochten. Das Hacke-
beil könnt Ihr noch bis März 2012 im 
Residenzmuseum Celle sehen. Also, 
nichts wie hin! Da seht Ihr wieder ein-
mal: Museen sind spannend, stecken 
voller Geschichten und Märchen. Und 
Bibliotheken sowieso.

Die Bibliothek, in die unser Goldener 
Brief nun kam, war und ist eine be-
rühmte. 40 Jahre lang war ihr Chef ein 
König des Geistes, er hieß Gottfried 
Wilhelm Leibniz. Und der hatte mit 
Keksen rein gar nichts zu tun, aber 
mit vielen genialen Erfindungen. 

Hier wurde der Goldene Brief 
250 Jahre lang gut verwahrt. Dann 
hat ihn ein gelehrter Mann namens 
Jacques Leider entschlüsselt. Und 
seitdem haben ihn viele tausend 
Leute angeschaut. Ihr könnt ihn im 
Internet sehen und mehr darüber 
lesen (http://der-goldene-brief.
gwlb.de/).

Der Verfasser ist Leiter der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Bibliothek in  

Hannover 
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Der Goldene Brief Königs Alaungphaya an Georg II.

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur  
geplanten Zuschussrente

Berlin, den 09.12.2011. Der Deutsche Kul-
turrat, der Spitzenverband der Bundeskulturver-
bände, begrüßt das Ziel der Bundesregierung, 
denjenigen, die ihr Leben lang gearbeitet und 
vorgesorgt, aber dennoch nur eine sehr geringe 
Rente erworben haben, mit der geplanten Zu-
schussrente die Rente auf 850 Euro monatlich 
aufzustocken.

Der Deutsche Kulturrat sieht aber noch Klä-
rungs- und Verbesserungsbedarf und benennt 
im Folgenden einige Aspekte:
Beitrags- oder steuerfinanzierte Leistung. 
Der Deutsche Kulturrat geht davon aus, dass 
es sich bei der Zuschussrente um eine steu-
erfinanzierte Leistung handelt, deren Voraus-
setzung Versicherungs- und Beitragszeiten in 
der Rentenversicherung sind. Er fordert die 
Bundesregierung auf, die Steuerfinanzierung 
der Zuschussrente gesetzlich klarzustellen.
Einkommensanrechnung. Das vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales vorgestellte 
Modell der Zuschussrente sieht für deren 
Berechnung eine Einkommensanrechnung der 
Altersrente sowie privaten Vorsorge vor. Der 
Deutsche Kulturrat appelliert an die Bundes-
regierung, unbürokratische Lösungen für die 
individuelle Berechnung der Zuschussrente 
zu finden. 
Dreisäulenmodell – Betriebsrente. Die Zu-
schussrente baut auf einem Dreisäulenmodell 
aus gesetzlicher Altersrente, betrieblicher Rente 
und zusätzlicher privater Vorsorge auf. Freiberuf-
liche Künstler und Publizisten, die im Rahmen 
des gesetzlichen Sozialversicherungssystems in 
der Künstlersozialversicherung versichert sind, 
können keine betriebliche Rente aufbauen. Auch 

andere im Kulturbereich Tätige arbeiten sehr 
oft in Betrieben, die keine betriebliche Rente 
ermöglichen. Um Missverständnisse zu ver-
meiden, bittet der Deutsche Kulturrat die Bun-
desregierung, klarzustellen, dass entweder eine 
betriebliche oder private Altersvorsorge für den 
Bezug der Zuschussrente vorausgesetzt wird. 
Dreisäulenmodell – Private Vorsorge. Für 
die steuerlich geförderte private Altersvorsorge 
wird seit einigen Jahren geworben. Im Rahmen 
der Zuschussrente soll diese steuerlich geför-
derte private Altersvorsorge aber offenbar eine 
Voraussetzung für den Bezug der Zuschussrente 
werden. Damit entsteht eine neue Qualität an 
Verbindlichkeit für die private Altersvorsorge, 
die somit zu einer Art Pflichtversicherung wer-
den würde. Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Bundesregierung auf, dieses entsprechend 
klarzustellen und zu kommunizieren.
Künstlersozialversicherung. Die Künstlersozi-
alversicherung hat erst im Jahr 1983 ihre Arbeit 
aufgenommen. Freiberufliche Künstler und 
Publizisten, die jetzt das Rentenalter erreichen, 
haben daher Probleme, die geforderten Versi-
cherungsjahre zu erreichen. Der Deutsche Kul-
turrat fordert deshalb die Bundesregierung auf, 
unkomplizierte pauschale Übergangslösungen 
für diese Gruppe zu finden. Der Deutsche 
Kulturrat schlägt vor, in der Übergangsphase 
bis 2023 für Künstler und Publizisten die An-
forderungen auf lediglich 35 Jahre an renten-
rechtlichen Zeiten und 25 Jahre Pflichtbeiträge 
aus Beschäftigung, Kindererziehung oder Pflege 
zu reduzieren.
Berufsmäßig kurz befristet Beschäftigte. 
In einigen Kultur- und Medienberufen ist die 
kurz befristete sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung berufstypisch. Ein Beispiel 
hierfür ist die Film- und Fernsehbranche, in 
der von Redakteuren oder Mitarbeitern einer 
Produktionsgesellschaft abgesehen alle an 
einer Film- oder Fernsehproduktion Beteiligten 
nur kurz befristet sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt sind. Die bisherigen Regelungen der 
Rahmenfrist für den Bezug von Arbeitslosengeld 
I führen dazu, dass die regelmäßig eintretende 
Arbeitslosigkeit in dieser Branche trotz hoher 
Beiträge nicht abgesichert ist. Erschwerend 
kommt hinzu, dass aufgrund des fehlenden 
Bezugs von Arbeitslosengeld I in Zeiten der 
Arbeitslosigkeit keine Versicherungsjahre in der 
Rentenversicherung erworben werden. Dieses 
kann sich negativ auswirken, wenn diejenigen 
mit geringer eigener Altersrente vom Bezug der 
Zuschussrente ausgeschlossen werden, da sie 
zu geringe Versicherungszeiten aufweisen. Der 
Deutsche Kulturrat fordert die Bundesregierung 
auf, hier zügig eine Regelung zu treffen.
Weiter weist der Deutsche Kulturrat darauf hin, 
dass die Situation vieler Solo-Selbständiger 
im Kulturbereich nach wie vor unbefriedigend 
ist. Sie können sich zwar freiwillig in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versichern, ihr 
Einkommen ist aber oft zu gering, um Beiträge 
leisten zu können. Diese Gruppe ist trotz le-
benslanger Erwerbstätigkeit von Altersarmut 
bedroht. Hier steht es an, zeitnah Lösungen 
zu finden. Der Deutsche Kulturrat sieht hierin 
auch kein Partikularinteresse des Kultur- und 
Medienbereichs. Vielmehr zeichnen sich in 
diesen Branchen bereits seit mehreren Jahren 
Entwicklungen bei den Beschäftigungsverhält-
nissen ab, die inzwischen auch andere Bran-
chen betreffen. 
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Kulturstaatsminister Bernd Neumann auf einer Treppe im Bundeskanzleramt 

Kurzer Dienstweg, glückliche Künstler 
Kulturstaatsminister Bernd Neumann zum siebzigsten Geburtstag • Ein Porträt von Andreas Kolb

Weiter auf Seite 27
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Schuldenbremse europaweit: Die 
Euro-Krise zwingt die nationalen Re-
gierungen Europas, ihre Haushalte 
auf den Prüfstand zu stellen. Auch 
in Deutschland sind bittere Ein-
schnitte in beinahe allen Ministerien 
die Folge. Nur ein Etat blieb bisher 
unberührt: der des  Bundeskultur-
staatsministers Bernd Neumann. Im 
Gegenteil, ihm gelang es als bisher 
einzigem Bundeskulturstaatsmi-
nister, seinen Etat mehrfach über 
sechs Jahre Amtszeit hinweg zu er-
höhen. Die jüngste Erfolgsmeldung 
ging am 23. November vergangenen 
Jahres über den Ticker: „Bundes-
tag erhöht Kulturetat. Ungeachtet 
der Finanzkrise hat der Bundestag 
mehr Geld für die Kultur bewilligt. 
Der Haushalt von Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann (CDU) steigt 
im Vergleich zum Vorjahr um 50 
Millionen Euro an, das entspricht 
einem Zuwachs von 5,1 Prozent.“  
Neumann führt in der Pressemittei-
lung weiter aus, die Parteien hätten 
mit dieser Erhöhung unterstrichen, 
„dass Ausgaben für die Kultur keine 
Subventionen, sondern wichtige 
Investitionen in die Zukunft unserer 
Gesellschaft sind.“ 

Was hinter solchen Erfolgsmel-
dungen steckt, verriet Neu-

mann in einem Gespräch mit politik 
und kultur: „Es ist nicht so, als müsste 
ich nur den Wunsch äußern und mein 
Haushalt würde erhöht. Wenn ich 
jetzt eine Erhöhung um 50 Millionen 
durch den Haushaltsausschuss be-
kommen habe, der alle Ausgaben der 
Ministerien kritisch prüft, dann ist 
das kein Zufall, sondern das Ergebnis 
harter, zeitintensiver Überzeugungs-
arbeit. Natürlich kommt mir dabei 
mein politisches Netzwerk zugute, 
aber auch die Tatsache, dass ich als 
erster Kulturstaatsminister auch 
Bundestagsabgeordneter bin.“ 

Das Amt des Kulturstaatsmini-
sters wurde 1998 unter der Regierung 
Gerhard Schröder eingerichtet. In 
dieser Neugründung spiegelte sich 
der politische Wille, auch auf Bun-
desebene kulturelle Verantwortung 
wahrzunehmen. Unter der SPD-
Regierung suchte man mit Kultur-
menschen und Intellektuellen wie 

dem Publizisten und Verleger Michael 
Naumann, dem Philosophen Julian 
Nida-Rümelin sowie der Publizistin 
und Germanistin Christina Weiss eine 
Brücke zu schlagen zwischen der Welt 
der Künste und der Welt der Politik. 

Angela Merkel, die 2005 nach 
ihrer Wahl zur Kanzlerin Bernd Neu-
mann zum Kulturstaatsminister 
ernannte, brach mit dieser Tradition. 
Neumann, inzwischen dienstältester 
Bundeskulturminister, galt manchen 
zunächst gar als Fehlbesetzung: Ein 
Realschullehrer und Politikprofi als 
Nachfolger in diesem Amt, kann das 
gut gehen? Es sieht ganz danach aus: 
Ein Spiegel-Artikel vom Juni 2011 
bringt es auf den Punkt: „Neumann 
ist der einzige Politiker Deutschlands, 
der alle glücklich macht“. Insofern 
war es keine Überraschung, dass sich 
nach der Bundestagswahl  2009 die 
Funktionäre fast aller Kulturverbände 
mit der Bitte an die Bundeskanzlerin 
wandten, diesen Kulturstaatsminister 
doch im Amt zu lassen. 

Während vor allem von Seiten 
der SPD die Forderung nach einem 
eigenen Bundeskulturministerium 
lauter wird, fühlt sich Neumann in 
seiner Sonderrolle als Staatssekretär 
im Bundeskanzleramt sichtlich wohl 
und er begründet das auch:  

„Mit der Frage eines Bundeskul-
turministeriums beschäftige ich mich 
gar nicht. Wie man auch immer das 
Amt strukturierte, man würde den 
Stellenwert nicht erhöhen. Denn ich 
habe bereits jetzt meinen eigenen 
Etat, ich bin völlig eigenverant-
wortlich tätig und gleichberechtigt 
gegenüber anderen Ressorts, gehöre 
dem Kabinett an. Über mir steht wie 
bei allen anderen Ministern nur die 
Regierungschefin. Deshalb sehe ich 
keinen Vorteil darin, „Bundeskul-
turminister“ zu heißen. Das Zweite: 
Nach einer Ernennung zum Bun-
deskulturminister, müsste ich aus 
dem Kanzleramt ausziehen, denn 
die direkte Anbindung an die Bun-
deskanzlerin wäre dann nicht mehr 
gegeben; und damit entfiele auch 
der direkte Draht zu ihr. Das wäre ein 
deutlicher Nachteil.“ 

Neben dem kurzen Dienstweg  
führt Neumann noch einen dritten 
Aspekt dafür an, das Modell  Staats-

minister im Bundeskanzleramt bei-
zubehalten: „Schauen Sie sich doch 
einmal die Konstruktionen in den 
Ländern an, wo die Kultur immer 
mit mehreren anderen Bereichen in 
einem Ministerium zusammenge-
legt ist. Dies wäre ja im Bund nicht 
anders. Die Kultur, zum Beispiel 
zugeordnet zum Ressort Bildung, 
Wissenschaft, Technologie und For-
schung, würde dort marginalisiert. 
Als Kulturstaatsminister konzentriere 
ich mich ausschließlich auf Kultur 
und Medien, auch im Kabinett, und 

muss keinen weiteren Bereich ver-
treten. Das gibt dem Kulturbereich 
viel mehr Gewicht. Ich fühle mich 
deshalb in der jetzigen Konstruktion 
gut aufgehoben.“
Ein Credo, das vom Pragmatismus 
eines Politikprofis geprägt ist und 
das kein Glaubenssatz bleibt, son-
dern durch eine Wirkungsgeschichte 
in zwei Regierungen Merkel seit 
2005 untermauert wird. Wollte man 
die Menschen in die „Streber“ und 
die „Ergreifer“ einteilen, dann ge-
hörte Bernd Neumann definitiv zur 

zweiten Kategorie. Im Laufe seiner 
Karriere strebte der homo politicus 
Neumann nie zielstrebig nach einem 
ganz bestimmten Amt, sondern 
packte da an, wo es Not tat, ergriff 
die politische Initiative dort, wo es 
ihm reizvoll erschien. Er war – so 
scheint es aus heutiger Sicht – stets 
zur rechten Zeit am rechten Ort und 
brachte sich ein, egal ob als Leiter 
eines Studententheaters in Bremen 
(60er-Jahre), als Vorsitzender der bre-
mischen CDU-Bürgerschaftsfraktion 
(1973), als Landesvorsitzender der 
CDU Bremen (1979–2008), als MdB 
(seit 1987), als Vorsitzender des Bun-
desfachausschusses Medienpolitik 
der CDU (1989-1995), als Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Forschung 
und Technologie und als Obmann der 
CDU/CSU-Fraktion im Ausschuss des 
Bundestags für Kultur und Medien. 
Eine Erfolgsstory – eine glückliche 
Geschichte. Neumann selbst sagt: „Im 
Laufe meines Lebens habe ich immer 
wieder neue Herausforderungen an-
genommen. Aber als Staatsminister 
verantwortlich für Kultur auf nati-
onaler Ebene zu sein, damit ist ein 
Traum in Erfüllung gegangen.“ 

Bernd Neumann wurde am 6. Ja-
nuar 1942 geboren und war drei Jahre 
alt, als seine Eltern 1945 mit einem 
Flüchtlingstreck aus Westpreußen 
nach Bergen in die Lüneburger Heide 
kamen, wo sie sich den Lebensunter-
halt zunächst in der Landwirtschaft 
verdienten. Neumanns Vater war 
Schiffsbautechniker auf einer Werft 
in Elbing gewesen und als sich 1953 
die Möglichkeit bot, bei der Bremer 
Vulkan anzufangen, zog die Familie 
in die Hansestadt. Damals war Neu-
mann elf Jahre alt – Bremen blieb 
seine Heimatstadt bis heute, wo er 
sich, wenn es der Terminkalender er-
laubt, jeden Samstagvormittag beim 
Fußballspielen im Freundeskreis des 
SV Werder entspannt.

Aufgrund seiner Vita hat Neumann 
ein sehr persönliches Verhältnis zum 
Thema Erinnerungskultur. Verwandte 
hat er nicht mehr in der alten Heimat 
der Eltern. Seit es durch den Fall des 
Eisernen Vorhangs möglich ist, die 
Heimat der Eltern wieder zu besu-
chen, zieht es ihn immer wieder ins 
ehemalige Westpreußen. „Ich habe 
heute ein enges Verhältnis zum pol-
nischen Kulturminister und bin auch 
auf seine Einladungen hin häufig in 
Polen. Dann mache ich auch gern ei-
nen Abstecher in meine Geburtsstadt 
Elbing und werde dort sehr herzlich 
empfangen. Dies war ja vor 1989 gar 
nicht denkbar. Das berührt mich 
emotional; es ist schön, dass das jetzt 
in einem freien Europa möglich ist.“ 

Die Kultur kam ins Spiel, als die 
Eltern den Elfjährigen dazu anlei-
teten, ein Instrument zu lernen. Die 
Wahl fürs Akkordeon traf Neumann 
selbst und der Erfolg gab ihm Recht. 
Als 16-Jähriger hatte er bereits zehn 
Akkordeonschüler und verdiente sich 
mit fünf Mark pro Unterrichtsstunde 
ein ordentliches Taschengeld. Ge-
meinsam mit einem Schlagzeuger 
und einer Saxophonistin spielte der 
Abiturient jedes Wochenende zum 
Tanz in einer Kapelle. 

Musik war übrigens – für die Mu-
siklobbyisten sicher eine interessante 
Information – das einzige Schulfach, 
in dem der zukünftige Kulturstaats-
minister eine Eins hatte. Eine zweite 
Leidenschaft wurde immer stärker: 
Von seinem Taschengeld leistete sich 
Neumann ein Theaterabonnement 
fürs Bremer Theater. Als er 1963 sein 
Studium an der Pädagogischen Hoch-
schule in Bremen aufnahm, stieß 
der Erstsemester sofort zur Bremer 
Studentenbühne, die Ernst Steinhoff 
und Helmut Heinrich 1961 an der PH 

Digitalisierung: 
Kunst und Kultur 2.0

Welchen Herausforderungen muss sich der 

Kulturbereich mit Blick auf die Digitalisierung 

stellen? Wie sehen die neuen Verbreitungsformen 

von künstlerischen Inhalten aus? Wie gestaltet 

sich europäische und nationale Medienpolitik 

im digitalen Zeitalter? Was bedeutet der 

Vorschlag einer Kulturflatrate? Wie verändert 

sich das wissenschaftliche Publizieren durch die 

Digitalisierung und was wollen Wissenschaftler? 

Was können Verlage in Zeiten der Digitalisierung 

leisten?

Autoren des Buches sind u.a.: Hans-Jürgen Blinn, 
Axel E. Fischer, Dieter Gorny, Ferdinand Melichar, 
Verena Metze-Mangold, Hans-Joachim Otto, 
Doris Pack, Gerhard Pfennig, Bernhard Rohleder, 
Wolfgang Schulz, Alexander Skipis, Imre Török, 
Olaf Zimmermann und Brigitte Zypries

Kulturlandschaft Deutschland: 
Die Provinz lebt 

Künstlerleben:
Zwischen Hype und Havarie

Geht es um Selbstverwirklichung, um Freude, die 

man durch seine Kunst Anderen bereiten will, um 

beides, oder doch um etwas ganz anderes? Was 

müssen sie leisten, um Kunst machen zu können 

und wo liegen die Hürden, die es als Künstler zu 

meistern gilt? Diesen und weiteren Fragen wird 

in dieser Publikation in Form von Interviews, 

Portraits und Beiträgen nachgegangen. 

Autoren, Interviewte und Portraitierte des 
Buches sind u.a.: Matthias Arndt, Daniel 
Barenboim, Norbert Bisky, Paul Böhm, Johannes 
Heisig, Christian Lehnert, Markus Lüpertz, Ingo 
Metzmacher, Christine Nöstlinger, Edgar Reitz, 
Rüdiger Safranski, Michael Schultz, Imre Török, 
Douglas Wolfsperger und Olaf Zimmermann 

Wie ist die Kultur jenseits der 

Metropolen ausgestaltet? Ist Kultur 

im ländlichen Bereich traditionell 

oder gehen gerade von der Kultur 

in der Provinz Impulse aus? Welche 

Anstrengungen werden seitens der 

Kreise unternommen, um die Kultur 

vor Ort weiter zu professionalisieren 

Digitalisierung: Kunst und 
Kultur 2.0
Hg. v. Olaf Zimmermann 
und Theo Geißler. 240 Seiten. 
14,90 Euro + Versand. 
ISBN 978-3-934868-25-0

Bestelladresse: Deutscher Kulturrat, Fax: 030/24 72 12 45
oder: www.kulturrat.de/shop.phpi

Künstlerleben: Zwischen Hype und Havarie 
Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler. 203 
Seiten. 12,90 Euro + Versand. ISBN 978-3-934868-24-3

und um Synergien herzustellen? Vor welchen 

regionalen Herausforderungen stehen die Kreise 

in Sachen Kulturangebot und wie sehen ihre 

Lösungsstrategien aus? 

Autoren des Buches sind u.a.: Ilse Aigner, Susanne 
Bonenkamp, Arnim Brux, Burkhard Clever, Gitta 
Connemann, Horst Conradt, Steffi Cornelius, Gerd 
Dallmann, Max Fuchs, Ulrich Gerstner, Adalbert 
Kienle, Jörn Klimant, Jakob Johannes Koch, 
Johannes Kunze, Bernd Neumann, Barbara Nieß, 
Axel Noack, Martin Salesch, Wolfgang Sannwald, 
Jürgen Schütz, Wolfgang Suttner, Manfred Waßner 
und Olaf Zimmermann

Kulturlandschaft Deutschland: Die Provinz lebt
Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler. 113 
Seiten. 9,90 Euro + Versand. ISBN 978-3-934868-23-6
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Spiel&Bühne 
Fach- und Verbandszeitschrift Bund Deutscher Amateurtheater • Von Andrea Wenger

blätterrauschen

In „Spiel&Bühne“ wird praxis- und 
themenbezogen über das Ama-
teurtheater im Kontext von Kunst, 
Kultur, Politik und Gesellschaft 
berichtet. Das vom Bund Deutscher 
Amateurtheater e.V. (BDAT) heraus-
gegebene Magazin erscheint seit 
1974 und ist die auflagenstärkste 
Fach- und Verbandszeitschrift in 
diesem Bereich im deutschspra-
chigen Raum.

Spiel&Bühne“ erreicht Leser im 
Inland und im deutschsprachigen 

Ausland. Zur Zielgruppe gehören die 
mehr als 2.400 Mitgliedsbühnen des 
BDAT, Politik und Verwaltung auf 
Landes- und Bundesebene, Kultur- 
und Theaterverbände, soziokultu-
relle Zentren, kulturpädagogische 
Einrichtungen, Institutionen, Hoch-
schulen und Behörden sowie Einzel
abonnenten aus der Amateur- und 
Profiszene (Autoren, Regisseure, 
Schauspieler, Pädagogen, Bühnen-
techniker etc.)

Jedes Heft widmet sich einem 
thematischen Schwerpunkt. So 
beleuchtet die Ausgabe 3/2011 
die Geschichte des Amateurthe-

aters. Darunter sind ein allgemei-
ner Rückblick, Einzelporträts von 
Spielstätten sowie die Geschichte 
der Liquidierung einer Bühne in der 
Zeit des Nationalsozialismus. Für 
die aktuelle Ausgabe mit dem Titel 
„Ehrenamt als Chance“ wurde das 
Europäische Jahr des Ehrenamtes 
2011 zum Anlass genommen, die im 
Bundestag vertretenen Parteien zu 
bitten, zu Fragen zum Thema Brei-
tenkultur und Ehrenamt Stellung zu 
nehmen. Auch die Ergebnisse einer 
verbandsinternen Umfrage zum 
ehrenamtlichen Engagement im Be-
reich des Amateurtheaters sind in der 
Dezember-Ausgabe zu finden. Die 
kommende „Spiel&Bühne“ wird sich 
mit dem Thema Professionalität im 
Amateurtheater auseinandersetzen.

Neben dem jeweiligen Schwer-
punkt werden aktuelle Themen aus 
dem Bereich des Amateurtheaters 
aufgenommen, von Projekten be-
richtet und Praxistipps gegeben. 
Meldungen zum Verbandsgesche-
hen sind in einer eigenen Rubrik 
zusammengefasst. In jedem Heft 
hat der Leser die Möglichkeit, einen 
Autor und sein Stück kennen zu 
lernen sowie Stückempfehlungen 
und Literaturtipps zu bekommen. 
Unter der Rubrik „Forum“ finden 
sich Ausschreibungen, Termine und 
weitere Informationen rund um das 
Amateurtheater.

Mit „Spiel&Bühne“ kann sich 
jeder interessierte Leser umfassend 
und aktuell über den Bereich des 
Amateurtheaters informieren.

Die Verfasserin ist Volontärin beim 
Deutschen Kulturrat  

Name: Spiel&Bühne. Fach- und 
Verbandszeitschrift Bund Deutscher 
Amateurtheater e.V.

Herausgeber: Bund Deutscher 
Amateurtheater e.V. (BDAT)
Chefredaktion: Katrin Kellermann

Erscheinen: Vier Ausgaben im Jahr

Auflage: 3.500 Druckauflage / 
Reichweite ca. 25.000 Leserinnen 
und Leser

Inhalt: Positionen und Stellungnah-
men zum Amateurtheater und zur 
Breitenkultur, Berichte und Informati-
onen über nationale und internationa-
le Theaterveranstaltungen, themen-
bezogene Reportagen, Interviews und 
Hintergrundberichte, Stückauszüge 
und Stückempfehlungen, Vorstellung 
von modellhaften und innovativen 
Theaterkonzepten, Praxis-Tipps (z. B. 
Veranstaltungsrecht, Urheberrecht, 
Lichttechnik etc.), Ausschreibungen 
von Festivals und Wettbewerben, Ver-
anstaltungshinweise, Verbands- und 
Fachinformationen.

Themenschwerpunkte 2011
1/2011 Internationales Amateur-
theater; 2/2011 Humor und Komik, 
3/2011 Historische Streiflichter, 
4/2011 Ehrenamt als Chance

Voraussichtl.  
Themenschwerpunkte 2012 
1/2011 Professionalität im Amateur-
theater, 2/2011 Integrative Thea- 
termodelle 

Richtigstellung 

Richtigstellung zu „Blätterrauschen“, 
Ausgabe 06/2011: Der Stellenmarkt 
auf der Internetseite von „Das Or-
chester“ ist für alle User kostenfrei 
zugänglich und nicht, wie versehent-
lich angegeben, nur für Abonnenten 
des Magazins. 

Fortsetzung von Seite 26

„

Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

1979 rief Hortense Anda-Bührle den Concours Géza Anda ins Le-
ben, um den pianistischen Nachwuchs im musikalischen Geiste ih-
res 1976 verstorbenen Mannes gezielt und nachhaltig zu fördern. 
Der Film ist eine Kurzfassung der 45-minütigen Dokumentation von 
nmzMedia im Auftrag der Géza Anda Stiftung. Er portraitiert die 
Gewinner Pietro De Maria, Filippo Gamba, Jinsang Lee und Alexei 
Volodin und zeigt die verschiedenen Wege auf, die sie nach ihrem 
ersten Preis in Zürich eingeschlagen haben.

Das FORUM 2011 richtet seinen Fokus auf Deutschland. Über-
raschenderweise steht am Anfang John Cage. Vier Abende lang 
erklingen im Deutschlandfunk Kammermusiksaal in Köln unter 
anderem die vier Teile des legendären, bislang nur wenige Male 
aufgeführten Klavierwerks „Etudes Australes“. Urheber John Cage 
beanspruchte Mitte der 1970er-Jahre, in diesem Zyklus von Sub-
jektivem ganz frei zu sein. Was sagen seine „Etudes Australes“ 
heutigen Hörern? Pianistin Sabine Liebner präsentiert eine neue 
Lesart der Komposition. 

taktlos #155 – das Musikmagazin auf BR-Klassik 
Falsches Spiel mit neuen Klängen?

„Musikvermittlung“ – dieses ursprünglich mit viel Bildungsbürger-Liebe be-
setzte Transport-Wort ist heftig in die Kritik geraten. Haben hastig ausgebil-
dete Kulturmanager in Theater- und Orchester-Diensten den ursprünglich 
pädagogischen Eros zum billigen Marketinginstrument heruntergewirt-
schaftet? Wird die Autarkie gerade der zeitgenössischen Komposition 
vom bemühten Lehrer-Zeigefinger mangels Kompetenz oder Respekt 

fahrlässig gemeuchelt? Antworten liefert das Musikmagazin 
taktlos von BR-Klassik und der neuen musikzei-

tung, Ausgabe 155 vom November. 
Die Live-Musik steuert 
das Hexagon-Percussion-
Ensemble bei.

Der Concours Géza Anda
Erbe eines Pianisten

Forum Neuer Musik 2011
DLF-Festival für zeitgenössische Musik

gegründet hatten. Sie galt  als Avant-
garde: So wurde „Die Gewehre der 
Frau Carrar“ von Bertolt Brecht dort 
zu einer Zeit gespielt, als dieser Autor 
im Westen noch nicht opportun war. 
Das im Nachhinein wohl bekannteste 
Mitglied dieser Studententruppe war 
Bernd Neumann. Er war mitten in den 
Proben von „Alle gegen Alle“ von Ada-
mov zur Truppe gestoßen und zeigte 
in der Folge nicht nur Spielfreude in 
kleinen und größeren Rollen: Bereits 
1964 übernahm er die Leitung des En-
sembles und führte Regie in Stücken 
von Tardieu, Ionesco und de Obaldia. 
Höhepunkt seiner Regiearbeit war die 
Teilnahme der Bremer Studenten-
bühne bei den 15. Internationalen 
Theaterwochen in Erlangen 1965 
mit dem Stück „Der Stickstoff“ von 
Rene de Obaldia, wo Neumann dem 
damaligen Theaterstudenten Klaus 
Peymann erstmals begegnete. 

Eine entscheidende Begegnung 
des jungen Neumann mit den Küns
ten geht auf seine Schulzeit zurück. 
Am Gerhard-Rohlfs-Gymnasium in 
Vegesack gründete er eine Film AG 
und noch heute steht ihm die die 
Vorführung des Filmklassikers „Wir 
sind alle Mörder“ von André Cayatte 
lebendig vor Augen. „So nahm das 
seinen Lauf“, erinnert sich Neumann, 
„der Film hat mich dann immer 
begleitet, insbesondere als ich in die 
Politik kam. Nach der Wahl 1987 in 
den Bundestag war ich neun Jahre 
Mitglied der Jury zur Vergabe von 
Drehbuchförderung. In der Zeit las 
ich etwa 1.000 Drehbücher und war 
der einzige aus der Politik in diesem 
Gremium. Anschließend gehörte ich 
acht Jahre der Jury zum Deutschen 
Filmpreis an. Damals lernte ich viele 
Filmfreaks, Regisseure, Schauspieler 
usw. kennen.“ So kann man sagen,   
Neumann durchlief immer wieder 
sehr kulturaffine Lebensphasen, 
ohne jemals selbst die künstlerische 
Laufbahn einzuschlagen. Als er 2005 
Kulturstaatsminister wurde, fühlte er 

sich in diesem Amt auf jeden Fall eher 
zuhause, als 1991, dem Jahr, in dem er 
zum ersten Mal im Kabinett Kohl zum 
parlamentarischen Staatssekretär im 
Bereich Forschung und Technologie 
ernannt wurde. 

Danach gefragt, welche Gründe 
zu seiner „unkünstlerischen“ Be-
rufswahl Lehrer führten, antwortet 
Neumann offenherzig: „Nach dem 
Abitur absolvierte ich erst einmal 
den Wehrdienst. Danach schwankte 
ich zwischen einem Schauspiel- oder 
einem pädagogischen Studium. Ich 
entschied mich schließlich für den 
Lehrerberuf. Im Grunde habe ich 
aber die meiste Zeit meines Studiums 
mit der Studentenbühne verbracht. 
Im Übrigen: Mein erstes Interview 
gab ich als Chef der Studentenbüh-
ne Bremen. Die gleichen Journa-
listen traf ich dann acht Jahre später 
zu Interviews wieder, und zwar als 
Fraktionsvorsitzender der CDU in 
der Bremischen Bürgerschaft. In die 
Politik bin ich gewissermaßen reinge-
rutscht und musste schließlich wegen 
Unvereinbarkeit von Exekutive und 
Legislative den Lehrerberuf aufgeben. 
Die Politik ließ mich dann nicht mehr 
los. Ich wurde 1971 Mitglied der Bre-
mischen Bürgerschaft und war von 
1973 bis 1987 Fraktionsvorsitzender. 
Anschließend wurde ich in den Bun-
destag gewählt und bin deshalb nach 
Bonn gegangen.“

Den Eintritt in die CDU führt 
Neumann nicht auf einen Anstoß 
von außen zurück. „Mein Eintritt in 
die CDU war von keinem beeinflusst, 
auch nicht durch das Elternhaus. Im 
Gegenteil – ich habe meine Eltern 
dann später überzeugt, in die CDU 
einzutreten. Mich beeindruckte da-
mals besonders  die Person Konrad 
Adenauers. Für mich als jungen 
Mann, als Abiturient, war das eine 
vorbildliche Persönlichkeit. Über 
meinen Freundeskreis bin ich dann 
mit Leuten aus der Jungen Union 
zusammengekommen; hier wurde 
meine politische Einstellung geprägt 
und gefestigt. Ich fühle ich mich in der 
CDU bis heute zu Hause.“

Eine CDU-Karriere in der SPD-Hoch-
burg Bremen zu verfolgen, ist sicher 
nicht leicht und lässt Rückschlüsse 
auf Neumanns Persönlichkeit zu: 
Oppositionsgeist gehörte mit Sicher-
heit dazu. 

„Das Lehrerkollegium, in das ich 
1966 kam, bestand fast ausschließlich 
aus Kolleginnen und Kollegen, die po-
litisch sozialdemokratisch oder noch 
weiter links orientiert waren. Das hat 
mich ein Stück weit gefordert. Hier 
war Mut nötig, die eigene Haltung zu 
vertreten. In Bremen für die CDU Po-
litik zu machen und dies 14 Jahre als 
Oppositionschef, das war schon eine 
Herausforderung. Da hab ich auch 
gelernt, Widerstände zu überwinden. 
Anpassung gehört nicht zu meinen 
Eigenschaften.“

Wie bleibt man „Weltmeister in 
Haushaltserhöhungen“ in einer Zeit, 
in der die Grenzen des Wachstums 
sich sowohl in der Ökonomie als 
auch in der Ökologie dramatisch ab-
zeichnen?  Die Thesen von den Gren-
zen des Wachstums will Neumann 
jedenfalls so pauschal nicht teilen: 
„Die Überlegung, nachhaltiger und 
ökonomischer mit den Ressourcen 
umzugehen, ist sicher richtig. Für 
die Kultur aber gilt: Gerade wenn die 
wirtschaftlichen und ökonomischen 
Bedingungen sich verengen, ist die 
Kultur besonders gefordert. Trotz 
Krise, oder besser: Gerade wegen der 
Krise haben wir  2009 im Rahmen des 
Konjunkturpakets II ein 100 Millio-
nen-Investitionsprogramm für den 
Kulturbereich aufgelegt, aus dem wir 
beispielsweise das Haus der Berliner 
Festspiele mit 15 Millionen, den 
Berliner Martin-Gropius-Bau mit 11 
Millionen Euro sowie viele weitere 
Kulturinstitutionen in Deutschland 
sanieren konnten. In Zeiten der 
Wirtschafts- und Finanzkrise kann 
die Antwort nicht lauten, in den Kul-
turhaushalten zu streichen. Sie muss 
lauten: Die Kultur verstärkt fördern 
– als Investition in die Zukunft!“

Der Verfasser ist Redakteur von 
politik und kultur 
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Kurz-Schluss
Wie ich einmal als privater Politik-Berater schuldlos zu versagen scheine

Theo Geißler, Herausgeber von  
politik und kultur und Moderator von 
„taktlos“                                   

Karikatur: Dieko Müller
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Diese Christian-Wulff-Katastro-
phe hat wirklich eine längere 

Vorgeschichte. Schuld ist er selbst, 
oder sein blondes (?) Gift namens 
Bettina. Ich habe jedenfalls alles 
mir Mögliche getan, um die Würde 
und die Glaubwürdigkeit unseres 
dem  Kaspar Hauser doch ähnlichen 
Staatsoberhauptes zu wahren. Des-
halb folgende Ausholung:

Sich als professioneller und des-
halb glaubwürdiger Desinformator, als 
hanebüchener Nachrichtenfälscher 
und darum umso beliebterer Journa-
list sein Brot zu verdienen, wird immer 
härter. Etwas satt von der seit einigen 
Jahren zäh fließenden Staatsknete aus 
dem „Förderkreis Schäuble“ vergaß 
ich, wie schnell man in Ungnade gerät. 
Konnte ich wissen, dass Bundesver-
kehrsminister Peter Ramsauer (siehe 
puk 6/11) unserem anschlagsbedingt 
steuerbegünstigten Ehren-Rolli Wolf-
gang von Anfang an suspekt war?

Nicht nur, weil ich es schon ge-
wohnt bin, dass mir die Weihnachts-
gratifikation jedweden Ministeriums, 
dem zu dienen ich die Ehre hatte, 
gestrichen wurde, nein –  einfach weil 
ich wie ein Aktienspekulant mein Le-
bensrisiko auf mehrere Claims zu ver-
teilen mir angewöhnte, betreibe ich, 
quasi freiberuflich, mehrere Jobs. Mit 
meinem V-Mann-Hintergrund bin ich 
als Info-Fabulierer und Personality-
Modelling-Constructor auch privat 
gut im Geschäft. 

Dabei kommt es mir – nur die 
Knete zählt  – auf Rang und Namen 
gar nicht an. Das sehe ich voll demo-
kratisch. So habe ich beispielsweise 
versucht, für eine nette fünfstellige 
Summe dem von Ministerpräsident 
Horst Seehofer in die Wüste ge-
schickten ehemaligen bayerischen 
Kultusminister Thomas Goppel, 
dem Präsidenten des Bayerischen 
Landesmusikrates also, gegen seine 
selbstempfundene, ungerechte Be-
deutungslosigkeit ein Mittel finden 
zu helfen. „Ab in die Weltpolitik“ – riet 
ich ihm. „Schreib den Text zur Afgha-
nischen Nationalhymne, die haben 
noch keine“.  Eine einfache, wirklich 
wirkungsvolle Aufgabe, deren Ergeb-
nis auch gern von RTL 2 gesendet 
worden wäre. Was kam? „Gott mit Dir, 

Du Land des Islams, dank deutscher 
Gelder, Wieder-Aufbau“. 

Zum traurigen Ignoranten-Kot-
zen. Man hätte viel draus machen 
können. Mit leicht verändertem Text 
(„Stammestreu und wadelneu“) hatte 
der Landesmusikrat Bayern das Opus 
bei YouTube ins Internet gestellt: 
Als „Marsch der Bayern“. Geil. Die 
Vier-Vierteltakt-Komposition lieferte 
geschmeidig ein C-4-Professor der 
Münchner Musikhochschule namens 
Josef Zilch. Leider wurde das Opus – 
wegen auffälliger klanglicher Nähe 
zum „Baden-Weiler-Marsch“ wieder 
aus dem Netz entfernt. (Nur zehn 
Prozent „Erfolgshonorar“ für mich).

Da war der Gutti-Auftritt vor dem 
Europäischen Parlament schon ein 
anderes Kaliber. Bitte: Wer ist besser 
geeignet – all die verlogenen Moral-
Invektiven der demenzkranken Edel-
journaille beiseitegeschoben – als 
KT, für die Freiheit des Internets zu 
sorgen? Ich habe ein kleines, dank 
Vanille-Vaseline gut geschmiertes 
Téte-a-Téte mit der zuständigen EU-
Kommissarin Neelie Kroes arrangiert. 
Zweihunderttausend Euro. Seither 
sucht sie keine Heiligen mehr, son-
dern Kompetenzträger, wie Karl Theo
dor zu Guttenberg. „Every Copy is a 
Hit, created content smells like shit“ 
– lautet zukünftig der Wahlspruch des 
Gremiums.

Warum ich all das berichte:  Weil mich 
diese „Christian Wulff & Bettina“-
Kiste total nervt. Da tut man das 
Allerbeste, um einen farbarmen 
Menschen in die Herzen der Bun-
desbürger zu implementieren. (Siehe 
Goppel oder Guttenberg – eben auch 
geschändete Opfer fehlgeleiteter 
„Pressefreiheit“). Dank einer großzü-
gigen Spende eines uneigennützigen 
Sponsors namens Egon Geerkes 
konnte ich im Opinion-Leader-Organ 
„BUNTE“ Titelbild (mit eingeluptem 
Knuddel-Foto, BUNTE, Ausgabe 
49) und fünf Seiten Home-Story für 
unseren Bundespräsidenten günstig 
erwerben: Lasche fünf Millionen an 
Burda bei zehn Prozent für mich. 
Es war so gelungen: Trotz angeb-
lich strengen Mundgeruchs küsste 
die blonde Bettina ihren Christian 
offensichtlich nahezu spontan. Ein 
Präsident zum ehrlichen Speichel-
Tauschen. Was wollen wir Deutschen 
mehr an sauberem Verhalten? Und 
die Bildtexte – natürlich alle von mir: 
„99 Luftballons sang Nena – und un-
ser Präsidentenpaar rockte auf der 
Tanzfläche“ – „Zärtlich legte Christian 
Wulf seinen rechten Arm um ihre 
(Anm.d. Red.: Bettinas) Taille. Innige 
Vertrautheit. Bettina schaut ihrem 
Mann tief in die Augen. Sexy und keck 
sucht Bettina Wulff seine Nähe. Was 
für ein Paar – schwärmten die Gäste 
des Bundes-Presseballes“ (Kosten 
auch fünf Millionen – und ich war 
nicht mal eingeladen).

Dennoch: Ich bitte Sie: Wen wol-
len wir Deutschen lieber als Bundes-
präsidenten denn einen fotogenen 
zärtlichen Po-Streichler, einen teuer 
angezogenen Dandy, einen samtenen 
Augenblickler? 

Und all diese aufwendig gewon-
nenen Werte werden zerstört durch 
eine destruktive Sensations-Journail-
le, die sich nicht entblödet, wegen 
fünfhunderttausend Euro Kredit 
einen deutschen Bundespräsidenten 
zu schlachten. Ekelhaft, und gut, dass 
ich embedded bin. Der blöde Köhler 
ist seinerzeit doch wegen irgendeiner 
Ehrpusseligkeit zurückgetreten – er 
hat mich halt nicht gefragt…

Theo Geißler 
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Laurent Quint: Made in Germany

Zu den Bildern
Die Bilder des Dossiers, die von unterschied-
lichen Bildautoren stammen, wurden uns 
freundlicherweise von der zenith-Redaktion 
zur Verfügung gestellt. Die Fotos zeigen dabei 
nur einen Teil der Einsendungen, die in die en-
gere Auswahl des zenith-Fotopreises kamen.  
Die Gewinner des zenith-Fotopreises, der von 
dem Magazin zenith und der Stiftung Mercator 
ausgelobt wurde, werden Anfang Januar 2012 
bekannt gegeben. Die Wettbewerbsaufgabe 
bestand darin, Bilder einzureichen, die musli-
misches Leben in Deutschland auf eine freie, 
ergebnisoffene, kritische und zur Neugierde 
anregende Art und Weise zeigen und doku-
mentieren. 

Infos unter www.zenithonline.de

Muslim, deutsch und aktiv 
Muslimische Jugendkulturen in Deutschland / Von Götz Nordbruch
„Religiosität ist mir wichtig, aber sie ist 
nicht alles”, erklärt Melih Kesmen. Genauso 
wichtig wie sein Glaube sind ihm sein Beruf, 
seine Herkunft aus dem Ruhrgebiet und sei-
ne türkische Identität. Die Art, wie Kesmen 
den Islam lebt, spiegelt seine Erfahrungen 
im Einwanderungsland Deutschland wider. 
Mit der Türkei, dem Herkunftsland seiner 
Eltern, hat seine Religiosität nur noch am 
Rande zu tun. 

Kesmen steht für eine Generation deutscher 
Muslime, für die alte Gewissheiten immer 

weniger Bestand haben. Für den Gründer und 
Designer des Modelabels „Styleislam“, das sich 
auf islamische Lifestyle-Produkte spezialisiert hat, 
ist seine Religiosität auch eine Reaktion auf seine 
Umwelt. Wie ein Punk reagiere er mit seiner Art, 
den Glauben zu leben, auf die „Missverständnis-
se und Zerrbilder“, die in der Öffentlichkeit über 
den Islam bestehen. 
Der Islam ist mit diesen Jugendlichen in Deutsch-
land angekommen. Schließlich zeigt sich im 
Alltag junger Muslime immer stärker der Einfluss 
der Sozialisation in der deutschen Gesellschaft. 
Zwar identifiziert sich eine große Zahl junger 
Muslime immer noch mit den Herkunftsländern 
der Eltern. Und auch weiterhin spielen Religion 
und ethnische Identität für die lebensweltlichen 
Erfahrungen und Orientierungen von jungen 
Muslimen eine prägende Rolle. Dennoch ist 
es gerade auch in der Begegnung und Ausei-
nandersetzung mit der deutschen Gesellschaft 
von großer Bedeutung, dass junge Muslime ihr 
Selbstverständnis entwickeln. 
Verschiedene Studien, die in den vergangenen 
Jahren durchgeführt wurden, bestätigen die 
Bedeutung, die der Religion im Alltag junger 
Muslime zukommt. Dabei ist das Bild keineswegs 
einheitlich. So beschrieben sich in einer 2007 ver-
öffentlichten Studie 87,2 Prozent der befragten 
muslimischen Schüler als gläubig. Diese religiöse 
Selbstwahrnehmung ist allerdings nicht gleich-
bedeutend mit einer konsequenten Einhaltung 
islamischer Praktiken. 35,8 Prozent der Befragten 
erklärten, sie würden nie oder nur ein paar Mal 
im Jahr beten; 46,9 Prozent gaben an, nie oder 
nur ein paar Mal im Jahr eine Moschee oder ein 
Gebetshaus aufzusuchen. 
Ein wichtiges Ergebnis der Studien, die in den 
vergangenen Jahren unter Muslimen durchge-
führt wurden, besteht auch in der Bedeutung von 
Diskriminierungserfahrungen, die Jugendliche 
im Alltag machen. So gaben in einer Studie 80 
Prozent der befragten jungen Muslime an, in den 
vergangenen zwölf Monaten persönlich mit Aus-

grenzung oder Abwertung der eigenen Person 
konfrontiert worden zu sein. Knapp 27 Prozent 
der Befragten beschrieben diese Erfahrungen 
als schwere oder sehr schwere Form der Dis-
kriminierung. Diese Ergebnisse decken sich mit 
der Einschätzung vieler Muslime, die Mehrheits-
bevölkerung stehe den Muslimen überwiegend 
ablehnend gegenüber. 
Das Modelabel „Styleislam“ bringt diese Mi-
schung von Erfahrungen und Orientierungen bei-
spielhaft zum Ausdruck. In der Selbstdarstellung 
heißt es: „Die Skizzen, Motive und Slogans auf 
unseren Produkten sind nicht nur funky, sondern 
haben auch Inhalt. Wir kommunizieren den Islam 
in der Sprache der Jugend, ohne dabei unsere 
Werte zu verlieren. Checkt unsere Produkte 
und zeigt, wer wir sind. ‚Styleislam – go spread 
the word.‘“ Die Slogans, die man sich hier auf 
T-Shirts und Kapuzenpullover drucken lassen 
kann, reichen von „I love my prophet” bis hin zu 
„Go Halal”. Das selbstbewusste Bekenntnis zum 
Islam und zur Gemeinschaft der Muslime steht 
dabei im Mittelpunkt. „Ummah – be part of it” 
lautet ein Slogan, der mit der Zugehörigkeit zur 
weltweiten Gemeinschaft des Islams wirbt. 
Junge Muslime interessieren sich aber nicht 
nur für Fragen des Islams und der islamischen 
Gemeinschaft. In den vergangenen Jahren ist 
zudem ein verstärktes Interesse an ehrenamtli-
chem und gesellschaftspolitischem Engagement 
zu beobachten. Das Projekt „Öko-Muslime“ der 
Muslimischen Jugend in Deutschland (MJD) 
ist ein Beispiel dafür, wie ein wichtiges gesell-
schaftliches Thema aufgegriffen und in bürger-
schaftliches Engagement umgeleitet wird. In dem 
Projekt geht es darum, das Umweltbewusstsein 
unter Muslimen zu stärken. In den vergangenen 
Jahren sind zahlreiche Initiativen entstanden, in 
denen junge Muslime auf diese Weise ihr Selbst-
verständnis als deutsche Muslime zum Ausdruck 

bringen. Vereine wie die MJD, die Lichtjugend 
oder die Lifemakers, die mit ihren Sommerfrei-
zeiten, Lokalgruppen und Internet-Angeboten 
auf die Interessen von Jugendlichen ausgerichtet 
sind, haben mittlerweile starken Zulauf. 
Auch hier spielt die Stärkung der islamischen 
Identität in Deutschland eine wichtige Rolle. 
„Es ist schwer, als junger Muslim seine Religion 
richtig kennen zu lernen”, heißt es beispielsweise 
in einer Selbstdarstellung der MJD. Ihr geht es 
daher darum, „den jungen Muslimen bewusst 
zu machen, wie wichtig der Wissenserwerb 
im Islam ist. In der lokalen Arbeit und bei den 
Kursen erhalten die Jugendlichen Grundlagen-
wissen. […] Statt „rumzuhängen“ können die 
Jugendlichen ihre Religion kennen lernen und 
praktizieren, Aktivitäten planen und organisieren 
und in der Gemeinschaft mit anderen muslimi-
schen Jugendlichen viel Spaß haben.“ In dieser 
Orientierung besteht ein wichtiger Bruch mit der 
Jugendarbeit der großen islamischen Verbände. 
Im Mittelpunkt steht hier nicht mehr der Bezug 
zu den Herkunftsländern der Eltern, sondern die 
Einbindung in die deutsche Gesellschaft. Dies 
spiegelt sich beispielsweise in Veranstaltungen, in 
denen der Austausch mit christlichen Trägern, der 
Polizei oder anderen nichtmuslimischen Akteuren 
der Zivilgesellschaft gesucht wird. 
Dieses Engagement ist nicht gleichbedeutend mit 
einem Aufweichen religiöser Werte und Über-
zeugungen. Vereine wie die MJD stehen für sehr 
konservative religiöse Vorstellungen, die biswei-
len auch in Vorbehalten gegenüber gemischtge-
schlechtlichen Veranstaltungen und vermeintlich 
unislamischem Verhalten zum Ausdruck kommen. 
In diesem Selbstverständnis zeigt sich ein deut-
licher Unterschied zu salafistischen Spektren, 
die in den vergangenen Jahren verstärkt um 
junge Muslime werben. Seit 2005 entstanden 
in Deutschland zahlreiche Netzwerke um sala-

fistische Prediger, die sich der Da’wa, der Mis-
sionsarbeit unter Muslimen und Nichtmuslimen, 
verschrieben haben. Mit ihren wortgetreuen 
Lehren versprechen charismatische Prediger wie 
Pierre Vogel oder Ibrahim Abou Nagie gerade 
Jugendlichen Halt und Orientierung. Biographi-
sche Konflikte und jugendliche Unsicherheiten 
werden hier mit rigiden Glaubenssätzen und 
dem Angebot einer verbindlichen Gemeinschaft 
der Muslime beantwortet. Dabei setzen sie auch 
auf die street credibility ihrer Fürsprecher. So 
bemühen sich salafistische Initiativen in der jün-
geren Vergangenheit vermehrt, mit ehemaligen 
Rappern, die sich einer salafistischen Strömung 
angeschlossen haben, um neue Anhänger zu 
werben. Die Bekehrung dieser bad boys zu 
gottesfürchtigen Muslimen steht für einen ver-
meintlichen Ausweg aus der Perspektivlosigkeit 
vieler junger Muslime. 
Junge Muslime sind wie Nichtmuslime auf der 
Suche nach Identität, Gemeinschaft und Orien-
tierung. Ihre Erfahrungen in der Mehrheitsgesell-
schaft spielen dabei eine immer wichtigere Rolle. 
Gerade junge Muslime sehen im Bekenntnis zum 
Islam und in der Zugehörigkeit zur deutschen 
Gesellschaft immer weniger einen Widerspruch. 
Eine Einbürgerung des Islams ist insofern nicht 
gleichbedeutend mit einem Zurückdrängen des 
Islams in den privaten Raum. Als deutsche Staats-
bürger bemühen sich junge Muslime zunehmend, 
ihre Interessen auch in die hiesige Gesellschaft 
einzubringen. 

Der Verfasser ist Islamwissenschaftler 
und Assistant Professor an der Süd-
dänischen Universität in Odense. Er ist 
Mitarbeiter des Berliner Vereins ufuq.de 
– Jugendkultur, Medien und politische 
Bildung in der Einwanderungsgesell-
schaft 
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Sibylle Baier: Neo-Muslima

Erziehung zwischen den Kulturen  
Wertewelten muslimischer Jugendlicher im Klassenzimmer / Von Nadjib Sadikou 
Niemand dürfte daran zweifeln, dass unse-
re gegenwärtige Gesellschaft eine Schau-
bühne von diversen Lebensentwürfen und 
Wertewelten ist. Die immer wachsenden 
Migrationsströme, die globalisierten Fi-
nanz- und Warenmärkte und nicht zuletzt 
die transnationalen Informationsflüsse 
beziehungsweise Medienstrukturen haben 
dazu geführt, dass einerseits die Grenzen 
zwischen dem „Eigenen“ und dem „Frem-
den“ zusehends verwischen und das Inei-
nanderfließen verschiedener kultureller 
Codes und Scripts andererseits ansteigt. 
Die Debatten um „Trans-Konzepte“ und 
das Stichwort „Postmoderne“ lassen eine 
Gesellschaftsdiagnose erschließen, die auf 
Prozesse zunehmender kultureller Hetero-
genität, aber auch Kategorien der Vermi-
schung von Denk- und Handlungsmustern 
hinweist.

Dieses heterogene Gesellschaftsbild zeigt sich 
prototypisch in der Erziehung beziehungs-

weise (Selbst-) Bildung muslimischer Jugendli-
cher: Sie sind nicht nur von der Bildungsinstanz 
ihrer jeweiligen Familie mit deren entsprechen-
den Werten geprägt, sondern nehmen die von 
außen an sie herangetragenen „symbolischen 
Anrufungen“ (Louis Althusser) an und werden 
somit zu einem Kompositum formiert und forma-
tiert. Ihre Erziehung verläuft daher nicht mono-
kulturell, sondern erfolgt zwischen den christlich 
orientierten Werten der Schule und den islamisch 
geprägten Riten des Elternhauses. Sich zwischen 
schulischen Anforderungen und familiären 
Gepflogenheiten zu bewegen, bedeutet daher 
für diese muslimischen (aber auch für andere 
nichtchristliche) Jugendlichen ein Sammeln von 
diversen Welten und Werten, das ihnen erlaubt, 
sich die im Klassenzimmer vermittelten Werte 
mit einer „doppelblickenden“ Wahrnehmung 
anzueignen und kraft dessen die radikale Logik 
des „Entweder-Oder“ zu Gunsten einer aus- und 
verhandlungsfördernden Haltung abzulegen. 

Die Macht der flexiblen Werteaus-
handlung 

Das Aufwachsen zwischen verschiedenen Kul-
turen und Religionen sollte bei muslimischen 
Jugendlichen in Deutschland keineswegs zu 
einer Tragödie werden. Die Begegnung und 
Auseinandersetzung mit andersreligiösen 
Werten sollte vielmehr zu einer Entfaltung des 
Selbstverständnisses und der religiösen Flexi-
bilität in der Zivilgesellschaft und speziell im 
Klassenzimmer beitragen. In diesem kleinen 
pädagogischen Raum, wo die Schülerschaft 
verschiedene kulturelle Hintergründe aufweist, 
müssen die meisten muslimischen Jugendlichen 
in Deutschland, vor allem wenn sie nicht über 
den Kreißsaal zugewandert sind, den Spagat 
zwischen den verschiedenen Wertevorstellun-
gen der Familie und der Schule bewältigen: In 
vielen muslimischen Familien werden Werte wie 
Zusammengehörigkeit, Ehrenhaftigkeit und Loya-
lität vermittelt, während in der Schule der Fokus 
vielmehr auf dem Individualismus liegt. Dies stellt 
dennoch in Anbetracht der jugendlichen Trends 
beziehungsweise Entwicklungen der letzten Jahre 
keine Problematik mehr da. Die verschiedenen 
Labels und Slogans wie zum Beispiel „Türkisch 
und Deutsch!“, „Muslimisch-Weiblich-Deutsch!“ 
oder „Pop-Islam“ und „Styleislam“ deuten unver-
kennbar auf das Engagement vieler muslimischer 
Jugendlicher, ihre „plurale Identität“ (Amartya 
Sen) kund zu tun, indem sie mit allen Mitteln ihre 
aufgeklärte Religiosität zu kontextualisieren ver-
suchen und den interkulturellen beziehungsweise 
interreligiösen Dialog auf eine originelle Art 
gestalten. Auf der Homepage der Muslimischen 
Jugend in Deutschland (MJD) lässt sich lesen, 
dass das Hauptanliegen darin bestünde, den 
Dialog zwischen verschiedenen Religionen, Na-
tionalitäten und Kulturen zu vertiefen. Ähnliche 
gesellschaftsreligiöse Einstellung ist dem Projekt 
„Junge Islam Konferenz – Berlin 2011“ inhärent, 
das Schülern und Studenten relevantes wie 
übergreifendes Hintergrundwissen zu den The-
menbereichen Verhandlungsinteraktion sowie 
zur sozialen und politischen Lage von Muslimen 
vermitteln will. 
Das Verbot einer Radikalität beziehungsweise das 
Gebot einer Flexibilität, das dem Engagement 
vieler muslimischer Jugendlicher in Deutschland 
zugrunde liegt, lässt sich in der islamischen 
Bildungsphilosophie der ersten abassidischen 
Bildungseinrichtung Baitul-Hikma im Bagdad 

des beginnenden 9. Jahrhunderts n. Chr. zurück-
verfolgen, in der Erziehung als individuelle und 
zugleich gesamtgesellschaftliche Verantwortung 
wahrgenommen wurde. (Vgl. Harry Harun Behr 
„Mein Gott – Dein Gott“). Der Koran selbst ver-
pflichtet im Vers 13 der 49. Sure zu dieser Flexibi-
lität wie folgt: „O ihr Menschen, wir haben euch 
von einem Mann und einem Weib erschaffen 
und euch in Völker und Stämme eingeteilt, damit 
ihr liebevoll einander kennen mögt…“. In dieser 
Passage ist zweierlei festzuhalten: (1) Es geht 
hier nicht um eine Trennung zwischen Christen, 
Muslimen, Juden usw., sondern vor allen Dingen 
um „Menschen“, unabhängig von kultureller und 
religiöser Zugehörigkeit. (2) Das genannte „Ken-
nenlernen“, das eine permanente Aushandlung 
impliziert, muss nicht an der Oberfläche bleiben. 
Man sollte eher zu einem Punkt kommen, wo der 
Angehörige einer Religion A nicht die Anhänger 
der Religion B als ungläubig abqualifiziert, son-
dern mit ihnen in einen Dialog tritt. Das arabische 
Verb „Ta anrafa“ ist hier nicht mit „An rafa“ zu 
verwechseln, denn Letzteres bedeutet lediglich 
„kennen“. Das Präfix „Ta“ (ت), in „Ta anrafa“ kann 
als Synonym für „zwischen“ oder „mit“ übersetzt 
werden. Ich würde sogar hier behaupten, dass es 
um eine gebührende Anerkennung von anderen 
Religionen und deren Werte geht. Es handelt sich 
hier daher nicht um eine passive Toleranz, nicht 
um ein Feigenblatt, hinter dem sich moralische 
Indifferenz und intellektuelle Schwäche à la Thilo 
Sarazzin verbergen. Es geht vielmehr – wie man 
bei vielen muslimischen Jugendlichen im Klas-
senzimmer beobachten kann – um eine „Kunst 
der Verschränkung“ von Werten. Ich meine damit 
eine Haltung beziehungsweise eine mentale 
Disposition, die sehr reich an Überschneidungen 
und Wechselwirkungen, an Zusammenhängen 
und Aushandlungen ist. Im Manuskript einer 
Rundfunksendung in SWR 2 am 24. April 2005 
über „Daheim in der Fremde“ bringt der aus 
dem Iran stammende und in Deutschland auf-
gewachsene Schriftsteller Navid Kermani diese 
Kunst der Verschränkung und Aushandlung von 
Wertewelten wie folgt zum Ausdruck: „[…] Zum 
Beispiel sieze ich meine Eltern auf Persisch, was 
im Deutschen nicht mehr möglich ist, ohne sich 
lächerlich zu machen. Also versuchte ich schon 
damals zu vermeiden, meine Eltern auf Deutsch 
anzusprechen. […] Ich suchte andere, indirekte 
Formulierungen, denn andernfalls hätte ich sie 
duzen müssen, und das wäre mir unangenehm 
gewesen.“ Aufgrund der beschriebenen trans-
religiösen und -kulturellen Ressourcen vieler 
muslimischer Jugendlicher muss der Diskurs über 
Werte mit ihnen neu gestaltet werden. 

Wertediskurs mit muslimischen 
Jugendlichen im Klassenzimmer

Das oben dargestellte Engagement vieler mus-
limischer Jugendlicher, ihre Religion und ihre 
jeweiligen Kulturen in Deutschland einzubürgern, 
ohne sie zurückzudrängen, dürfte ein unverkenn-
bares Signal sein für eine Korrektur beziehungs-

weise eine neue Haltung von Lehrkräften im 
Klassenzimmer. Bei muslimischen Jugendlichen, 
die ein interkulturell und -religiös verwobenes 
Leben führen, muss jede Thematisierung von 
Werten nicht zu undifferenzierten Schlüssen 
führen, zumal es manche kulturelle Elemente 
gibt, die mit der Religiosität dieser Jugendlichen 
mitschwingen. Lehrkräfte dürfen hier nicht zu 
einer „undifferenzierten Reaktion“ (Tzvetan 
Todorov, „Die Angst vor den Barbaren“) greifen, 
sondern müssen im Klassenzimmer eine sachli-
che Diskussion gestalten, die auf der Suche nach 

Ähnlichkeiten und gegenseitiger Akzeptanz von 
Differenzen gründet. Nur auf diesem Weg kann 
die selbstverständliche Konfluenz von Werten 
wahrgenommen und das Klassenzimmer als eine 
Plattform der Erziehung zwischen den Kulturen 
und Religionen erfolgreich genutzt werden. 

Der Verfasser ist wissenschaftlicher Mit-
arbeiter im Forschungs- und Koopera-
tionsprojekt „Wertewelten“ und Dozent 
am Deutschen Seminar der Universität 
Tübingen 

Muslime als gewalttätige Machos?
Zum Zusammenhang von Geschlecht, Gewalt und Religion / Von Haci Halih Uslucan

Weiter auf Seite 3

Der öffentliche Diskurs um muslimische 
Jugendliche ist nach wie vor von Klischee-
bildern durchzogen, gleichwohl hierzu in 
den letzten Jahrzehnten eine substantielle 
empirische Forschung existiert. 

Geht es um die Mädchen, werden Mitleids- 
und Beschützeraffekte aktiviert und gefragt, 

wie man diese „armen und unterdrückten Wesen“ 
von ihren „barbarischen Vätern und Brüdern“ 
befreien kann. Der Diskurs über Jungen dagegen 
ist vielfach von Empörung und Skandalisierung 
begleitet: „jung, brutal, muslimisch“, manchmal 
auch noch „leistungsunwillig“ und „verloren“. 
Zwar wird intensiv thematisiert, welche Probleme 
diese Jugendlichen uns, der Mehrheitsgesell-
schaft, machen, doch dass diese in ihrem Leben 
auch Probleme haben, wird kaum zur Kenntnis 
genommen. Die ethnisierende Macht der „Ne-
gativklischees“, wie Michael Tunç das präzise 
herausarbeitet, produziert dabei „systematische 
blinde Flecken“ und verdeckt oder ignoriert an-
dere, aber genauso relevante lebensweltliche 
Themen (Tunç, Männlichkeiten in der Migrations-
gesellschaft, 2010). Denn denkbar ist auch, dass 

ein offensives, selbstbewusstes und forderndes 
Auftreten von jungen Muslimen ein Zeichen dar-
stellt, dass dieses Land nun auch zu ihrer Heimat 
geworden ist, sie bestimmte Gleichheitsgrund-
sätze verinnerlicht haben und Rechte fordern, 
die lange das Privileg der Einheimischen waren. 
Damit fallen sie aber als „Aufmuckende“ auf. 
Verlässt man aber diesen normativ zurichtenden 
Blick, so ist erst einmal zu konstatieren, dass die 
Jugend stets einen Schwellenzustand und eine 
gefährdete Übergangsphase darstellt, unabhän-
gig von religiöser Ordnung und Zugehörigkeit. 
Denn die Jugend – als ein Transitorium – ist eine 
Phase intensiver Sinnkonstruktionen, die die 
Individuen vor besondere Anforderungen stellt. 
Zugleich ist sie eine Zeit physischer (Pubertät) und 
psychischer Umbrüche (aktive Identitätsentwick-
lung), in denen alle Jugendliche gehäuft Norm-
abweichung, Rebellion und impulsives Verhalten 
zeigen. Die dabei sich entwickelnden Bilder von 
Männlichkeit und Weiblichkeit beziehungsweise 
geschlechtsspezifischer Sozialisationsmuster 
sind zum einen sowohl auf herkunftskulturelle 
Vorgaben zurückzuführen, werden auf der an-
deren Seite jedoch auch von sozialstrukturellen 

Merkmalen sowie Einflüssen der Aufnahmege-
sellschaft, so etwa Akzeptanz in der Peergroup 
etc., auf komplexe Weise moderiert (Huxel, 
Männlichkeit kontextualisieren, 2008).
Die Engführung von Religion (Islam) und der Ge-
waltbelastung ist aus empirisch-psychologischer 
Sicht kaum haltbar; denn die Forschungen zur 
Entwicklung Jugendlicher weisen zum einen 
das Geschlecht und zum anderen das Alter 
(beziehungsweise das Erstauffälligkeitsalter) 
sowie die frühe Gewalterfahrung im Elternhaus 
als die stärksten Prädiktoren für die Entwicklung 
und Aufrechterhaltung von devianten Verhal-
tensweisen aus; nicht aber – entgegen allen 
Kulturalisierungen – die religiös-kulturellen 
Aufwachsensmuster. 
Was heißt das? So legen zum Beispiel die Aus-
wertung eines 40-jährigen Kriminalitätstrends 
in England zwischen den Geschlechtern sehr 
klar dar, dass zum einen eine dramatische Ver-
schiebung von einem 11:1 Verhältnis im Jahre 
1957 zu einem 4:1 Verhältnis im Jahre 1995 
stattgefunden hat, es also auf der einen Seite 
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eine leichte Angleichung der Geschlechter gibt, 
aber dennoch die überwältigende Mehrheit 
männlichen Geschlechts ist (Rutter, Antisocial 
Behavior by Young People, 1998). Auch Studien 
in Deutschland berichten weitestgehend von 
einem 4:1 Verhältnis.
Darüber hinaus ist das Alter, ab dem eine krimi-
nelle Tat begangen wird („age of onset of antiso-
cial behavior“), ein relativ zuverlässiger Hinweis 
für eine spätere kriminelle Belastung. Ein früher 
Beginn geht mit einer erhöhten Gewalt- und De-
linquenzrate einher. Nicht zuletzt sind Personen, 
die im Elternhaus Gewalt erfahren, stärker der 
Gefahr ausgesetzt, später auch selbst gewalttätig 
zu werden. Auch hängt die Entwicklung gewalt-
tätigen Verhaltens vom Bildungshintergrund ab. 
Das gilt sowohl für intrakulturelle als auch inter-
kulturelle Variationen der Gewaltausprägung. 
So ist zum Beispiel die höhere Gewaltbelastung 
von Hauptschülern gegenüber Gymnasiasten 
ein Befund, der sich durch viele Studien durch-
zieht (Popp u. a., Es gibt auch Täterinnen, 2001). 
Der besuchte Schultyp ist oftmals ein Indikator 
künftiger beruflicher Zukunftsperspektiven von 
Jugendlichen. Schüler mit einem schlechten oder 
fehlenden Schulabschluss spüren, dass ihre Zu-
kunft eher unplanbar ist und sie konjunkturellen 
Lagen ausgeliefert sind. Diese Resignation kann 
dann auch in Aggression oder andere deviante 
Verhaltensweisen münden.
Die Implikation ist also, will man nicht diffamie-
ren, sondern seriös berichten, zuvor die zentralen 
Belastungsmerkmale und ihre Unterschiede zwi-
schen Muslimen und der Vergleichsgruppe her-
auszuarbeiten, bevor eine religiöse oder ethnische 
Zuschreibung der Merkmalsausprägung erfolgt. In 
den eigenen Studien konnten wir feststellen, dass 
die Gewaltrate der türkischen Jugendlichen (von 
denen anzunehmen ist, dass ein Großteil auch 
eine islamische Religionszugehörigkeit aufweist), 
bei Kontrolle des Bildungshintergrundes nur bei 
der Akzeptanz von Gewalt signifikante Unterschie-
de aufwies. Es ließ sich jedoch kein statistischer 
Unterschied bei den aktiven Gewalttaten finden 
(Uslucan, Erziehung und psychisches Wohlbefin-
den, 2009).
Die Begründung von jugendlichem Gewalt-
handeln aus einer religiösen Motivation ist aus 
verschiedenen Gründen fehlgeleitet: Zunächst ist 
daran zu erinnern, dass muslimische Religiosität 
sich, unabhängig vom Einfluss der Migration, nach 
Glaubensrichtung oder Rechtsschulen, nationalen 
Prägungen, städtischen und ländlichen Formen, 
Lebensalter, Grad der Religiosität unterscheidet; 
das heißt, das, was für die eine Richtung zutreffen 
mag, für die andere schon nicht mehr zutrifft.
Auch ist festzuhalten, dass entwicklungspsycho-
logisch die religiösen Einstellungen sich erst in 
der späteren Adoleszenz verfestigen, zu einer 
Phase also, in der die Gewaltbelastungen wieder 
abklingen. Ferner sind für ein Verständnis von 

Gewalthandlungen sowohl situative als auch per-
sonelle und interpersonelle Aspekte zu berück-
sichtigen. Eine Linearität von Geschlechterrollen, 
Gewaltakzeptanz, Stärke der Religiosität bis hin 
zum islamischen Extremismus beziehungsweise 
Radikalismus ist nicht gegeben, weil hierbei 
auch individuelle Persönlichkeitsmerkmale, wie 
etwa die Ambiguitätstoleranz, rigide, autoritäre 

Persönlichkeit und die konkrete Situation auf das 
Gewalthandeln entscheidenden Einfluss haben. 
Abschließend ist in Erinnerung zu rufen, dass 
muslimische Religiosität in den gegenwärtigen 
Diskursen stark implizit aus einer Perspektive des 
Integrationsrisikos betrachtet wird, dabei aber 
kaum die auch vorhandenen positiven Ressour-
cen für die Persönlichkeitsentwicklung gesehen 

werden, die aber einen wichtigen Baustein zum 
Verständnis muslimischer Identitäten bilden.

Der Verfasser ist Wissenschaftlicher Lei-
ter des Zentrums für Türkeistudien und 
Integrationsforschung und Professor 
für Moderne Türkeistudien an der Uni-
versität Duisburg-Essen 

Gemeinsames Kernethos von Judentum und Islam
Was kann das „Projekt Weltethos“ zum jüdisch-muslimischen Dialog beitragen? / Von Muhammad Sameer Murtaza
Die imaginäre Vorstellung von „den“ Juden 
prägt die Sichtweise sehr vieler Muslime 
heute und ist die Wurzel des islamisch ver-
brämten Antisemitismus. Damit ist deutlich, 
dass der jüdisch-muslimische Dialog von 
entscheidender Bedeutung ist. Das Projekt 
„Gemeinsames Kernethos von Judentum 
und Islam“, das seit 2010 von der Stiftung 
Weltethos und seit 2011 mit Unterstützung 
des Zentralrats der Muslime durchgeführt 
wird, reagiert auf den unübersehbar ge-
wordenen Handlungs- und Interventions-
bedarf. Dabei handelt es sich um ein neues 
Format, das sich gezielt an jene richtet, die 
es betrifft und die als Multiplikatoren inner-
halb der muslimischen Community wirken 
können: nämlich Jugendliche muslimischen 
und jüdischen Glaubens, die sich in den 
Moscheen und Synagogen engagieren.

Im Mittelpunkt steht dabei das Verbindende, das 
Juden und Muslime gemeinsam haben. Sowohl 

das Judentum als auch der Islam lehren das 
Doppelgebot der Gottesliebe und Nächstenliebe. 
Bei Letzterem setzt die Idee des Weltethos an. 
Die Stiftung Weltethos leistet damit eine Pio-
nierarbeit, denn in der Regel erhalten junge 
Muslime durch diese Vorträge zum ersten Mal 
einen objektiven Zugang zum Judentum. Damit 
ist ein Angebot geschaffen worden, bei dem 
sie sich eine eigene Meinung bilden und diese 
vertreten können. Es wird für ein Gefühl der 
Achtung gegenüber dem Judentum und dem 

Islam geworben; wie auch zu einer gefestigten 
Meinung von dem Anderen ermutigt, die auch 
dem Sturm aktueller politischer Ereignisse im 
Nahost-Konflikt standhält und zwischen der 
jüdischen Religion und der Politik des Staates 
Israel, zwischen der islamischen Religion und 
fehlgeleiteten Selbstmordattentätern zu diffe-
renzieren weiß.

Konzeption des Projektes

Das Ziel des Projektes ist es, das monolithische 
imaginäre Bild von „dem“ Judentum und „dem“ 
Islam aufzubrechen, indem darauf verwiesen 
wird, dass Juden und Muslime zu dem einen Gott 
beten, dass sie beide sich an denselben Lebens-
modellen und dem gleichen Ethos orientieren, die 
sich in den Leben und Lehren der biblischen und 
koranischen Leitfiguren wiederfinden. 
Da es ein solches Projekt auf Gemeindeebene 
bisher noch nicht gegeben hat, müssen die 
Moscheevereine sehr früh kontaktiert werden, 
in der Regel etwa drei bis vier Monate vor der 
eigentlichen Veranstaltung. Im Vorfeld müssen 
ausführlich das Ziel und die Inhalte des Vortrages 
besprochen und die Eckpunkte der Kooperation, 
die Erwartungen an die Moscheegemeinde und 
ihre Aufgaben geklärt werden. Dies garantiert 
aber letzten Endes nicht, dass der Vortrag 
dann auch stattfindet. Mehrmals wurde trotz 
aller Vorbereitung die Veranstaltung seitens des 
muslimischen Kooperationspartners abgesagt, 
so dass monatelange Arbeit vertan war und das 

Projekt somit ins Stocken geriet. Ebenso ist es zu 
beklagen, dass Kontaktversuche zu jüdischen 
Gemeinden bisher wenig erfolgreich waren. 
Da sich das Projekt als ein lernendes Projekt 
versteht, bedarf es Kreativität um den gesetzten 
Zielen gerecht zu werden. Deshalb kommen ne-
ben der reinen Wissensvermittlung in Form von 
Vorträgen, auch andere didaktische Mittel zum 
Einsatz. So werden beispielsweise gemeinsam 
die Offenbarungsschriften erkundet, indem ohne 
Quellenverweis ein Textfragment vorgetragen 
wird, das entweder auf das Humanitätsprinzip 
oder die Goldene Regel verweist. Anschließend 
wird miteinander die Textbedeutung erschlossen. 
Erst dann – oft zum Erstaunen aller – wird die 
Quelle, ob hebräische Bibel oder Koran, bekannt 
gegeben, was abermals den Moment des Ge-
meinsamen hervorhebt. 

Inhaltliche Kernpunkte

Indem das Projekt sich an den Lebensmodel-
len der gemeinsamen Prophetenerzählungen 
orientiert, wird auf das bestehende religiöse 
Wissen der Teilnehmer zurückgegriffen und diese 
Ressource als grundlegender Baustein genutzt, 
um auf das gemeinsame Ethos zu verweisen. 
Unterstützt wird dies auch dadurch, dass der 
Vortragende selber praktizierender Muslim 
ist, was einer vertrauensvollen Beziehung zum 
muslimischen Publikum dienlich ist, da in den 
anschließenden Diskussionen die Jugendlichen 
authentisch ihre Gefühle und Einstellungen zum 

Judentum zur Sprache bringen. Der Referent 
kann dann aus einer dialogischen Position he-
raus sein eigenes nicht immer vorurteilsfreies 
oder unkompliziertes Verhältnis zum Judentum 
darlegen. Dadurch übernimmt er auch ein Stück 
weit eine Vorbildrolle ein.
Im Kern wird vermittelt, dass die hebräische Bibel 
und der Koran von Anfang an einen universellen 
Horizont haben. Zentral sind: die Würde des 
Menschen, Gerechtigkeit, Gleichheit, Freiheit 
und soziale Verantwortlichkeit. Auf diese Weise 
verwehren sich die Gläubigen aller Religionen 
einer inhumanen Auslegung ihrer Religion. 
Schließlich ist das Humanum die Mindestanfor-
derung an jede Religion und ihre Auslegungen. 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Gedanke 
der Gemeinschaft in Abraham. Juden und Mus-
lime sollen sich gegenseitig als abrahamische 
Geschwister wahrnehmen, deren Frömmigkeit, 
Hoffnungen, Träume, aber auch Sorgen gar nicht 
so unterschiedlich sind. 

Bisherige Erfahrungen während 
des Projektes

Die bisherigen Erfahrungen des Projektes haben 
gezeigt, dass jede Veranstaltung im Rahmen die-
ser Initiative anders ist. So hatte es der Veranstal-
ter „Islamische Gemeinschaft deutschsprachiger 
Muslime“ beim Eröffnungsvortrag in Berlin nicht 
geschafft, die eigene Gemeinde zu mobilisieren 
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und in der Folge fand der Vortrag vor einem 
Muslim und drei jungen Menschen jüdischen 
Glaubens statt. Gott sei gedankt blieb es nur bei 
diesem Fehlstart. 
In Mainz gelang es mit dem Verein Islamische 
Informations- und Serviceleistungen, die erste 
Dialoggruppe zu gründen, bei der inzwischen 
zweimal vor zahlreichem Publikum referiert 
wurde, das sich aus Christen und Muslimen 
zusammensetzte. Inhaltlicher Schwerpunkt der 
Diskussion bildete die Frage nach der Achtung 
des Judentums und jüdischer Religiosität als 
Heilsweg. Für viele Muslime ist es nur schwer 
vorstellbar, dass führende Gelehrte des Mit-
telalters wie der Universalgelehrte Al-Ghazali 
diese Unterscheidung gelehrt haben. Zu sehr 
wird die heutige Glaubenslehre geprägt von dem 
einfachen und einfältigen Schwarz-Weiß-Denken 
der nur schlecht ausgebildeten Gelehrten Saudi-
Arabiens.
Die zweite Dialoggruppe entstand beim musli-
mischen Verein Voices in Reutlingen e.V. Auch 
hier wurde einerseits die Diskussion von der 
Heilsfrage bestimmt und andererseits von dem 
jüdischen Selbstverständnis, Gottes auserwähltes 
Volk zu sein. Letzteres bereitet Muslimen große 
Verständnisschwierigkeiten, da der Islam den 
Stammeswesen mitsamt seinem Gruppenchau-
vinismus abschaffen und durch den Neo-Stamm 
der muslimischen Umma ersetzen wollte. Gerade 
junge Muslime fürchten, dass durch ein auser-
wähltes Volk die Gleichheit der Menschen vor 
Gott nicht mehr besteht. 
Die dritte Dialoggruppe bildet die Jugendgruppe 
des Islamischen Sozialdienst- und Informati-
onszentrums in Stuttgart. Hier drehte sich der 
Dialog um die Frage, wie sich das Handeln der 
jüdischen Siedlungsbewegung, die sich ja als re-
ligiös versteht, in Einklang mit den noachidischen 
Geboten zu bringen ist. Ein anderer Teilnehmer 
fragte vorsichtig, wie der israelische Staat diesen 
Landraub und die damit verbundene Vernichtung 
der palästinensischen Existenz mit dem eigenen 
Ethos der Kain-und-Abel-Erzählung gutheißen 
könne.
Die vierte Dialoggruppe entstand beim Verein 
Islamische Mädchen Alzenau e.V., wo auch 
zum ersten Mal neben dem Vortrag die Do-
kumentation „Spurensuche – Das Judentum“ 
vorgeführ t wurde. Besondere Erwähnung 
verdient die Tatsache, dass diese jugendlichen 
Muslimas die Veranstaltung weitgehendst im 
Alleingang und im Widerstand zur ansässigen 
Moscheegemeinde organisiert haben. Von 
dieser kam nämlich der Einwurf, man solle vor 
einem Dialog mit dem Judentum zuerst über die 
Geschehnisse in Palästina sprechen. Dass die 

Gemeinsames Kernethos...

Islamischen Mädchen Alzenau dennoch an dem 
Vortrag festhielten, bestätigt den gewonnenen 
Eindruck, dass es in der muslimischen Commu-
nity zunehmend ein ernsthaftes Interesse am 
Judentum gibt, das man bisher nur durch die 
Brille des Nahost-Konfliktes kennengelernt hat. 
Alle bisherigen Veranstaltungen haben gezeigt, 
dass das Publikum durchaus in der Lage war, 
zwischen der jüdischen Religion und dem Staat 
Israel zu unterscheiden und differenzierte Fra-
gen zu stellen.

Ein erstes Zwischenfazit

Nach den ersten zwei Jahren kann vorsichtig ein 
erstes von noch vielen kommenden Zwischen-
faziten gezogen werden. Bei aller Schwierigkeit 
ist es der Stiftung Weltethos gelungen, ein neu- 

es Format zu entwickeln, das es so bisher in  
der muslimischen Community nicht gegeben 
hat. 
Ausdrücklich muss auch das Engagement des 
Zentralrats der Muslime hervorgehoben wer-
den, der ganz offen das Problem in der eigenen 
Community erkannt und wiederholt Beiträge von 
Seiten der Stiftung zu dieser Thematik veröffent-
licht hat und somit ein wichtiger Multiplikator ist.
Durch die eingerichteten Dialoggruppen wird 
es künftig leichter sein, Veranstaltungen in grö-
ßerer Regelmäßigkeit durchzuführen und damit 
Basiswissen, Perspektivwechsel, Einfühlungs-
vermögen, dialogische Gesprächsmethode und 
Achtung vor dem Anderen in der muslimischen 
Community zu verankern und damit einen Bei-
trag zur Überwindung des islamisch verbrämten 
Antisemitismus zu leisten.

Hoffnung, dass dies gelingen kann, machen die 
muslimischen Jugendlichen, die neugierig und 
wissbegierig bereit sind, die Stereotypen von 
„den“ Juden hinter sich zu lassen. Allerdings wird 
dies nur möglich sein, wenn sich auch die jüdische 
Community stärker in dieses Projekt einschaltet. 
Denn die Geschichte des jüdisch-muslimischen 
Dialogs können nur sie gemeinsam schreiben, 
indem sie sich begegnen und einander vertrau-
en lernen. Be-ezrat haschem, in scha Allah, so 
Gott will. 

Der Verfasser ist Islamwissenschaftler 
und externer Mitarbeiter der Stiftung 
Weltethos. Derzeit promoviert er zum 
Vergleich zwischen Friedrich Nietzsches 
Übermenschen und Muhammad Iqbals 
Mard-e-Momin  

Organisation muslimischer Jugendlicher in Verbänden 
Das Beispiel der Muslimischen Jugend in Deutschland / Von Mohammed Abdulazim
Über die genaue Zahl der in Deutschland 
lebenden Muslime gibt es lediglich Schät-
zungen. So gehen das Bundesamt für Mi
gration und Flüchtlinge und die Deutsche 
Islam-Konferenz in ihrem Forschungsbe-
richt „Muslimisches Leben in Deutschland“ 
aus dem Jahre 2009 von ca. 3,8 bis 4,3 
Millionen Muslimen in Deutschland aus. 
Über die Zahl der muslimischen Kinder und 
Jugendlichen gibt es sehr unterschiedliche 
Schätzungen. Manche gehen von bis zu ei-
ner Million Kindern und Jugendlichen aus. 

Das muslimische Gemeindeleben in Deutsch-
land findet zum großen Teil in Moscheen 

statt, die fast alle für „ihre“ Jugendlichen ein Ju-
gendprogramm anbieten. Die Moscheen gehören 
in ihrer überwiegenden Mehrheit den großen 
Islamverbänden in Deutschland an, welche teil-
weise eine eigene Jugendorganisation haben. 
Mitte der Neunziger Jahre existierte eine Lücke in 
der muslimischen Jugendarbeit. Die damaligen 
Angebote stammten mehrheitlich von Moschee-
gemeinden und waren in den seltensten Fällen 
deutschsprachig. Diese Angebote orientierten 
sich zudem nicht nah genug an den Lebensum-
ständen der Jugendlichen. Sie lieferten nicht 
die Antworten auf ihre drängendsten Fragen. 
Dies führte zur Gründung unabhängiger mus-
limischer Jugendorganisationen und -verbände 
mit unterschiedlichen Schwerpunkten, wie reine 
Jugendarbeit, persönliche Weiterbildung oder 
karikatives Engagement.
Bei diesen Jugendorganisationen sind die Or-
ganisationsstrukturen nicht starr und streng hie

rarchisch. Es ist für Jugendliche ausgesprochen 
wichtig, ausreichend Freiräume und vielfältige 
Möglichkeiten zu haben, sich so einzubringen, 
wie es ihren persönlichen Neigungen und Inte-
ressen entspricht. 
Häufig wird die Frage gestellt, warum sich mus-
limische Jugendliche getrennt in muslimischen 
Verbänden organisieren wollen beziehungs-
weise müssen. Diese Frage geht einher mit der 
Annahme, dass es im Sinne der Integration 
besser wäre, wenn muslimische Jugendliche sich 
in bereits bestehenden Verbänden engagierten. 
Hierbei wird nicht berücksichtigt, welchen Stel-
lenwert die Entwicklung einer eigenen Identität 
für Jugendliche hat.
Jugendliche im Allgemeinen und aufgrund 
ihrer besonderen Lebensumstände muslimi-
sche Jugendliche im Speziellen entwickeln 
beziehungsweise haben multiple Identitäten, 
die oft im tatsächlichen oder vermeintlichen 
Widerspruch zueinander stehen. Für einen 
großen Teil der muslimischen Jugendlichen ist 
Religion ein wichtiger Teil ihres Lebens und ihrer 
Identität. Sie hat daher einen wichtigen Einfluss 
auf ihre persönliche Lebensführung. Darüber 
hinaus haben sie neben weiteren Identitäten 
aber auch eine deutsche Identität, womit ihr 
bewusstes oder unbewusstes Selbstverständnis 
als Deutsche und ihre Zugehörigkeit zur deut-
schen Gesellschaft gemeint ist.
Mögliche Widersprüche zwischen diesen Identitä-
ten bestmöglich auszuräumen, kann auf authenti-
sche Art und Weise nur eine Jugendorganisation, 
bei der der Glaube nicht nur thematisiert wird, 
sondern auch eine maßgebliche Rolle spielt. Für 

muslimische Jugendliche können diese Aufgabe 
nur muslimische Jugendorganisationen erfüllen. 
In diesem Zusammenhang ist ein weiterer wich-
tiger Punkt erwähnenswert. Bei der Aufnahme 
muslimischer Verbände in die vorhandenen 
Strukturen der Jugendarbeit, wie den Stadt-, 
Landes- und Bundesjugendringen besteht er-
heblicher Nachholbedarf. Oft scheitert dies an 
formalen Kriterien, wie Mindestmitgliederzah-
len, die für muslimische Jugendverbände fast 
nicht erreichbar sind. Jedoch muss muslimische 
Jugendarbeit, die sich für Verständigung zwi-
schen den Religionen einsetzt, die Jugendliche 
ermutigt und befähigt, sich in der Gesellschaft 
einzubringen und die Mädchen und Jungen 
gleichermaßen fördert und berechtigt, in diesen 
Verbänden vertreten sein.
Vor dem erläuterten Hintergrund wurde die Mus-
limische Jugend in Deutschland e.V. (MJD) Mitte 
der 1990er-Jahre gegründet. Gemessen an ihrer 
Mitgliederzahl ist die MJD der größte unabhän-
gige muslimische Jugendverband Deutschlands. 
Die MJD verstand sich von Anfang an nicht nur 
als deutschsprachige, sondern auch als deutsche 
Organisation von jungen deutschen Muslimen, 
für die Deutschland Heimatland und Lebensmit-
telpunkt ist. Ziel der MJD war und ist es, mit ihrer 
Arbeit jungen Muslimen inhaltlich zu vermitteln 
sowie selbst vorzuleben, dass ihr Glaube und 
Leben in Deutschland in keinem Widerspruch 
zueinander stehen und sie sich aktiv in die Ge-
staltung unserer Gesellschaft einbringen sollen.
Mit den Ideen und Prinzipien der MJD haben 
sich viele Einzelpersonen, aber auch bereits 
existierende lokale Jugendgruppen identifizieren 

können, was zu einem schnellen bundesweiten 
Wachstum der MJD führte. Viele Aktivitäten der 
MJD finden seitdem auf örtlicher Ebene in den 
dutzenden Lokalkreisen statt, die jedem, auch 
Nichtmitgliedern, offen stehen. 
Neben Lokalkreisen bietet die MJD daher auf 
überregionaler Ebene verschiedene AGs an. 
Beispiele sind die Redaktions-AG mit der Ver-
antwortung für die Homepage inklusive ihrer 
Texte und Bilder sowie die Meeting-AG, die 
das jährliche MJD-Jahresmeeting mit weit über 
tausend Jugendlichen organisiert. Auch in den 
AGs sind viele Nichtmitglieder aktiv.Die Aufsicht 
über diese vielfältigen Aktivitäten der MJD übt 
der von der Mitgliederversammlung gewählte 
Vorstand aus.
Die formale Zugehörigkeit zur MJD ist weder 
allen Aktiven im gleichen Maße wichtig noch 
Voraussetzung für die Mitarbeit. Entscheidend 
ist vielmehr, dass die MJD einen Rahmen schafft, 
in dem junge Frauen und Männer, deren Le-
benswelt durch besondere Bedürfnisse und 
Probleme geprägt ist, zusammenkommen, sich 
austauschen und gemeinsam erarbeiten, ob und 
wie sie ihre Religion in einem mehrheitlich nicht-
muslimischen Land praktizieren können. Die 
Beantwortung dieser Fragestellungen, gleiche 
Lebenserfahrungen sowie Austausch und Kon-
takt mit anderen tragen zu einer persönlichen 
Verbundenheit bei, die nicht notwendigerweise 
in einer formalen Mitgliedschaft münden muss.

Der Verfasser ist Vorstandsmitglied der 
Muslimischen Jugend in Deutschland 
e.V. 
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Tabitha Harter: Daheim in der Fremde

„Mein Gesicht ist privat”
Warum manche Frauen Gesichtsschleier tragen und Deutschland sich eine Burka-Debatte sparen sollte / Von Stephanie Doetzer
Schwarz verhüllt von Kopf bis Fuß, nur ein 
Augenschlitz bleibt frei: Für Menschen in 
Jeans und T-Shirt gibt es wohl kein Klei-
dungsstück, das mehr Kopfschütteln auslöst 
als der islamische Gesichtsschleier. Die Per-
son darunter ist nicht zu sehen – und eignet 
sich dadurch umso besser als Projektions-
fläche für eigene Vorstellungen. Doch die 
bisherigen europäischen Burka-Debatten 
führen in eine Sackgasse. Weil diejenigen 
nicht zu Wort kommen, um die es geht: Frau-
en, die selbst einen Gesichtsschleier tragen.

Seit drei Jahren führe ich Gespräche mit Frau-
en, die Gesichtsschleier tragen. Angefangen 

hat es mit einer Begegnung auf der Damen-
toilette in Doha. Eine neue Kollegin stand am 
Waschbecken, lüftete ihren Gesichtsschleier 
und lächelte ein so offenes Lächeln, dass wir die 
nächste halbe Stunde vor den Toiletten standen 
und uns über Gott und die Welt unterhielten. 
Noura hat mich eingeführt in die Welt der vollver-
schleierten Frauen. In eine Welt, die wenig zu tun 
hat mit jenen Vorstellungen, die die öffentlichen 
Debatten in Europa prägen, wenn es um den 
Gesichtsschleier geht. 
Es beginnt mit der Wortwahl: Die Frauen selbst 
sprechen nicht von „Burka“. Burkas sind die hell-
blauen Säcke, hinter denen afghanische Frauen 
unter den Taliban verschwanden. Da sie weder 
in Europa noch in der arabischen Welt getragen 
werden, braucht es dort keine „Burka-Debatte”. 
Die Debatte ist, wenn überhaupt, eine über den 
Niqab, jenes Stück Stoff vor Nase und Mund, 
das in Kombination mit einem Hijab, also einem 
Kopftuch, und einer Abaya, einem meist schwar-
zen Übergewand, getragen wird. 
Wer Gesichtsschleier in Paris diskutiert, das The-
ma aber mit Fotos aus Peshawar illustriert, der 
zeigt damit, dass er entweder nicht weiß, worum 
es geht oder mit falschen Assoziationen spielt. 
Doch worum geht es den Frauen selbst, jenen 
vollverschleierten Frauen, die in den öffentlichen 
Debatten allenfalls als Objekte auftauchen, fast 
nie als eigenständige Individuen? 
Noura hat damals einen Satz gesagt, der mir 
in Interviews immer wieder begegnet ist: „Mit 

dem Gesichtsschleier fühle ich mich sicher. Ich 
bin nicht mehr so nervös. Der Schleier ist mein 
Schutzschild”. 
Ein Schutzschild braucht nur diejenige, die die 
Welt da draußen als latente Bedrohung emp-
findet und genau dieses Gefühl ist bei meinen 
Gesprächspartnerinnen weit verbreitet. Die 
einen, vor allem in den Golfstaaten, sind so be-
hütet aufgewachsen, dass sie sich die Welt nie 
erschließen konnten: Es gibt keine Kontakte zu 
Männern außerhalb des direkten Familienkrei-
ses, kein Alleine-durch-die-Stadt-Gehen, kaum 
einen Moment ohne Aufsicht. 
Andere – darunter viele Konvertitinnen – haben 
mit der Welt experimentiert, sich daran die Finger 
verbrannt und in einer streng formalistischen 
Religiosität einen Rückzugsort gefunden. 
Gemeinsam haben viele dieser Frauen, ob Mus-
limin qua Geburt oder Konversion, den Wunsch 
„alles richtig zu machen”. Nur sehr wenige be-
trachten das Tragen eines Gesichtschleiers als 
islamische Pflicht, fast alle betonen, dass es eine 
freie Entscheidung sei, heben sich aber gerade 
durch die „Freiwilligkeit” von jenen Glaubens-
schwestern ab, die sich „nur” ans Notwendige 
halten. 
Überraschend mag sein, dass Frauen hinter dem 
Gesichtsschleier sich nicht selten als „Feminis-
tinnen” bezeichnen. Sie sagen, sie wollen nicht 
nach Äußerlichkeiten beurteilt werden, nicht 
Modetrends hinterherhecheln, sondern nach ih-
ren inneren Werten beurteilt werden. Dass auch 
der Gesichtsschleier letztlich eine Äußerlichkeit 
ist, vielleicht sogar eine islamische Mode, wird 
von manchen geflissentlich übersehen – und 
von anderen für die eigenen Zwecke genutzt. 
Trägt eine Frau den Gesichtsschleier, um ihrer 
Religiosität Ausdruck zu verleihen, kann sie sich 
in vielen islamisch geprägten Gesellschaften 
darauf verlassen, dass ihr in konservativen 
Kreisen ein guter Ruf vorauseilt. Mögen auch 
säkulare arabische Muslime noch so sehr 
über den Niqab schimpfen, all diejenigen, 
die in einer strengen Religiosität die Lösung 
aller arabischen Probleme sehen, treten einer 
vollverschleierten Frau mit Achtung, oft auch 
Bewunderung entgegen. 

Das bisher Gesagte gilt vor allem für Frauen, die 
sich für den Gesichtschleier entscheiden, in deren 
Familien er aber nicht zur Tradition gehört. Oft 
wird der Niqab gegen den Widerstand der Eltern 
durchgesetzt, die Tochter grenzt sich ab von ihrer 
kulturellen Herkunft und vertraut lieber saudi-
schen Fernsehpredigern als dem Kulturislam der 
eigenen Familie. 
In den arabischen Golfstaaten, in denen der 
Niqab oft zum „Anstand” gehört, herrscht mehr 
Pragmatismus vor. „Wir denken nicht viel darüber 
nach, wir tragen das einfach”, erklärt mir Nashwa 
in Doha. Die Religion taucht in diesen Gesprä-
chen nur am Rande auf. Viel wichtiger sind die 
praktischen Vorteile, die ein Gesichtsschleier dort 
mit sich bringt. 
„Arabische Gesellschaften sind so indiskret”, 
klagt eine junge Frau in Katar. „Die Frauen in der 
Familie meines Mannes fragen mich dauernd: 
‚Warum war dein Handy aus? Wie geht es mit 
Deinem Mann? Wann habt ihr das letzte Mal 
miteinander geschlafen? Warum bist Du noch 
nicht schwanger?‘ Der Gesichtsschleier ist meine 
Art zu sagen: Haltet Euch aus meinem Leben 
heraus – das geht Euch nichts an!” 
Viele der Frauen fühlen sich unter ständiger 
Beobachtung – und tragen in den Shopping 
Malls von Doha und Dubai den Gesichtsschleier 
nicht aus religiösen Gründen, sondern einfach, 
um nicht erkannt zu werden. Wer hinter einem 
Gesichtsschleier aber ein Mauerblümchen er-
wartet, liegt meistens falsch: Während manche 
Musliminnen mit Hilfe des Schleiers tatsächlich 
einer als dekadent empfundenen Welt den Rü-
cken zukehren, wissen andere mit dem Gesichts-
schleier zu kokettieren und ihre Weiblichkeit in 
Szene zu setzen. 
In Kombination mit hohen Absätzen und teurer 
Handtasche wird der Ganzkörperschleier vom 
Versteck zum Hingucker. „Wieso sollten es fremde 
Männer verdienen, mich zu sehen? Mein Gesicht 
ist privat!”, sagt mir eine perfekt geschminkte 
katarische Diva mit einer solchen Portion Stolz, 
dass sich die Frage nach der „Unterdrückung” 
erübrigt. 
Fast allen gemeinsam ist jedoch eine bestimmte 
Auffassung vom Verhältnis zwischen Mann und 

Frau: Jede Begegnung gilt als sexualisierte Be-
gegnung. Indem der Schleier den ganzen Körper 
bedeckt, dehnen sich die Definitionen von Reiz 
und Scham auf besondere Weise aus: Alles wird 
zum Schambereich – und zugleich gilt alles als 
sexueller Reiz. Jedes Haar, jede Nase, jeder 
Unterarm. Für einige Frauen sogar die Stimme, 
weshalb im Extremfall auch ein Gespräch mit 
Männern als anstößig gilt. 
Was bedeutet das für Deutschland? Zweierlei: 
Ein großer Teil der vollverschleierten Frauen sind 
Touristinnen aus den Golfstaaten, die Shoppen 
gehen oder Familienangehörige zum Klinikauf-
enthalt in Deutschland begleiten. Ihretwegen 
lohnt sich keine Debatte. Die anderen wiederum 
tragen den Niqab aus Überzeugung und vertei-
digen vehement ihre Wahl – mit umso flammen-
deren Worten, je mehr Gegenwind sie spüren. 
Niqab-Foren im Internet sind voll von Frauen, 
die sich gegenseitig ermuntern: Je schwieriger 
der Alltag mit dem Schleier, so heißt es, desto 
reicher wird Allah ihre Entscheidung einst be-
lohnen. Wer den inner-islamischen Diskurs zum 
Thema über die letzten Jahre hinweg mitverfolgt 
hat, der weiß: Wenig hat dem Gesichtsschleier 
solchen Auftrieb gegeben wie das Burka-Verbot 
in Frankreich. 
Doch was, wenn eine Frau tatsächlich vom 
Ehepartner zum Schleier gezwungen wird? 
Meine Interviewpartnerinnen waren in ihren 
Antworten eindeutig: „Dann muss sie sich einen 
anderen Mann suchen”. Und fast alle fügten 
hinzu: „Wenn er genug Macht über seine Frau 
hat, sie zum Schleier zu zwingen, dann hat er 
auch genug Macht, sie nicht mehr aus dem Haus  
zu lassen.” Wem also ist mit einem Verbot 
geholfen? Niemandem. Allenfalls jenen isla-
mischen Fernsehpredigern, die die Munition 
für ihre Predigten am liebsten aus Europa 
bekommen. 

Die Verfasserin lebt als freie Autorin in 
Katar. Sie arbeitete u.a. für den Nach-
richtensender Al Jazeera, den SWR und 
beschäftigte sich als Soziologin mit 
dem Islamverständnis junger Muslime 
in Frankreich 
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Klaus H. Daams: Geschichten von 1001 PS

Medienghettos? 
Medien in der pädagogischen Arbeit mit jungen Muslimen / Von Götz Nordbruch
Eine Rolle als Tatort-Kommissarin – wer 
träumt nicht von einer solchen Chance? 
Sibel Kekilli hat es geschafft, seit Sommer 
2010 löst sie als Sarah Brandt Mordfälle 
in Kiel und Umgebung. In einem Interview 
beschrieb sie diese Rolle als besondere 
Würdigung ihres schauspielerischen Kön-
nens: Erstmals spielt sie eine Person, die 
nichts mehr mit ihrer eigenen Biographie 
als Tochter türkischer Einwanderer zu tun 
hat. Kübra Gümüsay hat einen anderen 
Weg eingeschlagen. Auch sie versteht sich 
ausdrücklich als Deutsche, doch in ihren 
Beiträgen, die sie auf ihrem Weblog „Ein 
Fremdwoerterbuch“ und in ihrer regel-
mäßigen Kolumne in der Tageszeitung taz 
schreibt, geht es immer wieder auch um 
Fragen der Religion und des Alltags von 
Muslimen in Deutschland. „Das Tuch“ heißt 
ihre Kolumne, und oft ist hier tatsächlich 
vom Kopftuch und damit verbundenen Ge-
schichten die Rede. Während Kekilli Wert 
darauf legt, gerade nicht als „anders“ 
wahrgenommen zu werden, sucht Gümüsay 
als kopftuchtragende Frau ihren Erfolg in 
der Gesellschaft. Zwei junge Frauen, die 
vieles miteinander verbindet, die aber 
ganz unterschiedliche Antworten auf die 

Herausforderungen als Kinder ehemaliger 
Arbeitsmigranten in Deutschland gefunden 
haben. 

Diese Vielfalt spiegelt sich auch in den Me-
dienwelten, in denen sich junge Muslime 

bewegen. Von einem Medienghetto, in dem 
sich Jugendliche aus muslimischem Elternhaus 
einrichten, kann dabei keine Rede sein. In den 
vergangenen Jahren sind mehrere Medien 
entstanden, in denen junge Muslime nicht 
nur als Zuschauer, sondern auch als Akteure 
aktiv sind. Das Online-Magazin Cube-Mag 
und das Videoportal muslime.tv sind Beispiele 
für das Bemühen dieser Jugendlichen, sich als 
aktive Bürger in die Gesellschaft einzubringen. 
Während sich die Herausgeber vom Cube-Mag 
als „gebündeltes Sprachrohr für jugendliche 
Muslime” in Deutschland sehen, geht es Nuri 
Senay von muslime.tv darum, islamische 
Glaubensinhalte „aus der Binnenperspektive” 
zu vermitteln. Die vielfach auf hohem Niveau 
produzierten Beiträge machen den Aufwand 
deutlich, der mit diesen nicht-kommerziellen 
Webseiten betrieben wird. 
Der Erfolg dieser Angebote zeigt sich auch da-
ran, dass sich mittlerweile auch die etablierten 
islamischen Verbände um eine gezielte Anspra-

che von Jugendlichen im Internet bemühen. Die 
Plattformen waymo.de und sogesehen.tv, die 
eng an den Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land angebunden sind, stehen für den Versuch, 
Jugendliche an die bestehenden Strukturen zu 
binden. Aiman Mazyek, Generalsekretär des 
Zentralrats der Muslime und verantwortlich 
für waymo.de, beschreibt das Portal als „Klon 
zwischen Youtube und StudiVZ, nur ganz auf die 
Bedürfnisse unserer Community zugeschnitten.“ 
Junge Muslime interessieren sich allerdings nicht 
nur für religiöse Themen. Das wird in den zahl-
reichen Diskussionsforen deutlich, an denen sich 
Jugendliche mit türkischem, arabischem oder 
afghanischem Migrationshintergrund beteiligen. 
Auf Maroczone oder Vaybee geht es oft eben 
nicht allein um Fragen des Islam, sondern auch 
um Mode, Sport, Politik oder Partnersuche. Nicht 
überraschend ist es daher, dass auch die Bravo 
oder die Cosmopolitan von vielen Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund gelesen werden. Und 
auch auf Facebook verschwimmen die Grenzen, 
wenn es darum geht, sich unter „Freunden“ über 
aktuelle Themen auszutauschen. 
Gerade an diesen Gemeinsamkeiten setzen 
Vereine wie ufuq.de an, die mit ihren Ange-

Muslimischer Poetry Slam
Stefanie Ernst im gespräch mit Youssef Adlah 
Ende Dezember wurde in Berlin der erste 
muslimische Poetry Slam veranstaltet. Bei 
Poetry Slam handelt es sich um eine Art 
Dichterwettstreit, einen literarischen Vor-
tragswettbewerb, bei dem junge Männer 
und Frauen einem Publikum selbstgeschrie-
bene Texte vortragen. Das Publikum kürt 
anschließend durch zumeist verbale Sym-
pathiebekundungen den Gewinner oder die 
Gewinnerin des poetischen Kräftemessens. 
Diese Kunstform erfreut sich seit mehreren 
Jahren auch in Deutschland großer Beliebt-
heit. Eine eigens auf muslimische Slammer 
ausgerichtete Veranstaltungsreihe ist al-
lerdings neu. Im Interview erklärt Youssef 
Adlah, einer der Initiatoren von i,Slam, 
die Beweggründe, die zur Ausrichtung des 
ersten muslimischen Poetry Slams führten. 

politik und kultur: Kurz vor Weihnachten wird 
in Berlin der deutschlandweit erste muslimische 
Poetry Slam ausgerichtet. Wie kamen Sie auf die 
Idee zu i,Slam?
Youssef Adlah: Ich selbst bin Slammer. Ge-
meinsam mit Younes Al-Amayra entstand die 
Idee zu i,Slam. Wir haben nach einer Möglich-
keit gesucht, Menschen zum Nachdenken an-
zuregen, sie auf Probleme hinzuweisen und zu 
Diskussionen anzuregen, ohne der Gefahr aus-
gesetzt zu sein, jemanden direkt vor den Kopf 
zu stoßen. Die Menschen in unserem Umfeld, 
die Muslime, brauchen solche Gelegenheiten 
zum Austausch und zum Gespräch. Sie wollen 
gehört werden. I,Slam als muslimisches Poetry 
Slam Format soll ihnen diese Bühne geben. Es 
handelt sich dabei um einen Dichterwettbewerb, 
dessen Ursprünge in den USA liegen und der seit 
etwa 20 Jahren auch hier in Deutschland immer 
populärer wird. Praktizierenden Muslimen wollen 
wir durch dieses Sonderformat den Zugang zu 
dieser Kunstform erleichtern, indem wir ihnen 
erstmal eine „gewohnte Kulisse“ bieten. Später, 
so ist das Konzept angelegt, sollen muslimische 
Poetry Slam Künstler dann den Sprung auf die 
größeren Bühnen schaffen und wagen. 
puk: Mittlerweile gibt es in Deutschland hun-
derte von Veranstaltungen jährlich in diesem 
Bereich. Warum ist es Ihnen so wichtig, dass 
muslimische Wortakrobaten nicht eine der gän-
gigen Plattformen nutzen, sondern sich einem 
„internen“ Wettbewerb stellen?
Adlah: Ich selber bin praktizierender Muslim 
und Poetry Slammer. Meine Anfänge als Slam-
mer machte ich in kleinen Kneipen, in denen 
das Publikum zum Teil zu betrunken war, um 
meine Texte überhaupt noch zu verstehen. Als 
praktizierender Muslim fühlt man sich an solchen 
Orten nicht wirklich wohl. Zudem kommt es vor, 
dass bei den üblichen Wettbewerben gottesläs-
terliche Bemerkungen fallen. Auch das ist mit 
meinem Glauben nicht vereinbar. Und so kommt 
es, dass sehr viele Muslime Poetry Slam gar nicht 
kennen, da es sie in der herkömmlichen Form 
nicht anspricht. Dadurch, dass wir den Rahmen 
modifizieren, hoffen wir auf eine Verbreitung 
innerhalb der muslimischen Community. 
puk: Auftreten dürfen folglich ausschließlich 
muslimische Poetry Slammer?
Adlah: Im ersten Jahr steht die Bühne vorran-
gig nur für Muslime bereit. Nach der Auftakt-
veranstaltung Ende Dezember 2011 in Berlin 
folgt eine Deutschlandtour durch neun Städte. 
Wir werden im Rahmen dieser Tournee aber 
auch eine Spezialveranstaltung durchführen, bei 
der auch Nichtmuslime eingeladen sind, auf der 
Bühne zu performen.
Für das zweite Jahr arbeiten wir momentan an 
einem Konzept, dass auch Nichtmuslime ein-
schließt. Die Herausforderung ist für uns hier 
momentan, wie wir die Öffnung für ein breiteres 
Slammer-Spektrum mit unseren Regeln, den 
fünf Säulen des i,Slam vereinbaren können. Die 
Einhaltung der fünf Säulen ist ja eine Garantie, 
die wir dem Publikum bieten.
puk: Bei den fünf Säulen des i,Slam handelt es 
sich um eine Adaptation der fünf Säulen des 
Islams?
Adlah: Richtig. Die fünf Säulen des i,Slam 
entscheiden sich nicht fundamental von den Re-
geln anderer Poetry Slam-Veranstaltungen. Der 
entscheidende Unterschied ist, dass wir uns die 
Extraregel gegeben haben, dass niemand verbal 
beleidigt werden darf. Ironische Bemerkungen, 
Satire, Kritik etc. ist natürlich erlaubt. Die The-
menwahl obliegt dem Dichter selbst, allerdings 
darf der Inhalt nicht blasphemisch, diskriminie-
rend, verfassungswidrig usw. sein. Das wäre auch 
sehr unislamisch.

puk: Welche Themen werden in den Texten der 
jungen Wortkünstler angesprochen? Profanes, 
Alltägliches? 
Adlah: Was wir uns erhofft haben ist, dass 
sich die Inhalte nicht ausschließlich auf religi-
öse Themen beziehen, sondern dass sich die 
Vortragenden zu gesellschaftlichen oder auch 
persönlichen Themen äußern. Die Vorauswahl 
zeigt, dass uns das auch gelungen ist. Wir ha-
ben ja im Vorfeld darum gebeten, die Texte bei 
uns einzureichen. Das Publikum kann sich auf 
unterschiedlichste, gesellschaftskritische, kon-
struktive, tolle Texte freuen, die zum Teil auch 
sehr persönlich sind.
puk: In Deutschland diskutieren wir ja immer 
noch über die Frauenquote. Wie ist denn das 
Geschlechterverhältnis bei i,Slam?
Adlah: Normalerweise tragen auf Poetry Slam-
Veranstaltung fast ausschließlich Männer ihre 
Texte vor. Wir haben es jedoch geschafft, dass 
bei dem ersten muslimischen Poetry Slam gleich 
vier Frauen auf der Bühne stehen werden. Das 

entspricht einem Frauenanteil von guten 50 
Prozent. Wir halten die Quote bereits im ersten 
Jahr sehr hoch.
puk: In welcher Sprache werden die Texte vor-
getragen? 
Adlah: Es existiert eine Spracheinschränkung: 
Deutsch. Es bringt uns ja nichts, wenn zum Beispiel 
auf Französisch vorgetragen wird und drei Viertel 
der Menschen im Publikum nichts verstehen. 
puk: Was das Publikum anbelangt, so steht der 
Besuch auch Nichtmuslimen offen?
Adlah: Da gibt es absolut keine Beschränkung. 
Wir haben bei der Online-Vorabanmeldung 
festgestellt, dass momentan mehr Nichtmuslime 
angemeldet sind als Muslime. 
puk: Ein strenges Regelwerk und die vorherige 
Einsicht der Texte kann auch als Zensur ausgelegt 
werden. Hat eine solche Reglementierung, ein 
solches Vorgehen Auswirkungen auf die Freiheit 
der Rede? Werden dann überhaupt noch kriti-
sche Themen wie der Umgang mit der eigenen 
Religion, Homosexualität oder Geschlechterrol-

len etc. angesprochen oder führt das nicht zur 
Etablierung von Tabus?
Adlah: Wenn solche Themen angesprochen 
werden würden, wäre ich extrem dankbar da-
für und würde der Slammerin oder dem Slam-
mer sofort, losgelöst von der Entscheidung des 
Publikums, den Sieg zusprechen. 
puk: Sie wünschen sich folglich mutigere Texte?
Adlah: Unbedingt. Ich habe den Islam so ver-
standen, dass man als guter Muslim jede einzelne 
Regel hinterfragen muss, weil alles einen Sinn 
hat und dieser muss verstanden werden. Daraus 
folgt, dass man über alles reden darf, Ikhtilaf 
also Meinungsverschiedenheit ist im Islam nicht 
verboten. Der Weg zum wahren Glauben ist die 
Kritik, weil man nur so darüber reflektieren kann 
und nur dann auch erkennt und nicht nur glaubt, 
was der Islam in Wirklichkeit ist. Wir wünschen uns 
Teilnehmer, die sich intensiv mit solchen Themen 
auseinandersetzen und dadurch das Publikum 
anregen und einladen, darüber nachzudenken. 
puk: Vielen Dank für das Gespräch.

Weiter auf Seite 7
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Marco Del Pra: Afro Hesse – Der verschollene Migrant und die Black Maghreb Mafia

waymo – Plattform für junge Muslime
Von Abdulla Elyas

Auf den ersten Blick könnte waymo.de eine 
ganz gewöhnliche Medienwebseite für Ju-
gendliche sein. Verschiedenste Uploads von 
Unterhaltung bis Dokumentation, Bilder, 
Videos und Audios werden geteilt, hochge-
laden, kommentiert und freudig diskutiert. 
Doch abgesehen davon, dass mehr Satire 
als Comedy zu sehen ist, mehr Dokumen-
tationen und Sachinformationen zu finden 
sind als in anderen Jugendforen, dreht sich 
hier vieles um das Thema Islam.

Grundsätzlich unterscheidet sich der Inter-
net-Medienkonsum eines muslimischen 

Jugendlichen nicht sonderlich von dem seines 
nichtmuslimischen Klassenkameraden: Man hat 
seine Freunde auf Facebook, man teilt Videos 
auf Youtube und tauscht sich über Twitter aus. 
Waymo sieht sich als Ergänzung und bietet ein 
wenig von alledem, mit einem bewusst gewählten 
thematischen Schwerpunkt.
Die Idee entstand 2006, als man bei Youtube 
schon lange keinen Überblick mehr hatte und 
sich auf der Suche nach islamisch-deutschen 
Inhalten im Dschungel der abermillionen Videos 
verlor. Die mangelnde Übersicht und die nicht 
zufriedenstellende Qualität des Angebots waren 
die Hauptbeweggründe, warum sich fünf Jugend-
liche ehrenamtlich zusammenfanden und waymo 
ins Leben riefen. Zudem wollte man Netzwerke 
schaffen und fördern, die jugendlichen Muslimen 
bei ihrer Identitätssuche helfen – ein Thema, das 
grundsätzlich jeden Jugendlichen beschäftigt, 
Muslime in Deutschland umso mehr.
Selbstverständlich ist waymo als Plattforman-
bieter vor allem geprägt von den Aktivitäten 
seiner Nutzer. Doch anders als bei Youtube und 
Facebook werden regelmäßig auch hier neue 
inhaltliche Akzente gefördert. So geschehen 
zum Beispiel durch das Ausrufen des Wettbe-
werbs „Poet gesucht“ vor einigen Monaten. 
Die sehr erfreulichen Einsendungen waren 
eine Verknüpfung aus jugendlich-muslimischen 
Inhalten über Gott und die Welt und das Mus-
limsein in Deutschland, eingebettet in moderne, 
deutsche Sprachkunst. In der Jury saßen neben 
dem Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime 
Aiman Mazyek auch der Schriftsteller Feridun 
Zaimoglu und die Moderatorin Kristiane Backer. 
In Events wie diesem bekommt das abstrakte 
„Kulturschaffen“ eine befreiend konkrete Prä-
gung, getrieben durch die sprachliche Kreativität 
der jungen Nutzer. Über „Integration” redet hier 
längst keiner mehr.
Inzwischen machen viele engagierte musli-
mische Jugendliche von diesem Angebot Ge-
brauch. Waymo wird täglich mehrere 1.000 
Mal angeklickt. Aber auch im nichtmuslimi-
schen Bereich ist waymo durch seine Inhalte 
und Wettbewerbe bekannt. So wurde über den 
Comedy-Wettbewerb von waymo auf Spiegel 
online, bei 3sat und anderen bundesweiten 
Medien positiv berichtet. Häufig werden die 
Projekte und Wettbewerbe mit anderen musli-
mischen Webseiten und Initiativen gestartet, sei 
es mit der Muslimischen Jugend Deutschland, 
myumma.de, dem Modelabel Styleislam oder 
auch der Jugendzeitschrift Cube Mag.
Der typische Nutzer von waymo ist zwischen 
15 bis 25 Jahre alt, bewusst religiös, oft gesell-
schaftlich engagiert und nicht selten mit einem 
guten Schuss Selbstbewusstsein ausgestattet. 
Die Journalistin und Autorin Julia Gerlach 
schreibt diese muslimischen Jugendlichen dem 
Phänomen „Pop-Islam“ zu. Wenn man täglich 
auf waymo ist und den Jugendlichen zuschaut, 
sieht man, dass sie sich nur ungern unter einem 
Label subsumieren lassen. Zu facettenreich 
und bunt sind die vorhandenen Strömungen; 
manchmal eher Sturm und Drang, manchmal 
eher konservativ und manchmal auch völlig 
liberal. Nicht selten wird deswegen kontrovers 
und lebhaft diskutiert.
Verstärkt werden in letzter Zeit satirische und 

gesellschaftskritische Videos auf der Plattform 
geteilt. Behandelt werden etwa Themen wie 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, welche 
waymo-Nutzer momentan offenbar verstärkt 
beschäftigen. Die Verarbeitung dieser Themen 
in Videos und Bildern erleichtert in jedem Falle 

eine konstruktive Auseinandersetzung hiermit. 
waymo setzt sich mit seinem Angebot dafür 
ein, dass das Gefühl „Bewusst Muslim, bewusst 
Bürger“ bei seinen Mitgliedern gefördert wird 
und ein harmonisches Miteinander in der Ge-
sellschaft immer möglich bleibt.

Der Verfasser ist Diplom-Informatiker 
und promovierter Betriebswirt. haupt-
beruflich ist er als Management Con-
sultant tätig. Mitgründer und ehren-
amtlicher Leiter der Jugendplattform 
waymo.de 

boten ein Gefühl von Selbstverständlichkeit 
vermitteln wollen. „Der Islam ist ein Teil von 
Deutschland – und junge Muslime sowieso“, das 
ist die Zielrichtung, die in der pädagogischen 
Arbeit verfolgt wird. Diese Botschaft hat da-
bei ausdrücklich zwei Seiten. Zum einen geht 
es darum, Nicht-Muslime für die Themen zu 
interessieren, mit denen sich junge Muslime 
im Alltag beschäftigen. Für Lehrer oder Sozi-
alarbeiter kann es hilfreich sein, sich auch mit 

Fragen vertraut zu machen, die in islamischen 
Online-Foren diskutiert werden. Wer weiß 
schon, welche Sorgen manchen Jugendlichen 
umtreiben, wenn der nächste Schulausflug oder 
die Weihnachtsfeiern anstehen? Die Gespräche 
in diesen Foren können Anlass sein, auch in 
gemischten Gruppen über Themen wie Religion 
und Identität zu diskutieren. Das Interesse für 
diese Beiträge steht für eine Anerkennung der 
Interessen und Konflikte, die junge Muslime 
beschäftigen. Zum anderen bietet die Nutzung 
von Online-Medien in der pädagogischen Arbeit 

Fortsetzung von Seite 6 auch die Möglichkeit, Jugendliche nichtdeut-
scher Herkunft für allgemeingesellschaftliche 
Themen zu interessieren. Gerade im Ethik- oder 
im Politikunterricht bieten sich Gelegenheiten, 
um Jugendliche zum Mitdiskutieren anzuregen – 
ohne dass dabei die Religion oder die Herkunft 
der Jugendlichen im Mittelpunkt stehen. So 
eignen sich Themen wie die Castor-Transporte 
oder der Bau von Stuttgart21, die in den Kom-
mentarspalten von Online-Tageszeitungen heiß 
diskutiert werden, um in einer Schulklasse oder 
Jugendgruppe auch junge Muslime für politische 

Themen jenseits von Islam und Nahostkonflikt zu 
interessieren. Die vermeintlichen Grenzen, die 
Nichtmuslime und Muslime trennen, lassen sich 
in solchen Diskussionen aufweichen. 

Der Verfasser ist promovierter Islamwis-
senschaftler und Assistant Professor 
an der Süddänischen Universität in 
Odense. Er ist Mitarbeiter des Berliner 
Vereins ufuq.de – Jugendkultur, Medien 
und politische Bildung in der Einwan-
derungsgesellschaft 

Zur Symbolik des Kopfhaares
Von Ingrid Pfluger-Schindlbeck
Das menschliche Haar und die gestalteri-
sche Form, die man ihm gibt, werden in allen 
Gesellschaften mit kulturellen Bedeutungen 
ausgestattet. In den Sozialwissenschaften 
wird daher zwischen dem physischen und 
dem kulturellen Körper unterschieden, 
wobei sich letzteres auf die symbolischen 
Bedeutungen bezieht, die dem mensch-
lichen Körper zugeschrieben werden. Als 
ein Bestandteil des Körpers unterliegt auch 
das Haar universal der kulturellen Prägung 
und kann als ein öffentliches Symbol für 
bestimmte soziale Bedeutungen gelten.

Ethnographische Beispiele aus unterschied-
lichsten Regionen der Welt, die das Verhalten 

gegenüber dem menschlichen Haar untersuchen, 
legen den Schluss nahe, dass das Kopfhaar uni-
versal mit Sexualität assoziiert wird und dass der 
Umgang mit Haar in engem Zusammenhang mit 
sozialer Kontrolle zu sehen ist. Andere Kriterien 
wie die Religion, der insbesondere im Kontext 
von Muslimen in Fremd- und Selbstzuschreibung 
eine große Rolle zugemessen wird oder die 
kulturspezifische Auffassung von Geschlechter-
rollen sind Komponenten, die diese Assoziation 
mitbestimmen können.
Die Debatten um das Kopftuch verweisen dar-
auf, dass dem weiblichen Kopfhaar und Körper 
große symbolische Bedeutung zukommen. Die 
neue Dauerausstellung „Welten der Muslime“ 

im Ethnologischen Museum greift diese Thema-
tik am Beispiel historischer und gegenwärtiger 
islamischer Bekleidung auf. In der Diskussion 
um die „Verschleierung“ wird oft auf zwei Ko-
ranverse verwiesen, die jedoch nur allgemein 
zum Verhalten und zur Kleidung von Frauen 
Bezug nehmen. Vers 53 aus Sure 33, der auch als 
hijab-Vers bekannt wurde, bezieht sich zunächst 
auf das Verhalten gegenüber dem Propheten 
und seinen Frauen: „Ihr die da glaubet, tretet 
nicht in die Gemächer des Propheten, eh man 
euch angemeldet hat, zum Essen, (…) und wenn 
ihr seine Frauen (die des Propheten) bittet um 
Geräth, so bittet, daß zwischen sei ein Vorhang. 
Das ist euch unverfänglicher für eure Herzen und 
für ihre Herzen.“ (Der Koran in der Übersetzung 
von Friedrich Rückert 2001, 314 f.)
Das keusche Verhalten, das von allen gläubigen 
Frauen erwartet wird, wird in Sure 24, Vers 31 
angesprochen: „Sag auch den gläubigen Frauen, 
daß sie zügeln ihre Blicke und hüten ihre Sinnlich-
keit, nicht zeigen ihre Reize, als das, was sichtbar 
ist davon, auch daß sie schlagen ihre Schleier um 
ihre Busenspalten und zeigen ihre Reize keinem, 
als ihren Männern oder Vätern …“ (ibid., 260.)
Auch wenn der Koran damit keine detaillierten 
Vorschriften zur Bekleidung enthält, sind die meis-
ten Religionsgelehrten heute der Meinung, dass 
beim Mann der Bereich zwischen Nabel und Knie, 
bei der Frau der gesamte Körper, mit Ausnahme 
von Gesicht und Händen, bedeckt gehalten wer-

den sollte. Dennoch greifen Erklärungsversuche, 
die die Bedeckung des weiblichen Kopfhaares 
lediglich durch den Verweis auf die beiden oben 
genannten Koransuren vornehmen, zu kurz: Mit 
Hilfe der beiden Koransuren kann zwar die Kopf-
bedeckung quasi nachträglich legitimiert werden, 
aber der Rückgriff auf religiöse Texte erklärt nicht 
den symbolischen Gehalt von Haar. 
Andere Untersuchungen betonen genderneutral 
religiöse Konzepte zur Physiologie, nach denen 
das Kopfhaar einen essentiellen Teil der Persön-
lichkeit darstellt. Bereits in der Bibel gilt das Haar 
als Ort einer besonderen Energie, es manifestiert 
die vitale Kraft des Menschen (Bibel, Buch der 
Richter, 13-16). Auch im muslimischen Denken 
gilt das Haar als Sitz der Seele, Haare reprä-
sentieren die Person. Die religiöse Legitimation 
kann auch hier in Koransuren (zum  Beispiel 96, 
15-16) gesehen werden, in denen das Haarbü-
schel jeweils auf den ganzen Menschen verweist. 
Als Sitz der Seele haben Haare eine dauerhafte 
Verbindung mit ihrem Träger. Besitzt man sie, 
kommt es dem Besitz der Person gleich. Folglich 
wird der Umgang mit Haar durch viele Vorschrif-
ten geregelt. So soll abgeschnittenes Haar nicht 
einfach weggeworfen werden, damit es nicht in 
falsche Hände gerät.
Kulturspezifische Untersuchungen zum Haar, die 
in der Türkei vorgenommen wurden, unterstrei-

Weiter auf Seite 8
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Abdulnasser Gharem: The Path ( Al Siraat) (2009). Prints aus dem Video Al Siraat. Gezeigt in der Ausstellung TASWIR. © Courtesy of Abdulnassear Gharem and 
Restored Behaviour Ltd.

Zweifellos
Editorial von Olaf Zimmermann

„Dies ist die Schrift, an der nicht zu zweifeln 
ist“, so beginnt die zweite Sure nach dem obli-
gatorischen „Im Namen des all-barmherzigen 
und all-gnädigen Gottes“ im Koran, der heiligen 
Schrift der Muslime. Mich hat dieses Buch schon 
lange interessiert, obwohl ich es wegen meiner 
mangelhaften Sprachkenntnisse nicht im ara-
bischen Original lesen kann, sondern auf, wie 
viele Muslime sagen, absolut unvollkommene, weil 
entstellende, deutsche Übersetzungen angewiesen 
bin. Und trotzdem begeistert mich die besondere 
Sprache, die ich auch in den Übersetzungen zu 
spüren glaube. Wie bei weltlicher Lyrik oder den 
Psalmen aus dem Alten Testament lasse ich mir 
auch die Suren am liebsten von meinem iPod bei 
langen Zugfahrten vorlesen. Es eröffnet sich ein 
unvergleichlicher kultureller Kosmos.

Wenn ich dann auf einer solchen Zugfahrt eine 
Tageszeitung aufschlage, finde ich mit großer 
Wahrscheinlichkeit mindestens einen Artikel über 
den Islam in enger Verbindung zu Terror und 
Menschenrechtsverletzungen. Kälter kann eine 
kalte Dusche kaum sein! 

Nachdem sich die Redaktion von politik und 
kultur, der Zeitung des Deutschen Kultur-

rates, vor einigen Jahren an das Thema „Die 
Kirchen, die unbekannte kulturpolitische Macht“ 
gewagt hatte und nach deutlichen positiven, 
wie auch manchen negativen Reaktionen die 
Diskussion über die kulturelle Rolle der beiden 
christlichen Kirchen in Deutschland, so glaube 
ich, befördert wurde, war das Thema Islam schon 
lange überfällig. Überfällig, weil in Deutschland 
fast vier Millionen Muslime leben und unsere 
Kultur mit prägen und weil wenige Begriffe so 
viele Emotionen auslösen wie die Worte: Islam 
und Muslim. 
Ich will nicht verschweigen, dass der Weg zu 
diesem Dossier ein steiniger war. Nicht weil wir 
keine Unterstützung erfahren hätten. Im Gegen-
teil: Mein alter Freund Reinhard Baumgarten, der 
im Südwestrundfunk im Ressort Religion, Kirche 
und Gesellschaft arbeitet, und Aiman A. Mazyek, 
der Vorsitzende des Zentralrats der Muslime in 
Deutschland waren unverzichtbare und inspirie-
rende Ratgeber und Autoren. Auch die weiteren 
Autorinnen und Autoren dieses Dossiers mussten 

nicht zweimal gebeten werden. Und selbst die 
sonst so schwierig zu organisierende finanzielle 
Unterstützung war dank der Robert Bosch Stif-
tung in erster Linie nicht ein Feilschen ums Geld, 
sondern eine spannende inhaltliche Debatte. 
Steinig war der Weg, weil im wahrsten Sinne des 
Wortes viele spitze Steine und tiefe Fahrrinnen 
beim Thema Islam vorhanden sind. Wir wollen 
in diesem Dossier die üblichen Fahrrinnen, 
die sich gerade in den letzten Monaten in den 
Medien und der Politik durch die „Sarrazin-
Hysterie“ noch tiefer eingegraben haben, so oft 
wie möglich verlassen und ein möglichst weites 
und differenziertes Bild über den Islam, seine 
Kultur und Politik anbieten. Spitz sind die Steine, 
weil besonders die Strukturen von Moscheen, 
islamischen Vereinen und Verbänden manchmal 
schwer einzuschätzen sind. 
Die islamische Zivilgesellschaft ist eine un-
bekannte Welt mitten unter uns. Aber es gibt 
viele Ansätze der Öffnung dieser Welt und des 
Interesses an dieser Welt. Der Tag der offenen 
Moscheen, der seit 2007 jährlich vom Koordi-
nationsrat der Muslime in Deutschland durch-
geführt wird, ist eine solche Möglichkeit, die 
von erfreulich vielen Bürgerinnen und Bürgern, 
die mehr wissen wollen, genutzt wird. Eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für Integration, die 

Zu den Bildern
Die Bilder des Dossiers „Islam · Kultur · Poli-
tik“ basieren zum Teil auf der Ausstellung 
„TASWIR – Islamische Bildwelten und Moder-
ne“, die vom 5. November 2009 bis zum 18. 
Januar 2010 im Martin-Gropius-Bau in Berlin 
gezeigt wurde. Ziel der Ausstellung war es, 
den Betrachtern eine aktuelle Sicht auf Aus-
drucksformen islamisch geprägter Bildwelten 
zu vermitteln. Klassische Exponate islamischer 
Kunst wurden in einen Zusammenhang zu 
modernen und zeitgenössischen Positionen in 
Graphik, Zeichnung und Malerei, Fotografie, 
Video-Kunst, Installation, Klang und Skulptur 
gestellt. Konstruierte Grenzziehungen zwischen 
„Orient“ und Okzident“ galt es als Besucher zu 
überdenken und einen umfassenden Einblick 
in den Facettenreichtum islamischer Kunst aus 
Vergangenheit und Gegenwart zu erhalten. Wir 
danken Almut Sh. Bruckstein Çoruh, der Ku-
ratorin der TASWIR-Ausstellung, für die tat-
kräftige Unterstützung und die Bildberatung. 

Wir danken dem Direktor des Museums für 
Islamische Kunst in Berlin, Stefan Weber, für 
die freundliche Zurverfügungstellung von Ab-
bildungen von Exponaten aus der Museums-
sammlung. 
Die abgebildeten Werke aus dem Museum 
für Islamische Kunst Berlin stehen nicht im 
Zusammenhang zu den Abbildungen aus der 
Ausstellung TASWIR.

nicht als bloße Anpassung der Minderheiten- an 
die Mehrheitsgesellschaft missverstanden wird, 
ist Unbekanntes bekannt zu machen. 
Natürlich spielt Integration für den Deutschen 
Kulturrat schon seit Jahren eine große Rolle. 
Wir haben vor rund einem Jahr einen Runden 
Tisch zusammen mit Migrantenorganisationen 
eingerichtet und debattieren intensiv Fragen der 
kulturellen Bildung. Wir geben dem Thema Inte-
gration in unserer Zeitung politik und kultur durch 
eine eigene regelmäßige Beilage ein deutliches 
Gewicht und haben vor einigen Wochen in einem 
Workshop die provozierende Frage gestellt „Ist 
der Deutsche Kulturrat zu Deutsch?“. Aber wir 
haben bislang bei dem Thema Integration ver-
sucht, religiöse Fragen weiträumig zu umschiffen. 
Obwohl Religion als Teil der Kultur natürlich bei 
allen Debatten der letzten Jahre mitschwingt, 
ist die deutliche Benennung des Islams als kul-
turpolitische Größe in Deutschland eine neue 
Qualität. Schon bei dem Thema „Die Kirchen, 
die unbekannte kulturpolitische Macht“ wurde 
deutlich, dass es nicht ausreicht festzustellen, 
dass die beiden christlichen Kirchen wegen ihrer 
finanziellen Aufwendungen zu den zentralen 
kulturpolitischen Akteuren in Deutschland ge-
hören. Es musste auch benannt werden, wie und 
in welchem Umfang die Wirkungen der beiden 

großen christlichen Kirchen auf das kulturelle 
Leben in Deutschland zu spüren sind. 
„Und jetzt kommt auch noch der Islam“, werden 
einige sagen. „Der Islam gehört zu Deutsch-
land“, hatte Bundespräsident Christian Wulff am 
3. Oktober 2010 in seiner Rede zum 20. Jah-
restag der Deutschen Einheit gesagt und damit 
nicht nur in seiner Partei, der CDU, eine Welle 
der Empörung ausgelöst. Der Ruf nach einer 
Leitkultur, die auf dem christlich-jüdischen Erbe 
beruhen soll, wird wieder lauter. Und haben 
die Kritiker des Bundespräsidenten nicht recht: 
Deutlich unter 3.000 Moscheen dürfte es in 
Deutschland geben von denen sich die meisten 
versteckt in Hinterhöfen befinden. Nur wenige 
Minarette ragen bislang in den deutschen Him-
mel und nur an wenigen Orten in Deutschland 
ruft der Muezzin die Gläubigen hörbar zum 
Gebet. Die über vier Millionen Muslime, die in 
Deutschland leben gehören zu Deutschland, 
aber auch der Islam?
Dieses Dossier will diese Frage diskutieren. Ich für 
meine Person kann nur sagen: Zweifellos gehört 
der Islam zu Deutschland, aber lesen Sie selbst....

DER VERFASSER IST HERAUSGEBER VON  
POLITIK UND KULTUR UND GESCHäFTS-
FÜHRER DES DEUTSCHEN KULTURRATES 
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Foto: Reinhard Baumgarten

Zu der Bildreportage
Die Revolutionen in den nordafrikanischen 
Staaten halten seit Februar 2011 die Welt in 
Atem. Ausgehend von Tunesien haben sich in 
vielen Ländern Demokratiebewegungen zu 
Wort gemeldet. Sie machen deutlich, dass die 
westeuropäischen Regierungen und Medien 
viele Jahre hinweg eine verkürzte Sicht auf 
die arabischen Staaten hatten. Auch aus Angst 
vor islamistischen Organisationen wurden 
jahrzehntelang Diktatoren unterstützt. Jetzt 
zeigt sich, dass die islamistischen Organisati-
onen nur einen kleinen Teil des Oppositions-
spektrums repräsentieren. Die Opposition 
in Ägypten wie auch in anderen arabischen 
Staaten ist vielfältig, zwar bekennt sich die 
Mehrzahl der Menschen dort zum Islam als 
ihrer Religion, daraus folgt aber nicht unbe-
dingt eine politische Aussage. Künstler und 
Kulturschaffende gehören teilweise zu den 
Triebfedern der Demokratiebewegungen. Das 
im Westen verbreitete Bild von der arabischen 
Welt bedarf einer Korrektur.
Die in dieser Beilage gezeigten Bilder von 
Reinhard Baumgarten sind im Februar 2011 
bei den Recherchen zu seinen Hörfunkrepor-
tagen für die ARD in Ägypten aufgenommen 
worden.

DIe ReDAKTIOn 

Der Aufklärung verpflichtet
Die Kritik der Islamkritik / Von Patrick Bahners
Am 2. November 2010 haben die Bürger von 
Oklahoma einer Änderung der Verfassung 
ihres Staates zugestimmt. Demnach ist es 
den Gerichten verboten, das Völkerrecht 
und das Recht der Scharia anzuwenden 
oder auch nur zur konsultieren. Auf dem 
Abstimmungsformular wurde erläutert, 
die Quelle des Völkerrechts sei der allge-
meine Konsens der zivilisierten Völker. Die 
Scharia, das islamische Recht, habe zwei 
Hauptquellen: den Koran und die Lehren 
Mohammeds. 70 Prozent der Abstimmenden 
stimmten mit Ja. 

Auf den ersten Blick ist der Vorgang bloß ein 
kurioses Zeugnis amerikanischer Bigotterie. 

Der muslimische Bevölkerungsanteil in Oklahoma 
liegt unter 0,1 Prozent. ein Bundesrichter stoppte 
die Anwendung des geänderten Verfassungstex-
tes, da er die im ersten Zusatz zur Bundesverfas-
sung garantierte Freiheit der Religionsausübung 
verletze. Die Republikaner haben im Repräsen-
tantenhaus von Oklahoma City schon ein neues 
Gesetz verabschiedet, das das Scharia-Verbot 
bekräftigt. Der Protest gegen die angebliche 
Überfremdung des Rechts ist eine wirkungsvolle 
Parole in den Kulturkriegen der amerikanischen 
Rechten. Richter, die bei Abwägungen zwischen 
Bürgerrechten und nationaler Sicherheit die inter- 
nationalen Vertragsverpflichtungen der Vereinig-
ten Staaten berücksichtigen, werden als Verräter 
beschimpft. nur in Amerika kann es vorkommen, 
möchte man glauben, dass eine Bürgerschaft 
förmlich erklärt, sie wolle von den Überzeugun-
gen der Kulturvölker nichts hören.
In den Wochen, als die Bürger von Oklahoma 
aufgefordert wurden, einen „Präventivschlag“ 
gegen die Scharia zu führen, reiste Angela 
Merkel durch Deutschland, um sich auf soge-
nannten Regionalkonferenzen der CDU um die 
Parteiseele zu kümmern. Mit einem Satz löste 
sie überall rauschenden Beifall aus: „es gilt in 
Deutschland ganz eindeutig das Grundgesetz 
und nicht die Scharia.“ Damit reagierte die 
Parteivorsitzende auf ihre Weise auf einen 
Satz, den der von ihr ins Amt gebrachte Bun-
despräsident Christian Wulff in seiner ersten 
nationalfeiertagsrede gesagt hatte. Dass Wulffs 
harmloser Satz, der Islam gehöre inzwischen 
auch zu Deutschland, einen beispiellosen Sturm 

öffentlicher Kritik entfesselte, hatte mit Frau 
Merkel zu tun. Sie hatte durch die Mitteilung, 
sie halte Thilo Sarrazins Programm einer euge-
nischen Integrationspolitik für „nicht hilfreich“, 
den Autor von „Deutschland schafft sich ab“ 
zum Volkshelden gemacht. eine Vertrauenskrise 
des politischen Betriebs bildete den Rahmen für 
die Debatte, in der nun plötzlich die Frage nach 
der Zugehörigkeit des Islams zu Deutschland 
mit Ja oder nein zu beantworten war – ohne 
dass geklärt wurde, wie man sich bei einer 
Weltreligion die Zugehörigkeit zu einem natio-
nalstaat vorzustellen habe.
Sehr viele Sarrazin-Fans, die sich in Leserbriefen 
zu Wort meldeten, legten Wert auf die Feststel-
lung, dass es ihnen um die Redefreiheit des aus 
dem Amt gedrängten Bundesbankvorstands 
gehe, nicht um dessen Ansichten, die sie nicht 
teilten. Aber wer sich für die Meinungsfreiheit 
eines Dritten engagiert, muss voraussetzen, 
dass dessen Meinungen diskussionswürdig, 
eben irgendwie hilfreich sind. So wuchs der von 
Sarrazin propagierten abschätzigen Islamkritik 
ein Schein von Seriosität zu, weil Sarrazin eine 
neue Autorität gewann. eine ähnliche Dynamik 
bestimmte die Diskussion über Wulffs Festreden-
satz. Die Beiläufigkeit irritierte, mit der Wulff die 
einbürgerung der einwandererreligion vornahm. 
So einfach sollte er es sich nicht machen dürfen: 
eifrig wurden Gründe für die nichtzugehörigkeit 
des Islams zu Deutschland zusammengetragen, 
weil man die Politiker sowieso im Verdacht hat, 
mit Formeln Probleme zu überkleben. Wie die 
Wähler von Oklahoma die Scharia als neue, 
unüberbietbar exotische Chiffre für das ferne, 
unamerikanische Washington ablehnten, so 
kommt in der Kritik am Irenismus der deutschen 
Religionspolitik der durch Sozialstaatsreformen 
und Finanzkrise übermächtig gewordene Ver-
dacht zum Ausdruck, die Berliner Akteure hielten 
die Wahrheit über die Schrumpfung ihrer Hand-
lungsspielräume geheim.

Man werde die politische Dimension der Bot-
schaft des Propheten und die asoziale Sittlichkeit 
migrantischer Milieus ja wohl zum Thema ma-
chen dürfen: Die Popularität dieser Losung muss 
überraschen, wenn man zur Kenntnis nimmt, dass 
die Desiderate längst Leitthemen der Leitmedien 
bezeichnen. Doch Journalisten wird unterstellt, 
sie seien Komplizen der Verschwörung zum 
Schönfärben. Sarrazins erfolg beim Publikum war 
ein Schock für die Politiker. Sie meinten zeigen 
zu müssen, dass auch sie Sentenzen der Marke 
Klartext im Angebot haben. Der Beitrag der Kanz-
lerin war die Abgrenzung der Geltungsbereiche 
von Grundgesetz und Scharia. Aus ihrem Mund 
klang der Satz wie alles lakonisch, und man mag 
dahinter eine List vermuten, die Absicht, die heiße 
Luft aus der Islamdebatte entweichen zu lassen. 
Durch die Feststellung des Selbstverständlichen 
hätte mit einem Schlag der ganze Spuk verfliegen 
sollen. Man schlägt sich an den Kopf: Ach ja, in 
Deutschland gilt das Grundgesetz, wie konnte 
ich das vergessen!
Aber leider hat sich Frau Merkel nicht auf den 
einen klaren und nüchternen Satz beschränkt, 
sondern hinzugefügt, „in manchen Ausprä-
gungen“ passe der Islam nicht zu „unserer“ 
Verfassung: So seien „Zwangsverheiratungen 
und ehrenmorde“ nicht Teil „unserer“ Grund-
ordnung. Die Kanzlerin verbreitete also das 
böse Gerücht, es gebe in gewissen Richtungen 
des Islam das Gebot, die Tochter gegen ihren 
Willen zu verheiraten und bei einem Verstoß ge-
gen den Moralbegriff der Familie umzubringen. 
Frau Merkel versicherte den CDU-Mitgliedern 
zwar, die einführung der Scharia in Deutschland 
sei nicht zu befürchten. Aber indem sie Grund-
gesetz und Scharia als Gegensatzpaar in den 
Raum stellte, hatte sie eine stehende Wendung 
der unduldsamen Islamkritik übernommen. Ist 
ihr nicht bewusst gewesen, dass es sich um eine 
Formel handelt? Rechtsstaat und Islam seien 
unvereinbar, lautet das Dogma, das Ralph Gior-

dano verkündet. Alle Diskussion erübrigt sich, 
weil jedermann mit der Scharia die abgehackte 
Diebeshand und die gesteinigte ehebrecherin 
assoziiert. Die neue Abendlandideologie macht 
die eigene Tradition unzugänglich. Dass Allah 
sich als Gesetzgeber offenbart hat, soll es dem 
Muslim unmöglich machen, das weltliche Gesetz 
zu befolgen. Das kann nur glauben, wer verges-
sen hat, dass auch der Gott der Bibel in Rechts-
beziehungen zu seinen Geschöpfen tritt und am 
ende der Zeiten Gericht halten wird. Über dem 
Gedanken des erzliberalen Rechtsphilosophen 
Ronald Dworkin, im Rechtsstaat müsse es für 
jedes Rechtsproblem eigentlich genau eine 
richtige Lösung geben, liegt der Abglanz der 
christlichen Kosmologie, der Aufhebung aller 
Widersprüche in der Weisheit des Schöpfers.
Die dogmatischen Islamkritiker bilden eine gro- 
ße, sogar eine globale Koalition. newt Gingrich 
und Alice Schwarzer warnen beide vor der is-
lamistischen Unterwanderung der Justiz. Aber 
wo sie die schleichende Scharia beschwören, 
handelt es sich regelmäßig darum, dass ein 
Gläubiger den säkularen Staat, der keine re-
ligiösen Vorschriften machen will, beim Wort 
nimmt und auf seinem Recht besteht, sich in 
seinem Leben nach den Regeln seines Glaubens 
zu richten. In der „emma“ steht, die Zahl solcher 
Rechtsstreitigkeiten nehme zu. Das stimmt nicht. 
Die Kritik der Islamkritik ist der Aufklärung ver-
pflichtet. Sie widerlegt Legenden und vertreibt 
Gespenster, indem sie die Alltagsvernunft wieder 
ins Spiel bringt gegen das Unheil der ungeprüft 
nachgebeteten Formeln, den Fanatismus aus 
Schlendrian.

DeR VeRFASSeR IST FeUILLeTOnCHeF DeR 
FRAnKFURTeR ALLGeMeInen ZeITUnG (FAZ) 

Zum Weiterlesen: Patrick Bahners: Die Panikma-
cher. Die deutsche Angst vor dem Islam, Verlag C. 
H. Beck, München 2011.

Islam ∙ Kultur ∙ Politik ist eine regelmäßige 
Beilage zur Zeitung politik und kultur des 
Deutschen Kulturrates. Sie ist eine Koope-
ration des Deutschen Kulturrates und der 
Robert Bosch Stiftung. Die Beilage erscheint 
bis zum Jahr 2013 drei Mal jährlich.

Die Beilage Islam ∙ Kultur ∙ Politik soll die De-
batte um die Rolle des Islams in Deutschland 

vertiefen. Es geht dabei zum einen um eine Aus-
einandersetzung um die Wirkungen der muslimi-
schen Religion auf Kultur und Lebensweise der 
hier lebenden Menschen. Zum anderen soll der 
politische Umgang mit dem Islam beziehungs-
weise mit Muslimen beleuchtet werden.
Damit soll die Debatte um den Islam und um 
Muslime in Deutschland versachlicht und für 
ein friedliches Zusammenleben der Menschen 
verschiedener Religionen und unterschiedlicher 
Kulturen geworben werden. Der Deutsche Kultur-
rat versteht Islam ∙ Kultur ∙ Politik zudem als einen 
Beitrag zur Umsetzung der UNESCO-Konvention 
zum Schutz und zur Förderung kultureller Aus-
drucksformen.

Bisherige Schwerpunkte waren:
·· Dossier Islam ∙ Kultur ∙ Politik in Ausgabe 1/2011 
von politik und kultur (40 Seiten), anhand von 
fünf Schwerpunktthemen (Islamische Vielfalt, 
Judentum Christentum Islam, Bildung Religion 
Glaube, Wissen über den Islam – Wissen des 
Islams, Islam in den Medien, Zusammenleben 
in Deutschland) wurde sich umfassend mit dem 
Verhältnis von Islam, Kultur und Politik ausei-
nandergesetzt

·· Dossier Islam ∙ Kultur ∙ Politik in Ausgabe 3/2011 
von politik und kultur (8 Seiten), die im voran-
gegangenen Dossier aufgeworfenen Fragen 
wurden vertieft, einen Schwerpunkt bildete die 
auswärtige Kulturpolitik in islamischen Ländern. 

·· Dossier Islam ∙ Kultur ∙ Politik in Ausgabe 5/2011 
von politik und kultur (8 Seiten), „Der Bruch des 
11. September 2001 als Chance für einen kultu-
rellen Aufbruch“: die inhaltlichen Schwerpunkte 
des Dossiers fokussieren die Themen „9/11: 

Philosophische und religiöse Einschätzungen“, 
„Politischer Umgang mit 9/11“, „9/11 als Me-
dienereignis“ und „Kulturelle Aufarbeitung der 
Anschläge“. 

Geplant sind weitere Ausgaben unter anderem 
zu den Themen: islamische Zivilgesellschaft in 
Deutschland, Stadtentwicklung und das Zusam-
menleben in Deutschland sowie Islam in Europa. 
Wir freuen uns auf die weitere Diskussion zu dem 
Themenkomplex Islam ∙ Kultur ∙ Politik. Schreiben 
Sie uns unter: post@kulturrat.de. Die bisher er-
schienenen Hefte können unter www.kulturrat. de/
islam abgerufen werden.

Olaf Zimmermann, Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates und Herausge-
ber von politik und kultur. 
Olaf Hahn, Leiter des Programmberei-
ches Gesellschaft und Kultur der 
Robert Bosch Stiftung  

chen die Assoziation des weiblichen Kopfhaares 
mit Sexualität (Delaney, Untangling the meanings, 
1994). In der alltäglichen Praxis zeige sich dies 
darin, dass Mädchen ab der Pubertät ihr Haar 
binden und ein Kopftuch tragen, als Zeichen ihrer 
Geschlechtsreife und des Eintritts in die sexuelle 
Welt. Die Domestizierung von Haar beziehungs-
weise Sexualität erfolge dann endgültig mit der 
Heirat, wenn die Zöpfe der Braut abgeschnitten 
werden. Die Kontrolle von Vater oder Ehemann 
über das weibliche Haar sei Ausdruck der männ-
lichen Kontrolle über weibliche Sexualität.
Die Gefahr, die mit dem weiblichen Haar asso-
ziiert sei und die Notwendigkeit seiner Kontrolle 
wird auch als Furcht vor unkontrollierter, poten-
ziell verunreinigender weiblicher Sexualität inter-
pretiert. (Marcus 1992, A world of difference, S. 
75 ff.). Die kulturelle Konzeption des weiblichen 
Körpers als vergleichsweise offen beziehungswei-
se verunreinigend bedinge dessen Konzeption als 
Scham und folglich die Bedeckung. Da Verunrei-
nigung auch durch geschlechtsspezifische kör-
pereigene Vorgänge wie Menstruation entsteht, 
können nur Männer durch die im Islam zur Aus-
übung religiöser Handlungen vorgeschriebenen 
rituellen Waschungen jederzeit einen Zustand 
der rituellen Reinheit erzielen. Ethnologische 
Arbeiten sehen darin eine Differenzierung zwi-
schen den Geschlechtern, die zu Ungunsten der 
Frauen ausfällt. Denn der Zustand der Unreinheit 
bedeutet einen Ausschluss aus der moralischen 
Gemeinschaft der Gläubigen, die damit zu einer 
primär männlichen Gemeinschaft wird.
Gleichzeitig gilt langes Frauenhaar jedoch auch 
als Zeichen von Fruchtbarkeit und wird positiv 
bewertet. Zopf- und Kopfschmuck waren in 
vielen Fällen an das Alter und den maritalen 
Status eines Mädchens beziehungsweise ei-
ner Frau gebunden. Mädchen in Mittelasien 
trugen ihr Haar in vielen Zöpfen, als Zeichen 
dafür, dass sie das heiratsfähige Alter erreicht 
hatten. Schwere Zopfgehänge, die ebenfalls in 
der Ausstellung zu sehen sind, imitierten und 
schmückten das Haar und verlängerten die 

Kai Löffelbein: Fremde Heimat

eigenen Zöpfe. Häufig hatte der Zopfschmuck 
amuletthaften Charakter, um seine Trägerin 
vor dem Bösen Blick oder anderen unheilvollen 
Kräften zu schützen.
Heute bestimmen viele Muslima selbst, ob sie als 
bewusst gewähltes Zeichen ihrer muslimischen 
weiblichen Identität eine islamisch korrekte Klei-
dung anlegen und ihr Haar verdecken möchten.

Die Verfasserin ist Kuratorin der Aus-
stellung „Welten der Muslime“ im Eth-
nologischen Museum Berlin 

Die Ausstellung „Welten der Muslime – Einblicke 
in muslimische Gesellschaften“ ist im Museum 
Dahlem (Berlin) zu sehen. Aus Regionen von 
Nordafrika bis China stammen die Objekte, die 

in der Ausstellung die Vielfalt muslimischer Welten 
anschaulich machen. Neben Einblicken in unter-
schiedliche muslimische Gesellschaften spielt die 
religiöse Praxis von Muslimen ebenso eine Rolle 
wie die Trennung von Männer- und Frauenwelten 
oder die Debatte um Schleier und Kopftuch.
Mehr unter http://www.smb.museum/smb/
kalender/details.php?lang=de&objID=12877

Sept. – Okt. 2011                                                                                                                                www.kulturrat.de ISSN  2191-5792 · B 58 662

Islam  Kultur  Politik
Beilage zur politik und kultur

© Paul Fusco/Magnum Photos/Agentur Focus

Kein Märchen aus tausendundeiner Nacht 
Der Bruch des 11. September 2001 enthält die Chance eines kulturellen Aufbruchs / Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz
Wer sich vor elf Jahren entschloss, Is-
lamwissenschaften zu studieren, wählte 
bewusst ein sogenanntes „Kleines Fach“. 
So mancher wurde sicherlich von seinen 
Eltern gefragt, wie er oder sie auf etwas 
so Abseitiges käme und was er oder sie 
damit wolle. Letztere Frage zielte auf den 
ohnehin begrenzten Arbeitsmarkt für Geis-  
teswissenschaftler ab, der bei den Islam-
wissenschaftlern noch prekärer war. Die 
Mitarbeiter der Museen für islamische Kunst 
waren Spezialisten, die sich mit einem Feld 
befassten, das exotisch war und ein biss-
chen – zumindest manchmal – an Märchen 
aus tausendundeiner Nacht erinnerte. Die 
zeitgenössische Kunst aus dem Nahen Os-
ten spielte eine untergeordnete Rolle. Ein 
pragmatisches Verhältnis hatten deutsche 
Unternehmen unterschiedlichster Branchen 
zu den Ländern des Nahen Ostens bezie-
hungsweise Nordafrikas. Sie konnten dort 
entweder ihre Waren absetzen oder aber 
waren als Auftragnehmer, beispielsweise 
aus der Bauindustrie, in diesen Ländern 
tätig. Die, wie man heute sagt, islamischen 
Länder waren gute Auftraggeber, die nur 
dann kritisch betrachtet wurden, wenn es 
um die Höhe des Rohölpreises ging. 

Der 11. September 2001 änderte das vertraute 
Terrain schlagartig. Er war ein kultureller 

Bruch. Ein kultureller Bruch, weil auf einen Schlag 
deutlich wurde, dass die westliche Art und Weise 
zu leben und zu wirtschaften nicht allseits akzep-
tiert wird. Dieses traf den Westen besonders hart, 
da nach dem Ende des Kalten Krieges vielfach 
die Meinung vorherrschte, der Kapitalismus und 
mit ihm der westliche „way of life“ habe gesiegt. 
Es war darüber hinaus ein kultureller Bruch, weil 
auf einmal von „dem Moslem“ beziehungsweise 
„dem Islam“ gesprochen wurde. Viele selbst-
ernannte oder auch dazu gemachte Experten 
konnten und können weiterhin in den Medien 
ihre Meinungen über den Islam verbreiten. Dif-
ferenzierung ist scheinbar nicht gefragt. 
Ein besonders prägnantes Beispiel für die Pflege 
von Vorurteilen war der Anschlag in Norwegen 
im Juli dieses Jahres. Ein, wie man so schön sagt, 
Bio-Norweger verübte ein grässliches Attentat 
im Osloer Regierungsviertel und der Insel Utøya. 
Junge Menschen, die in Utøya diskutieren und 
feiern wollten, wurden erschossen. In den Me-
dien, und zwar unabhängig davon, ob es sich 
um den öffentlich-rechtlichen oder den privaten 
Rundfunk handelte, war direkt nach dem An-
schlag, als der Attentäter noch nicht bekannt war, 

von islamistischem Terror die Rede und die „Ex-
perten“ wussten sogleich die Spuren zu deuten. 
Dieses wahrlich schreckliche Beispiel zeigt, wie 
eingeschränkt die Wahrnehmung seit dem 11. 
September 2001 ist. Wenn etwas Ungeheuerli-
ches passiert, ein Terroranschlag oder ein Atten-
tat, ist der erste Verdacht: Ein Islamist hat dieses 
zu verantworten und das obwohl von den 249 
Terroranschlägen, die in der EU im letzten Jahr zu 
beklagen waren, „nur“ drei einen islamistischen 
Hintergrund hatten. 

Verräterische Sprache

Allein das Wort „Islamist“ ist ein weiterer Beleg 
für die veränderte Betrachtung von Menschen 
islamischen Glaubens. Als Ende der 1980er Jah-
re in der Bundesrepublik Deutschland die „das 
Boot ist voll-Position“ gegenüber Asylbewerbern 
weit verbreitet war, wurden aus Asylbewerbern 
auf einmal Asylanten. Diese rein sprachliche 
Abwertung war auch ein politisches Signal. Auf 
einer ähnlich subtilen Ebene des Bedeutungs-
wandels findet die sprachliche Beschreibung von 
Menschen muslimischen Glaubens statt. Allzu 
schnell ist von Islamisten und von islamistischer 
Haltung die Rede. Es wird darüber hinaus oft 
quantifiziert. Die Moslems sind viele. Ihre Fami-
lien haben viele Kinder. Männer unterdrücken 
ihre Frauen, Väter verbieten ihren Töchtern den 
Sportunterricht. Vorurteile, Pauschalisierungen 
und subtile Abwertungen feiern fröhlich Urständ. 
Eine undifferenzierte Betrachtung von Menschen 
muslimischen Glaubens konnte sich seit dem 11. 
September vielfach durchsetzen. 
Dass selbst sogenannte Eliten davon erfasst 
sind, zeigt das Beispiel Thilo Sarrazin. Nicht nur, 
dass es bemerkenswert ist, dass ein ehemaliger 
Bahnmanager, Finanzsenator und Bundesbank-
vorstandsmitglied biologistische Ideen verbreitet, 
die eigentlich seit 1945 in Deutschland keinen 
Nachhall mehr finden sollten. Noch bemer-
kenswerter ist, dass ihm von den Medien so viel 
Aufmerksamkeit zuteil wird, sodass seine Thesen 
tatsächlich eine weite Verbreitung finden. Im 
vergangenen Jahr reihte sich im Zuge des Er-

scheinens des Buches „Deutschland schafft sich 
ab“ Talkshow an Talkshow, in denen entweder er 
selbst zu Wort kam oder sich zumindest mit sei-
nen Thesen befasst wurde. In seriösen Zeitungen 
waren Vorabdrucke zu lesen. Erst im Juli dieses 
Jahres verschaffte das Kulturmagazin aspekte 
(ZDF) flankiert von der „Springerpresse“ (Welt, 
Bams und Bild) Thilo Sarrazin erneut einen Auf-
tritt, um seine Thesen von „faulen muslimischen 
Türken und Arabern“, die von Hartz IV leben, zu 
verbreiten.
Und der Kulturbereich, ist er stumm? Wir denken 
nein, aber er war und ist nach wie vor verstört. 
Verstört über die Kraft der Religion. Verstört über 
den Angriff auf die westliche Welt. Verstört über 
den eigenen Umgang mit dem Fremden und mit 
den Fremden.

Kraft der Religion

Die Religion spielte bis zum 11. September 2001 in 
Deutschland eine untergeordnete Rolle. Selbstver-
ständlich war und ist es jedem selbst überlassen, 
einer Religionsgemeinschaft anzugehören. Ob 
jemand glaubt oder nicht, ist Privatsache und 
die Kirchen sind oftmals moralische Stimmen, 
die aus guter alter Gewohnheit gefragt werden. 
Spätestens mit der Wiedervereinigung war die Sä-
kularisierung in Deutschland allgemein akzeptiert. 
Insbesondere die Kunst hatte sich emanzipiert von 
der Religion und zwar nicht nur mit Blick auf die 
Kirche als Auftraggeber für Künstler, sondern auch 
hinsichtlich der Auseinandersetzung mit Religion. 
Strenge religiöse Vorgaben sind spätestens mit 
der Bildungsoffensive in den 1970er Jahren passé 
gewesen. Das katholische Mädchen aus Nieder-
bayern als Sinnbild für verpasste Bildungschancen 
dient allenfalls noch als Erinnerung für überwun-
dene Zeiten. Einige Künstler verarbeiteten zwar 
ihre eigenen religiösen Erfahrungen künstlerisch, 
doch dieses hatte längst nicht mehr die Spreng-
kraft wie etwa das berühmte Tryptychon von Max 
Ernst „Die Jungfrau züchtigt das Jesuskind vor drei 
Zeugen“ aus dem Jahr 1926. Religion schien für 
die Kunst an Kraft verloren zu haben. Kunst wurde 
zur Ersatzreligion der Säkularisation.

Der 11. September bricht damit. Auf einmal 
wird anschaulich, welche Kraft religiöse Über-
zeugungen entfalten können im positiven wie 
im negativen Sinne. Dass sie aber eine solche 
Kraft haben, hat gerade auch im Kulturbereich 
für Irritationen gesorgt. 

Angriff auf die westliche Welt

Mit dem Ende des Kalten Krieges, dem Zerfall 
der Sowjetunion, dem Auseinanderfallen des 
Warschauer Pakts und letztlich der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten schien die westli-
che Welt den Wettbewerb der Systeme gewonnen 
zu haben. Dieser Wettbewerb der Systeme hat 
die politischen Akteure, aber ebenso die kultu-
relle Öffentlichkeit dermaßen in Atem gehalten, 
dass das Aufkommen anderer Strömungen im 
Nahen Osten, in der arabischen Welt oder auch 
in Nordafrika kaum zur Kenntnis genommen 
wurden. – Abgesehen vom Konflikt um Israel und 
Palästina, der aber eine ganz eigene spezielle 
Geschichte hat. 
Dass in islamisch geprägten Ländern die westli-
che Art zu leben, zu wirtschaften und zu arbeiten 
auf Ablehnung stößt, verwirrte gerade jene, die 
meinten, den Sieg der Systeme errungen zu 
haben. Es erstaunte jene, die gesellschaftliche 
Freiheiten mühsam erkämpft hatten. Freiheiten 
wie das Zeigen des nackten Körpers, gleich-
geschlechtliche Liebe, die Emanzipation, den 
Aufstieg durch Bildung und mehr. Und es ließ 
jene nicht nur im Osten Deutschlands sprachlos 
werden, denen durch den Untergang „ihres“ 
Systems die Alternative abhanden gekommen 
ist.
Wer noch in Erinnerung hat, wie die Wiederer-
öffnung des Goethe-Instituts und die Einrichtung 
von Mädchenschulen in Afghanistan nach dem 
vermeintlichen Sieg über die Taliban gefeiert 
wurde, hat den stillen Stoßseufzer noch im Ohr, 
dass die westliche Welt mit ihren Werten wie 
Gleichberechtigung der Geschlechter doch ge-
siegt haben könnte. Dass dieses ein Trugschluss 
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Zu den Bildern
Flugzeuge stürzen in das World Trade Cen-
ter, Rauch steigt auf. Dieses übermächtige, 
bildhafte Szenario hat sich weltweit in das 
Gedächtnis der Menschen eingebrannt. Ein 
einziges Bildmotiv, das in diesen Tagen erneut 
große Beachtung erfahren wird, da sich die 
Anschläge des 11. September nun zum zehn-
ten Mal jähren. Wir haben im vorliegenden 
Dossier bewusst auf dieses Motiv verzichtet. 
Stattdessen wählten wir Bilder, die auf den ers-
ten Blick alltäglich anmuten. Alle haben einen 
direkten Bezug zum 11. September, alle zeigen 
Menschen und Orte in New York, die von der 
Wucht des Ereignisses eingeholt wurden, und 
die sich in ganz unterschiedlicher Weise den 
Welt verändernden Anschlägen stellen. Die 
Fotos stammen von bekannten Fotografen. 
Sie setzen den Fokus auf die Menschen, auf 
den Schock, der bei Ihnen ausgelöst wurde. 
Aber sehen Sie selbst.
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